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Editorial 



August 1968: Sowjetische Armeeverbände stoppen durch ihren Einmarsch in die Tschechoslowakei das Entstehen einer 
pluralistischen Gesellschaft innerhalb des sowjetischen Machtbereichs. Beteiligt an diesem Akt der Aggression sind erstmals 
seit 1945 wieder deutsche Panzerverbände — Einheiten der DDR-Volksarmee. Dezember 1981: Jaruzelski kommt mit dem 
Ausruten des Kriegszustandes und der faktischen Machtübernahme durch das Militär einer drohenden Intervention der So- 
wjets in Polen zuvor. Auch diesmal stehen DDR-Einheiten „Gewehr bei Fuß", bereit, durch brüderliche Solidarität der Sowjet- 
union Hilfestellung bei der Niederschlagung des polnischen Volksaufstandes zu geben. Nicht beweisen lassen sich bis heute 
Gerüchte, wonach es in der DDR-Fülirung ernsthafte Pläne gegeben haben soll, eine Grenzrevision in Richtung Osten nach 
einem Einmarsch in Polen durchzusetzen. 

Hinter der vordergründigen Dramatik dieser Ereignisse und nur diese wird im Bewußtsein der westlichen Öffentlichkeit 
wahrgenommen — zeichnen sich zwei Haupttendenzen einer Entwicklung innerhalb des sowjetischen Machtbereichs ab. Zum 
einen wird der hegemoniale Anspruch der Blockführungsmacht Sowjetunion immer wieder, nach Phasen der Stabilisierung 
und Ruhe, von innen heraus in Frage gestellt, wobei es objektive Faktoren sind, die, ganz unabhängig von der jeweils herr- 
schenden Kremlfiihrung, in zyklisch wiederkehrender Form zu immer ähnlichen Destabilisierungen innerhalb des Imperiums 
führen. Zu diesen objektiven und über längere Zeiträume beobachtbaren Destabilisierungsfaktoren zählen der wachsende An- 
teil der nichtrussischen Bevölkerung innerhalb der Sowjetunion mit sich verstärkender separatistischer Tendenz - vor allem 
an der Südflanke der Sowjetunion — , die zunehmende Divergenz zwischen den ökonomischen Interessen der Sowjetunion und 
ihrer europäischen Verbündeten und nicht zuletzt der wachsende ökonomische und technische Rückstand gegenüber den 
Staaten des westlichen Bündnisses, woraus sich der seit Gründung der Sowjetunion fortsetzende Zwang ergibt, den Konsum- 
güterbereich dem Investitionsgütersektor unterzuordnen. Ein Zwang, der sich mit dem jährlich wachsenden Rückstand gegen- 
über dem Westen potenziert und innergcsellschaftlich Repression als sicherlich ungewolltes Kind gebiert. Katalysatorähnlich 
verstärkt werden diese Spannungsfaktoren durch die derzeitige NATO-Hochrüstungspolitik, die die Sowjetunion zu derart 
hohen Rüstungsausgaben zwingt, daß für die berechtigten Freiheitsbedürfnisse wie auch für die Konsumansprüche der Menschen 
in den Landern des Warschauer Paktes ebensowenig Raum bleibt, wie auf der staatlichen Ebene das Selbstbestiinmungsrecht 
der Völker. Dies ist die eine Tendenz. Die andere leitet sich aus dieser Spirale des Niedergangs ab, in der die Windungen, in der 
sich die Politik der Sowjetunion bewegen kann, immer enger werden. 

Die Entspannungspolitik der siebziger Jahre führte zu einer gewissen Abschwächung des Außendrucks auf die Sowjetunion und 
gleichzeitig zu einer deutlichen Verschiebung des Machtgefüges innerhalb des sowjetischen Einflußbereichs. Die Beziehung Mos- 
kaus zu Ost-Berlin, also die Verbindung des imperialen Machtzentrums zur ökonomisch starken und technologisch weiter ent- 
wickelten westlichen Peripherie, gewann in den letzten 20 Jahren für den sowjetischen Machtzusammenhalt eine so starke Be- 
deutung, daß die Frage nach den materiellen und geschichtlichen Bedingungen für das Entstehen dieser Machtbipolarität heute 
politisch von größtem Interesse ist, will man die zukünftige sowjetische Politik auch nur halbwegs zutreffend prognostizieren. 



Die Orientierung der sowjetischen Politik auf den mitteleuropäischen Raum, zunächst auf den ihrer eigenen Machtsphäre, ist 
als Konstante - auch über die Zeit der Entspannungspolitik hinaus - geblieben. Hinzu kam mit der Stationierung der amerika- 
nischen Mittelstreckenraketen in der BRD eine tatsächliche militärische Bedrohung der Sowjetunion, die nun auch politisch 
und militärisch Mitteleuropa — und damit vor allem die beiden deutschen Staaten - zum Dreh- und Angelpunkt sowjetischer 
Politik werden läßt, ökonomisch, militärisch und politisch in die Defensive gedrängt, bleiben der Sowjetunion nur wenige Mög- 
lichkeiten einer offensiven, auf langfristige Herrschaftssicherung angelegten Politik. Die wahrscheinlichste und erfolgversprech- 
endste aller denkbaren sowjetischen Optionen ist die einer deutschlandpolitischen Initiative. 

So weit die Lage, vor deren Hintergrund der stark spekulative Artikel Ference Fehe'rs und Agnes Hellers über die möglichen 
Gefahren eines neuen Rapallo für die Völker Osteuropas gesehen werden muß. Wir meinen, daß gerade in einer Zeit, in der — 
zufällig oder gewollt - die „deutsche Frage” wieder zu tagespolitischem Klamauk ( von Andreotti-Äußerungen bis zum Wir- 
bel um das Motto des Schlesiertreffens) mißbraucht wird, die Stimmen der beiden Exil-Ungarn emstgenommen werden müssen. 
Die Angst der Ostvolker vor einer deutsch-sowjetischen Übereinkunft darf uns nicht gleichgültig sein. Initiativen der Sowjet- 
union, etwa in Form eines Konföderationsangebots für beide deutschen Staaten, sollten aber auch nicht, wie in den fünfziger 
Jahren, vom Tisch gefegt werden. Es gilt daher, die politischen Möglichkeiten auszuloten, die sich für ein paktfreies Deutsch- 
land als Fnedenszone in der Mitte Europas bieten, ohne daß sich dadurch Unfreiheit und Mißachtung der Menschenrechte im 
sowjetischen Herrschaftsbereich fortsetzen oder gar verfestigen. Wir wollen die Einheit Deutschlands, aber nicht um den Preis 
der Unfreiheit der Völker Osteuropas. 
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Ferenc Feher und Agnes Heller 

Osteuropa unter dem Schatten eines neuen Rapallo 



I. Von Rapallo zu einem „neuen Rapallo“ 

Ist der Alptraum von einem neuen „Rapallo“ (einer Neu- 
auflage des Abkommens von 1922 zwischen dem besiegten 
Deutschland, das unter dem Diktat von Versailles litt, und 
dem schwerverwundeten Sowjetrußland, das gerade die er- 
sten Symptome einer Erholung von Bürgerkrieg und Hun- 
gersnot zeigte) mehr als das Trugbild einer dissidenten Fie- 
berphantasie, heimgesucht von der Schreckensvorstellung 
des triumphierenden Großen Bruders? Sicherlich für Rudolf 
Bahro, das enfant terrible der gegenwärtigen Phase des Na- 
tionalbolschewismus: In einem Interview erwiderte er nach 
einigen provokativen Antworten auf eine Frage, ob er „Ra- 
pallo“ im Sinn habe, ohne Zögern: „ Rapallo - warum 
nicht ?“'' 1 

Gewiß, Bahro ist kein deutscher Staatsmann, er ist auch 
kein Sprecher einer der Hauptströmungen. Wir werden je- 
doch sehen, daß es auch schon während der Vorbereitungen 
für Rapallo klar war, daß ein „marginaler“ Nationalbolsche- 
wismus Ausdruck starker Tendenzen war, die ihre Absich- 
ten nicht eindeutig zu erklären wünschten; und ferner, daß 
in der deutschen Politik gewisse Aspirationen von Beobach- 
tern und Kommentatoren klarer formuliert werden als von 
ihren wirklichen Protagonisten. Darum können wir Bahros 
hingeworfene Antwort als explizite Formulierung eines im 
Entstehen begriffenen Trends akzeptieren. 



Wir werden daher untersuchen, was ein neues Rapallo 
praktisch bedeuten und was für Folgen es für die unter so- 
wjetischer Oberhoheit stehende Region Osteuropa haben 
könnte. 

Die Beweggründe, die Deutschland nach Rapallo führten, 
wurden bündig zusammengefaßt von einem Biographen 
Brockdorff-Rantzaus, des ersten konservativen deutschen 
Diplomaten, der für die Versöhnung zwischen dem deut- 
schen Konservatismus und dem russischen Bolschewismus 
wirkte: „Nach dem militärischen Zusammenbruch Deutsch- 
lands spielte der Plan einer aufrichtigen Annäherung an die 
ehemaligen Kriegsgegner im Westen, um den Bolschewismus 
gemeinsam zu bekämpfen, eine gewisse Rolle in den Überle- 
gungen des Außenministers Brockdorff-Rantzau über die 
künftige Außenpolitik. Die Vorbedingung für den Erfolg 
einer solchen Politik war die Verwirklichung des verspro- 
chenen gerechten Friedens. Statt dessen legten die West- 
mächte in Versailles eine unversöhnliche Haltung an den 
Tag; als Folge der fehlenden Bereitschaft, die Erfordernisse 
der einfachsten Lebensbedingungen und Lebensrechte zu 
verstehen, war die deutsche Nation völlig vernachlässigt und 
mißachtet worden. “ 2) 

E.H. Carr bemerkt zu dieser allgemein bekannten Vor- 
aussetzung von Rapallo weiter: „Die Wahl zwischen Ost 
und West, die dem Deutschen Rat der Volksvertreter weni- 
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ge Stunden nach dem Waffenstillstand durch das Angebot 
zweier Züge mit russischem Getreide aufgezwungen wurde, 
war ein permanentes Dilemma der deutschen Außenpolitik, 
besonders wenn die Wahl von einer Position der Schwäche 
aus getroffen werden mußte. Von den deutschen Parteien in 
der Weimarer Republik hatte mir die SPD ihre Wurzeln im 
Westen und war konsequent westlich orientiert. Sie war mit 
den anderen Parteien der Zweiten Internationale verbun- 
den, deren Hauptstärke in Westeuropa lag; sie war aus Tra- 
dition gegen Rußland, das nicht nur als reaktionär, sondern 
auch als rückständig und barbarisch angesehen wurde: und 
nach dem Verlust der revolutionären Reinheit und Intransi- 
genz des Marxismus hatte sie viel von dem bürgerlich-demo- 
kratischen Radikalismus der westeuropäischen Unken in 
sich aufgesogen. So hatte sie fast als einzige deutsche Partei 
ein offenes Ohr für Wilsons demokratischen Pazifismus, ver- 
körpert in Konzepten wie Selbstbestimmungsrecht der Na- 
tionen und Völkerbund. In der ersten Periode der Weimarer 
Republik, als die Westorientierung für Deutschland wesent- 
lich war. hielt die SPD die Zügel der Macht in der Hand; ih- 
re Bedeutung nahm ab, als Deutschland wieder fähig wurde, 
eine unabhängige Außenpolitik zu verfolgen. Von den ande- 
ren Parteien halte die katholische Zentrumspartei westliche 
Neigungen. Da sie aber mehr auf konfessionellen als auf po- 
litischen Bindungen beruhte, sprach sie nur selten mir einer 
festen und einheitlichen Stimme zu wichtigen Problemen 
und konnte zumeist nur als ausgleichende Kraft agieren 
Keine der anderen Kräfte im politischen Leben Deutsch- 
lands war primär nach dem Westen orientiert. Die extreme 
Linke ... war für ein Bündnis mit Sowjetrußland. Die Partei- 
en rechts von der Mitte waren alle mehr oder weniger feind- 
selig gegen den Westen Den Kern dieser Parteien bildeten 
zwei Kräjte, die hinter der Fassade der Weimarer Republik 
weiterhin Deutschlands beherrschten, so wie sie es unter 
Wilhelm II. Beherrscht hatten: die Armee und die Schwer- 
industrie. Die Offizierskaste der besiegten Armee hegte fast 
bis zum letzten Mann den langfristigen Ehrgeiz, sich am We- 
sten zu rächen; und dazu war ein Bündnis mit dem Osten 
unerläßlich. Die von den westlichen und den überseeischen 
Märkten ausgeschlossene Schwerindustrie konnte nur im 
Osten eine Öffnung finden. Die Kräfte, die für eine Ost- 
orientierung ein traten, waren in Deutschland schon 1919 
mächtig, wenn sie auch nur wenige Mittel hatten ihren An- 
sichten und Ambitionen Wirkung zu verleihen " 3 

Als die Politik der Westmächte, die weiterhin die deut- 
schen Lebensrechte und Vorbedingungen des nationalen 
Lebens mißachteten, mit dem ausdrücklichen sowjetischen 
Wunsch zusammenfiel. ein Bündnis mit jedem einzugehen, 
der helfen würde, den „cordon sanitaire “ uni Rußland zu 
durchbrechen, und als sogar überzeugte Befürworter einer 
Annäherung an den Westen wie Rathenau - oft in beleidi- 
gender Form - abgewiesen wurden, da wurde die ursprüng- 
lich als Treffen der Westmächte geplante Konferenz von Ge- 
nua (1922) zu Rapallo, dem ersten Geheimabkommen zwi- 
schen Deutschland und Sowjetrußland. Das Wesen des Ab- 
kommens wird am besten von Carr formuliert: ..Die Tatsa- 
che der Unterschrift war wichtiger als der formale Inhalt 
des Vertrages. Er sah den beiderseitigen Verzicht auf alle fi- 
nanziellen Ansprüche vor. auch deutsche Ansprüche, die 
sich aus sowjetischen Nationalisierungsdekreten ergeben 
konnten, .unter der Bedingung, daß die Regierung der 
RSFSR analoge Ansprüche anderer Staaten ebenfalls nicht 
erfüllte'. Diplomatische und konsularische Beziehungen soll- 
ten wiederaufgenommen werden; und der wichtigste Artikel 
des Vertrages bezog sich auf die wirtschaftlichen Bedingun- 
gen ... Der Effekt dieser Klausel war, den Ausschluß 
Deutschlands von jedem internationalen Plan fiir die Aus- 



beutung russischer Ressourcen und die Bildung einer ge- 
meinsamen Wirtschaftsfront zwischen den beiden Ländern 
sicherzustellen ,..“ 4 ’ Jenseits all dieser Einzelheiten war 
Rapallo ein symbolisches, aber in dieser Funktion entschei- 
dendes Ereignis. Es zeigte erstens, daß das besiegte Deutsch- 
land und das geschwächte und belagerte Rußland als Kräfte, 
mit denen man rechnen mußte, das Zentrum der Weltpoli- 
tik wieder betraten, und zweitens, daß in einer Welt machia- 
vellistischer Politik weder weit divergierende Sozialstruktu- 
ren noch ebenso divergierende, ja sogar gegensätzliche Ideo- 
logien absolute Barrieren gegen strategische Bündnisse dar- 
stellen. 

Damit aber ein von der „Hauptströmung“ der deutschen 
Öffentlichkeit so weitgehend akzeptiertes Ereignis zustande 
kommen konnte, bedurfte es in der deutschen Politik „mar- 
ginaler“ Faktoren, von denen der wichtigste der National- 
bolschewismus war. Sehen wir, was Carr dazu sagt: „Die 
russische Revolution übte auf das besiegte Deutschland eine 
Faszination aus, welche weit über die engen Kreise jener 
hinausging, die mir der bolschewistischen Doktrin sympa- 
thisierten, und die nationalistische Rechte ebenso erfaßte 
wie die kommunistische Linke. Vielen Deutschen, deren 
Tradition zur Gänze rechts war. einschließlich der deut- 
schen Offiziere, schien es 1919, daß der einzige Weg zur 
Rettung Deutschlands eine Revolution sei. Die Stimmung 
nackter Verzweiflung hatte viel mit dieser Zerstörungsvision 
zu not: in der Stunde der Niederlage und der Demütigung 
wollte der deutsche Samson die finsteren Mächte des Bol- 
schewismus zu Hilfe rufen, um die Säulen des Tempels nie- 
derzureißen und die Philister um ihren Triumph zu bringen. 
Aber die Vision hatte auch ihre positiven Seiten, die 
zwangsläufig mit den Zielen der russischen Revolution in 
Konflikt gerieten. Der Schlag sollte den Westen und die li- 
berale Demokratie treffen; er sollte autoritär sein, aber die 
neue Macht des städtischen Proletariats anerkennen; und 
sein Ziel sollte die Wiederherstellung der nationalen deut- 
schen Militärmacht sein So hätte ein Bündnis zwischen dem 
nationalistischen Deutschland und dem bolschewistischen 
Rußland durch den gemeinsamen Haß gegen den Westen be- 
siegelt werden können, bestimmt von ideologischen Anti- 
pathien wie auch von Interessenkonflikten mit den West- 
mächten. Der Gedanke war auf den ersten Blick phanta- 
stisch und hätte als typisches Produkt politisch ungeschul- 
ter Offiziere und himrissiger junger Männer gelten können. 
Aber er hatte sein Gegenstück auf der extremen Linken. 
Laufenberg und Wolffheim, die Führer der auf dem Heidel- 
berger Parteitag im Oktober 1919 aus der KPD ausgeschlos- 
senen linken Gruppe, befürworteten eine Doktrin, die in der 
Folge .Nationalbolschewismus' genannt wurde, und forder- 
ten die KPD auf, einen revolutionären Volkskrieg gegen den 
Versailler Vertrag zu proklamieren und so die Unterstüt- 
zung der deutschen Nationalisten fiir die proletarische Re- 
volution zu gewinnen ... Ungefähr zur gleichen Zeit schrieb 
ein anarchistischer Intellektueller, Eltzbacher. eine Broschü- 
re mit dem Titel .Bolschewismus und die deutsche Zu- 
kunft'. worin er argumentierte, Deutschland könne von der 
Sklaverei des Versailler Vertrags nur befreit werden, wenn 
es den Bolschewismus akzeptiere, der dann über Westeuropa 
hinwegfegen und es zerstören werde; zu diesem Zweck war 
er bereit, Unordnung. Terror und Hunger hinzunehmen. In 
einem verwirrten Gedakengang wurden die Themen des 
ideologischen und politischen .Anschlusses' an Rußland un- 
unterscheidbar ... Von diesem Extrem revolutionären Rau- 
sches zum entgegengesetzen Extrem, vertreten durch Seeckt 
und die Reichswehrgeneräle, den harten Kalkulationen des 
Werts eines Bündnisses mit Rußland, wies das Prisma der 
deutschen Meinungen über den großen Nachbarn im Osten 
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Oktoberrevolution 1917: 

Der Sturm auf das Winter- 
palais (Gemälde) 



jede nur denkbare Schattierung auf. Allen diesen Gruppen 
gemeinsam war Haß gegen den Westen. Bewunderung ... der 
russischen Macht sowie die Hoffnung und der Glaube, daß 
diese Macht irgendwie für den Kampf gegen die Sieger von 
Versailles gewonnen werden könnte." 5 ' 

In diesem Kontext ist es klar, daß in den „marginalen“ 
Positionen auch die „Hauptströmungen" zum Ausdruck ka- 
men. Und nur vor diesem Hintergrund verstehen wir die 
Konsequenz in der sonst scheinbar verwirrten Laufbahn von 
Personen wie Ernst Niekisch (siehe seine Autobiographie 
„Gewagtes Leben“), die sich von der kommunistischen Re- 
volution in München 1919 über Freundschaft und Bündnis 
mit den Strassers auf der „Linken“ der Nazi-Partei zum sta- 
linistischen Kommunismus in Ostdeutschland nach 1945 
bewegten und schließlich in einer leninistischen Opposition 
gegen die DDR endeten. Aber selbst wenn wir noch weiter 
nach rechts gehen und die auf den ersten Blick unglaubliche 
Eintragung ini unveröffentlichten Tagebuch des jungen 
Goebbels (15. Februar 1926) lesen, müssen wir dies im 
Kontext des „Nationalbolschewismus“ verstehen: „Hitler 
sprach zwei Stunden lang. Mir ist, als ob mich jemand ge- 
schlagen hätte. Was für ein Hitler ist das? Ein Reaktionär ? 
Keine Spur von Haltung und Sicherheit. Russische Frage: 
ganz abseitig. Italien und england unsere natürlichen Ver- 
bündeten. Schrecklich ! Unsere Aufgabe, sagt er, sei die 
Vernichtung des Bolschewismus. Der Bolschewismus sei 
eine jüdische Schöpfung. Wir müßten Rußland zerschlagen 
Einhundertachtzig Millionen ? Ich bin außerstande, ein Wort 
zu sagen Ich fühle mich wie vor den Kopf geschlagen! ... 
Wie mir das Herz wehtut! ... Mir ist zum Weinen ..." 

Was die Ziele und die Substanz des Rapallo-Paktes be- 
trifft, wurden die ersteren von beiden Seiten mit ungewöhn- 
licher Klarheit und Nüchternheit ausgesprochen. Auf Brock- 
dorff-Rantzau bezugnehmend, schreibt Helbig: „Er dachte 
von Anfang an nicht daran, ein Bündnis einzugehen Sollten 
jedoch die alliierten Mächte beabsichtigen. Deutschland zu 
vernichten, und dies, so meinte er, war allem Anschein nach 
der Fall, dann wäre es nicht nur würdevoller, sondern auch 
politisch klüger, aktiv in die Weltentwicklung einzugreifen 
und zumindest einen Versuch zu machen, die geistige Füh- 



rung zu übernehmen, anstatt passiv das einem zugedachte 
Schicksal hinzunehmen. Vor allem mußte Moskau einge- 
schätzt werden, ob es Anzeichen dafür gab, daß die Revolu- 
tion sich in Evolution verwandelte. Jedenfalls aber fand er 
die Einheit des Reiches durch eine Annäherung an Rußland 
weniger gefährdet als durch die Politik der Entente . 1,7 

Russischerseits definierte Radek, damals noch ein hoch- 
offizieller Sprecher lur die russische Politik, wenige Monate 
nach Rapallo „diese Beziehung im Sinn der ewigen Interes- 
sen Rußlands und der traditionellen Erfordernisse der alten 
Diplomatie: .Die Politik der Strangulierung Deutschlands 
impliziert faktisch die Vernichtung Rußlands als Groß- 
macht; denn wie immer Rußland regiert wird, ist es immer 
daran interessiert, daß Deutschland existiert ... Ein durch 
den Krieg aufs äußerste geschwächtes Rußland hätte weder 
eine Großmacht bleiben noch die ökonomischen und tecli- 




Karl Radek 
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tuschen Mittel fiir den Wiederaufbau gewinnen können, 
wenn es nicht in der Existenz Deutschlands ein Gegenge- 
wicht zur Übermacht der .4 lliierten gehabt hätte' ... “ 8 ' 

Was die Substanz von Rapallo betrifft, bestreitet Helbig. 
daß der Vertrag Gelieimklauseln enthielt und die Vorberei- 
tung für ein Militärbündnis war. ein erster Schritt zum Mo- 
lotow-Ribbentrop-Pakt. Er kann jedoch nicht leugnen, ja er 
beweist sogar, daß etwas Derartiges der russischen Absicht 
zugrunde lag. Zitieren wir ein Gespräch zwischen Brock- 
dorff-Rantzau, damals deutscher Botschafter in Moskau, 
und Rykow, dem damaligen Vorsitzenden des Rates der 
Volkskomissare (Ministerpräsidenten), vom Februar 1925: 
„Der Vorsitzende erwähnte die A megungen Tschitscherins 
und meinte, nach Versailles seien unstreitig zwei Macht- 
gruppen entstanden, die einander zu überholen trachteten 
Die Siegerstaaten bemühten sich. Rußland auf ihre Seite zu 
ziehen, obwohl gleichzeitig Versuche unternommen wür- 
den, eine Einheitsfront gege die Sowjetunion zu schaffen. 
Rykow und die russische Regierung seien jedoch nicht ge- 
sonnen, sich für solche Pläne gewinnen zu lassen, und hät- 
ten vielmehr beschlossen, in eine engere Beziehung mit 
Deutschland zu treten, nach gebührender Erwägung der Tat- 
sache, daß es in Deutschland immer noch Tendenzen gebe, 
die auf die Bildung einer Einheitsfront mit der Entente ge- 
gen die Sowjetunion zielten. Trotzdem wolle er ein Bündnis 
Vorschlägen. " 9) 




Rykow 



Das war gewiß ein historisches Angebot von beträchtli- 
cher Bedeutung. Wäre es verwirklicht worden, hätte die gan- 
ze Geschichte nach dem Ersten Weltkrieg einen anderen 
Verlauf genommen. Die Weimarer Republik wurde jedoch 
durch den meteorgleichen Aufstieg von Hitlers National- 
sozialistischer Partei so tief untergraben, daß sie für ein 
deutsch-sowjetisches Bündnis offensichtlich unzuverlässig 
war; also wandte sich die sowjetische Führung dem ebenso 
traditionellen Gedanken einer französisch-russischen Allianz 
zu. 



Es wäre ein schweres Mißverständnis unseres Textes, ihn 
als einen Versuch anzusehen, „verbrecherische deutsch-so- 
wjetische Absichten“ zu demaskieren. Im Sinn einer „natu- 
ralistischen" Politikauffassung (und das war die Sprache so- 
wohl der sowjetrussischen als auch der deutschen Politiker) 



war Rapallo für beide Seiten ein durchaus vernünftiger 
Schachzug. Wie der Internationalist und Nichtrusse Radek 
ganz richtig leststellte, hatte Rußland von seinem eigenen 
nationalistischen Standpunkt aus stets großes Interesse an 
einem unabhängigen und starken, aber freundlichen 
Deutschland gehabt. Andererseits war die preußisch-deut- 
sche Politik (ungefähr seit Friedrich dem Großen, als der 
Kampf für ein geeintes Deutschland unter preußischer Füh- 
rung begann, über Bismarck bis zum Ende der Weimarer 
Republik) stets von drei Faktoren beherrscht gewesen: dem 
Russischen Reich, dem Westen und den „Mittelmächten“ 
(unter denen die Habsburgermonarchie aus Gründen, die 
hier nicht erörtert werden können, immer eine Sonderstel- 
lung eingenommen hatte). Das bedeutet erstens, daß 
Deutschland (Preußen) sich als verschieden sowohl vom We- 
sten als auch vom (russischen (Osten verstand. Das war nicht 
nur eine geopolitische Frage, sondern spiegelte auch be- 
stimmte philosophische Überlegungen wider. Zweitens un- 
ternahm Deutschland, obwohl es sich als „Reich“ auffaßte, 
mit entschieden imperialistischen Aspirationen außerhalb 
Europas und der unmißverständlichen Absicht, seine schwä- 
cheren Nachbarn zu dominieren, wie alle imperialistischen 
Mächte es tun, dennoch keinen Versuch, ein „künstliches 
Imperium“ zu schaffen, sondern strebte vielmehr nach der 
Vereinigung aller deutschsprachigen Staaten und Volksgrup- 
pen in einer „großen Nation“ 101 (Der Griff nach der 
Ukraine im Jahre 1917 war nicht nur ein spektakuläres 
„Sich-Obernehmen" angesichts des deutschen Zusammen- 
bruchs ein Jahr später, sondern auch eine gefährliche Ab- 
weichung von der traditionellen deutschen Politik und in 
diesem Sinn, rückblickend, eine Vorwegnahme Hitlers). 

Eben weil „Deutschland“ von Friedrich bis zum Ende 
der Weimarer Republik kein „künstliches Imperium“ war, 
sondern eine expansive Nation, war es keine prinzipielle 
Frage, sondern einfach eine Frage pragmatischer Zweck- 
mäßigkeit für die deutschen Politiker aller Schattierungen, 
ob sie im Bündnis mit dem Osten gegen den Westen kämp- 
fen sollten oder umgekehrt. ..Osten“ und ..Westen“ waren 
separate und. wie cs den traditionellen Konservativen und 
auch den traditionellen Liberalen schien, ewige Faktoren 
der an sich neutralen Machtpolitik. Es galt nicht als Verrat, 
sondern eher aos Prinzipientreue für deutsche Staatsmän- 
ner. ihre expansive Nation bald mit dem Westen, bald mit 
dem Osten zu verbünden. Dies erklärt, daß der deutsche 
Alptraum von einem „Zweifrontenkrieg“ mehr als ein stra- 
tegisches Prinzip war: er ergab sich organisch aus einer hi- 
storischen Auffassung der europäischen Welt, in der es 
einen spezifischen „Osten“ und einen spezifischen „We- 
sten" zu geben hatte. Im Sinn dieser Auffassung war cs ver- 
geblich. ja verrückt, zu glauben, man könne eine dieser spe- 
zifischen und ewigen Gegegenheiten „eliminieren“ (ge- 
schweige denn alle beide). Es mit allen zugleich aufzuneh- 
men. bedeutete daher sichere Niederlage, während ein 
schneller Schlag gegen die andere Seite, wobei die andere 
verbündet oder wenigstens neutral war. den sicheren Sieg 
versprach. Genau in diesem Sinn haben die deutschen Gene- 
räle Hitler falsch verstanden. Der Führer war an der konser- 
vativen Nation ganz einfach nicht interessiert, nur an sei- 
nem „künstlichen Imperium“; auch war er als konsequenter 
Irrationalist nicht interessiert an der „Folge der Zeit“, son- 
dern nur an der „Ewigkeit des Augenblicks“, die keine 
Nachwelt kennt, nur die Gegenwart der heidnischen Nazi- 
Mythologie. Er brauchte den totalen Sieg oder gar nichts. 
Er brauchte die Auslöschung des „Westens“ wie des 
„Ostens“ und eine im Zeichen des Hakenkreuzes über end- 
lose Hekatomben vereinigte Welt, sonst war es kaum wert, 
den Krieg zu führen. Diese negative Konsequenz und nicht 
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die angebliche „Unwissenheit des Gefreiten“ machte ihn 
völlig unzugänglich für die Argumente der Moltkc- 
Schlieffen-Schule. Aber die sozial-liberalen und konservati- 
ven deutschen Politiker der Weimarer Republik, die mit Hit- 
lers neuem Reich nichts zu schaffen hatten, glaubten ganz 
einfach — und im Sinn einer „naturalistischen“ Politikauf- 
fassung, in der die menschliche „Natur“ im Sinne von 
Hobbes verstanden wird, mit sehr gutem Grund -, der tra- 
ditionellen Linie der „deutschen“ Politik zu folgen: den 
„natürlichen“ östlichen Verbündeten ins Spiel zu bringen, 
als der Westen unerträglich selbstgerecht und tyrannisch ge- 
worden war. Tatsächlich hatten sie in vielen Punkten recht, 
und selbst rückblickend kann ihnen kaum ein moralischer 
Vorwurf gemacht werden. Vor allem gibt es keine morali- 
sche Autorität, in deren Namen solche Bemerkungen ge- 
macht werden könnten. Wilsons moralisierende Politik war 
für die Rolle eines Schiedsrichters am wenigsten geeignet, 
weil sein liberaler Pazifismus leicht von Clemenceau chauvi- 
nistisch-egoistisch im Sinn der deutschen Verantwortung in- 
terpretiert werden konnte, ein Chauvinismus, der in Ver- 
sailles kulminierte, in einer simplen Umkehrung des unge- 
rechten deutschen Friedens, der Frankreich 1871 diktiert 
worden war. Ferner ist es einfach nicht wahr, daß Frank- 
reich und England im Gegensatz zu Rapallo-Deutschland 
Bannerträger der Demokratie waren. Das Vorgehen Eng- 
lands in Irland nach dem Ersten Weltkrieg, die wohlwollen- 
de Unterstützung britischer und französischer Politiker für 
Minidiktatoren in Osteuropa als Garanten gegen den Kom- 
munismus sind genügend Beweise des Gegenteils. Auch ist 
die übliche (übrigens berechtigte) Kritik, wonach Rapallo 
es den deutschen Militärs ermöglichte, die in Versailles ver- 
hängten Restriktionen zu übertreten, moralisch nicht be- 
sonders überzeugend. Einerseits waren die Versailler Be- 
stimmungen keine absoluten Hindernisse gegen einen Krieg. 



andererseits kann Hitler nicht von Seeckts Einvernehmen 
mit den sowjetischen Militärs, von deren Bemühungen um 
die Aufrechterhaltung eines legitimen Niveaus der Landes- 
verteidigung, „abgeleitet werden. Es gab jedoch einen 
Punkt, einen ominösen in Anbetracht der Möglichkeit 
eines neuen Rapallo, der moralisch überhaupt nicht vertei- 
digt werden kann: Der Vertrag war deutlich und bewußt ge- 
gen Polen gerichtet, gegen dessen Stärke, ja Existenz. Der 
Liberale Wirth. damals Reichskanzler, verwendete in einer 
Unterredung mit dem Konservativen Brockdorff-Rantzau 
am 19. Juli 1922 eine Sprache, deren Botschaft die Polen 
mehr als ein halbes Jahrhundert lang nicht vergessen soll- 
ten: ... Ich sage es, ohne zu zögern: Polen muß erledigt 

werden Das ist das Ziel, auf das meine Politik gerichtet ist 
... Ich werde keinen Vertrag unterzeichnen, durch den Po- 
len gestärkt werden würde ... In diesem Punkt bin ich völlig 
einig mit den Militärs, besonders mit General von 
Seeckt. “ 1 1 1 



Hitler mit seinem Ehrgeiz, der Gipfelpunkt alles Deut- 
schen zu sein, brach radikal mit allen traditionellen deut- 
schen Mustern, den strategischen, politischen und kulturel- 
len. Sein Reich war ein „künstliches Imperium“, keine ex- 
pansive und konservative nationalistische „große Nation“; 
seine rassistische Mythologie war ein „nordischer“ Import, 
kein deutscher Chauvinismus oder Patriotismus; sein Pakt 
mit Stalin hatte nicht den Zweck, wie einst Rapallo, 
Deutschland zu stärken, und auch nicht, den Westen zu de- 
mütigen. sondern ihn geradewegs zu vernichten, was niemals 
ein deutsches Ziel gewesen war; wäre ihm dies gelungen, 
dann hätte sein Plan „Barbarossa“ seine Fahnen in Fernen 
getragen, von denen nicht einmal der verrückteste Hohen- 
staufe je geträumt hatte; seine Kultur war eine heidnische, 
teutonische Orgie über Hekatomben, nicht Bildung, wie 
sehr dieser Begriff in den Händen konservativer und arro- 
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Sowjets, Deutsche in Polen 1939: Richtet 
sich auch ein „neues Rapallo“ gegen die 
Souveränität Polens? 



ganter Schulmeister auch geschändet worden war. Das heißt 
nicht, daß die Deutschen für die Duldung Hitlers nicht ver- 
antwortlich waren (so wie die Russen und andere für die 
Duldung Stalins und seiner Nachfolger verantwortlich wa- 
ren und noch immer sind); es geht nur darum, auf Ak con- 
dition allemande im Jahre 1945 hinzuweisen. Nach einem 
dermaßen radikalen Bruch mit der deutschen Tradition war 
es nicht nur das Reich, das in Trümmern lag. Das bloße 
Recht, ein Deutscher und in diesem Sinn ein deutscher Na- 
tionalist zu sein, ist von allen Opfern der Hitlerschen Ag- 
gression in Frage gestellt worden. 

Und hier beginnt das Problem, hier bricht die Kommuni- 
kation zwischen der überwältigenden Mehrheit der Deut- 
schen, die sich entschieden weigern, die Situation von 1945 
als immerwährend zu akzeptieren, und der übrigen Welt zu- 
sammen. Unsere Analyse einer Entwicklung, die auf die 
Möglichkeit und die inhärenten Gefahren eines neuen Ra- 
pallo hinweist, zielt auf eine andere Anschauung der Dinge 
und der deutschen Aspirationen. Aus drei Gründen. Erstens 
glauben wir, daß die Anerkennung der Legitimität eines je- 
den Nationalismus mit Ausnahme des deutschen oder des- 
sen Verdächtigung nur wegen vergangener Ereignisse im 
Kern ein neuer, umgekehrter Rassismus ist. Die einzigen an- 
nehmbaren Positionen sind unserer Ansicht nach entweder 
die allgemeine Eliminierung aller Nationalismen (eine huma- 
ne. aber wohl undurchführbare Idee) oder die historische 
Legitimierung eines jeden Nationalismus, solange er nicht 
explizit oder implizit die Ausrottung anderer menschlicher 
Gruppen zum Ziel hat. (Hier kann nicht einmal die „Erlö- 
sung anderer, in diesem Jahrhundert ein mehr als fragwürdi- 
ges Vorhaben, geduldet werden.) Zweitens ist es nicht nö- 
tig, eine große Theorie der Nation oder des Nationalismus, 
eine radikale Theorie der Anerkennung aller nicht ausbeute- 
rischen Bedürfnisse zu haben, um das Recht der Deutschen 
auf eine geeinte Nation und auf Nationalismus anzuerken- 
nen. Es gibt sehr viele Argumente für und gegen das Ziel der 
Wiedervereinigung dessen, was vor Hitler Deutschland war, 
und diese Argumente sind auch wirklich sowohl außerhalb 
als auch innerhalb Deutschlands zu finden. Diese Argumen- 
te können mehrere praktische Vorteile haben, indem sie zei- 
gen, wie viele Scyllac und Charybdes vermieden würden, 
wenn die Deutschen die Hoffnung aufgäben, zu erreichen, 
was für sie nicht erreichbar ist. Das mag zutreffen oder 
nicht, doch das ist irrelevant angesichts des hartnäckigen 
kollektiven Wunsches nach Wiedervereinigung. Unsere radi- 
kale Theorie der Demokratie als Basis des Sozialismus kann 
nicht umhin, einen solch elementaren Wunsch anzuerken- 
neh - mit gewissen Vorbehalten, die wir später erörtern 
werden. Es war eine reichliche Portion bitterer welthistori- 
scher Ironie, was die Deutschen und die Juden in einer Hin- 
sicht einander so nahe gebracht hat. Es wäre ein Sakrileg, 
den Vergleich zu weit zu treiben, aber soviel kann ohne Fri- 
volität gesagt werden: Beide Gruppen beanspruchen das 
Recht und die Möglichkeit, „unter einem Dach zu leben'*, 
und solange sie diesen Anspruch nicht so weit ausdehnen, 
daß sie anderen deren eigene, ebenso legitime Existenzrech- 
te absprechen, ist ihr Anspruch letztlich durch den emphati- 
schen kollektiven Willen, der dahintersteht, gerechtfertigt. 
Schließlich übersehen verärgerte Beobachter manchmal den 
wichtigen Faktor der Selbstkritik in der Struktur des neuen 
deutschen Kollektivgefühls; es ist ein Nationalismus der 
deutschen Nation, nicht eines deutschen Reiches. Während 
ein ständiges neudeutsches nationalistisches Argument lau- 
tet, die Bevölkerung der DDR habe dieselbe Kultur wie die 
„Westdeutschen“ und müsse deshalb früher oder später ge- 
meinsam mit diesen einen souveränen deutschen Staat bil- 
den, gibt es bezeichnenderweise weder bei der politischen 



Rechten noch bei der politischen Linken ein solches Argu- 
ment in bezug auf Österreich (oder auf verbleibende deut- 
sche Sprachgruppen in anderen Ländern). In dieser Hinsicht 
scheinen die Deutschen die Lehren des Deutschen Reiches, 
wahrscheinlich des letzten, von einem Österreicher gegrün- 
deten. richtig gelernt zu haben. 

Wenn wir von einer solchen Position ausgehen, müssen 
wir als beste Charakterisierung des deutschen Schicksals 
nach Hitler das Dokument einer kleinen Gruppe von „Tito- 
isten“ und Trotzkisten (der sogenannten Unabhängigen Ar- 
beiterpartei Deutschlands) von 1951 akzeptieren: „Die Ge- 
gensätze zwischen den kapitalistischen Westmächten und 
der Sowjetunion führten mit der Besetzung Deutschlands 
und dem Ausbleiben einer deutschen Revolution zur Auf- 
spaltung unseres Landes. Die von den Supermächten ge- 
meinsam gefaßten Beschlüsse von Potsdam zur Unterwer- 
fung und Ausbeutung Deutschlands haben die Siegermächte 
nicht daran gehindert, ihre jeweiligen Besatzungszonen 
rasch der Struktur ihrer eigenen Lander anzugleichen ... Die 
Wiedervereinigung Deutschlands darf weder ein politischer 
Sieg der SUD- Bürokratie noch der westlichen Kapitalisten 
sein." 121 Hier ist die Bezugnahme auf eine deutsche Revo- 
lution. die nicht aus der Kälte kam, von entscheidender Be- 
deutung. Tatsächlich scheint 1944 der letzte historische 
Zeitpunkt gewesen zu sein, an dem eine deutsche Revolu- 
tion die Teilung Deutschlands hätte verhindern können, in- 
dem sie der Schmach und dem Elend, die zahllose Millionen 
durch Deutsche erlitten, entschlossen und durch deutsche 
Taten ein Ende gesetzt, das eigene Haus in Ordnung ge- 
bracht und damit das alte Gebäude gerettet hätte. Es ist 
hier nicht unsere Sorge, ob eine solche deutsche Revolution 
„wahrscheinlich“ oder „unwahrscheinlich" war. In der „al- 
ternativen Geschichtsschreibung" hängt alles von der Art 
der Darstellung ab. Wir wollten nur auf theoretische Mög- 
lichkeiten hinweisen. Deutsche Linke haben immer behaup- 
tet, eine große Chance für einen linken Sieg im Jahre 1945 
sei durch die konservative Politik der Anglo-Amerikaner 
vereitelt worden. Wenn diese Behauptung auch nur zur 
Hälfte wahr ist. dann muß es 1944 genügend Anhängerder 
Linken gegeben haben, um den 20. Juli oder eine andere 
Gelegenheit zum Sturz der Nazis zu nutzen. Dies um so 
mehr, als der Nazismus, trotz seiner scheinbaren Allmacht 
in den Jahren 1943—1944, in denen er immer mehr Opfer 
in den Tod schickte, buchstäblich bis zum letzten Augen- 
blick, in Wirklichkeit schon sehr schwach gewesen sein 
muß. 

Der Umstand, daß es nach der Niederlage keinen einzi- 
gen nennenswerten Versuch gegeben hat. die Naziherrschaft 
wiederherzustellen oder auch nur die „Ehre des National- 
sozialismus" zu verteidigen, zeigt, wie leer und hohl die 
einst so arrogante Haltung der Nazis unter der Last einer 
unwiederbringlich verlorenen historischen Chance geworden 
war. Wie die „Geschichte“, diese ambivalente und trügeri- 
sche Lehrmeisterin, uns vom faschistischen Italien 1943 bis 
zum stalinistischen Ungarn 1956 lehrt, scheinen total ausge- 
höhlte totalitäre Regime an einem Tag unwiderstehlich und 
verdunsten am nächsten Tag spurlos; ähnlich müssen die 
Deutschen die Hohlheit des Regimes empfunden haben. 
Ferner: während die Deutschen behaupten konnten, früher 
durch eine scheinbar sich selbst bestätigende Propaganda ge- 
täuscht worden zu sein, erschien 1944 deutlich die Schrift 
an der Wand. Die deutschen Heere waren überall im Rück- 
zug. die deutschen Städte lagen in Trümmern, und fast alle 
Verbündeten, das faschistische Italien, das halbfaschistische 
Rumänien und das halbfaschistische Ungarn, das oro-deut- 
sche (oder vielmehr anti-sowjetische) Finnland, waren von 
der Nazi-Sache abgefallen - so viele Anzeichen und Tatsa- 
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ehen, daß nicht einmal Goebbels' Propaganda sie zu „feind- 
lichen Trugbildern einer Fieberphantasie" herunterspiclen 
konnte. 

Aber wieder einmal brachte die „unbewältigte Vergan- 
genheit", diese abgedroschene Phrase des deutschen Selbst- 
verständnisses, ein Wunder hervor. Die historische „Dolch- 
stoßlegende“ vom November 1918, die fast obligate Erklä- 
rung der ersten monumentalen Niederlage Deutschlands, 
wirkte als kategorischer Imperativ. Millionen, besonders auf 
der Linken, die Hitler haßten wie niemand sonst und nichts 
Besseres zu erwarten hatten als Gefahr seitens der Myrmido- 
nen Hitlers oder seitens der Sieger, und die folglich nicht 
von Angst, sondern eher von Verzweiflung getrieben wur- 
den, handelten doch nicht, als sie zum letzten Mal mit hi- 
storischer Wirksamkeit hätten handeln können, weil sie 
nicht bereit waren, das Stigma des Vaterlandsmordcs, des 
„Dolchstoßes", auf sich zu nehmen. Es ist natürlich überaus 
schwierig, auch nur mit einem geringen Maß an Sicherheit 
zu sagen, was eine siegreiche deutsche Revolution im Jahre 
1944 hätte erreichen können. Aber höchstwahrscheinlich 
wäre das Szenario das folgende gewesen: eine von Deut- 
schen durchgefuhrte sofortige und exemplarische Bestra- 
fung aller Nazi-Verbrecher, die das deutsche Gewissen ein 
für allemal von den Lasten und Psychosen der Schuld be- 
freit hätte; die unverzügliche Räumung aller besetzten Ge- 
biete und das Angebot eines Waffenstillstands sowie der 
Aufnahme von Vorverhandlungen über einen gerechten 
Friedensvertrag, der der deutschen Verantwortung Rech- 
nung tragen, aber die Souveränität und territoriale Einheit 
Deutschlands schützen sollte: Eliminierung der verfehlten 
Forderung einer bedingungslosen Kapitulation 131 ; die Ret- 
tung von Millionen Menschen. Nichtdeutschen und Deut- 
schen. die im letzten Jahr der zu Ende gehenden nekrophi- 
len Hitlerherrschaft zugrunde gingen. Natürlich gab es die 
Möglichkeit, daß Deutschland nach einer siegreichen anti- 
faschistischen Revolution auf Verständnislosigkeit gestoßen 
und kämpfend und frei untergegangen wäre. Das aber hätte 
wenigstens einen historischen „Ursprung" für das Selbstver- 
ständnis der Deutschen geschaffen, etwas, an das alle späte- 
ren deutschen Generationen mit tiefempfundener Erleichte- 
rung hätte zurückdenken können. Außderdem wäre eine 
solche Entwicklung sehr unwahrscheinlich gewesen, da es in 
den westlichen Demokratien, wenn auch in manipulierter 
Form, eine öffentliche Meinung gab, die keineswegs bereit 
war, unverhältnismäßig große Opfer an Menschenleben für 
unrealistische Zwecke hinzunehmen. 

Sobald der historische Augenblick für eine deutsche Re- 
volution verpaßt war. wurde die Teilung Deutschlands un- 
vermeidlich, und die deutsche Geschichte hat sich bis zur 
Gegenwart in Antinomien entwickelt, die von der überwäl- 
tigenden Mehrzahl der Deutschen als Leiden erlebt wurden. 
Was als Leiden empfunden wird, ist Leiden. Wir wären je- 
doch nicht ganz aufrichtig, wenn wir bestreiten wollten, 
daß die Deutschen insofern Glück hatten, als der Großteil 
des besetzten Staatsgebietes und der Bevölkerung in die 
Hände des Westens und nicht in Stalins Hände gelangte. Ob 
man nun an historische Ereignisse bürgerlich-liberale oder 
echt sozialistische Mäßstäbe anlegt, es steht außer Zweifel, 
daß selbst Adenauers extrem restriktiver, konservativ-libera- 
ler Obrigkeitsstaat, dieses Musterbeispiel des Kalter-Krieg- 
Westens, verglichen mit Ulbrichts und Honeckers „realem 
Sozialismus" ein Hort der Freiheit war. Wenn der Sozialis- 
mus in Deutschland überhaupt eine Zukunft hat, dann nur 
dort, wo zumindest ein gewisses Maß an Freiheit herrscht. 
Außerdem hatten die westlichen Besatzungsmächte, auf de- 
ren Verantwortlichkeit wir später zu sprechen kommen 



werden, wenigstens eine Lektion von Versailles gelernt: daß 
die Ausbeutung und Demütigung der Masse der deutschen 
Bevölkerung einfach eine schlechte Politik ist. Darum 
„schenkten“ die Westmächte Deutschland ein liberales Sy- 
stem (oder zwangen es ihm auf) und beherzigten Rathenaus 
Rat mit dreißig Jahren Verspätung in Form des Marshall- 
plans. Dies, in Verbindung mit dem außerordentlichen Ta- 
lent des konservativen, misanthropischen Staatsmannes 
Adenauer (das nur dem Talent de Gaulles vergleichbar ist) 
und der Tüchtigkeit seiner zynischen Elite, schuf das von 
der ganzen Welt bestaunte Wunder: den seltsamen „Sieg“ 
des einen Deutschland nach einem Krieg ohne Frieden, der 
die andere Seite der deutschen Sicksalslage ist. 

Was kann man zu den Antinomien der deutschen Situa- 
tion nach 1945. nach der De-facto-Teilung, sagen'? ( Wir ver- 
wenden liier das Wort „Antinomien" im klassisch-philoso- 
phischen Sinn: als kontrastierende Optionen, deren jede 
von den Handelnden gewählt werden kann und oft wird, 
wobei aber keine aus einer besonderen Situation eliminiert 
werden kann, solange es diese „besondere Situation“ gibt, 
keine bringt an sich Harmonie, sie können weder zu einer 
harmonischen Losung vereinigt werden, noch gibt es eine 
dritte fruchtbare Option, solange die „besondere Situation" 
vorherrscht.) 

Das erste Antinomienpaar wurde in den folgenden Op- 
tionen präsentiert: entweder kollektive passive Resistenz al- 
ler Deutschen gegen alle Besatzungsmächte als langfristige 
Politik oder Zusammenarbeit mit ihnen an beiden Polen. 
Hier gab es in der Tat keine dritte Option. Unseres Wissens 
erschien weder auf der Rechten noch auf der Linken ein 
ernsthafter politischer Faktor, der die Deutschen 1945 ver- 
anlaßt hätte, sich für Gandhis Strategie der Nichtzusammen- 
arbeit zu entscheiden. Gegen eine solche Entscheidung gab 
es tatsächlich sehr gute moralische und politische Gründe. 
Erstens empfanden demokratische und sozialistische Deut- 
sche und oft auch religiöse Deutsche ohne politische Über- 
zeugung so tiefe Reue für die schrecklichen Verbrechen, die 
im Namen Deutschlands von Deutschen begangen worden 
waren, daß sie die für solch einen langfristigen Boykott not- 
wendige Selbstsicherhcit nicht aufbringen konnten. Sie 
fürchteten auch. Werkzeuge einer geheimen Nazi-Wider- 
standsbewegung zu werden, die sie geschickt von hinter den 
Kulissen manipulierte, was zweifellos möglich gewesen wä- 
re. Es stimmt aber auch, daß die Alliierten alle Trümpfe in 
der Hand hielten, und daß führende Politiker der Sicgcr- 
mächte ohnehin schon mit dem Gedanken gespielt hatten, 
das besiegte Deutschland zu einem neuen Karthago zu ma- 
chen. Ein gesamtdeutscher Boykott hätte eine anglo-ameri- 
kanische und eine sowjetische Reaktion dieser Art auslösen 
können. Bei all dem ist im Rückblick nicht zu bestreiten, 
daß dies eine relevante und adäquate Antwort gewesen wä- 
re. ein kollektiver Protest, der, nach dem Ausbleiben einer 
Revolution im Jahre 1944. den deutschen Anspruch auf 
volle Souveränität angemessener und vielleicht erfolgreicher 
unterstützt hätte als alle späteren Manöver der deutschen 
Politiker. 

Die andere der Antinomie innewohnende Option war die 
Annahme der Politik, der Strategie, der Hegemonie und des 
Gesellschaftssystems einer der Siegermächte. Eine der deut- 
schen politischen Kräfte hatte sich in dieser Hinsicht bereits 
entschlossen, bevor noch die Teilung begann: die deutschen 
Kommunisten, die in ihrer überwältigenden Mehrheit im- 
mer schon bereit gewesen waren, jede gerade aktuelle so- 
wjetische Politik in bezug auf Deutschland zu akzeptieren. 
Wir halten die Darstellung des „deutschen Problems“ von 
Brandt und Ammon lür inakzeptabel, obgleich sie zweifel- 
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los eine ernsthafte Erklärung ist. Wenn sie jedoch Ulbrichts 
Partei vor der Gründung der DDR als „noch nicht bolsche- 
wistisch“ bezeichnen, so kann man das nicht ernst nehmen. 
Ganz offensichtlich sind die Autoren nicht im geringsten 
vertraut mit den osteuropäischen „Vcrhaltensmustern“ der 
kommunistischen Parteien, die immer an bestimmte strate- 
gische Ziele gebunden sind, welche sie sich selbst gestellt 
haben oder die ihnen von Moskau gestellt worden sind. Der 
Bogen reicht vom „Hyperliberalismus“ in Ungarn und der 
Tschechoslowakei, wo häufig, sogar täglich jede Verwandt- 
schaft mit einer Diktatur bestritten wird, bis zu starren, of- 
fen diktatorischen Methoden (in Polen, Jugoslawien, Alba- 
nien). Ulbricht gehörte, gewiß auf Moskaus Befehl, anfäng- 
lich zur ersten Gruppe. 

Der Anschluß an das westliche Bündnis bot zwei Mög- 
lichkeiten. Die eine wurde von der SPD unter Schumacher 
vertreten. Um nicht voreingenommen zu scheinen, akzeptie- 
ren wir einfach Brandts und Ammons Beschreibung von 
Schumachers Politik als richtig: „Innerhalb der SPD setzte 
sich nunmehr endgültig die Linie Kurt Schumachers durch 
Schumacher, der während des Dritten Reiches zehn Jahre 



triotischer Rhetorik auch die Furcht zugrunde, es könnten 
- wie in der Weimarer Republik - wiederum die .falschen' 
Kräfte (in seinem Verständnis die Rechte und die Kommu- 
nisten) die tatsächlich vorhandenen Probleme ßr sich aus- 
nutzen. Schumacher war überzeugt, daß Deutschland nur 
, sozialistisch ‘ wiederaufgebaut werden könne, um Bestand 
zu haben - dazu gehörte die Sozialisierung der Grundstoff- 
und Schlüsselindustrien sowie der Großbanken. Für die SPD 
als einzige unzweifelhaft demokratische, freiheitlich-soziali- 
stische, gleichzeitig internationalistische und patriotische 
Partei beanspruchte Schumacher die politische Führung, die 
er in scharfer Frontstellung zu den bürgerlichen Rechts- und 
Mittelparteien und zu den Kommunisten durchsetzen woll- 
te. Der KPD bzw. SED warf er vor allem vor, sich aus- 
schließlich an den Interessen der Sowjetunion statt an de- 
nen der deutschen Werktätigen zu orientieren. Die UdSSR 
war ßr ihn als nichtdemokratischer auch ein nichtsoziali- 
stischer Staat, während er in den westlichen Demokratien 
sozialistische Tendenzen sich entfalten sah (New Deal, 
Labour-Regierung). Insofern war Schumacher von vorne- 




im Konzentrationslager gesessen hatte, betonte wie kein an- 
derer seit dem Frühjahr 1945 gleichermaßen die Notwendig- 
keit radikaler Selbstreinigung und gesellschaftlicher Verän- 
derung wie das Recht des deutschen Volkes auf nationale 
Einheit und Gleichberechtigung. Dabei kritisierte er in un- 
gewöhnlicher Offenheit die Besatzungsmächte, insbesonde- 
re die UdSSR, so daß er im Ausland als , Nationalist ' galt. 
Neben grundsätzlichen Überzeugungen lag Schumachers pa- 



CDü-Wahlplakat 1953. 



SPD-Wahlplaka! 1957. 



Patriot Kurt Schumacher: Einsatz für die Notwendigkeit ra- 
dikaler Selbstreinigung und gesellschaftlicher Veränderung 
und für das Recht des deutschen Volkes auf nationale Ein- 
heit und internationale Gleichberechtigung — gegen die be- 
dingungslose Westintegration der Adenauerpolitik 
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herein eindeutig westorientiert ... Im Unterschied zu Ade- 
nauer trat er jedoch nicht rückhaltlos für den Anschluß der 
Westzonen an den Westen ein. Obgleich er in späteren Jah- 
ren einen deutschen Wehrbeitrag nicht prinzipiell ablehnte 
- allerdings unerfüllbare Bedingungen daran knüpfte lag 
das Schwergewicht seiner Überlegungen immer auf der de- 
mokratischen und sozialen . Magnetwirkung ‘ Westdeutsch- 
lands auf Ostdeutschland statt auf militärischem Ge- 
biet.“"' 

An diesem Punkt begreifen wir die historische Verant- 
wortung der Westmächte für den Bestand eines konservati- 
ven Deutschland während zweier Jahrzehnte (und in gewis- 
sem Maß sogar noch bis heute). Das war die zweite Möglich- 
keit, die sich aus der Hinnahme der westlichen Allianz er- 
gab. Amerika war natürlicherweise mißtrauisch gegen Schu- 
machers sozialistische Konzeptionen, desgleichen das briti- 
sche Tory-Establishment, dessen politische und militärische 
Infrastruktur die De-facto-Verwaltung der britischen Zone 
war. Und nicht einmal die siegreiche Labour Party konnte 
sich — aus nationalistischen Gründen - zu dem Entschluß 
durchringen, sich auf die Seite eines natürlichen Verbünde- 
ten zu stellen. Es wäre übertrieben zu sagen, sie hätten die 
sozialistische Option „unterdrückt“ (obwohl sie in jenen 
Jahren allmächtig war und alles tat, um die sozialistische 
Option zu behindern). Aber die bloße Tatsache, daß Schu- 
machers Option für sie - deutlich und öffentlich - inakzep- 
tabel, ja indiskutabel war, blockierte die Chancen einer radi- 
kalen sozialen Demokratie von Anfang an. 

Die Westmächte brauchten Adenauer, den Anti-Bis- 
marck, den Mann, der den moralischen Mut hatte, sein Volk 
zu teilen, um dessen Rolle als mächtige Nation wiederherzu- 
stellen. der aber bismarckisch genug war. um eine parlamen- 
tarische Regierung nur im absolut notwendigen minimalen 
Ausmaß zuzulassen. Aber mit der promethischcn Tat. knap- 
pe vier bis fünf Jahre nach Kriegsende eine konservative Na- 
tion zu schaffen, einer Leistung, die 1945 niemand für mög- 
lich gehalten hätte, trat eine Reihe negativer Wesenszüge, 
die nie mehr eliminiert oder korrigiert wurden, als typisch 
westdeutsch zutage. Erstens und das bestätigen die ent- 
scheidenden Dokumente der westdeutschen Gewerkschaf- 
ten aus der Ära Adenauer - war Adenauers Sieg nicht nur 
von der Entstehung eines extrem restriktiven und autoritä- 
ren Staates begleitet, der unter den späteren sozial-liberalen 
Regierungen kaum reformiert wurde, sondern dieser Staat 
verkörperte auch die reinste kapitalistische Beherrschung 
des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens im libe- 
ralen Westeuropa. Während in allen liberalen Ländern der 
Region große soziale Kämpfe zwischen Kapital (Staat) und 
Arbeit zu einer Hebung des Lebensstandards und einem ge- 
wissen Maß an industrieller Demokratie führten, wurde die 
deutsche Arbeiterklasse sehr wirksam zu einer mehr als tra- 
ditionellen Fügsamkeit gezähmt. Die Kehrseite dieser Situa- 
tion war natürlich eine Politik der allmählichen Hebung des 
Lebensstandards im Lauf einer Periode von mehr als zwan- 
zig Jahren, während welcher Westdeutschland zur reichsten 
Nation Europas wurde. Aber die neue deutsche Prosperität 
kam vor allem einer protzigen, repressiven und unkultivier- 
ten Klasse von Neureichen zugute, deren Wurzeln in eine 
dunkle Vorgeschichte während des Dritten Reiches zurück- 
gehen. Ferner: sobald die „geschenkte Souveränität“ einmal 
angenommen worden ist (und ebendeshalb erfreute sich 
Adenauer des Vertrauens der Westmächte), gibt es kein Zu- 
rück: die Souveränität wird als Faktum stipuliert, nicht in 
einem gesamtnationalen Konsens gefonnt. 

Die Unabhängigkeit existiert ohne eine Unabhängigkeits- 
crklärung und kann daher Nicht-Unabhängigkeit genannt 



werden - und wird es auch: genauer gesagt, handelt es sich 
um Nicht-Souveränität. Solche Feststellungen können Über- 
treibungen sein, es mangelt ihnen jedoch gewiß nicht an hi- 
storischer Fundierung; sie waren wesentliche Bestandteile 
des Adenauerschen Weges zur neuen (west-)deutschen Na- 
tion. 

Drittens kann auf dieser Basis nie ein Friedensvertrag zu- 
stande kommen: Die Beendigung des Krieges, ebenso wie 
der Beginn der Souveränität, war ein Akt ohne ratifizierte 
Verträge, eine Art mythologisches Ereignis, dessen Interpre- 
tation wahrhaft offen ist. Und schließlich konnte es auf die- 
ser Grundlage ganz einfach keine Entnazifizierung geben; 
die Gründe dafür sind tiefer als bloß eine Reihe von Verhül- 
lungen seitens des erzkonservativen Establishments. Wer mit 
den elementaren Fakten von Adenauers Biographie vertraut 
ist, wird wissen, daß dieser Typus eines Konservativen den 
..plebejischen“ Hitler immer schon verachtet hat, und die 
letzten Monate der Hitlerherrschaft waren kaum dazu ange- 
tan, die Liebe zum Führer zu fördern. Dies war jedoch eine 
neue westdeutsche Nation, die sich als souverän ansah. aber 
über kein Instrument der Souveränität verfügte, die sich als 
geschlagen und durch die UdSSR eines Viertels ihres Staats- 
gebietes beraubt betrachtete, aber nicht die Macht hatte, 
das empfundene Unrecht in eine offene Verurteilung der 
Bedingungen der deutschen Niederlage umzusetzen, wegen 
der Westmächte, auf die sic sich stützen mußte; eine neue 
westdeutsche Nation, die als politisches und militärisches 
Instrument gegen die UdSSR benutzt und sehr geschätzt 
wurde, der man aber zugleich öffentlich mißtraute; ein neu- 
er konservativer westdeutscher Staat, der seine Wählerschaft 
kaum darüber hinwegtäuschen konnte, daß er die Wieder- 
vereinigung ad calendas Graecas verschoben hatte, und der 
deshalb in bezug auf die Vergangenheit und die Taten der- 
selben Wählerschaft überaus vorsichtig sein mußte; kurz, 
Adenauers Westdeutschland, im Spinnennetz all dieser Wi- 
dersprüche gefangen, konnte wenig anderes tun, als das 
„Hitler-Syndrom" durch oberflächliche Rhetorik Uber Bar- 
barei zu umgehen, statt zumindest jene Wurzeln des Nazis- 
mus, die mit einer christlichen Kultur unvereinbar sind, ra- 
dikal zu eliminieren. Doch Adenauer-Deutschlands Bündnis 
mit dem Westen oder seine Integration in den Westen hat 
ein neues Antinomienpaar in Bewegung gesetzt. Einerseits 
war ein „europäisches“, ..westliches“ Deutschland kaum ein 
kleinerer Bruch mit den deutschen Traditionen als jener, 
den Hitler vollzogen hatte, wenn auch ein wohltätiger. Poli- 
tisch bedeutete cs die radikale Aufgabe jedes Gedankens an 
ein „Reich". Die CDU/CSU-Kreise konnten noch so viel 
Lärm schlagen über Heimatvertriebene, gegen die Gcbiets- 
verluste an Rußland - die Bundesrepublik wird doch nie 
ein Übergang zu einem künftigen mcssianischen Reich sein, 
sondern vielmehr ein integrierter (oder, wie die Deutschen 
immer noch meinen, ein überintegrierter) Teil eines Bünd- 
nissystems. Kulturell bedeutete es eine weitgehende Ameri- 
kanisierung Westdeutschlands, eine Tendenz, die natürlich 
am Ende das Selbstvertrauen der Überreste einer der führen- 
den Weltkulturen nicht erschüttern konnte, dennoch eine 
Tendenz, gegen die die Deutschen heute mit gutem Grund 
ankämpfen, wenn auch oft im Namen fragwürdiger Ziele. 

Und was am wichtigsten ist - und das ist heute eine ty- 
pische Kritik, die von der Linken, zunehmend aber auch 
von der Mitte und vielleicht bald auch von der Rechten ge- 
gen Adenauers Politik erhoben wird die Integration in 
die westliche Allianz, die Politik des „Alles oder nichts" be- 
deutete einen vielleicht absichtlichen und sicherlich endgül- 
tigen Verzicht auf die Wiedervereinigung Deutschlands, so- 
fern nicht ein Wunder in der Geschichte eintreten sollte (et- 
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wa der Zusammenbruch der Sowjetunion). Aber, und das 
ist die andere Seite dieser antinomischen Situation, dieses 
neue Deutschland, das in der „Selbstverwestlichung“ und 
der Aufgabe der Reichsidee am weitesten gegangen ist, 
konnte dennoch weder im Osten noch im Westen das Miß- 
trauen zerstreuen. Was den Osten betrifft, haben die aufein- 
ander folgenden sowjetischen Führungen bis 1970 die „Ge- 
fahr des deutschen Revanchismus“ an die Wand gemalt. Na- 
türlich ist es immer schwierig, zu entscheiden, ob solche 
Drohungen real sind oder bloß für politische Zwecke ausge- 
beutet werden, aber es ist nicht zu bezweifeln, daß mit Aus- 
nahme Chinas und der „gelben Gefahr“ der einzige Fall 
einer Übereinstimmung zwischen der Regierung und dem 
Volksempfinden in der Außenpolitik die gemeinsame Angst 
vor einer neuen deutschen Großmacht gewesen ist. Was den 
Westen angeht, müßte der Aufstieg einer neuen deutschen 
Großmacht zwangsläufig sofortigen französischen Verdacht 
auslösen. Die letzten Jahre der Vierten Republik waren er- 
füllt von nervösen Diskussionen über die Rolle Frankreichs 
in der NATO, wenn Westdeutschland dieser als Vollmitglied 
beitreten sollte. De Gaulle drohte öffentlich mit einer völli- 
gen Kehrtwendung Frankreichs und nötigenfalls einer Wie- 
derbelebung des traditionellen französisch-russischen Paktes 
im Fall einer deutschen Nuklearaufrüstung. Wenn deutsche 
Beobachter jetzt behaupten, zumindest einige der Raketen 
der Jorcc de frappe " seien auf deutsche Städte gerichtet, 
antworten versierte französische Kommentatoren entweder 
mit Stillschweigen oder einem höflichen „kein Kommen- 
tar". Das ist keine zufällige Entwicklung. Zwar bezweifeln 
wir stark, daß es jemals eine „geheime westdeutsche Ver- 
schwörung" zur Unterjochung Westeuropas gegeben hat, 
aber es ist offenkundig, daß angesichts des französischen 
Ausscheidens aus der NATO und des erheblich geschwäch- 
ten, nur zum Teil auf den Kontinent orientierten Großbri- 
tanniens Westdeutschland die westliche Kontinentalmacht 
pur excellence ist. mit allen Lasten, Risiken und Pflichten, 
die mit dieser Rolle verbunden sind, aber ohne das Vertrau- 
en und die Anerkennung, die normalerweise mit einer sol- 
chen Rolle innerhalb eines Bündnisses einhergehen. Das ist 
m der Tat eine antinomische Situation sowohl für West- 
deutschland als auch für seine Verbündeten. 

Eine dritte Gruppe von Antinomien ergab sich in den Be- 
ziehungen zwischen der Bundesrepublik und dem östlichen 
Teil Deutschlands, den Adenauer-Deutschland mit einem 
ungcwölinlichen Mangel an Realismus hartnäckig SBZ (So- 
wjetische Besatzungszone) nannte und nicht als einen Staat 
mit zumindest formaler Souveränität anerkennen wollte. 
Das war natürlich mehr als bloß Dickköpfigkeit; es war in- 
tegral verbunden mit dem ganzen System der „Ersatzlegiti- 
mation" von Adenauers historischer Option. Da er sich 
durch die ..Integration in den Westen" für einen besonderen 
deutschen Staat entschieden hatte, der die einzig mögliche 
deutsche Nation verkörperte, war er faktisch gezwungen, 
den Rest Deutschlands als sowjetische Kolonie anzusehen. 
Sehr lange Zeit war Adenauers Propaganda nicht nur wegen 
der nackten Brutalität wirksam, mit der die Sowjets die 
deutsche Frage behandelten (wir denken dabei insbesondere 
an das Drama der „Volksdeutschen“ aus dem Osten, die auf 
die abscheulichste Weise vertrieben wurden), sondern auch 
wogen der Haltung der ostdeutschen Apparatschiki selbst, 
die ihre Positionen behalten wollten, aber über die Absich- 
ten ihres Herrn und Meisters völlig im unklaren waren. 

Mit ihrer schnellen Legitimierung aller Greueltaten gegen 
deutsche Kriegsgefangene und Volksdeutsche in den ost- 
europäischen Ländern und ihrer direkten und offenen Ab- 
hängigkeit von den sowjetischen Militärkommandanten äh- 
nelten die Ostdeutschen tatsächlich viel mehr einer Kolo- 



nialverwaltung als einer dienstwilligen Regierung. Doch es 
war Adenauers Lösung, die die Dinge beschleunigt hatte: je 
tiefer die Bundesrepublik in die westliche Allianz integriert 
wurde, desto scltneller vollzog sich die Formalisierung einer 
wenigstens nominellen Souveränität Ostdeutschlands, sehr 
gegen dessen eigene Intentionen und Interessen. Das wirft 
natürlich die bekannte Frage auf: Haben Adenauer et alii 
bewußt eine mögliche Wiedervereinigung Deutschlands, ba- 
sierend auf sowjetischen Verhandlungsangeboten im Jahre 
1952 und später im Jahre 1955 sabotiert, indem sie ihre Po- 
litik des „Alles oder nichts“ verfolgten, um ihre politische 
Hegemonie zu bewahren, oder nicht? Da eine direkte Ant- 
wort auf diese Frage nicht nur eine unvergleichlich größere 
Kenntnis der deutschen Geschichte erfordern würde, als wir 
sie haben, sondern auch Einsicht in gewisse dunkle Stellen 
der Geschichte, wollen wir lieber eine breitere Frage zu be- 
antworten suchen. Stellten diese sowjetischen Angebote 
eine objektive Möglichkeit für die Wiedervereinigung 
Deutschlands dar oder nicht? Wir glauben, daß sie 1952 ge- 
wiß keine solche Möglichkeit bedeuteten, wohl aber 1955, 
als die Initiative mehr in den Händen der Vereinigten Staa- 
ten als in denen der westdeutschen Diplomatie lag. 

Was das erste Angebot betrifft, zeigen alle verfügbaren 
historischen Beweismittel eindeutig, daß Stalin nicht ernst- 
lich und ehrlich die Absicht hatte, eine Wiedervereinigung 
Deutschlands selbst auf der Basis einer Finnlandisicrung zu- 
zulassen; dabei hätte er nur viel verloren und nichts gewon- 
nen. In Anbetracht der sowjetischen Wirtschaftslage kurz 
nach dem Krieg hätte ein wiedervereinigtes, wenn auch 
hnnlandisicrtes Deutschland wie ein Wirtschaftsriese über 
der Sowjetunion gestanden und mehr der westlichen als der 
östlichen Wirtschaft genützt. Obwohl das westliche Atom- 
monopol gebrochen war. konnte man nicht wissen, wann 
der Westen ganz Deutschland gewonnen haben würde, so- 
bald die Sowjets Ostdeutsch and aus ihrem Griff entschlüp- 
fen ließen, wobei ihnen nur die Möglichkeit eines Krieges 
verblieben wäre, falls sie wünschen sollten, eine strategisch 
nachteilige Situation zu korrigieren. Damals war die gaulli- 
stische Option (und die Angst der Franzosen wegen des vor- 
angegangenen deutschen Aufstiegs) noch nicht aufgetaucht; 
eine zu enge Beziehung zwischen Deutschland und Rußland 
konnte nur zu noch engeren Bindungen zwischen den USA 
und dem übrigen Westeuropa zur Folge haben. All dies ist 
eine starke Widerlegung der Echtheit von Stalins Angebot. 
Viel eher war es ein Versuch, die Integration Westdeutsch- 
lands in den Westen zu bremsen. 

Nach Stalins Tod jedoch änderte sich die Lage. In einem 
geheimnisvollen Dokument, welches „Der Spiegel“ 1978 
veröffentlichte und das den Titel trug: „Manifest des Bun- 
des demokratischer Kommunisten in der DDR ", wurde die 
Situation in der DDR folgendermaßen dargestellt; „Alle 
Machtkämpfe im Politbüro - Ackermann, Zaisser, Herrn- 
stadt. Oelssner, Schirdewan, Ulbricht kontra Honecker - 
waren mit der nationalen Frage verbunden " 1 51 Ein solcher 
Kommentar mag wohl eine richtige Einschätzung der dama- 
ligen Ansichten über die nationale Frage in der DDR sein, ja 
er enthält eine gewisse Bedeutung, weil Zaisser, der Innen- 
minister, eng mit Beria verbunden war und nach der Verhaf- 
tung und Hinrichtung seines Protektors in Moskau 1953 aus 
der politischen Führung und später auch aus der Partei aus- 
geschlossen wurde. Seit damals kursieren Gerüchte, Beria 
habe die DDR „verkaufen“ wollen, mit anderen Worten, 
was unter Stalin eine bloße Propagandaübung gewesen war. 
wurde zu einer ernsthaften, wenn auch nicht unbedingt ehr- 
lichen Verhandlungsposition. Doch das waren eben nur Ge- 
rüchte. Inzwischen ist jedoch ein entscheidendes Beweis- 
stück veröffentlicht worden, das bis dahin der Aufmerksam- 
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17. Juni 1953: Sowjeti- 
sche Panzer beenden 
vorläufig die Bcria-Op- 
tion für die deutsche 
Einheit. 



keit der deutschen Historiker entgangen war und bestätigt, 
daß Beria tatsächlich einen Handel eingehen wollte, der die 
mögliche Abtretung der DDR an den Westen für einen un- 
bekannten Preis einschloß (ein Angebot, das höchstwahr- 
scheinlich nie bis zum Stale Department gelangte). Dieser 
Beweis stammt von Pietro Secchia, dem damals dritthöch- 
sten Funktionär der Kommunistischen Partei Italiens. 161 



Angesichts dessen, was kommunistische Politik immer 
schon gewesen ist, ist das Resultat der Beria-Option kein 
Argument gegen, sondern eher für die Echtheit des sowjeti- 
schen Deutschland-Angebotes vom Jahre 1955. Ja, Beria 
wurde von seinen Kollegen ermordet (so wie er sie ermor- 
det hätte), wobei sie unter anderem seinen „Verrat“ in der 
deutschen Frage als Rechtfertigung benützten; aber sie 
könnten die bemerkenswerte Idee im Gedächtnis behalten 
und sie zwei Jahre später als „marxistisch-leninistische Lö- 
sung eines komplexen Problems“ angewandt haben. In un- 
serem Buch über Ungarn, 1 956 1 7 * . äußerten wir die An- 
sicht. die erste Führung nach Stalin, geschüttelt von inneren 
Kämpfen und Rebellionen, die fast das ganze Imperium in 
Mitleidenschaft zogen, könnte dem Gedanken eines frühen 
Beginns der Detente zumindest zugänglich gewesen sein. 



Im folgenden werden wir kurz hinweisen auf die restli- 
chen antinomischen Elemente im deutschen Problem, ge- 
schaffen von der Option Adenauers, der „Mitteldeutsch- 
land“ als sowjetische Besatzungszone belassen wollte, fak- 
tisch aber deren Umwandlung in einen sowjetischen Staat 
mit formaler Souveränität beschleunigt hatte. Das erste die- 
ser Elemente ist offenkundig: eine „nationale“ ostdeutsche 
Bürokratie, konsolidiert als Staat, die zumindest kurzfri- 
stig - keine Chance sieht, in ganz Deutschland die Macht zu 
ergreifen, wird mindestens ebensowenig an der Wiederver- 
einigung Deutschlands interessiert sein, wie es nach Ansicht 
der Linken die Adenauer-Führung gewesen ist. In der von 
Brandt und Ammon herausgegebenen Dokumentensamm- 
lung spricht Willi Stoph in seiner Eigenschaft als ostdeut- 
scher Ministerpräsident mit ungewöhnlicher Offenheit von 
der Unmöglichkeit, die beiden deutschen Staaten zu vereini- 
gen oder zu verschmelzen. Eine weitere, weniger offenkun- 
dige Folgerung wurde von Peter Brückner auf eine Weise 



formuliert, die für die Auffassung breiter Strömungen in der 
westdeutschen Linken charakteristisch ist: eine der wichtig- 
sten Oppositionskräfte, nämlich die kommunistische - sagt 
Brückner — , existiert in Deutschland in Form eines Staates. 
Und diese scharfsinnige Formulierung drückt eine der trau- 
rigsten Selbsttäuschungen der westdeutschen Linken aus. 
Betrachten wir einen Staat mit einem voll entwickelten mo- 
dernen Unterdrückungssystem, in dem es aus prinzipiellen 
Gründen weder eine „Rechte" noch eine „Linke“ gibt 18 ’, 
als eine politische Oppositionspartei, dann ergibt sich natür- 
lich daraus eine ganze Reihe von obligatorischen politischen 
Normen. Nicht nur nichtkommunistische Sozialisten, son- 
dern auch Liberale müssen gelegentlich „Bündnisse“ mit 
ihm in Betracht ziehen und seine „politischen Bedürfnisse“ 
als eine der legitimen Stimmen der Opposition anerkennen, 
denn eine völlig ablehnende Haltung ihm gegenüber scheint 
stets an „kaltes Kriegertum“ zu grenzen. Dies zeigt sich be- 
sonders in den deutschen Diskussionen der Antiatombewe- 
gung. in der ostdeutsche kommunistische Manipulation und 
Unnachgiebigkeit sehr oft gerade deshalb geduldet wird, 
weil die Kommunisten als „Oppositionskraft“ und Teil der 
westdeutschen (in weiterem Sinne der deutschen) politi- 
schen Szene gesehen wird, so daß ihre Stimme als ebenso le- 
gitim betrachtet wird wie die jeder anderen politischen 
Kraft. Der springende Punkt ist, daß die DDR natürlich kei- 
ne politische Partei am linken Ende des westdeutschen po- 
litischen Spektrums ist. sondern ein unterdrückerischer 
Staat jenseits der Alternative von „rechts“ oder „links“. 
Aus diesem Grund hat die eurokommunistische Option 
sich auf der deutschen Szene nie durchsetzen können. Aber 
diese Konfusion ist auch einer der Faktoren, die im Kiel- 
wasser der Adenauer-Option entstanden sind. Die SPD hat 
lange Zeit für die Anerkennung der DDR als souveräner 
Staat gekämpft. Doch Egon Bahr, der Hauptexponent des 
innerdeutschen Problems innerhalb der SPD, sagte 1963, 
die richtige Vorgangsweise in der deutschen Frage sei die 
folgende: „Die Voraussetzungen zur Wiedervereinigung 
sind nur mit der Sowjetunion zu schaffen. Sie sind nicht in 
Ost-Berlin zu bekommen ...‘‘ 191 Das ist nicht nur eine gra- 
phische Darstellung der authentischen sozialdemokratischen 
Konzeption eines „souveränen Staates“, den die Sozialde- 
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inokraten im übrigen anerkennen wollen, sondern auch die 
Darstellung eines traditionellen Typus deutschen politi- 
schen Denkens: einer Politik, die immer „von oben“ ge- 
führt wird, immer in Form sublimer ("und stets unrealisti- 
scher) Pläne aller möglichen Marquis Posas, immer mit 
nachweislicher Feindseligkeit gegen soziale Bewegungen (im 
Osten wie im Westen). Der gegenwärtige unkritische Zusam- 
menbruch der deutschen Sozialdemokratie angesichts gewis- 
ser höchst problematischer Tendenzen in der Antiatombe- 
wegung und der sich daraus ergebenden politischen Konse- 
quenzen ist die verdiente historische Strafe für ihre hochmü- 
tige Arroganz gegenüber Bewegungen während einer Periode 
von zwanzig Jahren, für ihren dogmatischen Glauben an die 
Weisheit der Herren der Welt, die Zusammenkommen und 
die Konflikte nach ihren eigenen Vorstellungen beilegen. 

Von Anfang der sechziger Jahre an vollzog sich in der 
deutschen Konstellation ein allmählicher, aber radikaler 
Wandel, dessen sichtbarstes politisches Ergebnis das Ende 
der politischen Hegemonie der CDU/CSU und die schritt- 
weise Eroberung der Macht durch die SPD (im Bündnis mit 
den Freien Demokraten) war. Die Ursachen dieses Wandels 
lassen sich in lakonischer Kürze zusammenfassen. Erstens 
war die Adenauer-Option in vollem Maße verwirklicht wor- 
den, die Bundesrepublik war nicht nur als (fast völlig) sou- 
veräner Staat in das westliche Bündnis integriert, sondern 
war auch dessen wichtigste „Kontinentalmacht" geworden. 
Da damit die historische Aufgabe, die Adenauer sich gestellt 
hatte, erfüllt war, und da dies in unbeabsichtigter Weise die 
Entstehung der DDR, selbst ein symbolisches Zeichen für 
die Unmöglichkeit einer Wiedervereinigung Deutschlands 
nach Adenauers Vorstellungen, beschleunigt hatte, gab es in 
der Tat keine historische Aufgabe mehr, die die Unionspar- 
teien hätten erfüllen können. Zweitens war zwar das deut- 
sche „Wirtschaftswunder“, das insofern tatsächlich ein 
Wunder war, als es das zerstörte Deutschland in den wohl- 
habendsten Staat Westeuropas verwandelte, eine Art 
„Trostpreis“ für die unwiederbringlich verlorene nationale 
Einheit und den verletzten Nationalstolz, aber es entstan- 
den gewisse strukturelle soziale Probleme, die eine selbstbe- 
wußt prokapitalistische, konservative Regierung nicht lösen 
konnte. Die Zeit war reif für einen Wandel, wenn er auch 
später mehr Desillusionierung als Erfüllung brachte. Drit- 
tens begann nach der Berlinkrise der Kalte Krieg „nachzu- 
lassen" und (in Form vertraulicher Kommunikationen zwi- 
schen Chruschtschow und Kennedy) einem Zustand Platz 
zu machen, der später Kissingers strategische Option wer- 
den sollte. Der Vietnamkrieg lenkte die Spannungen von 
Europa nach Asien ab, so daß ein Hauptargument der 
Unionspartei, nur ihre unbeugsame Energie könne den neu- 
en Staat beschützen, nicht mehr eine Wählerschaft an- 
sprach, deren Bedürfnisse und politische Prioritäten sich än- 
derten. Und schließlich vollzog sich auch in der Sozialdemo- 
kratie mit dem Antritt einer neuen Führergeneration eine 
Reihe von Änderungen. Einerseits gaben die Sozialdemokra- 
ten Schumachers Nationalismus auf und akzeptierten die 
Integration Westdeutschlands in das westliche Bündnis, 
während sie andereryeits (in Bad Godesberg) ilire sozialisti- 
schen Ambitionen zurückschraubten; letztlich gewannen sie 
allmählich Verständnis für eine neue Öffnung, die später un- 
ter dem Namen „Neue Ostpolitik" bekannt wurde und ob- 
jektiv Adenauers Mission vollendete. Während der konserva- 
tive Bundeskanzler dem Westen versichert hatte, die Bun- 
desrepublik sei ein Nationalstaat und kein Kern eines deut- 
schen Reiches, betonte der sozialdemokratische Bundes- 
kanzler. typisch für einen Mann, der einst die Uniform der 
„Feinde Deutschlands" getragen hatte, daß Deutschland un- 
ter der Führung seiner Partei den Gedanken einer Über- 



schreitung der Oder-Neiße-Linie für immer aufgegeben ha- 
be. In diesem Sinn sind Adenauer und Brandt weniger poli- 
tische Gegner als komplementäre Gestalten der deutschen 
Nachkriegsgeschichte. 

Wie es in der deutschen Geschichte so oft vorkommt, 
wurde der wahre Inhalt der bevorstehenden wichtigen poli- 
tischen Wendung von jemandem ausgesprochen, der nicht 
im Zentrum der Politik im engeren Sinn gehörte (wenn- 
gleich er eine kulturelle Zentralgestalt von politischer Be- 
deutung war). Lange bevor „Der Spiegel“ ein fast unkriti- 
scher Befürworter von Brandts Politik wurde, gab Rudolf 
Augstein die beste Zusammenfassung der „neuen Ostpoli- 
tik“: „Angenommen, wir bekämen trotz allem eine hand- 
lungsfähige Regierung, was könnte sie tun? Als erstes, sich 
eingestehen, daß Krieg in Europa nicht aus sich heraus 
droht, nicht aus der Teufelei des gottlosen Bolschewismus, 
sondern zuallererst aus der Verknotung der Deutschlandfra- 
ge. Die gegenwärtigen Grenzen müssen anerkannt werden, 
damit Polen und die CSSR ihren Weg zur Selbständigkeit 
weitergehen könnten Von ganz Osteuropa muß der Druck 
des deutschen Revisionismus ich benutze hier absichtlich 
eine ursprünglich kommunistische Vokabel - genommen 
werden Zu den Regierungen der früheren Satellitenländer 
sollten freundschaftliche Beziehungen jeder Art, selbstre- 
dend auch diplomatische, angeknüpft werden Das alles wä- 
re schon viel Zweitens: Erwägungen der beiden Weltmäch- 
te, sich ohne Gefährdung der Balance aus der Europa zu- 
rückzuziehen, sollten nicht länger sabotiert, lächerlich ge- 
macht und konterkariert, sondern konstruktiv gefördert 
werden Ohne atomwaffenfreie Zone in Mitteleuropa, ohne 
Auseinanderrücken der Militärblöcke auf einem begrenzten 
Gebiet, ohne .Diskriminierung' keine Chance für innerdeut- 
sche Annäherung, keine Chance für Rückeuropäisierung in 
den früheren Satellitenländern Hier ist ein absolutes Um- 
denken notwendig, und zwar in einer der deutschen Menta- 
lität zuwiderlaufenden Richtung, ein Umdenken gegen den 
Strich Hätten die Sowjets erst Polen. Ungarn und Deutsch- 
land verlassen, wäre die Evolution gesichert. Hätten die 
Amerikaner den Kontinent verlassen, müßte auch de Gaulle, 
oder wer immer in seine Schuhe steigt, zufrieden sein. Frei- 
lich. ohne die USA als Garanten einer europäischen Rege- 
lung wird es keine geben Wie Frankreich und Schweden 
den Westfälischen Frieden garantierten, so sind die USA 
und Rußland, ob wir das wollen oder nicht, ob es uns paßt 
oder nicht, die Garanten jedes Systems im heutigen Europa. 
Und drittens, letztens, die DDR, die fälschlich sogenannte: 
Sie sollte durch Kollaboration, durch vielfältige Wirtschafts- 
verflechtung, sogar durch Wirtschaftshilfe auf ein ökono- 
misch höheres Niveau gebracht werden Ob ihre Regierung 
eine deutsche Regierung ist, kann einstweilen mit gutem 
Grund bezweifelt werden, nicht aber, daß sie eine De-facto- 
Autorität, eben eine Regierung ist ... Unser Interesse geht 
dahin, daß die DDR-Behörden zu einer Regierung ohne 
Gänsefüßchen, zu einer selbständigeren, selbstbewußteren 
Körperschaft werden. Unser Interesse geht dahin, die DDR- 
Regierung zu einer deutscheren, zu einer deutschen Regie- 
rung zu machen ... Kommunistisch oder was sie dafür hält, 
mag sie bleiben wollen, das soll uns nicht hindern "* 0) 

Die Bilanz der „Ostpolitik“ kann folgendermaßen zu- 
sammengefaßt werden: Erstens erfüllten die neuen führen- 
den Politiker Deutschlands, die öffentlich erklärten, für die 
im Namen Deutschlands und von Deutschen begangenen 
entsetzlichen Untaten Scham und Reue zu fühlen, und ge- 
wissermaßen die Verantwortung auf sich nahmen, obwohl 
viele von ihnen selbst Opfer von Verfolgung gewesen waren, 
eine Pflicht für ihre Nation und für die ganze Menschheit; 
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ohne das hätte es nie eine Versöhnung geben können. Man 
muß hinzufügen, daß diese Pflicht von den konservativen 
Politikern nie auf ehrliche Weise erfüllt worden ist. Zwei- 
tens, und nicht unabhängig von dem Obengesagten, hat die 
„neue Ostpolitik“ die Spannungen in den deutsch-sowjeti- 
schen Beziehungen gelockert, nicht nur auf offizieller Ebe- 
ne, sondern auch an der sozialen Basis. Drittens war der 
Prozeß der „Verschmelzung“ der DDR-Wirtschaft mit der 
westdeutschen, wodurch Honeckers Deutschland über west- 
deutsche Kanäle ein stiller Partner der EG wurde, ebenfalls 
ein organischer Teil der „Ostpolitik". Betrachtet man diese 
Öffnung von einem ausschließlich nationalistischen Ge- 
sichtspunkt. dann war sie natürlich in dem Sinn erfolgreich, 
daß die DDR, sowohl von den Sowjets und von der BRD ge- 
fördert, den höchsten Lebensstandard innerhalb des Ost- 
blocks erreicht hat und gewisse ökonomische Belastungen 
auf die westdeutschen Steuerzahler abschieben konnte. Be- 
urteilt man jedoch den Prozeß nach dem Wert der Freiheit 
(der Demokratie), dann war er ein totaler Versager. Es wur- 
de keine nennenswerte Liberalisierung der DDR erreicht 
oder auch nur gefordert, nicht einmal in der Form des in- 
nerdeutschen Verkehrs, mit Ausnahme einer Erleichterung 
der Familienzusammenführung. Honeckers „Arbeiter- und 
Bauernrepublik“, über welche die westdeutsche Linke sich 
immer wieder Täuschungen hingibt, bleibt neben der Türkei 
und Albanien der repressivste Staat Europas, seit dem Sturz 
oder dem allmählichen Abbau der Diktatur in Portugal. 
Griechenland und Spanien (sofern man hier die Sowjet- 
union ausnimmt). Viertens zeigt auch hier die grundlegende 
ideologische Selbsttäuschung der Brandt- Schmidt-Ära, die 
„Politik der kleinen Schritte", ihr Janusgesicht. Der neue 
Slogan, der mit der in Bad Godesberg vollzogenen Revision 
der marxistischen Tradition aufkam, war Teil eines Pakets: 
Annahme der amerikanischen Soziologie der „Industrie- 
gesellschaft“ und Aufgabe jedes Gedankens an eine radikal 
sozialistische Strategie, ob marxistisch oder nichtmarxi- 
stisch. Das wurde von deutschen Politikern (den sehr weni- 
gen. welche die Philosophen, die ihnen als Quellen ihrer Po- 
litik dienen, kennen) als Verwirklichung des Weberschen 
Postulats angesehen: Verzicht auf eine Politik der „Endzie- 
le“, die stets zu totalitären Schlußfolgerungen führt. Aber 
zitieren wir einen kurzen Absatz aus einer Rede Brandts, 
um zu zeigen, zu welch gefährlichen Illusionen die angeb- 
lich überlegene „Politik der kleinen Schritte“ geführt hat: 
„Schon die Vorstudien für diesen größeren Bericht (.Die 
Angleichung der Bedingungen in der Bundesrepublik und 
der DDR' - F.F.-A.H.) haben die Erkenntnis hervorge- 
bracht oder bestätigt, daß die unter dem Namen , Konver- 
genztheorie' bekannte Konzeption gleichzeitig falsch und 
richtig ist. Sie ist falsch, denn die beiden deutschen Staaten 
entwickeln sich nicht aufeinander zu; aber sie ist richtig, 
weil die Notwendigkeiten der modernen Industriegesell- 
schaft den Osten und den Westen, ungeachtet der gegebe- 
nen politischn und sozialen Bedingungen, zu Reformen ver- 
anlassen So ist es zu erklären, daß mehrere technologische 
und wissenschaftliche Projekte und die Behandlung be- 
stimmter Strukturprobleme in verschiedenen Regionen bei- 
der Teile Deutschlands in die gleiche Richtung weisen . 1,2 1 ’ 

Es erübrigt sich, die Richtigkeit und Relevanz dieser Vor- 
hersage zu kommentieren. Wichtiger ist es, zu sehen, was 
durch den oberflächlichen Optimismus des Programms der 
„kleinen Schritte“ verdeckt worden ist: die tatsächliche 
Verschiebung aller echten Bemühungen um die Wiederver- 
einigung Deutschlands ad calendas Graecas. Das war noch 
kennzeichnender für die Ära Schmidt, als der Bundeskanz- 
ler es als Optimum seiner Deutschlandpolitik bezeichnen 
konnte, daß das Problem „offen geblieben“ seL Die SPD. 



die Schumachers Nationalismus aufgegeben hatte, aber zur 
Macht gekommen war mit einer Kritik an der Romantik des 
Kalten Krieges und mit dem Versprechen, der Realismus ih- 
rer „Politik der kleinen Schritte“ werde Resultate erbrin- 
gen, die mit den CDU/CSU-Ulusionen nicht zu erzielen wä- 
ren, erreichte genau das gleiche wie ihre Vorgänger: über- 
haupt keinen Fortschritt. 

Was sind - falls es welche gibt - die abstrakt-logischen 
Chancen einer Wiedervereinigung Deutschlands in solch 
einer Situation, erst vom westlichen, dann vom östlichen 
Standpunkt betrachtet? Aus Gründen, die sofort klar sein 
werden, ist es leichter, mit der östlichen Perspektive zu be- 
ginnen. Für die DDR hat es, rein logisch gesprochen, immer 
die „Beria-Option“ gegeben, das heißt die Möglichkeit eines 
Ausverkaufs an den Westen im Rahmen eines globalen Han- 
dels zwischen den Supermächten. Wenn wir unter „DDR“ 
den herrschenden Apparat verstehen und nicht die Bevölke- 
rung (für diese wäre es natürlich eine Befreiung), dann ist 
unserer festen Überzeugung nach diese Option von keinem 
Teil des Apparats jemals ernstlich in Betracht gezogen wor- 
den. Die Beria-Option hätte den ostdeutschen Apparat ge- 
zwungen, einen der folgenden zwei Wege zu beschreiten: 
entweder sein Verhalten so radikal zu ändern, daß aus ihm 
etwas geworden wäre, was er nie gewesen ist, oder seine ge- 
genwärtige allmächtige Position aufzugeben und zu politi- 
scher Bedeutungslosigkeit herabzusinken. Ferner gibt es, 
wieder rein logisch gesprochen, die Möglichkeit einer „Ju- 
goslawisierung“, das heißt ein beträchtliches Maß an innerer 
Liberalisierung, verbunden mit einem wachsenden Maß an 
reoativer Unabhängigkeit von der Sowjetunion. Diese Op- 
tion wird jetzt von Teilen der westdeutschen politischen 
Szene als garantiertes Allheilmittel angesehen. Es wäre nicht 
gerecht, zu sagen, dies sei nur eine logische Möglichkeit, 
aber ihre Verwirklichung würde dennoch von ganz anderen 
Faktoren abhängen als jenen, die von westdeutschen Analy- 
tikern angenommen werden. Kurz gesagt, sie kann nicht zu- 
stande kommen, bevor irgendeine Art von Wiedervereini- 
gung vollzogen ist, nur nach der Bildung einer Konfödera- 
tion. bei welcher die formale Gewalt (die eine Intervention 
gegen potentielle „Titoisten" sogar „legitim“ macht) über 
die DDR gelockert wäre. Doch sogar nach der Bildung einet 
Konföderation wäre dies in Anbetracht der Natur des ost- 
deutschen Kommunismus ein sehr unwahrscheinliches Er- 
gebnis der Ereignisse. Eine Konföderation mit der DDR 
würde zweifellos Risiken mit sich bringen und einen hohen 
Preis erfordern: die „Finnlandisierung“ Westdeutschlands 
wäre eine bessere Bezeichnung für das wahrscheinliche Re- 
sultat einer Konföderation. Drittens gibt es die hypotheti- 
sche Möglichkeit einer „allmählichen Wiedervereinigung“, 
einer „stückweisen Verschmelzung“ der beiden deutschen 
Staaten. Wie wir gesehen haben, hegten Brandt und die SPD 
solche Hoffnungen; ihre unvergleichlich realistischeren Ge- 
genspieler in der DDR haben dies jedoch nie getan. Willi 
Stoph sagte das beim Erfurter Treffen der Delegationen bei- 
der deutschen Staaten im Jahre 1970 sehr klar: „In der Tat 
- die beiden souveränen Staaten DDR und BRD lassen sich 
nicht vereinigen, weil gegensätzliche Gesellschaftsordnun- 
gen nicht vereinigt werden können. 1,221 Für den herrschen- 
den Apparat wäre die Vereinigung nur eine freiwillige An- 
nahme der ersten Version, der „Beria-Option“, und wir ha- 
ben es ja hier nicht mit Narren zu tun. Viertens und letz- 
tens hat die DDR stets eine Lösung empfohlen: eine Konfö- 
deration. Dies würde Westdeutschland eine syinbolisch- 
„kulturelle“ Genugtuung bringen und dem ostdeutschen 
Apparat mehrere unschätzbare Vorteile. Die Genugtuung 
für den Westen wäre eine kulturell-geistige Einheit um den 
Preis der Selbstfinnlandisierung ganz Deutschlands, was na- 
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türlich automatisch die Rückkehr zu einer der schlechtesten 
Traditionen der deutschen Kultur bedeuten würde: zu 
einem erhöhten Patriotismus ohne politisches Selbstbe- 
wußtsein. Unter den Bedingungen einer Selbstfinnlandisie- 
rung wäre nämlich weder eine Kritik an Ostdeutschland 
noch ein echter (demokratischer) westlicher Radikalismus 
vorstellbar. 

Die Vorteile des Ostens sind leicht aufzuzählen: Erstens 
wäre es ein enormer politischer Sieg für einen repressiven 
politischen Apparat, eine faktische Bestätigung des zynisch- 
sten aller ostdeutschen Schlagwörter: „ Wer mit der Sowjet- 
union ist, ist mit den Siegern." (Das ist natürlich im Sinn 
der friderizianischen Tradition.) Zweitens ist es leicht, die 
ökonomischen Vorteile einer solchen Konföderation für 
ein hochindustrialisiertes Land zu sehen (die DDR ist die 
fünftgrößte Industriemacht Europas), das aber wegen seines 
Gesellschaftssystems an unheilbaren Krankheiten leidet, 
was die wirtschaftlich-zweckmäßige Rationalität betrifft.' 
Politisch würde eine Selbstfinnlandisicrung ganz Deutsch- 
lands (der einzige Preis, um den es zumindest theoretisch 
vorstellbar ist, daß der russische Apparat einer solchen Kon- 
föderation zustimmen würde) es dem ostdeutschen Apparat 
ermöglichen, jeden ihm beliebigen Kurs einzuschlagen. Der 
wahrscheinlichste ist die Fortsetzung des bisherigen harten 
Kurses, mit der einzigen Ausnahme, daß er im innerdeut- 
schen Reiseverkehr Zugeständnisse machen müßte (die we- 
gen der neuen ökonomischen Konstellation nicht zu einem 
neuen Exodus führen könnten). Zugleich würde er ein Brük- 
kenkopf für eine spätere Unterordnung ganz Deutschlands 
unter die Bedürfnisse des sowjetischen Expansionismus wer- 
den. 

Was die westliche Wiedervereinigungsstrategie betrifft, so 
hatte sie immer zwei Optionen, die zwar kaum jemals öf- 
fentlich verkündet wurden, aber unvermeidlich in der un- 
realistischen Alternative des „Alles oder nichts“ enthalten 
waren. Die erste war ein amerikanischer Sieg über die So- 
wjetunion, die zweite eine neue russische Revolution oder 
ein Zusammenbruch der UdSSR in einer unvorhergesehenen 
Form (in welchem Fall die Wiedervereinigung eine Selbst- 
verständlichkeit wäre). Die erste ist inzwischen eine physi- 
sche Unmöglichkeit geworden, da sie identisch wäre mit 



einem auf Biegen und Brechen geführten Atomkrieg, nach 
dem die Überlebenden Dringenderes zu tun hätten als die 
Wiedervereinigung der beiden Teile Deutschlands. Die zwei- 
te ist weder eine theoretische noch eine physische Unmög- 
lichkeit. aber sie ist eine politische Nicht-Option, weil sie 
eine Alternative darstellt, auf die hin keine deutsche politi- 
sche Tätigkeit entfaltet werden kann; sie ist daher ein from- 
mer oder unfrommer Wunsch. Es hat eine dritte Möglich- 
keit gegeben (gibt sie aber nicht mehr): die ..Beria-Option“. 
Für den ostdeutschen Apparat hätte sie Selbstmord bedeu- 
tet. aber für den Westen wäre sie bis in die frühen sechziger 
Jahre eine realistische Alternative gewesen. Wir haben ver- 
sucht. die (nicht mehr bestehenden) historischen Vor- 
aussetzungen für ein solches, vom Westen in den Jahren 
1955-1956 versäumtes Globalabkommen zu analysieren, 
von dem die Wiedervereinigung Deutschlands ein wichtiger 
Teil hatte sein können. Eine vierte theoretische Option ist 
ein spezieller deutsch-russischer Handel, eine einfache Neu- 
auflage von 1922. aber dafür fehlen die Voraussetzungen 
und werden höchstwahrscheinlich auch nie wieder entste- 
hen. Rapallo im Jahre 1922 war ein Abkommen zwischen 
zwei fast gleichermaßen geschwächten Großmächten, die 
einander brauchten und einander mehrere Vorteile zu bie- 
ten hatten. Heute sind Westdeutschland und die UdSSR 
gleichermaßen stark, aber in verschiedenen Formen. Die 
UdSSR ist die führende Militärmacht der Welt mit einem 
osteuropäischen Imperium von Satellitenstaaten, das an 
Westdeutschland grenzt, und mit einer wachsenden Anzahl 
von Stützpunkten in allen Teilen der Welt. Zugleich ist ihre 
Wirtschaft, trotz industriellen Wachstums, fortwährend 
kränklich geblieben und würde im Prinzip große und lang- 
fristige westdeutsche Investitionen brauchen. Doch die Un- 
gleichheit im ersten Aspekt ist so enorm (und kann ohne 
eine atomare Selbstbewaffnung Westdeutschlands, die fak- 
tisch unmöglich ist, nicht beseitigt werden), und die Risiken 
des zweiten Kurses sind für das westdeutsche Kapital so 
komplex und unverhersehbar. daß sie eine einfache Wie- 
derholung von Rapallo nicht zulassen. Ferner gibt es die 
theoretische Möglichkeit, daß die Bundesrepublik ein für 
allemal den Gedanken an eine Wiedervereinigung Deutsch- 
lands aufgibt, als Preis für den Vorteil, zum Westen zu ge- 
hören. Das Bedürfnis der Deutschen nach Wiedervereini- 
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gung ist jedoch so stark (und nochmals: es kommt nicht 
darauf an. warum dieses Bedürfnis so stark ist. sondern dar- 
auf. daß es als ein starkes kollektives Bedürfnis existiert), 
daß keine gewählte deutsche Regierung sich eine solche for- 
male Geste leisten könnte. (Sogar die nichtgewählte Regie- 
rung der DDR bietet öffentlich eine historische und ferne 
Öffnung für solche Hoffnungen.) Was letztlich bleibt, ist 
das genaue Gegenteil der dritten Alternative, die einmal 
eine historisch realistische Option war. es aber nicht mehr 
ist. Es ist die Selbstfinniandisierung Westdeutschlands, die 
vor Jahrzehnten als Unsinn, als eine Nicht-Option angese- 
hen wurde, heute jedoch nicht mehr: sie ist zu einer aktuel- 
len, echten Option auf der Tagesordnung geworden. Ihre 
konkrete Form kann nur eine Föderation sein, mit totaler 
innerer Unabhängigkeit des ostdeutschen Apparats, der sei- 
ne Macht über die Bevölkerung behalt, und ihre Vorbedin- 
gung der Austritt Westdeutschlands aus der NATO und sei- 
ne faktische Abrüstung. Was immer die westdeutschen Illu- 
sionen über eine „Wiedervereinigung auf bundesrepublika- 
nischer Grundlage" sein mögen, sie kann nur auf finnische 
Art vollzogen werden: indem die Souveränität Deutschlands 
formal von sowjetischer Zustimmung abhängig wird, zumin- 
dest vorläufig in bezug auf die Außenpolitik. Das ist die po- 
tentielle Tagesordnung eines neuen Rapallo. Die politischen 
Experten Westdeutschlands mögen diese Alternative herab- 
lassend als bloßen Alptraum einer dissidenten Fieberphanta- 
sie bezeichnen, tatsächlich aber können wir jeden Teil da- 
von mit Dokumenten belegen, nicht nur mit solchen von 
winzigen kommunistischen Zellen in Westdeutschland, son- 
dern auch mit Transparenten bei Massendemonstrationen 
und mit Artikeln großer liberaler Zeitungen. 

Was hat solch eine unwahrscheinliche, früher faktisch un- 
vorstellbare Option in weniger als einem Jahrzehnt zu einer 
chten Alternative gemacht? Vot allem muß man verstehen, 
daß diese Option in der einen oder anderen Form, heimlich 
oder kaum verbalisiert. als Element der deutschen Verzweif- 
lung über die Gleichgültigkeit der Welt angesichts berechtig- 
ter deutscher Klagen vorhanden gewesen ist. Hitlers dauern- 
des Vermächtnis besteht darin, die Tiefe dieses Gefühls un- 



ter den Deutschen gezeigt zu haben, die sich immer im Ge- 
gensatz zur übrigen Welt gesehen und ihre Vergangenheit 
nie gänzlich bewältigt haben. Das typische deutsche Gesell- 
schaftsspiel ist das in Faßbinders „Chinesischem Roulette ", 
bei dem jeder Teilnehmer unausweichlich gefragt wird: Was 
warst du im Dritten Reich gewesen? Andererseits hat die 
übrige Welt (zumindest der Teil von ihr. der vor vierzig Jah- 
ren mit den Deutschen in Berührung kam) im Osten und im 
Westen die deutsche Selbstreform nie gründlich und endgül- 
tig genug gefunden. Infolgedessen konnten die Deutschen 
sich mit Recht als ewig Verdächtige fühlen, ln dieser unge- 
sunden Atmosphäre, in der es für die Deutschen aller politi- 
schen Richtungen zumindest ein Element der Berechtigung 
gab. sich mit der Welt in Konflikt zu sehen, ist es kaum ver- 
wunderlich. daß sic die ganze Zeit alle Optionen theoretisch 
offengchalten haben. 

Ls gibt jedoch noch gewichtigere Gründe. Der erste ist 
eine totale, politische und ökonomische. Wandlung des We- 
stens. Line kurze Analyse eines einfachen Satzes wird klar- 
machen. was wir meinen. Wenn Mitte oder Ende der fünfzi- 
ger Jahre ein westlicher Staatsmann erklärte, „der Westen 
werde diese oder jene Lösung der deutschen Frage nicht zu- 
lassen“ (sei es die atomare oder nichtatomare Wiederaufrü- 
stung Deutschlands, die freiwillige Wiedervereinigung 
Deutschlands als Werk der Deutschen, die Errichtung eines 
totalitären Staates im westlichen Teil Deutschlands und der- 
gleichen ). war dieser Satz durchaus vernünftig und mit prak- 
tischen Sanktionen verbunden. „Der Westen“, worunter da- 
mals die USA. Großbritannien und Frankreich zu verstehen 
waren, die wenigstens in bezug auf Deutschland einver- 
nehmlich vorgingen, hatte sowohl die ökonomischen als 
auch die militärischen Mittel, um seinen Willen auf denkbar 
einfachste Weise durchzusetzen. Inzwischen ist eine drama- 
tische Verschiebung eingetreten, so daß „der Westen“ we- 
der das im Niedergang befindliche Vereinigte Königreich 
noch das aus der militärischen Allianz ausgetretene Frank- 
reich bedeutet, sondern nach den USA in Europa vor 
allem Westdeutschland. (Wenn daher Mitterand heute er- 
klärt siche „Newsweek“. 7. Mai 1984. S. 18 . es werde 
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nach dem Mauerbau 1961: Wir 
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keine Wiedervereinigung Deutschlands geben, so ist das eine 
persönliche Erklärung; als de Gaulle das gleiche erklärte, 
war es ein politisches Faktum.) Ohne Westdeutschland wäre 
der Westen machtlos; und er kann die Bundesrepublik ge- 
wiß nicht mit ökonomischen Mitteln lenken. Andererseits 
Westdeutschland mit Waffengewalt zu etwas zwingen zu 
wollen, wäre erstens für die westliche Öffentlichkeit unvor- 
stellbar und zweitens in praktischer Hinsicht ein selbstmör- 
derischer Akt des Westens. Deshalb hat Deutschland (das 
heißt die Bundesrepublik) keinen Grund mehr, zu warten, 
ob „der Westen“ etwas für oder gegen die Deutschen tut. 
Wenn überhaupt, dann sind es sie, als „der Westen“, die et- 
was für sich selbst tun können. 

Zweitens ist zwischen dem Vietnamkrieg und der 
Reaganperiode die amerikanische Hegemonie zusammenge- 
brochen. 23 1 Es ist und war immer eine Frage für die Deut- 
schen jeder politischen Richtung, ob Amerika einst eine 
Zauberformel für das deutsche Dilemma hatte und beab- 
sichtigte, sie zu verwenden. Heute ist das keine Frage mehr. 
Während die amerikanischen Regierungen, die in dieser Hin- 
sicht Ausdruck des amerikanischen Kapitalismus sind, ver- 
suchen, obsolete Formen politischer und militärischer Hege- 
monie innerhalb der Allianz und über Westdeutschland auf- 
rechtzuerhalten, haben sie nicht mehr die Macht und auch 
nicht die zugegebene Absicht, einen einzigen ernsten Schritt 
zur Wiedervereinigung Deutsclilands hin zu unternehmen. 
Für die Amerikaner hat die deutsche Frage die bestmögliche 
Lösung gefunden. Das ist jedoch sicherlich nicht die An- 
sicht der Deutschen. 

Drei weitere Faktoren müssen zu dieser Konstellation 
hinzugefügt werden. Trotz eines äußerst geschickten „Kri- 
senmanagements" (das ist das beste, was man von der Ära 
Schmidt sagen kann) mußte die Kurve des westdeutschen 
Wohlstands an einem bestimmten Punkt ganz einfach zu 
sinken beginnen; damit verschwand der deutsche „Trost- 
preis“ für die verlorene Einheit der Nation und die einge- 
schränkte Souveränität. Ferner brachten die Ereignisse in 
der Tschechoslowakei 1968 und jene in Polen 1981 die 
wichtige Lehre (aus der in Westdeutschland die Linke und 
die liberale Mitte die moralisch und politisch schlechtesten 
Schlußfolgerungen gezogen haben), daß die Periode des 
Chruschtschowschen Reformismus - für die Deutschen oh- 
nehin ein zweifelhaftes Konzept - vorüber war und die 
UdSSR niemanden mehr durch ihr „menschliches Antlitz“ 
zu gewinnen suchte, sondern statt dessen Respekt und Ge- 
horsam verlangte. Drittens hat der Westen mit dem Antritt 
der Reagan-Administration — erstmals seit den französi- 
schen Regierungen der zwanziger Jahre - eine starke Regie- 
rung. die für die deutschen Beschwerden am wenigsten Ver- 
ständnis hat. Reagan persönlich und Mitglieder seiner Re- 
gierung im Kollektiv haben alle nur möglichen Fehler in be- 
zur auf Deutschland (und auf Westeuropa im allgemeinen) 
gemacht. Diese Politik war natürlich zum Teil von struktu- 
reller Bedeutung für den amerikanischen Kapitalismus: die 
Kosten der sehr begrenzten und bescheidenen wirtschaftli- 
chen Erholung Amerikas wurden auf Europa abgewälzt. Der 
Rest war schlicht und einfach Stümperei. 

Was aus alldem resultierte, wurde vom „Spiegel“ als 
, .Aufstand gegen die Raketen" bezeichnet, und Karl Kaiser 
nannte es „national im antinuklearen Gewände" 7 ^ . Der 
Ausdruck „Aufstand“ ist nur scheinbar übertrieben. Hinter 
der Anti-Raketen-Bewegung steckt in Wirklichkeit eine Be- 
wegung gegen das Yalta-Postdam-System (der Hauptstoß 
kommt von der „romantischen“ Mitte und der Linken, aber 
die Bewegung verbreitet sich zunehmend über ganz West- 
deutschland). Außerdem ist es gewiß kein Zufall, daß dies 




„national im antinuklearen Gewände“ 

vom Raketenproblem provoziert worden ist. Theoretische 
Befürworter der atomaren Abrüstung werden natürlich sa- 
gen, daß die Aufstellung von ?m/n>i-//-Raketen und Cruise 
missiles tatsächlich kein bloßer Zufall sei, sondern nur der 
letzte Schritt in einer langen Kette von gefährlichen, unver- 
antwortlichen usw. Schritten der Amerikaner in ihrer Glo- 
balstrategie. Daher muß ihrer Ansicht nach das Raketenpro- 
blem nicht in einem national deutschen, sondern in einein 
globalstrategischen und humanitären Kontext gesehen wer- 
den. Läßt man jedoch für den Augenblick das ganze Pro- 
blem der Antiatombewegung beiseite, kann man aufgrund 
der Brandt-Ammonschen Dokumentensammlung feststel- 
len, daß die Lagerung von Raketen für alle Deutschen, die 
die Adenaueroption nicht als endgültig akzeptierten, immer 
schon eine nationale Bedeutung gehabt hat. Selbstverständ- 
lich ist cs völlig sinnlos, zu versuchen, den Anteil von Angst 
und jenen von nationalistischen Überlegungen am Protest 
gegen die Raketen festzustellen. Danach befragt, wird jeder 
Protestierer erklären, daß er natürlich Angst empfindet, und 
wer kann sich schon über eine solche Gefühlsäußerung hin- 
wegsetzen (ganz abgesehen davon, daß es mehr als genug 
Gründe für Angst gibt)? Aber die wichtige Tatsache ist, daß 
die sozialdemokratischen Politiker, solange sie gegen die In- 
tegration Westdeutschlands in die westliche Allianz waren, 
gegen die Raketen mit nationalistischen Argumenten auftra- 
ten. So sagte Fritz Erler 1958: „Meine Damen und Herren, 
lassen Sie mich die .Times' zitieren, eine von Ihnen so hoch 
geschätzte Zeitung, die am 7. Januar dieses Jahres einfach 
feststellt: .Grob gesprochen gibt es die folgenden Alternati- 
ven. EntM’eder Raketensilos in Westdeutschland, die die Tei- 
lung des Landes auf Generationen hinaus verfestigen wer- 
den, oder ein System einer Art militärischer Entflechtung 
" 25) Mit anderen Worten, alle Antiatom-Kräfte began- 
nen ihre Kampagne, bewußt oder unbewußt, an einem 
Punkt, den der Westen wie der Osten als symbolisches, 
wenn auch reales Hindernis für die Wiedervereinigung 
Deutschlands ansehen. Dem Hauptstrom der Bewegung geht 
es weniger um Pm/u'ng-Raketen und Cruise missiles , was 
immer die ursprüngliche Absicht der Beigetretenen gewesen 
sein mag, sondern um die Wiedervereinigung Deutschlands. 
Diese ist, wir wiederholen es, eine völlig berechtigte, ja ge- 
rechte Sache; die Frage ist jedoch (wie in allen Fällen natio- 
naler Vereinigung), mit welchen Mitteln und um welchen 
Preis sie verwirklicht werden soll. Unsere Kritik stützt sich 
hier auf mehr als hundert Jahre sozialistischer, demokrati- 
scher und liberaler Traditionen, die, um beim Beispiel 
Deutschland zu bleiben, energisch für die deutsche Einheit 



19 




in abstracto eintraten. während sie ebenso energisch die be- 
sondere Bismarcksche Form der Verwirklichung verurteil- 
ten. 

Die Entwicklung eines neuen Rapallo verspricht keines- 
wegs günstige Aussichten. Die Bedingungen eines neuen Ra- 
pallo könnten nur so beschaffen sein, daß sie. mit einem 
formellen Friedensvertrag oder ohne einen solchen, eine 
Änderung des Yalta-Potsdam- Abkommens zum Schaden des 
Westens und zugunsten der UdSSR fördern. Es würde ein 
„neutralisiertes“ Deutschland bedeuten, das dem Westen 
feindlich wäre, unter der außenpolitischen Vormundschaft 
der Sowjetunion stünde, mit seinen gewaltigen technologi- 
schen und finanziellen Ressourcen den sowjetischen Regi- 
men helfen würde, ihre Wirtschaftsprobleme ohne Liberali- 
sierung ihres brutalen inneren Repressionssystems zu bewäl- 
tigen. und damit indirekt (ironischerweise durch den Erfolg 
einer Antiatombewegung) die sowjetische Kriegsmaschine 
unterstützte. Dies wäre - abgesehen von einem Sieg Hitlers 
oder einer sofortigen Besetzung Westeuropas durch Stalin - 
der schlcch testmögliche Abschluß des Zweiten Weltkrieges. 
Darüber darf es keine Illusionen geben: Wenn es zu einem 
neuen Rapallo käme, wären dies die Bedingungen und das 
Ergebnis. 

Wieso ist diese Gefahr real? Erstens wegen der zuneh- 
menden Aufsplitterung der westlichen Allianz, die eine Rei- 
he von strukturellen Gründen hat, welche wir hier nicht 
analysieren können; zweitens wegen der Bedeutung gewisser 
„Hintergrundfaktoren“ wie etwa die Schwächung der ame- 
rikanischen Suprematie (die Vereinigten Staaten können 
deshalb in diesem Prozeß nicht als Gegengewicht dienen, ge- 
wiß nicht gegen den Willen Europas und vor allem Deutsch- 
lands), und, was am wichtigsten ist, wegen der dominieren- 
den Tendenzen innerhalb des einzigen potentiellen Sub- 
jekts. das ein solches Abkommen schließen könnte - der 
deutschen Sozialdemokratie. Man kann fast Vorhersagen, 
was für eine herablassende Antwort die „Experten“ darauf 
geben werden. Die deutsche Sozialdemokratie, werden sie 
sagen, wird sich niemals gegen die westliche Allianz wen- 
den. Erst vor kurzem, als sie die Aufstellung neuer Raketen 
ablehnte, erneuerte sic ihre Verpflichtung gegenüber der 
westlichen Allianz. Doch abgesehen davon, daß es in der Po- 
litik kein „Niemals“ gibt, abgesehen davon, daß 1978 alle 
autoritativen Sprecher der britischen Labour Party den Ge- 
danken, ihre Partei könnte jemals die unilateralistische 
Position einnehmen, die zwei Jahre später zur offiziellen 
Parteipolitik wurde, als „feindliche Verleumdung“ von sich 
gewiesen hätten, gibt es direktere Indizien für die Richtig- 
keit unserer These, ln seinem obenerwähnten Artikel nennt 
Kaiser die Position Bahrs eine (illusorische) „Rückkehr zur 
Position des Nationalstaats, die mit der Idee des Bündnisses 
unvereinbar ist“, einen deutschen Gaullismus, dem die not- 
wendigen Voraussetzungen der gaullistischen Politik fehlen. 
Und Egon Bahr ist zwanzig Jahre lang etwas mehr gewesen 
als der Vertreter idiosynkratischer Ideen in der SPD. Tat- 
sächlich treibt die innere Dynamik der SPD die Partei, so- 
weit wir sehen können, auf einen Unilateralismus zu, der in 
diesem Fall identisch ist mit der Neutralisierung West- 
deutschlands und der Aufgabe der Allianz. 

Diese innere Dynamik ist in den tiefen Widersprüchen 
der Partei selbst fest verankert. Einerseits hat die Wahlnie- 
derlage die Partei des Glorienscheins beraubt, den sie ein 
Jahrzehnt lang getragen hatte: der Atmosphäre eines sach- 
kundigen Pragmatismus, der über den „simplistischen“ so- 
zialen Radikalismus triumphierte. Die deutsche Sozialdemo- 
kratie hat versagt in der einzigen Eigenschaft, in der sie 
überlegen und leistungsfähig zu sein schien, ohne wieder so- 



zial-radikal im eigentlichen Sinn des Wortes zu werden. (Die 
Wahldemagogie zugunsten des „Arbeitnehmers" mag erfolg- 
reich gewesen sein in einer schlechten Wirtschaftslage, in 
der die Menschen eher der Partei, die gerade nicht an der 
Macht ist, den Vorzug geben, aber das hat nichts mit einem 
radikalen Programm zu tun.) Deshalb wandte die SPD sich 
dem Nationalismus zu, im Kielwasser der romantischen 
Zentristen und der Nationalbolschewisten, deren unbestreit- 
bares Verdienst es war, dem defaitistischen Schlagwort vom 
„Finis Germaniae“ den Krieg erklärt und ihren „Willen zur 
Nation“ verkündet zu haben. Doch dieser Nationalismus, 
der seine traurige Laufbahn mit dem faktischen Verrat an 
Polen im Jahre 1981 261 begonnen hat, kann nur zu einem 
neuen Rapallo führen, dessen Bedingungen allesamt einen 
für den Westen ungünstigen Schlußstrich unter den Zweiten 
Weltkrieg erleichtern würden. 

Könnte ein neues Rapallo, unter den oben skizzierten 
Bedingungen, die deutsche Nation aus den Antinomien her- 
ausführen, die sie sich selbst geschaffen hat, nachdem die 
Revolution gegen Hitler fehlgeschlagen war? Unsere Ant- 
wort ist vorbehaltlos negativ. Ein neues Rapallo, wenn es 
zumindest das Symbol der Einheit, eine Konföderation, zu- 
stande bringt, würde die deutsche Nation noch einmal 
zu der Wegkreuzung führen, wo Freiheit und Nationalidee 
Zusammentreffen und dann für sehr lange Zeit, wenn auch 
nicht zum ersten Mal, auseinandergehen. Eine Konfödera- 
tion könnte die Lasten des östlichen (oder „mittleren“) 
Teiles Deutschlands keineswegs erleichtern, abgesehen von 
der gewiß wichtigen Frage der persönlichen Kontakte zwi- 
schen den Deutschen. Es kann jedoch kein Zweifel beste- 
hen, daß der DDR-Apparat als Vorbedingung einer Konfö- 
deration die zwangsweise Rückführung der Bewohner des 
„östlichen Bundessstaates“ an ihre ursprünglichen Wohn- 
orte fordern würde. 271 Infolgedessen würde das innere Re- 
pressionssystem kaum liberalisiert werden, und es würde si- 
cherlich nicht verschwinden. Bestenfalls würde es den West- 
deutschen möglich sein, ihren konservativ-liberalen Staat zu 
behalten, den sic recht treffend als „Obrigkeitsstaat" be- 
zeichnen. Dieser könnte sogar schlechter werden durch 
einen neuen MacCarthyismus, der sowohl gegen linke als 
auch gegen rechte Kritiker des nationalen Konsenses wirken 
würde, der zu dem „neuen Rapallo“ führt; er würde gewiß 
keinen sozialen Spielraum für Sozialismus als radikale De- 
mokratie einräumen. Deutsche aller Richtungen klagen heu- 
te über ihre eingeschränkte Souveränität, und selbst wenn 
manche Erklärungen übertrieben oder nicht authentisch 
klingen, ist das Faktum an sich doch wahr. Nach einem neu- 
en Rapallo, als Folge der Selbstfinnlandisierung. würden wir 
erfahren, was es heißt, eine eingeschränkte nationale Souve- 
ränität a la sovietique zu haben. Und bei alldem haben wir 
die offenbar nicht unmittelbar drohende Möglichkeit von 
Versuchen, ganz Deutschland zu sowjetisieren. wofür eine 
Konföderation zumindest einen Brückenkopf darstellen 
würde, nicht einmal erwähnt. 

II. Die möglichen Auswirkungen eines neuen Rapallo 

auf Osteuropa 

Die erste Frage über die Auswirkungen eines neuen Ra- 
pallo ist die alte Frage: Wem würde es nützen? Bevor wir 
darangehen, sie zu beantworten, ist eine methodologische 
Bemerkung notwendig. Was folgt, ist zweifellos zum großen 
Teil Vermutung und (negative) „Futurologie“. Diese ist bis 
zu einem gewissen Grad eine unverantwortliche intellektuel- 
le Tätigkeit und gewiß kein Wissenszweig, denn es kann, wie 
schon Aristoteles kategorisch feststellte, keine Kenntnis der 
Zukunft geben. Daher können und wollen wir in dieser Hin- 
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sicht keinen Anspruch auf strenge Wissenschaftlichkeit er- 
heben. Wir können nur behaupten, daß das, was wir als fak- 
tische Tendenzen der Gegenwart feststellen und miteinan- 
der zu einem neuen Ensemble kombinieren, das dominie- 
rende Muster einer sehr bedrohlichen Zukunft ist. Wir sind 
jedoch überzeugt, daß die Gesellschaftstheorie an kritischen 
Punkten der Geschichte verpflichtet ist, wie Kassandra auch 
mögliche künftige Gefahren zu artikulieren, selbst wenn sol- 
che Warnungen nicht immer den Anforderungen der „theo- 
retischen Respektabilität“ entsprechen mögen. 



Der Hauptnutznießer eines neuen Rapallo könnte nur 
die konservative sowjetische Nomenklatura sein, die das ge- 
genwärtige Unterdrückungssystem ohne auch die beschei- 
densten inneren Reformen aufrechterhalten will. Die ent- 
schiedene Ablehnung aller Sozialreformen war seit 
Chruschtschows Sturz so deutlich der kollektive Wille der 
Nomenklatura, daß man sie nur entweder bewußt oder auf- 
grund einer narzißtischen Beschränkung auf die eigenen In- 
teressen und Probleme übersehen kann. Es ist besonders be- 
unruhigend, daß fast alle westlichen Beobachter der sowjeti- 
schen Szene, Liberale und Konservative inbegriffen, eine 
entscheidende Entwicklung der jüngeren Zeit nicht bemerkt 
haben: die allmähliche, aber fast offizielle Rehabilitierung 
Stalins und die damit parallellaufende Abwertung des XX. 
Parteitages. 281 Der erzkonservativen und repressiven 
UdSSR in der Zeit nach Chruschtschow würde ein „neues 
Rapallo“ vor allem einen notwendigen cordon sanitaire 
rund um das widerspenstige Osteuropa bringen. 



Der Begriff „cordon sanitaire" bedarf genauerer Spezifi- 
zierung, denn er ist sicherlich verschieden von dem der 
Westmächte nach dem Ersten Weltkrieg, als sie rund um die 
UdSSR einen Ring von konservativen (in den meisten Fäl- 
len diktatorisch regierten) Staaten errichteten, den sie po- 
tentiell als militärische Basis für eine neuerliche Interven- 
tion benützen wollten, wozu es jedoch nie gekommen ist. 
Der „ cordon sanitaire ", so wie wir ihn hier verstehen, hat 
überhaupt keine militärische Bedeutung. Es gibt im Westen 
keine „Regionalmächte“, die sich mit der UdSSR messen 
könnten. Die osteuropäischen Länder, welcher „stillschwei- 
gende Konsens“ auch hinter der offiziellen Propaganda 
stecken mag, vertrauen nicht auf westliche Hilfe und wür- 
den deshalb auch keine verlangen. Bis jetzt jedoch haben 



die Bewohner dieser Länder in einer politischen Umwelt ge- 
lebt, die mit ihrer Sache, mit ihrem Kampf um Emanzipa- 
tion sympathisierte. Außerdem hat die Entwicklung seit 
Prag 1968 zunehmende Sympathie wichtiger Sektoren im 
Westen gebracht, besonders seitens der Eurokommunisten, 
die noch 1956 die ungarische Revolution als Aufruhr eines 
reaktionären Pöbels angesehen hatten; 1968 jedoch stimm- 
ten sie in die Proteste gegen die Unterstützung der tschecho- 
slowakischen Reform ein. Diese Art von Unterstützung 
könnte im Vergleich mit der sehr materiellen Macht der So- 
wjetunion allzu sublim scheinen; doch die Situation ist, wie 
wir glauben, komplexer. Es genügt, an Franco-Spanien zu 
denken, diesen verharrenden Gegenstand des „lyrischen Be- 
wußtseins der europäischen Linken", wie Jorge Semprun 
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formulierte, wo der unaufhörliche Protest gegen die franki- 
stische Anomalie eine unbestreitbare Rolle bei der Öffnung 
Spaniens zum Liberalismus nach Francos Tod gespielt 
hat. 29 ’ 

Man kann ohne Übertreibung sagen, daß, zumindest bei 
der deutschen Linken und beim „romantischen Zentrum“, 
das Vorspiel zu einem neuen Rapallo, zu einer Selbstfinn- 
landisierung bereits begonnen hat. Ostdeutsche Dissidenten, 
sofern sie nicht wie Bahro einem „Nationalbolschewismus“ 
huldigen, werden kaum geduldet in der Antiatomhewegung, 
die die Hauptlast der gegenwärtigen sozialen Turbulenz 
trägt. Der bedeutende Schriftsteller und Dissident Jürgen 
Fuchs hat in Reden und Broschüren wiederholt festgestellt, 
wie weit die Führung und auch die Basis der heutigen natio- 
nalistischen Antiatombewegung bereits die Geduld mit den 
„ewigen Jeremiadcn“ der östlichen Dissidenten verloren ha- 
ben, die sie jetzt als Unruhestifter betrachten. Nach dem 
wahrlich schändlichen Stillschweigen in den Tagen der pol- 
nischen Katastrophe gab es fast schon einen Konsens von 
der Sozialdemokratie über die „romantische“ Linke bis zu 
den Liberalen (deren Meinung in der „Zeit“ adäquat wie- 
dergegeben wird), daß Jaruzelski mit seinem „Realismus 
und Patriotismus“ der Retter Europas und des Weltfriedens 
sei. Leute, die sonst bitter über die eingeschränkte Souverä- 
nität Deutschlands klagen, loben uneingeschränkt den 
Mann, der die Oberhoheit der UdSSR über Polen wieder 
einmal außer Frage gestellt hat. Der sowjetische Krieg in 
Afghanistan (dessen Greuel stark an die Untaten der Wehr- 
macht und der „Einsatzgruppen“ in der Ukraine zwischen 
1941 und 1943 erinnern) ist aus dem öffentlichen Diskurs 
der Bewegung verschwunden oder wird bestenfalls nur 
euphemistisch erwähnt. Der Kult mit Käddr-Ungarn, dem 
zweifellos liberalsten und aufgeklärtesten aller osteuropäi- 
schen Polizeistaaten, hat das Niveau eines kultischen Dog- 
mas erreicht: Er kann in der deutschen liberalen Presse 
nicht einmal mehr in Frage gestellt werden. „Der Spiegel“ 
hat die Rolle der französischen Kommunisten von 1956 
übernommen und veröffentlicht in Fortsetzungen ein Werk 
über die ungarische Revolution (von David Irving, der sich 
selbst als „leicht faschistisch “ bezeichnet), worin dieses 
entscheidende Ereignis der europäischen Emanzipation als 
verächtlicher, blindwütiger Pöbelaufruhr dargestellt wird. 

Eine weitere, noch offenkundiger prosowjetische Folge 
eines neuen Rapallo wäre die Vertreibung der Vereinigten 
Staaten vom europäischen Kontinent durch die Deutschen 
und damit in einer Form, die keine direkte amerikanisch-so- 
wjetische Konfrontation implizieren würde. Eine solche Ak- 
tion Westdeutschlands wäre die einzige Möglichkeit, in An- 
betracht der spezifischen Instabilität der politischen Atmo- 
sphäre in Amerika nach Vietnam und des Ausmaßes der ge- 
genwärtigen Krise, den Abzug der Amerikaner aus Europa 
zu erreichen. Eine direkte sowjetische Forderung würde 
ignoriert werden; einer Drohung würde mit fast allgemei- 
nem Konsens Widerstand geleistet werden; eine deutsche 
Forderung andererseits würde mit Abscheu und Ressenti- 
ment aufgenommen werden, aber ihre Folge könnte nur ein 
neuer Isolationismus der USA sein, zusammen mit einem 
neuen französisch-amerikanischen Vertrag, mit dem die 
Vereinigten Staaten auf eine solche Forderung reagieren 
könnten. 

Wer Zweifel hat, sollte die Einzelheiten des britisch-rho- 
desischen Konfliktes studieren. Das separatistische Vorge- 
hen Rhodesiens war in Großbritannien nicht populär, weil 
viele Menschen darin einen Schlag gegen das Common- 
wealth sahen und andere eine offen rassistische Entschei- 
dung. Vom militärischen Standpunkt wäre es mehr eine Po- 



lizei- als eine militärische Aktion gewesen, die weiße Min- 
derheit Rhodesiens in die Knie zu zwingen. Es gab jedoch 
niemanden im Establishment, ob Labour oder Tory, der die 
politische Verantwortung für eine solche Aktion auf sich ge- 
nommen hätte. Angesichts dessen, was die europäischen 
Mächte sich leisten können, wenn es um Länder anderer 
„Welten” geht (z.B. die britische Aktion zur Rückgewin- 
nung der Falkland-Inseln). mag dies krasse Heuchelei sein 
und ist es auch. Es ist unvorstellbar, daß eine amerikanische 
Regierung unter den gegenwärtigen Umständen einen deut- 
schen Widerstand gegen die amerikanische Präsenz mit Ge- 
walt niederringen würde (sofern sie dazu überhaupt imstan- 
de wäre). Sollte also die UdSSR den politischen Mut haben, 
die notwendigen Schritte zu einem neuen Rapallo zu tun. 
und sollte die Nomenklatura einen deutschen Partner für 
diese entscheidene Wendung finden, dann würde der Zweite 
Weltkrieg mit einem amerikanischen Abzug aus Europa und 
mit sowjetischer Vormundschaft über den alten Kontinent 
abgeschlossen werden. 

Ein weiteres Ergebnis eines neuen Rapallo für die UdSSR 
wäre zweifellos deren Fähigkeit. „Wirtschaftsreformen zu 
importieren“. Dies bedeutet folgendes: Seit den frühen 
sechziger Jahren, seit die öffentliche Erwähnung der Not- 
wendigkeit einer Wirtschaftsreform nicht mehr als absolute 
Häresie gilt 301 , hat es immer öffentliche Erklärungen, 
manchmal auch autoritative Besclilüsse des Zentralkomitees 
des Inhalts gegeben, daß das System der „sozialistischen 
Wirtschaft" geändert werden müsse. Ohne hier zu versu- 
chen. eine Bilanz dieser entscheidenden Bemühungen zu zie- 
hen. kann man so viel sagen: Reformversuche sind entweder 
leere Worte geblieben oder katastrophal gescheitert (mit der 
einzigen Ausnahme Ungarns, das eine - nie verwirklichte - 
totale Reform ankündigte, aber nur imstande war, eine par- 
tielle. agrarische Reform durchzuführen), weil die Nomen- 
klatura immer das llnmöglichc wollte: ökonomischen Wan- 
del ohne sozialen Wandel. Die bloße Vorstellung einer ent- 
wickelten Wirtschaft, die nach den Standards zweckmäßiger 
Rationalität funktioniert, wo die Grundlage einer solchen 
Rationalität, irgendeine Art von Markt, durch tyrannische 
politische Interventionen zersclilagen wird, ist ein neues Ka- 
pitel in der zeitlosen Geschichte der Quadratur des Kreises. 
Andererseits erkennt sogar das verzerrte Bewußtsein der 
Nomenklatura, daß die Wiederherstellung eines echten 
(nicht bloß vorgetäuschten und nicht zersplitterten) Mark- 
tes soziale Folgen hätte, die für die Nomenklatura unkon- 
trollierbar sein könnten. 311 Ein neues Rapallo würde alle 
Dilemmata der Nomenklatura in ökonomischer Hinsicht lö- 
sen, zumindest kurzfristig. Ein konföderiertes Deutschland, 
das gemäß den Standards einer zweckmäßigen Marktrationa- 
lität produzieren würde (in dieser Hinsicht würde die DDR 
höchstwahrscheinlich in ganz Deutschland integriert wer- 
den), wäre eine genügend große Einheit, um für die bren- 
nenden Bedürfnisse der UdSSR zu sorgen ; seine bloße Exi- 
stenz würde das ostdeutsche Problem lösen. „Sorgen" be- 
deutet hier Investitionen und Lieferung hochwertiger Pro- 
dukte für Industrie und Haushaltskonsum im Austausch ge- 
gen sowjetische Rohstoffe und osteuropäische Agrarpro- 
dukte. Dies würde praktisch die ökonomischen Aufgaben 
von Wirtschaftsreformen in Sowjetgesellschaften lösen, oh- 
ne die Notwendigkeit, etwas an der Sozialstruktur zu ver- 
ändern - der sehnlichster Wunsch aller auf Modernisierung 
bedachten, aber erzkonservativen Herrschaftseliten. 

Ein letztes Ergebnis für die russische Nomenklatura wäre 
die „Bipolarisierung des Hasses“ in Osteuropa. (Offenbar 
ein „objektives“, unbeabsichtigtes Ergebnis, denn es erfor- 
dert eine Fouche-gleiche zynische Überlegenheit, so etwas 
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im voraus zu planen.) Wir wollen das genauer ausführen. 
Meinungsanalysen, die in osteuropäischen Ländern gelegent- 
lich vorgenommen werden, zeigen entgegen den Erwartun- 
gen die „Küssen“ weder als Nation noch als ethnische Grup- 
pe als die von der einheimischen Bevölkerung Meistgehaß- 
ten 321 , faktisch sind sie jedoch immer die Verhaßtesten. 
Das ist nicht nur eine psychologische Belastung, sondern 
auch eine potentielle politische Gefahr. Ein neues Rapallo 
würde diese Konstellation so verschieben, daß alle traditio- 
nellen antideutschen Stimmungen der Region, die verschie- 
dene und sehr komplexe historische Wurzeln haben, mit 
einem Schlag wieder aufflammen würden. 

Was wurden Ost- und Westdeutschland von einem neuen 
Rapallo gewinnen? Vor allem die symbolische Befriedigung 
einer Art nationaler Einheit, der deutschen Konföderation, 
einer mehr kulturellen als politischen Einheit, die, wie wir 
gesehen haben, auf einer beträchtlichen Einschränkung und 
Selbsteinschränkung der Freiheiten beruhen würden. Eine 
solche symbolisch-kulturelle Wiedervereinigung Deutsch- 
lands wäre nicht frei von neuen Widersprüchen; so würde 
Deutschland beispielsweise, besonders infolge des Vakuums, 
das durch Amerikas Aufgabe des Engagements in Europa 
entstünde, viel mächtiger werden als bisher, könnte aber, da 
es in allen außenpolitischen Angelegenheiten von der 
UdSSR abhängig wäre, von dieser vergrößerten Macht kei- 
nen Gebrauch machen (diese würde daher zur Quelle einer 
neuen Spannung in Europa werden). Mit all diesen Vorbe- 
halten wäre Deutschland jedoch nach einem neuen Rapallo 
nicht länger ein besiegtes Land; dieser Status hat die ganze 
Nation nun vier Jahrzehnte lang beharrlich gequält. Für jede 
Gemeinschaft, der diese symbolische Wiederherstellung dei; 
Selbstachtung wichtiger ist als politische Freiheit und die 
Freiheit ihrer unmittelbaren Nachbarn, ist dies eine befrie- 
digende Lösung. 331 

Ferner gibt es ganz offensichtliche ökonomische Vortei- 
le, die ein neues Rapallo für mindestens zwei Generationen 
von Deutschen bieten würde. Die Rezession hat nun schließ- 
lich auch die mächtige westdeutsche Wirtschaft getroffen, 
und diesmal gibt es keine „amerikanische Medizin“. Im Ge- 
genteil, die Vereinigten Staaten überwälzen in Form eines 
künstlich überbewerteten Dollars, extrem hoher Zinsen usw. 
einen Gutteil ihrer ökonomischen Belastungen, besonders 
jener, die sich aus dem gigantischen Budgetdefizit ergeben, 
auf europäische Länder, und in diesem Szenario ist West- 
deutschland der am stärksten Leidende. Aber in einem wei- 
teren Sinn besteht zumindest einer der Faktoren, die an der 
Wurzel der gegenwärtigen Depression liegen, darin, daß die 
kapitalistische Industrie des Westens wieder einmal nahe an 
die „Grenzen der Akkumulation" herangekommen ist. Ein 
neues Rapallo könnte angesichts der riesigen Investitions- 
möglichkeiten in der an Investitionsmangel leidenden so- 
wjetrussischen Wirtschaft in Deutschland einen Stimulus für 
Profite und Beschäftigung bieten. Dies könnte faktisch eine 
westdeutsche Version des Marshallplans werden, mit günsti- 
gen Ergebnissen zumindest für den Spender und mit einigen 
spezifischen Vorteilen. Einer davon wäre, daß Osteuropa in 
eine riesige Region zur Versorgung Deutschlands mit Agrar- 
produkten verwandelt werden könnte, mit einer niedrigeren 
Preisstruktur als jene der EG, die durch die politische Preis- 
struktur im Sowjetsystem garantiert wäre. Der Garantor 
eines solchen Preissystems wäre natürlich der Hauptnutznie- 
ßer auf der östlichen Seite, die sowjetische Nomenklatura. 
Außerdem würde die ostdeutsche Industrie durch die Kon- 
föderation in den gesamtdeutschen Markt integriert werden. 

Das würde zweifellos nicht ohne Widersprüche und un- 
vorhersehbare Resultate vor sich gehen, weil, wie schon ge- 



sagt, ökonomische Veränderungen immer auch soziale Ver- 
änderungen bedingen. Aber wenn es verwirklicht werden 
kann, hätte die Industriemacht Deutschlands in Europa kei- 
nen Konkurrenten und in der ganzen westlichen Welt nur 
die Vereinigten Staaten. Und schließlich hätten deutsche In- 
vestoren in den Sowjetgesellschaften einen fast kolonialen 
Vorteü: die dortige Arbeiterschaft ist nicht in echten Ge- 
werkschaften organisiert und genießt daher keine kollekti- 
ven Protestrechte; überdies ist sie sogar „mobil“ und ermög- 
licht dadurch flexiblere Wirtschaftsstrategien. Die Regimes 
haben in der Nachkriegszeit nur selten versucht, Arbeits- 
kräfte en masse zu verschieben. 341 Die Struktur der Regi- 
mes enthält jedoch nichts, was die Führer hindern könnte, 
solch schwerwiegende Beschlüsse zu fassen. Natürlich be- 
steht in kommunistischen Ländern ständig die Gefahr einer 
drastischen und unvorhersehbaren politischen Wendung, die 
Deutschland, nachdem es seine Verbündeten aufgegeben 
hat, der Gefahr einer vollständigen Sowjetisierung aussetzen 
würde. Tatsächlich ist die einzige, schwache Garantie gegen 
eine solche Wendung das Selbstinteresse der gegenwärtig 
herrschenden Fraktionen der Nomenklatura, die hauptsäch- 
lich an ökonomischer Rationalisierung interessiert sind und 
daher kaum deren Grundlagen zerstören würde. Aber von 
Stalins Kollektivierung bis zu Maos Kulturrevolution (ganz 
zu schweigen von Pol Pots Babeufschem Egalitarismus und 
seiner Autarkiewirtschaft) hat es in den Sowjetregimen 
mehrmals Phasen der „Regression“ gegeben, und das ist das 
Risiko, dem jeder Architekt eines neuen Rapallo die im 
neuen System Lebenden aussetzen würde. Darum setzen 
einige Autoren Finnlandisierung mit 1 Iongkongisierung 
gleich. 

Der Status der DDR-Führung, der vielleicht am eindeu- 
tigsten siegreichen Partei, würde durch ein neues Rapallo 
enorm gestärkt werden. Sie könnte sich gratulieren, einen 
der größten und unerwartetsten politischen Triumphe der 
neueren Gescliichte errungen zu haben. Käme es zu einem 
neuen Rapallo, würde Ulbricht, dieser unsympathischste Sa- 
trap der sowjetischen Hegemonie, im Rückblick als ein 
deutscher Cavour erscheinen. Denn ein solcher Sieg würde 
in der Tat gegen übermächtige Gegenkräfte errungen wor- 
den sein: nicht nur gegen die Macht der USA und die seit 
Jahrzehnten offenkundige Entschlossenheit fast der ganzen 
deutschen Nation, die „sowjetische Besatzungszone“ zu eli- 
minieren. sondern zum Teil auch gegen den Willen der so- 
wjetischen Herren und Meister selbst. Die DDR-Führung, 
diese hartnäckigste und zugleich homogen reaktionäre so- 
ziale Kraft, die bei der Eliminierung der tschechoslowaki- 
schen Reformen eine Pionierrolle spielte (weshalb zu ver- 
muten ist, daß sie im Fall der polnischen Reformen insge- 
heim eine ähnliche Rolle gespielt hat), würde nach dem rus- 
sischen Apparat zur führenden politischen Kraft in allen 
osteuropäischen Angelegenheiten werden. Auch dies ist eine 
ziemlich logische Folgerung aus einem neuen Rapallo, und 
zwar aus zwei Gründen. Das relative ökonomische Gewicht 
des „sozialistischen Bundesstaates Mitteldeutschland“ wür- 
de im Vergleich mit anderen Ländern der Region infolge 
der Konföderation enorm wachsen; es würde nicht nur das 
chronisch bankrotte Polen aufwiegen, sondern auch seinen 
traditionellen industriellen Konkurrenten, die Tschecho- 
slowakei. Zweitens hätte die DDR als Mitglied der deut- 
schen Konföderation ein entscheidendes Wort in allen in- 
nerdeutschen Angelegenheiten (das heißt in den wichtig- 
sten europäischen Fragen) mitzureden, und es ist unvorstell- 
bar, daß sie jemals die politischen, ökonomischen und mili- 
tärischen Verbindungen mit dem Sowjetblock auflösen 
könnte. 
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Hier müssen wir uns den wahrscheinlichsten Auswirkun- 
gen eines neuen Rapallo auf die Zukunft der europäischen 
Militärbündnisse zuwenden. Die Neutralisierung Deutsch- 
lands, die die wichtigste Folge wäre, würde die NATO nicht 
„involvieren“, aber buchstäblich deren Ende bedeuten. Und 
es wäre zwecklos, Vorhersagen zu wollen, für welche außen- 
politischen Alternativen der Rest Westeuropas und die Ver- 
einigten Staaten in einer solchen Situation optieren würden. 
Was jedoch den Sowjetblock betrifft, würde an diesem 
Punkt die formale Auflösung des Warschauer Paktes als ein 
logischer Schritt erscheinen, der natürlich eine Art ideologi- 
schen Beschluß der Nomenklatura erfordern würde. Aber 
man darf nicht vergessen, daß Stalin gerade zu dem Zeit- 
punkt, an dem seine Kontrolle über die zur Macht kommen- 
den kommunistischen Parteien sich festigte, die Komintern 
auilöste. Die Nomenklatura hat traditionell den Mut ge- 
habt, scheinbar schwerwiegende, in Wirklichkeit aber rein 
nominelle Entscheidungen zu treffen, um scheinbar ewige 
Institutionen zu ändern oder abzuschaffen. Außerdem hätte 
die Auflösung des Warschauer Paktes einen offenkundigen 
propagandistischen Vorteil, würde aber die sowjetische poli- 
tische und militärische Integration Osteuropas nicht berüh- 
ren (der Warschauer Pakt ist nur die Fassade und das äußere 
Erscheinungsbild dieser Integration, nicht deren Basis und 
echter organisatorischer Rahmen). Letztlich, und das ist 
wahrscheinlich das Wichtigste, würde es der Sowjetunion 
eine beliebige Zahl verfügbarer Optionen bieten. 

Eine unmittelbare Folge eines neuen Rapallo wäre natür- 
lich ein deutscher Friedensvertrag. Während der Berlinkrise 
Anfang der sechziger Jahre versuchte Chruschtschow die 
Westmächte mit der Drohung eines sowjetisch-ostdeutschen 
Separatfriedens zu erpressen. Ein neues Rapallo würde oder 
könnte zumindest einen Separatfrieden zwischen (einem 
konföderierten) Deutschland und der UdSSR bringen, mit 
den folgenden unmittelbaren Ergebnissen. Erstens würde 
ein solcher Separatfrieden von den Westmächten, die im 
Krieg gegen Deutschland verbündet waren, und vor allem 
von den Vereinigten Staaten höchstwahrscheinlich nicht an- 
erkannt werden. Daher würde diese Folge eines neuen Ra- 
pallo Deutschland — offenkundig nur formal, aber nicht 
insignifikant - freundliche Beziehungen zur UdSSR auf- 
grund eines Friedensvertrages bescheren, aber eine äußerst 
unfreundliche Beziehung zum Westen, mit dem es sich for- 
mal im Kriegszustand befinden würde. Zweitens würde diese 
Wendung dem Jalta-Potsdam-System der Aufteilung der 
Welt unter die Supermächte in vereinbarte Einflußzonen 
formal ein Ende setzen, einem System, das, seltsamerweise 
in dieser Welt grassierender Verschwörungstheorien, fast un- 
bemerkt vierzig Jahre lang, wenn schon nicht reibungslos, 
so doch kontinuierlich funktioniert hat. Drittens aber wür- 
de die Beseitigung des Jalta-Potsdam-Systems der sowjeti- 
schen Führung für alle Angelegenheiten in dem riesigen Ge- 
biet zwischen der sowjetischen und der deutschen Grenze 
freie Hand geben, 

Was könnten die wichtigsten Folgen dieser neuen, her- 
metisch abgeschlossenen Situation in Osteuropa sein? Um 
diese Frage beantworten zu können, müssen wir die verän- 
derte Atmosphäre nach einem neuen Rapallo und dem Ab- 
schluß eines sowjetisch-deutschen Friedensvertrages verste- 
hen. Wenn und wo die sowjetische Führung bis jetzt Zu- 
rückhaltung geübt oder wenigstens nach außen hin Respek- 
tabilität zu wahren gesucht hat, geschah dies wegen ihrer 
Entschlossenheit, bestimmte Sympathien (besonders west- 
europäische Sympathien) nicht aufs Spiel zu setzen. (Aus 
nationalen Gründen kann sie nicht auf starke amerikanische 
Sympathien zählen, und andere Teile der Welt sehen die Er- 



eignisse ganz anders und kümmern sich nicht besonders um 
europäische Angelegenheiten.) Nach einem neuen Rapallo, 
das die paternalistische Vormundschaft der UdSSR bis tief 
ins Herz Europas bringen würde, wäre eine solche Zurück- 
haltung nicht mehr nötig, und das ganze Muster sowjeti- 
schen Imperiumbauens wurde sich wahrscheinlich radikal 
ändern. Erstens würde die UdSSR in Ihrem Machtbereich 
kaum Staaten dulden, die in ihren inneren Strukturen, in 
ihrer außenpolitischen Haltung oder in beidem von ihr un- 
abhängig wären, und das würde eine unmittelbare Gefahr 
für Finnland und Jugoslawien bedeuten. Nach einem neuen 
Rapallo wäre es schwer zu sehen, wie Finnland es vermei- 
den könnte, im Inneren entsprechend den sowjetischen In- 
teressen umgestaltet zu werden: die Finnlandisierung (oder 
Selbstfinnlandisierung) Deutschlands würde fast unvermeid- 
lich die Sowjetisierung Finnlands bedeuten. In Jugoslawien 
könnte die innere Struktur leicht den sowjetischen Plänen 
angepaßt werden, aber die nationalistische (oder patrioti- 
sche) Überzeugung der Bevölkerung ist dort so stark (wie in 
Albanien, dem zweiten offenkundigen Ziel im Süden), daß 
sie leicht ein europäisches Afghanistan schaffen könnte. 
Nach den Hauptverlierern (Finnland. Jugoslawien und Alba- 
nien) konnte die sowjetrussische Nomenklatura leicht der 
Extravaganz Ceaucescus ein Ende machen, ihn stürzen und 
samt seiner Clique durch andere ersetzen, ohne an der So- 
zialstruktur irgend etwas andern zu müssen (womit alles 
Notwendige über Ceaucescu gesagt ist). Dies könnten je- 
doch die vorbereitenden Schritte zu einer gründlicheren 
Umwandlung sein: zur Revidierung der Grenzen und zur 
weiteren Vergrößerung des Kerns des Imperiums. 

An diesem Punkt werden „realistische“ und „ausgewoge- 
ne" Beobachter sicherlich sagen, wir gingen zu weil: die So- 
wjetunion sei schließlich stets mit größtem Nachdruck für 
die Unantastbarkeit der europäischen Grenzen eingetreten 
(deutsche Anspielungen auf eine mögliche Änderung der 
Oder-Ncißc-Grenze wurden von der UdSSR fast als Casus 
belli betrachtet); territoriale Fragen könnten nicht einmal 
zwischen den Satellitenstaaten (z.B. zwischen Ungarn und 
Rumänien) aufgerollt werden: die sowjetische Führung habe 
Versuche ihres übereifrigen bulgarischen Anhängsels, Bulga- 
rien zur 17. Sowjetrepublik zu machen, zurückgewiesen, ein 
Ereignis, das angeblich stattgefunden hat. und das von 
Kommentatoren als Beweis für sowjetische Weisheit und 
Mäßigung angesichts bulgarischer Exzesse gedeutet wurde. 

Aber die dogmatische Überzeugung, die Grenzen Euro- 
pas könnten nicht geändert und zumindest formal souverä- 
ne Staaten könnten nicht zu unmittelbaren Bestandteilen 
des sowjetischen Imperiums gemacht werden, beruht auf 
drei falschen Prämissen. Die erste besagt, daß größere terri- 
toriale und imperiale Veränderungen in Europa immer im 
Gefolge von Kriegen stattgefunden hätten und daß daher 
solche Änderungen nur durch Kriege herbeigeführt werden 
könnten. In diesem Fall ist nicht nur die Logik falsch, son- 
dern die Leute, die so argumentieren, sehen nicht, daß ein 
neues Rapallo der Abschluß eines großen Krieges mit vierzig 
Jahren Verspätung wäre und daher eine ideale Gelegenheit, 
drastische A nderungen an der Karte Europas vorzunehmen. 
Die zweite falsche Prämisse ist, daß die jetzigen ostmittel- 
europäischen Grenzen „natürliche“ Grenzen seien und ir- 
gendwie auf Konsens beruhten Dagegen steht die elementa- 
re. aber vergessene Wahrheit, daß fast alle Nationalstaaten 
der Region, mit Ausnahme Rumäniens und Bulgariens, ent- 
weder im Prozeß von Versailles entstanden sind (Jugosla- 
wien, Tschechoslowakei, sogar Ungarn in seiner gegenwärti- 
gen beschnittenen Form) oder sich in derselben Periode 
selbst geschaffen haben (Polen, Finnland), und daß außer- 




dem mehrere von ihnen multinational und voller explosiver 
Elemente sind, fast alle haben potentielle Gebietsstreitigkei- 
ten miteinander, und das Bewußtsein dieser Streitigkeiten 
hat in unterdrückter Form lange Zeit in ihrer öffentlichen 
Meinung weitergelebt, so daß jeder am liebsten sein eigenes 
„Mini-Rapallo“ hätte, um entweder Gebiete zurückzugewin- 
nen oder sein Staatsgebiet zu vergrößern. Alle hängen daher 
von dem Großen Schiedsrichter ab, der zu einem Abbau des 
Versailler Systems zurückkehren könnte (das war zwanzig 
Jahre lang offizielle sowjetische Politik, die nur aus pragma- 
tischen. nicht aus dogmatischen Gründen aufgegeben wur- 
de). Die dritte falsche Prämisse ist die Annahme, die jetzige 
Größe des eigentlichen Sowjetimperiums (das heißt das Ge- 
biet innerhalb der sowjetischen Grenzen) sei das Ergebnis 
einer Art geheimnisvollen Planes, der mit dem „Marxismus- 
Leninismus“ harmoniere. Tatsächlich jedoch läßt sich kein 
derartiger Plan, ob traditionell, nationalistisch oder modern, 
für den sowjetischen Expansionismus nachweisen. Was den 
„Marxismus-Leninismus“ betrifft, könnte die Sowjetunion 
sowohl kleiner als auch großer sein; ihre jetzige Größe ist 
von höchst pragmatischen ac/-/ioc-Überlegungen bestimmt. 
Nehmen wir einige Beispiele. Die Mongolei ist seit der Revo- 
lution Suche Bators in den zwanziger Jahren in jeder prakti- 
schen Hinsicht Teil des Sowjetimperiums (sowjetische Ar- 
meen waren und sind dort permanent stationiert, erst we- 
gen der Japaner, später, nach einem längeren Intervall, 
wegen einer chinesischen Bedrohung; die Armeechefs und 
der sowjetische Botschafter sind fast formelle Staatsober- 
häupter). Aber höchstwahrscheinlich wegen bestimmter 
asiatischer Empfindlichkeiten haben die Sowjetführer von 
Stalin bis Breschnjew nie versucht, die <7e-/acro-lntegration 
der Mongolei in die Sowjetunion zu formalisieren. 1920 
und 1940, in den Kriegen gegen Polen und gegen Finnland, 
machte die jeweilige Sowjetregierung formale Versuche, für 
die von der Sowjetarmee angegriffenen Länder öffentlich 
„nationale“ Regierungen einzusetzen, die zum Großteil aus 
in der Sowjetunion lebenden Kommunisten bestanden. 
Während die „polnische" Regierung von 1920 (der. um das 
Maß vollzumachen, auch Felix Dzerzynski, der Gründer und 
Chef der Tscheka, angehörte) mit Nachsicht aller Taxen als 
eine von der Sowjetunion abhängige „nationale“ Behörde 
angesehen werden konnte, kann man das von Kuusinens 
„karelo-finnischer Regierung“, die 1940 die finnische Re- 
gierung ersetzen sollte, nicht sagen. Dieses Vorhaben erwies 
sich jedoch als eine Improvisation, die später bei einer un- 
günstigen Wende des Krieges fallengelassen wurde. 1944- 
1945 versuchten die Sowjets sehr deutlich, den nördlichen 
Teil des Iran formell zu okkupieren, entweder durch Anglie- 
derung an Sowjet-Aserbaidschan oder als eigene Sowjet- 
republik. Diese Bestrebungen wurden erst unter dem Druck 
der Westmächte aufgegeben, die damals auf dem Buchsta- 
ben der Abkommen von Jalta und Potsdam bestanden, und 
vielleicht auch wegen der Belastung durch die Errichtung 
eines osteuropäischen Imperiums. Amin Saikal. ein guter 
Kenner jener Region, berichtet, daß die Sowjets unmittel- 
bar nach der Besetzung im Jahre 1941 mehrere autonome 
Sowjetrepubliken unter kommunistischer (Tudeh-)Verwal- 
tung bildeten, die später formell mit der Sowjetunion ver- 
einigt werden sollten. 35 ’ Was das Baltikum betrifft, war es 
bei Kriegsende immer noch eine offene Frage, ob die balti- 
schen Republiken als Teilrepubliken der Sowjetunion oder 
als „souveräne“ Staaten regiert werden sollten. Sie wurden 
nach der deutsch-sowjetischen Teilung Polens mit der So- 
wjetunion vereinigt, wobei die UdSSR erst die Anerken- 
nung der polnischen Souveränität zurückzog und später die- 
sen Schritt wieder rückgängig machte. Eine ähnliche Lösung 
der baltischen Frage wäre nicht unvorstellbar gewesen; sie 



kam aus uns unbekannten Gründen nicht zustande. Schließ- 
lich ist zu beachten, daß die Sowjetunion zwar absolut ge- 
gen alle Grenzänderungen in Europa ist (aus dem guten 
Grund, daß solche Änderungen die Frage der sowjetischen 
Gebietsgewinnc und ihrer Legitimität aufwerfen würde), 
daß sie aber im Prinzip in dieser Sache dogmatisch indiffe- 
rent ist. ja in vielen Teilen der Welt sogar an politischen Be- 
strebungen. die auf Grenzänderungen abzielen, mitwirkt 
oder sie zumindest unterstützt. (Das gilt im Nahen Osten für 
die israelischen Grenzen; die Sowjetunion unterstützte die 
Legitimität des irakischen Angriffs gegen den Iran, der zu- 
mindest formell im Namen von Grenzrevisionen unternom- 
men wurde; es gab Zeiten, da die Sowjetunion den Kampf 
der Kurden unterstützte, der die Grenzen von drei souverä- 
nen Staaten - Irak, Iran und Türkei - in Mitleidenschaft 
zog; sie gab Argentinien bei seinem Versuch, die Malvinen 
zurückzugewinnen, nominelle Unterstützung; sie unterstütz- 
te die Gebictsgewinne ihrer Satelliten in Afrika.) 

Wenn wir jedoch von Änderungen der Größe des Impe- 
riums sprechen, ist eindeutig Polen das Hauptproblem. An 
sich scheint es absurd, die Frage der nominellen Souveräni- 
tät Polens zu stellen. Der Grund, weshalb wir die Frage auf- 
rollen. liegt jedoch darin, daß sie von sogenannten autorita- 
tiven polnischen Quellen herkommt. Wir erinnern daran, 
daß unter all den kaum verhüllten Drohungen, die die auf- 
einanderfolgenden polnischen Regierungen in den turbulen- 
ten Jahren zwischen 1968 und 1981, aber mit besonderem 
Nachdruck in den letzten Monaten vor der Verhängung des 
Kriegsrechts durch General Jaruzelski, an die unruhige Be- 
völkerung richteten, die erste und wichtigste die an sich 
seltsame Bemerkung war, die Souveränität Polens sei durch 
die Forderungen der Opposition, insbesondere durch die 
Tätigkeit der Solidarität gefährdet. Diese Warnung konnte 
nur eines bedeuten; Die sowjetische Führung, die bereits im 
Frühjahr 1969 ähnliche Drohungen durch den Mund Mar- 
schall Gretschkos geäußert und damit Dubcek zum Rück- 
tritt gezwungen hatte, hatte gedroht, daß, sollte die Solidar- 
nosc zu weit gehen oder vielmehr nicht von ihren bisherigen 
Positionen ablassen, und sollten die polnischen Kommuni- 
sten aus , falschem . mit dem marxistisch-leninistischen Klas- 
senstandpunkt unvereinbarem Patriotismus" weiterhin zö- 
gern, gegen die Rebellen vorzugehen, das Problem durch di- 
rektes sowjetrussisches Eingreifen gelöst, die Souveränität 
Polens aufgehoben und das Land der Sowjetunion einver- 
leibt werden würde. Für ein solches Vorgehen gibt cs. abge- 
sehen von der langen zwangsweisen Zugehörigkeit eines 
Teils von Polen zum Zarenreich, lüstorische Vorläufer in 
Ideologie und Bewußtsein der Nomenklatura. Kristian Ger- 
ner bemerkt in seinem oben von uns zitierten Buch ganz 
richtig über die sowjetische Auffassung der Souveränität Po- 
lens: ,J3ie Bolschewiki konnten sich anscheinend nie damit 
abfinden. daß ihnen der wiedererstandene polnische Staat 
entglitten war, und daß sie ihn 1920 nicht wieder unter ihre 
Kontrolle hatten bringen können: im Mai 1939 bezeichne te 
der damalige sowjetische Außenminister Molotow die Polni- 
sche Republik als .monströsen Bastard des Friedens von 
Versailles' und Stalin spottete: .mit Verlaub, ein 
.Staat'. " 36) 

Aber auch die folgenden tieferen, allgemeinen Überle- 
gungen Gerners müssen in Betracht gezogen werden, wenn 
wir die Chancen Polens nach einem neuen Rapallo einschät- 
zen wollen: „Die polnische Nation befindet sich auf der 
Osr-West-Achse zwischen den Deutschen und den Ost Sla- 
wen. wobei unter den letzteren die Russen dominieren. Im- 
mer. wenn Preußen oder Deutschland und Rußland oder die 
UdSSR stark waren, hatten die Polen es sehr schwer, ihre 



25 




nationale Unabhängigkeit zu verteidigen. Es ist bezeich- 
nend, daß die staatliche Souveränität Polens 1918 wieder- 
erstand, als sowohl Deutschland wie auch Rußland zeitwei- 
lig geschwächt waren, und daß die Souveränität erlosch, so- 
bald diese beiden Länder wiedererstarkt waren und sich 
1939 zusammentaten ... Die Beziehungen zu Deutschland 
sind sozusagen die Kehrseite der polnisch-russisch/sowjeti- 
schen. Der ursprüngliche Grund hinter der Errichtung des 
südost- und mitteleuropäischen Imperiums der UdSSR be- 
stand darin, die Russen vor jeder möglichen Bedrohung 
durch Deutschland zu schützen. In der polnischen Perspek- 
tive gesehen, muß der Charakter der Beziehungen Polens zu 
(West-)Deutschland auch Polens Beziehungen zur UdSSR 
bestimmen. Das Abkommen mit Bonn von Ende 1970 un- 
terminierte, zumindest theoretisch, die Grundlagen der 
Unterordnung Polens unter die UdSSR, dli die UdSSR in 
ihrer Eigenschaft als die Macht, die imstande — und bereit 
- wäre, Polens Westgrenze gegen den ( west- Jdeutschen Re- 
vanchismus und Revisionismus zu verteidigen Die poten- 
tielle Bedeutung der Bonner Ostpolitik wurde sogar in der 
polnischen Presse angedeutet . 1,37 ' 

Aus diesen richtigen und fruchtbaren Bemerkungen kön- 
nen die folgenden Schlüsse gezogen werden. Erstens, da Po- 
len immer Chancen hatte, wenn Deutschland und Rußland 
(die UdSSR) gleichzeitig schwach waren, und es umgekehrt 
für seine Souveränität verhängnisvoll war (im 19. Jahrhun- 
dert, 1939), wenn beide stark waren, folgt daraus zumin- 
dest logischerweise, daß ein neues Rapallo für Polen eine 
schwere Bedrohung wäre. Zweitens könnte die „neue Ost- 
politik" zwar theoretisch einen Großteil der die sowjetische 
Vorherrschaft über Polen legitimierenden Ideologie beseitigt 
und zur Stärkung der polnischen Souveränität beigetragen 
haben, doch war dies in Wirklichkeit nicht der Fall. Außer- 
dem verwandelte sich die „Ostpolitik" in dem Maß, in dem 
der verstärkte westdeutsche Nationalismus und Zugeständ- 




nisse an die sowjetische Expansionspolitik ihr emanzipato- 
risches Potential unterminierten, in eine objektiv antipolni- 
sche Politik (ganz im Geist von Rapallo 1922), und die gan- 
ze Welt konnte dies im Dezember 1981 nach der Verhän- 
gung des Kriegsrechts in voller Blüte sehen. Drittens könnte 
es im Fall des Zusammentreffens bestimmter Umstände im 
gemeinsamen Interesse einer starken deutschen Konfödera- 
tion und einer noch stärkeren UdSSR liegen, die Souveräni- 
tät Polens formal abzuschaffen. Die künftige Geschichte 
braucht nicht erfunden zu werden, aber das folgende Szena- 
rio ist keineswegs unvorstellbar. Sollte die unaufhaltsame 
soziale Turbulenz in Polen weiter andauem.was trotz der 
gegenwärtigen deprimierten Atmosphäre nach der Niederla- 
ge nicht unwahrscheinlich ist; sollte ferner der Kern des Im- 
periums, die UdSSR, weitere slawische Kontingente gegen 
die wachsende nichtslawische moslemische Bevölkerung 
brauchen, die im nächsten Jahrzehnt 51 % der gesamten 
Einwohnerschaft ausmachen wird 381 (überdies ein slawi- 
sches Kontingent, das den Ukrainern, einem weiteren slawi- 
schen, aber unruhigen Element innerhalb des Imperiums ge- 
sinnt ist und daher als „Gegengewicht innerhalb des Gegen- 
gewichts" dienen kann), dann ist es möglich, daß, was 1981 
eine Drohung war, zu einem späteren Zeitpunkt Realität 
wird. Und jeder, der weiß, bis zu welchen Extremen der 
polnische Nationalismus und die sowjetische Unterdrückung 
inneren Widerstands gehen können, wird zweifellos den 
Charakter einer solchen Realität erfassen. All dies sind mög- 
liche und nicht bloß der Phantasie entsprungene Folgen 
eines neuen Rapallo. 

Was kann ein Osteuropäer den Deutschen empfehlen? 
Die Wiedervereinigung aufzugeben, weil sie dies einem Ost- 
europa „schuldig seien“, an dem vor mehr als vierzig Jahren 
im Namen des Deutschen Reiches entsetzliche Verbrechen 
begangen wurden? Es ist nicht übermäßiger anthropologi- 
scher Skeptizismus, vorherzusagen, daß alle solchen Emp- 
fehlungen vergeblich wären; es würde ihnen auch jede mora- 
lische Rechtfertigung fehlen. Was ein Osteuropäer vor dem 
Hintergrund seiner persönlichen und kollektiven Vorge- 
schichte tun kann, ist zweierlei: zu warnen und die Deut- 
schen an die moralische Pflicht der Solidarität mit der in 
Opposition kämpfenden osteuropäischen Demokratie zu er- 
innern. Die Kassandra-Botschaft ist klar. Der Weg zu einem 
neuen Rapallo, der an sich viel weniger unwahrscheinlich 
ist, als überhebliche Realisten gern glauben möchten, könn- 




Betende Moslems in Samarkand: Zwingt die wachsende 
nichtslawische Bevölkerung, die im nächsten Jahrzehnt 
51 % der sowjetischen Einwohnerschaft ausmachen wird, 
die Kremlfiihrung zu einer grundlegenden Revision ihrer auf 
Deutschland bezogenen Westpolitik? 
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te möglicherweise der einzige Weg zur Wiedervereinigung 
Deutschlands innerhalb der Lehensspanne von zwei Genera- 
tionen sein. Er führt jedoch sicherlich zu einem Scheideweg, 
and dern, wieder einmal in der deutschen Geschichte. Na- 
tion und Freiheit sich trennen. Es ist Sache der Deutschen, 
zu überlegen, was sie wählen sollen, aber sie müssen wissen, 
daß dies die Alternative ist. Sobald aber der Weg zu einem 
neuen Rapallo einmal eingeschlagen worden ist, treffen die 
Folgen nicht mehr die Deutschen allein, denn Osteuropa 
wird die Zeche zu zahlen haben. Nach einem neuen Rapallo 
könnte für viele kommenden Generationen nur noch das 
Wunder einer russischen Revolution viele Nationen der Re- 
gion vor dem Verlust auch der formalen Souveränität ret- 
ten, vor kollektiver Demütigung und erneuter Unterdrük- 
kung und vor einem neuen System der Tyrannei, für das 
diesmal die Deutschen direkt mitverantwortlich wären. Und 
dies ist der moralisch-soziale Aspekt eines neuen Rapallo, 
den alle demokratisch gesinnten Deutschen wohl bedenken 
sollten. 
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Als ..künstliche Imperien" in der modernen Geschichte 
Europas bezeichnen wir drei Formationen: Napoleons „Em- 
pire“. Hitlers „Drittes Reich“ und die stalinistische Sowjet- 
union in der bis jetzt gültigen Form, die sie nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg erlangt hat. Warum sie Imperien sind, bedarf 
keiner Erklärung, wohl aber, wieso sie „künstlich“ sind. 
Künstlich sind sic erstens insofern, als sie auf keiner freiwil- 
ligen Vereinigung ethnisch identischer oder verwandter 
Gruppen beruhen; das gilt offensichtlich für Napoleons 
„ Empire " ebenso wie für Stalins Sowjetunion und trotz 
Hitlers Rassenideologie auch für das „Dritte Reich“. Ironi- 
scher-, aber bezeichnenderweise kamen die Gründer der 
„künstlichen Imperien“ von keiner ethnischen Hauptgrup- 
pe: Ein Korse gründete das französische, ein Georgier das 
neorussisch-sowjetische, ein Österreicher das deutsche 
Reich. Zweitens glichen die „künstlichen Imperien“ nicht 
den westeuropäischen Kolonialmächten - Großbritannien. 
Frankreich, Niederlande, Spanien. Portugal und Belgien -, 
insofern, als diese nicht Nationen, Staaten oder Volksgrup- 
pen unterjochten, die formal nationale Souveränität erlangt 
oder zumindest früher einmal angestrebt hatten, sondern 
Territorien in Besitz nahmen, deren Bevölkerung sich in 
einem pränationalen Bewußtseinszustand befand. (Um Miß- 
verständnisse zu vermeiden: Das ist kein Werturteil, sondern 
eine Beschreibung der dabei angewandten, zwangsläufig ver- 
schiedenen Macnttechniken.) Drittens erforderten' die 
„künstlichen Imperien“ die Anwendung totalitärer (oder 
„prä totalitärer“) Methoden, manchmal auch die Mobilisie- 
rung von Traditionen (meist in mythologischer Form), stüt- 
zen sich aber im wesentlichen auf moderne Ideologien der 
Machttechnik. Es war Marx, der dies von ßonaparte fest- 
stellte, unter dessen Herrschaft die Permanenz des Terrors 
durch die Permanenz des Krieges fortgesetzt worden war. 



und in den beiden späteren Fällen bedarf das Vorhanden- 
sein totalitärer Technik keines weiteren Beweises. Und 
schließlich waren alle drei dynamische Gebilde, strukturell 
auf Expansion gegründet, völlig anders geartet als die altmo- 
dischen Konglomerate dynastischer Politik wie das „Reich“ 
der Habsburger. 

1 1 * H. Helbig. op. cit . , S. 119. 

1-1 „Die Linke und die nationale Frage“, hg. von Peter 
Brandt und Herbert Ammon, Reinbek: Rowohlt, 1981, 
S. 97f. Im folgenden entnehmen wir unsere Dokumentation 
zum Großteil diesem Band, mit dessen Herausgeber wir, wie 
sich zeigen wird, in keiner Weise übereinstimmen, deren 
Auswahl wir aber als Musterbeispiel einer objektiven und 
sachkundigen Präsentation eines überaus diskutablen 
und heiklen Problemkomplexes ansehen. 
lj) Es besteht kaum ein Zweifel, daß die Forderung der 
„bedingungslosen Kapitulation“ egoistisch motiviert war. 
Die westlichen Verbündeten, die nie die Konzentrations- 
lager bombardierten, und Stalin, dem die eigenen Soldaten 
schnurzegal waren, machten sich keine Gedanken über die 
Opfer. Sie alle wollten schnappen, was es zu schnappen gab, 
womöglich ungestört von deutschen Proteststimmen; auch 
schien die Klausel zu garantieren (was allerdings nicht der 
l all war), daß keine der Parteien Gehcinivernandlungen 
mit dem Feind führen würde, wenn er unmittelbar vor dem 
Zusammenbruch stand. Ferner war die Bedingung kontra- 
produktiv. Sie hat beispielsweise M. Walser die interessante 
und in mehrfacher Hinsicht überzeugende Ansicht vorge- 
bracht, es wäre nie zu Hiroshima oder zu der in ihren Aus- 
wirkungen noch schrecklicheren Napalm-Bombardierung 
Tokios gekommen, hätte die amerikanische Führung Japan 
weniger narte Bedingungen gestellt. 

Brandt/ Ammon, op. cit., S. 36f. Wir identifizieren uns 
weit mit Schumachers Auffassungen und können ganz ein- 
lach keinen anderen Grund sehen als Brandts und Ammons 
Leninismus (im Rahmen ihres „Nationalbolschewismus“), 
der es rechtfertigen würde, das Wort Sozialismus im Zusam- 
menhang mit Schumacher in Anführungszeichen zu setzen. 
Schumachers Option implizierte die Bejahung der westli- 
chen Allianz, nicht aber des westlichen Systems. Insbeson- 
dere sind wir mit seiner Auffassung von der Sowjetunion 
durchaus einverstanden. Natürlich sind in seiner Theorie wie 
in jeder sozialistischen Theorie zahlreiche Naivitäten festzu- 
stellen. Aber sein Konzept einer „neuen Demokratie“, der 
Radikalisierung der Demokratie als des einzigen Weges zum 
Sozialismus zeigt eine bemerkenswerte Ähnlichkeit mit dem 
Besten, was von latent antistalinistischen Kommunisten der 
unmittelbaren Nachkriegszeit wie Georg LukÜcs erdacht 
worden ist. Und für besonders unfruchtbar halten wir die 
Art von Kritik an Schumachers Auffassung, wie sie in Alex- 
ander Kluges und Oskar Negts „Geschichte und Eigensinn“ 
(Frankfurt: Zweitausendeins, 1981, S. 1093-1129) zu fin- 
den ist. Das Bestehen auf dem „proletarischen“ Charakter 
einer sozialistischen Politik (was immer „proletarisch“ in 
den modernen Verhältnissen heißen soll) fugt unserer Mei- 
nung nach einer richtigen sozialistischen Strategie nichts 
hinzu. 
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16) Pietro Secchias Persönlichkeit und politische Rolle läßt 
sich mit der Andre Martys in der KPF vergleichen. Stets ein 
Mann der Tat, besonders der bewaffneten Tat, ein poten- 
tieller Herausforderer der Autorität des Führers, genoß er 
lange Zeit das Vertrauen Moskaus; er geriet in Konflikt mit 
Togliatti und wurde aus der Parteiführung verdrängt. Im 
Ruhestand veröffentlichte er einen Teil seiner Aufzeichnun- 
gen in „Annali“ (Feltrinelli), „Archivo Secchia“. Für das 
Jahr 1953 gibt es fast täglich Notizen. Am 9. Juli, berichtet 
er, entsandte Togliatti ihn nach Moskau. Togliatti sagte 
ihm. die sowjetische Führung habe eine vertrauliche Einla- 
dung geschickt, sie wolle eine besonders wichtige Informa- 
tion bekanntgeben. Secchia kam noch am selben Tag in 
Moskau an und erfuhr von Berias Verhaftung („L’Unita 
meldete dies einige Tage später). Er wurde vom Flughafen 
in den Kreml gebracht, wo eine „Sitzung“ stattfandfüber 
deren Charakter er nur sagt, daß Malenkow, Molotow und 
Chruschtschow anwesend waren, und daß Malenkow den 
Vorsitz führte). Seine Aufzeichnungen, die die Tagesord- 
nung und die Anschuldigungen gegen Beria enthalten, wur- 
den später von seinem Sekretär, Seniga, veröffentlicht, als 
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dieser aus der Partei austrat, und zwar in dem Buch „To- 
gliatti e Stalin", Milano: Sugarco, 1961, Neuaufl. 1978. Un- 
ter Punkt 6 der detaillierten Liste der Anschuldigungen, 
höchstwahrscheinlich ein Kollektivdokument des Politbüros 
über Berias „Verbrechen" auf dem Gebiet der nationalen 
Frage, wo er angeblich die „Freundschaft zwischen den Na- 
tionen der UdSSR “ zu untergraben versuchte, steht folgen- 
des: „Berias feindselige politische Wendung trat deutlich 
hervor anläßlich einer Ibvfung des Deutscnlandproblemes 
Ende Mai dieses Jahres (von uns hervorgehoben: F.F.- 
A.H.J. Berias Vorschläge zu dieser Frage liefen hinaus auf 
die Aufgabe des Kurses des sozialistischen Aufbaus in der 
DDR und auf die Annahme eines Kurses der Umwandlung 
der DDR in einen bürgerlichen Staat, was nicht weniger als 
eine Kapitulation vor den imperialistischen Kräften bedeu- 
tet hätte. Zugleich fpng Beria in jüngerer Zeit so weit, unter 
dem Vorwand des Kampfes gegen die Schwächen und Über- 
treibungen beim Aufbau der Kolchosen in den Ländern der 
Volksdemokratie und in der DDR derartige Konzessionen 
gegen die Kolchosen vorzuschlagen, daß dies faktisch die 
Auflösung der Kolchosen in diesen Ländern bedeutet hät- 
te. “ Der Zeitpunkt und das Genossenschaftsproblem, das in 
der ungarischen Krise von 1953 eine große Rolle spielte 
(wobei Beria Imre Nagy gegen Rakosi unterstützte), bestä- 
tigt vollauf die von Seniga veröffentlichten Aufzeichnungen 
Secchias. Dieses neue Dokument verwandelt ein Gerücht in 
ein historisches Faktum: Wir wissen jetzt, daß Beria dem 
Politbüro tatsächlich die Aufgabe der DUR vorgeschlagen 
hat, offenbar im weiteren Kontext eines Tauschhandels mit 
dem Westen. Aber wie schon gesagt, wir wissen natürlich 
nicht, ob dieses Angebot jemals die Ohren des Westens er- 
recht hat. 

Siehe Ferenc Feliär und Agnes Heller: „Hungarv, 1956 
- revisited“, Boston-London-Sydney: George Alfen and 
Unwin. 1983. 

' 8 ) ln unserem Buch „The West and the Left" (in Vorbe- 
reitung) analysieren wir, wie die sowjetische Gesellschaft 
die Alternative „rechts“ oder „links“ aus ihrer offiziellen 
Struktur eliminiert. 

1<? ) Brandt/ Ammon, op, cit.,S. 235. 

-0) Brandt/Ammon, op. cit.. S. 254-255. Der Text wurde 
1965 im „Spiegel“ veröffentlicht. 

*-* * Brandt/Ammon, op. cit., S. 303. Brandts Rede stammt 
aus dem Jahre 1970. 

Brandt/Ammon, op. cit., S. 310. 

-3) Wir haben die Ursachen des Zusammenbruchs der ame- 
rikanischen Hegemonie in unserer Arbeit „Doomsday or 
Deterrence” (Manuskript) analysiert und wollen uns’hicr 
nicht wiederholen. 

„National im antinuklearen Gewände. Egon Bahr und 
die Rückkehr zur sicherheitspolitischen Nationalstaatsidee". 
„Die Zeit“. 6. April 1983. 

--*) Brandt/Ammon, op. cit.. S. 162. 

-6) Das Wort „Verrat" hat nach sechzig Jahren kommuni- 
stischer Propaganda gegen die Sozialdemokraten einen zwei- 
felhaften Status in der Politik. Dennoch verwenden wir es 
bewußt, denn wir meinen, daß die deutsche Sozialdemokra- 
tie seit den schlimmsten Augenblicken unter Scheidemann 
und Noske nie schwärzere Tage erlebt hat als jene, an denen 
Schmidt und Honecker gemeinsam „bedauerten“, was in 
Polen „geschehen mußte , und Brandt im Namen der Zwei- 
ten Internationale den Protest derart dämpfte, daß die So- 
zialisten der lateinamerikanischen Länder öffentlich fest- 
stellen mußten, der Vorsitzende der Zweiten Internationale 
habe nicht in ihrem Namen gesprochen. Wir alle kennen die 
moralische Rechtfertigung in solchen Fällen: Wir Deutschen 
haben den Russen so viel angetan, daß wir schweigen oder 
zumindest leise sein müssen, wenn es um sie geht. Im Fall 
Polens ist das jedoch ein seltsames, kurz, ein heuchlerisches 
Argument. Was den Rest der westdeutschen Linken betrifft, 
siehe S. Meuschels Artikel „Neonationalism and the West- 
German Peace Movement’s Reaction to the Polish Military 
Coup“, „Telos“, Nr. 56, Sommer 1983. 

- 7 ) Eine stillschweigende Übereinkunft in diesem Sinn be- 
steht bereits zwischen Österreich und Ungarn. Inwieweit sie 
insgeheim formalisiert ist, wissen wir nicht. 

78 1 Wir haben hier keinen Platz für Einzelheiten, aber die 
Geschichte muß in ihren Hauptzügen rekapituliert werden. 



Unmittelbar nach Chruschtschows Sturz zirkulierten in 
Moskau Gerüchte, es gebe einen Trend, getragen vor allem 
von der mächtigen Scheljepin-Semytschastny-Gruppe auf 
dem bevorstehenden XXfll. Parteitag Stalin zu rehabilitie- 
ren und Chruschtschow zu verurteilen. Der Plan schlug fehl, 
vielleicht, weil es eine heftige und kollektive Reaktion re- 
präsentativer sowjetischer Intellektueller gab, von denen 
manche (z.B. Sacharow) immer noch große Namen des 
Establishments waren, vielleicht, weil man die vorwegneh- 
mende Ablehnung solcher Schachzüge seitens eines Teils der 
westlichen, sicherlich der italienischen. Kommunisten regi- 
strierte. und vielleicht auch aus anderen Gründen. Aber von 
da an führten zwei Trends, ein positiver und ein negativer, 
zu einer fast öffentlichen Konklusion in Breschniews letz- 
ten Jahren. Der negative war das Verbot jeder Kritik an 
Stalin im sowjetischen politischen und Kulturleben. Die 
„Verletzungen der sozialistischen Gesetzlichkeit ', dieser 
Euphemismus für Völkermord, hatten kein Subjekt mehr, 
das sie angeordnet hatte, sofern die Tatsachen überhaupt 
erwähnt wurden. Der positive Aspekt war ein allmähliches 
Wiederaufleben der Stalin-Verherrlichung - typischerweise 
zuallererst in der Form eines Nationalhelden in den massen- 
haft produzierten Kriegsromanen. Der Trend erreichte sei- 
nen Gipfel in der jüngsten Ausgabe der offiziellen Sowjeti- 
schen Enzyklopädie (die in politisch heiklen Fragen stets 
die Meinung des Politbüros wiedergibt) während der letzten 
Jahre Breschniews: hier wird Stalins gesamte politische 
Laufbahn in aller Form und unkritisch verherrlicht. Die be- 
ste Zusammenfassung findet sich bei V. Zaslavsky, „The 
Rebirth of the Stalin Cult in the USSR", in ders’. „The 
Neo-Stalinist State“, New York: The Harvester Press. 1982. 

Etwas Ähnliches geschah in Ungarn zwischen 1953 und 
1956, wo die Kritik der Intellektuellen, vor allem der 
Schriftsteller, im Westen Widerhall fand und eine bedeuten- 
de Rolle bei der Schwächung des Apparats spielte. Ohne die 
reformerischen Elemente im Apparat wäre die Revolution 
unvorstellbar gewesen. 

^0) Die beste Darstellung der Geschichte der Wirtschafts- 
reformen bis Ende der siebziger Jahre gibt Wlodimierz Brus 
in„Storia economica dell’Europe orientale, 1950-1980", 
Rom: Editori Riuniti, 1983, bes. Kap. III. „Alla ricerca di 
uno sviluppo equilibrato". 

3*) Wir glauben, daß das genaue Gegenteil der Erklärung 
des sowjetischen Justizmiuisters Terebilow (zit. in Kristian 
Gerners interessantem Buch ..The Soviet Union and Central 
Europe in the Post-War Era", Lund 1983) richtig ist. Ger 
ner zitiert eine mündliche Mitteilung des sowjetischen Mini- 
sters. der gesagt haben soll, die sowjetische Führung wäre 
bereit, sogar das jugoslawische System der Arbeiterräte ein- 
zuführen. wenn es nur funktionierte. Im Gegensatz zu solch 
einem Übermaß an zweckmäßiger Rationalität in der sowje- 
tischen Weltanschauung glauben wir, daß sic gemäß unserer 
eigenen Sicht der Situation die notwendigen Maßnahmen 
zur Einführung einer Wirtschaftsreform nicht zulassen kann, 
aus Angst vor der daraus folgenden sozialen Turbulenz. 

3-) In den sechziger Jahren hat A. Heller eine solche Ana- 
lyse in Ungarn vorgenommen, von der nur ein Teil, der von 
den Autostereotypen der Ungarn handelte, veröffentlicht 
werden konnte. Die unveröffentlichten Teile zeigten jedoch 
in einem methodologisch überzeugenden Maßstab, daß die 
Gefühle der Ungarn sich meist gegen die Rumänen und 
überraschenderweise gegen die Serben richten. A. Waliczki 
berichtete uns, daß eine ähnliche Analyse in Polen - dies- 
mal nicht überraschenderweise - die Deutschen an der Spit- 
ze der Haßliste und die Russen an zweiter Stelle zeigte. 

33) Und für all jene, die noch einmal betonen, daß die 
Souveränität Deutsclilands auch unter amerikanischer He- 
gemonie eingeschränkt ist. wollen wir hier, von dem bisher 
verwendeten Muster abweichend, eine andere Lösung Vor- 
schlägen: eine entschlossene westdeutsche Massenbewegung 
ohne falsche Illusionen über das Sowjetregime und ohne na- 
tionalistische Sehnsucht nach einem neuen Rapallo, aber 
mit der unwidersteltlichen Forderung, den Status Deutsch- 
lands innerhalb der westlichen Allianz von eingeschränkter 
zu voller politischer und militärischer Souveränität zu an- 
dern. 

34) Solche Methoden sind angewandt worden, nicht nur 
während Chruschtschows „Neuland“-Kampagne, die letzt- 
lich ein vernichtender Fehlschlag war, sondern auch in jün- 
gerer Zeit, wie „Le Monde“ berichtet („Le Monde Hebdo- 
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madaire“, Februar 1984). als Bauern aus den Moslem-Re- 
gionen ins unterbevölkerte Sibirien umgesiedelt wurden. 

- - 1 Amin Saikal: „The Method ofSoviet Intervention: The 
Cases ol'Poland and Afghanistan“, Manuskript. 

Kristian Gerner, op. cit , S. 56. 

Kristian Gerner. op. dt. . S. 42. 62. 

-' 7) Siehe „Le Monde Hebdomadaire“, toc. dt. 



Nachbemerkung 

Der hier wiederabgedruckte Aufsatz „Osteuropa unter dem 
Schatten eines neuen Rapallo“ von Ferenc Feh<jr und Agnes 
Heller ist textidentisch mit Studie Nr. 6 des Forschungspro- 
jekts „Krisen in den Systemen sowjetischen Typs“, geleitet 
von Zdenek Mlynar (Wien), mit wissenschaftlichem Beirat, 
bestehend aus Wlodzimierz Brus (Oxford), Ferenc Fehtr 
und Agnes Heller (Australien), Pierre Kende (Paris), Jiri Ko- 
ste (Frankfurt/M.), Jiri Pelikan (Rom), Aleksander Srnolar 
(Paris). Lubomir Sochor (Paris) und Zdenek Strmiska (Pa- 
ris). Die Reihe erscheint in deutscher, französischer und 
englischer Sprache im Verlag Index e.V., Postfach 410 511, 
5000 Köln 41, und ist dort kostenlos zu beziehen. Unter- 
stützt werden kann das Vorhaben über das Spendenkonto: 
„Projekt“, Kto.-Nr. 174 018 121 bei Hypobank, Tegemseer 
Landstraße 125, 8000 München 90 

Dem Selbstverstandnis nach stellt sich das Projekt so dar: 
„Das Ziel dieses Projektes ist es. die Ursachen der Krisen 
und der Versuche um ihre Bewältigung irn System des .rea- 
len Sozialismus' vom politischen, ökonomischen, sozialen 
und sozialpsychologischen Gesichtspunkt zu analysieren 
Die Studien werden sich dabei besonders auf die Entwick- 
lung in drei mitteleuropäischen Ländern des Sowjetblocks 
konzentrieren in Ungarn, in der Tschechoslowakei und 
in Polen. Im Rahmen der Möglichkeiten der Autoren wird 
allerdings auch der Entwicklung in einigen anderen Län- 
dern, vor allem in der UdSSR selbst, Aufmerksamkeit ge- 
widmet. Die einzelnen Studien werden konkreten Proble- 
men gewidmet werden - von allgemeinen / beispielsweise 
der Charakteristik sogenannter . Normalisierungspolitik ‘ / 
bis zu ausgewählten Teilproblemen / Funktionieren des Me- 
chanismus der politisch-polizeilichen Aufsicht, Rolle kom- 
munistischer Parteien und ihre innere Entwicklung, Mecha- 
nismus der Wirtschaftsleitung, Informationsisolierung, Rolle 
der offiziellen Ideologie, Charakter und Bedeutung opposi- 
tioneller Kräfte usw./. In ihrem Gesamtkomplex sollten die 
Studien, die im Rahmen dieses Projektes bis zum Jahre 
1985 ausgearbeitet werden, die hauptsächlichen Ursachen 
der Krisen und die Möglichkeiten ihrer Bewältigung in den 
Systemen sowjetischen Typs aufzeigen " (S. 2) 



Zu den bisher erschienenen Studien 

W. Brus. P. Kende u. Z. Mlynar: „Normalisierungsprozesse“ 
im sowjetisierten Mitteleuropa (= Studie Nr. 1) 

Die Fallstudien von Kende und Mlynar zeichnen die restau- 
rativen Prozesse nach der ungarischen Revolution bzw. dem 
Prager Frühling nach, während Brus' Beitrag polnische Ent- 
wicklungsmöglichkeiten vorwegnimmt. Dies verleiht ihm 
einen durchaus reizvollen Hang zum Spekulativen, den der 
Leser auch bei dein vorliegenden Aufsatz festgestellt haben 
wird. 



Z. Mlynar: Relative Stabilisierung sowjetischer Systeme in 
den siebziger Jahren (= Studie Nr. 2) 

Es handelt sich um einen Teil der dann in Buchform (Krisen 
und Krisenbewältigung im Sowjetblock 1953—1982, Köln: 
Bund und Wien: Braumüller, 1983) erschienenen größeren 
Arbeit des Verfassers. In komparativer Absicht und unter 
zwangloser Anwendung des systemtheoretischen Instrumen- 
tariums in seiner strukturfunktionalistischen Variante wer- 
den den osteuropäischen Ländern gemeinsame wie sie tren- 
nende Entwicklungen dargelegt, wobei die Ökonomie aus- 
drücklich ausgeklammert ist. 



K. Kaplan: Politische Persekution in der Tschechoslowakei 
1948-1972 (= Studie Nr. 3) 

Sie beobachte Menschen wie eine Spinne Insekten - so 
oder ähnlich charakterisierte Handke einmal die Schreibe 
der Highsmith. Das könnte auch auf Karel Kaplan zutref- 
fen, so unterkühlt, so minutiös wird liier das gesamte Spek- 
trum der politischen Verfolgung aufgedeckt - von „bloß“ 
sozialer und beruflicher Persekution über politische Prozes- 
se und Justizmorde bis zu politischen Säuberungen: alles da 
und fein säuberlich quantifiziert! 



L. Sochor: Beitrag zur Analyse der konservativen Elemente 
in der Ideologie des „realen Sozialismus“ (= Studie Nr. 4) 

Der sich bei einem solchen Thema wenn nicht aufdrängen- 
den, so doch naheliegenden humoristischen Versuchung 
willig nachgegeben zu haben, ist für einen Wissenschaftler 
gleichermaßen erstaunlich wie la gegen den Strom ge- 
schwommen. Interessant die Entstehungsgeschichte dieses 
Sprachparadoxons, das wahrscheinlich auf den unvergesse- 
nen Michail Suslow („Der Spiegel" in seinem Nachruf: „Er 
war ein großer Reaktionär. “) zurückgeht, komisch die Dar- 
stellung seiner untauglichen Apologetik, wo doch der offi- 
ziösen Sprachregelung der Nomenklatura selbst im Westen 
kaum noch Aufmerksamkeit gezollt wird. Aber es ist ein 
Galgenhumor, der hier am Werk ist: „Es gibt (...) Autoren, 
die die Hypothese vertreten, die bestehenden Unterschiede 
wurden mit der Zeit zunehmen, und die Zukunft gehöre 
nicht der Uniformität, sondern der Diversität. Ich bin da 
skeptischer. Ich glaube, daß die Zeit im Sinn der Vereinheit- 
lichung wirkt, jedenfalls solange, als ilas Imperium nicht un- 
ter einem Schlag von außen auseinanderbrichr. Gewiß, in 
der Geschichte des Menschengeschlechts gibt es keine ewi- 
gen Imperien. Aber es hat mehrere gegeben, die sich jahr- 
hundertelanggehalten haben. " (S. 42) 



W. Brus. P. Kende u. Z. Mlynar: Die sowjetischen Systeme 
nach Breschnjew (= Studie Nr. 5) 

Die Broschüre vereint drei Beiträge, deren „Sinn (...) es eher 
ist, Anregungen zur Diskussion und zu weiteren Überlegun- 
gen zu geben, als .die Zukunft zu prophezeien'. Im Rahmen 
des Forschungsprojekts (...) wollen wir 1985 eine Diskus- 
sion in Form eines internationalen Symposiums veranstal- 
ten. das über die Entivicklungsperspektiven der Sowjetsyste- 
me mehr aussagen soll. Diese Studien sollen eine der Grund- 
lagen für ein solches Symposium sein" (S. 3) Trotzdem 
auch hier viel politische Science fiction, immer kenntnis- 
reich, nur diesmal — im Beitrag Brus’ — unter Einbezug des 
ökonomischen Aspekts. n R . 
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Klaus Vogelgesang: 
..Im Westen was 



Neues“ 



Henning Eichberg 

Nichts bleibt, wie es ist 

Über die Deutschlandfrage unter dem Aspekt historischer Veränderlichkeit 



Bei dem Text handelt es sich um Thesen zu einem Vortrag 
im Seminar „ Die deutsche Frage", 4. 8.6.1984, Akademie 
Sankelmark, Ostkolleg der Bundeszentrale für politische 
Bildung 

Die deutsche Frage war nie einförmig in der Geschichte. Sie 
hieß (ohne in solchen Formeln ganz aufzugehen ): 

— „Einheit und Freiheit“ im Vormärz; 

- „Reich“ in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts; 

— „Kampf gegen Versailles“ in der Zwischenkriegszeit; 

- „Wiedervereinigung“ in den 1950/60er Jahren. 

Und heute? 

Die Überraschung der 1970er Jahre war das Auftauchen 
(oder Wiederauftauchen) der nationalen Frage auf der poli- 
tischen Linken, zunächst unter Antiautoritären. Trotzkisten 
und Maoisten, dann unter unorthodoxen Sozialdemokraten. 
Grünen und Alternativen. Zeichnet sich damit abermals eine 
Verschiebung ihres Inhalts und ihrer Struktur ab? 

ln der Diskussion wurden bisher folgende unterschiedlichen 
Akzente gesetzt: 1 1 

1. Eine diplomatische Position, von Sozialdemokraten re- 
präsentiert (Günther Gaus, Egon Bahr) und unterstützt 
durch nonkonforme Publizisten (Sebastian Haffner). nahm 
ihren Ausgangspunkt von der großen Politik, von Blockpro- 
blematik, Entspannung, Ostpolitik, Friedenssicherung. Man 



versuchte, von Entspannungsstrategien her die deutsche 
Frage cinzubringen: die Deutschen als Kulturnation mit Op- 
tion auf politische Einheit. „Trauen Sic keinem Deutschen, 
der Ihnen sagt, die deutsche Frage sei vom Tisch. Entweder 
er lügt, oder er betrügt sich selbst.“ 

Einwände gegen diese Position liefen darauf hinaus, sie sei 
sehr „von oben her“ gedacht, kabinettspolitisch, letztlich 
etatistisch. Feiert hier eine klassische bismarckische Diplo- 
matie Widerauferstehung? Man kritisierte daran auch einen 
Mangel an Solidarität mit den Völkern, insbesondere mit 
dem polnischen. 

2. Ganz anders nahmen die Theoretiker des Exterminis- 
mus (E.P. Thompson. Rudolf Bahro) ihren Ausgangspunkt 
im radikal Neuen der gegenwärtigen Ausrottungs- und 
Selbstausrottungspotentiale. Diese erforderten eine Funda- 
mentalopposition, die alle Potentiale des Widerstands mobi- 
lisiere. Dazu gehöre neben christlichen und spirituellen Mo- 
tiven, neben den Triebkräften aus Arbeiterbewegung und 
Sozialismus auch die nationale Selbstbehauptung. Gegen- 
über der Konvergenz der beiden Supermächte, basierend auf 
Kapitalismus und Staatskommunismus, wird ein dritter Weg 
entworfen. In ihm hat gerade auch die deutsche nationale 
Identität ihren Platz. 

Einwände hiergegen bezogen sich auf das biblische Endzeit- 
pathos, das die Exterminismus-Analyse kennzeichne. Es sei 
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zum einen unhistorisch und lasse zum anderen eine länger- 
fristige politische Perspektive über die eschatologische Ka- 
tastrophenerwartung hinaus vermissen. 

3. Beide Aspekte — diplomatische und exterminismustheo- 
retische - versuchten Konzepte aus der jüngeren Genera- 
tion zu verbinden (Peter Brandt, Herbert Ammon, AL Ber- 
lin): deutsche Vereinigungspolitik über eine deutsche Kon- 
föderation. Diese Richtung artikulierte sich erstmals in der 
Friedensbewegung und in der neuen alternativen Linken, 
transportierte aber z.T. Überlegungen und Erfahrungen der 
älteren Neuen Linken weiter: die trotzkistische und mao- 
istische Kritik der Blöcke, Rudi Dutscltkes Deutschland- 
perspektive. „Deutschland ist besetzt“ ist hier ein wesentli- 
cher Ausgangspunkt. Die Spaltung Deutschlands (und die 
Spaltung des deutschen Proletariats entlnag der Elbe) sei 
Resultat sowohl der Jalta-Politik der Sieger als auch der 
Adenauerschen Restaurationspolitik. Diese habe letztlich 
auch die Gegenentwürfe der nationalen Linken verschüttet, 
die bis in die 1950er Jahre hinein vorhanden waren: Kurt 
Schumacher (SPD), bürgerliche Nationalneutralisten um 
Gustav Heinemann und die Gesamtdeutsche Volkspartei, 
unorthodoxe Kommunisten wie August Thalheimer, Emst 
Niekisch und die Harich-Gruppe. Diese gelte es wiederzu- 
entdecken. Die historische Wiederaneignung wird jedoch bis 
in die Anfänge der deutschen Linken und der Nationalbc- 
wegung im Vormärz weitergetrieben und berührt sich so 
mit den Konzepten der nationalen Identität. 

Einwände gegen diese Position haben auf eklektizistische 
Züge hingewiesen, auf die Mischung von regionalistisch-de- 
zentralem Generationsbcwußtscin der Alternativen mit der 
Perspektive „von oben“, dem Blick auf die Staatenkonföde- 
ration. Verklammerungen mit der Sonderperspektive Ber- 
lins als Ex-Hauptstadt und mit preußischen Themen (Wolf- 
gang Venolir) können als etatistische Tendenz verstanden 
(mißverstanden?) werden. Die Vereinigungspolitik bleibe 
streckenweise abgehobene Politik mit einem Defizit des 
Kulturellen und Subkulturellen. 

4. Eben das ist der Ausgangspunkt der Überlegungen zur 
nationalen Identität, in denen sich alternativer Regionalis- 
mus, Zivilisationskritik und eine nationalrevolutionäre Auf- 
fassung der deutschen Frage miteinander verbinden (Zeit- 
schrift „wir selbst“ und „Aufbruch"). Deutschland ist be- 
setzt — das ist nicht nur ein Leid, sondern auch eine Chance 
der Deutschen, nämlich ein spezifischer Zugang zu den 
Grundproblemen der industriegesellschaftlichen Entfrem- 
dung. Die politisch-militärische Okkupation durch die Su- 
permächte rückt die innere Kolonisation durch den multi- 
nationalen Kapitalismus bzw. durch die staatswirtschaftli- 
che Industriediktatur als fremde Besetzung in den Blick. 
Die äußere Besetzung und das Souveränitätsdefizit der 
deutschen Staaten können als innere Kolonisierung erfahren 
und bekämpft werden: die Amerikanisierung Deutschlands 
als Selbstentfremdung, Wodka-Cola-Kultur weltweit. Die 
kulturkritischen Potentiale der nationalen Identitäts- und 
Befreiungsphilosophien lassen sich fruchtbat machen: Jo- 
hann Gottfried von Herder, Johann Gottlieb Fichte und 
Ernst Niekisch, Moses Hess und Martin Buber, N.F.S. 
Grundtvig, James Connolly und Michail Bakunin. Frantz 
Fanon, Russell Means und Vine Deloria. 

Als Drehpunkt der nationalen Frage erscheint unter diesem 
Aspekt nicht mehr das nationale Interesse, sondern die na- 
tionale Identität, nicht der Staat, sondern das Volk, nicht 
die „Wiedervereinigung“, sondern die Abkoppelung. 
Deutschland wird zu einem Fall der Entkolonisierung im 
Alltag der Industriekultur. Die internationale Perspektive 
der deutschen Frage ist daher auch nicht die schaukelnde 



Beteiligung an der Blockpolitik, auch nicht die dritte Groß- 
macht (etwa „Europa“), sondern die Verwirklichung von 
Vielfalt, die Abkoppelung, die Regionalisierung. Viel eher 
ergeben sich Berührungspunkte mit der neuen antikolonia- 
len Bewegung in Afrika, Asien und Indio-/Lateinamerika: 
Deutschland — ein Teil der dritten Welt? 

Die deutsche Frage als „Abkoppelung“ — wird das zum 
neuen Profil der nationalen Frage in den 1980er Jahren 
werden? Und was bedeutet das im einzelnen für ein mögli- 
ches anderes, neues Deutschlandbild? 

Denn, so wenig wir über die Zukunft wissen, eines ist ge- 
wiß: Das Unwahrscheinlichste ist, daß die deutsche Lage so 
bleibt, wie sie ist. 

Anmerkung 

Vgl. Sigrid Meuschel: Le neo-nationalisme allemand et 
les pacifistes. In: Esprit, juillet 1983,99-114. 



Wolf Biermann 



ICH LEB MEIN LEBEN, SAGT SIE 

Ballade vom wiederholten Abtreiben 



1 

Ab ich saß in meiner Müller 
dunklem Baudt 

Spreng sic mit mir T reppen runter 
schluckte auch 

Rattengift, den Sud von Kippen 
preßte sich 

In den Leib die elend lange 
Wurzel. Ich 

Kreischte, und mich hörte keiner 
Zittrig mit der Fahrradspeiche 
Hat sie nach mir rumgestochert 
— immer rein! ins Dunkle Weiche 

Doch ich lebe noch, ich lebe 
Und so war das eben 

— is nich traurig, is ja Wahrheit — 
Und ich leb mein Leben 

2 

Aus dem Dorf in Polen hab'n wir 
weggekonnt 

Mutter schleppte mich im Schneematsch 
durch die Front 

Westwärts in den Osten gings nach 
Neuruppin 

Russen nahmen alles, gaben 
alles hin 

Schweiß und Fusel für die Weiber 
Für uns Kinder Speck und Brote 
Manche Weiber machtens gerne 
Manche wehrten sich zu Tode 

Doch ich lebe noch, ich lebe 
Und so war das eben 

— is nich traurig, is ja Wahrheit - 
Und ich leb mein Leben 

3 

Vor dem Brandenburger Tor war 
ein Gekreisch 

Panzer machten da aus Menschen 
Menschenfleisch 

Ach. was wußten schon die roten 
Fahnen groß 

Von dem Rot in meinem Hcmdcl 
Ich war bloß 

lung und gierig nach dem Leben 
Als die Panzerketten kreischten 
Als sie meinen allerschönsten 
Tag im luni mir zerfleischten 

Doch ich lebe noch, ich lebe 
Und so war das eben 

— is nich traurig, is ja Wahrheit — 
Und ich leb mein Leben 
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Offener Brief an die GRÜNEN 

Wir haben aufmerksam den Kongreß der GRÜNEN in Bay- 
ern verfolgt, der vom 16. bis 18. November 1984 in Mün- 
chen unter dem Titel 

„Die Deutschen und der Frieden“ 
Deutschlandpolitische Überlegungen 

stattfand. 

Wir stehen unter dem Eindruck, daß es eine zunehmende 
Kluft zwischen der Basis der GRÜNEN und ihren Bonner 
Funktionären in der Deutschlandfrage gibt. Während offen- 
sichtlich bei der großen Mehrheit der Basis ein tiefes Ver- 
ständnis dafür vorhanden ist, daß die nationale Frage und 
die Friedensproblcmatik in einem unauflöslichen Zusam- 
menhang stehen, scheinen sich die Bonner Funktionäre all- 
mählich und fast unmerklich zu Verfechtern einer anti-na- 
tionalen Status-quo-Politik zu entwickeln. 

Wir möchten mit diesem Offenen Brief vor einer verhängnis- 
vollen Fehlentwicklung warnen. 

Die GRÜNEN marschieren unter der Fahne des Fort- 
schritts, was die Fragen der Ökologie, des Umweltschutzes, 
der Sozial-, Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik angeht. 
Auf allen diesen Gebieten haben sie die alten, etablierten 
Parteien geistig weit hinter sich gelassen. Ja, sie sind die ein- 
zige Bewegung in Deutschland, die Antworten Für die Fra- 
gen des XXI. Jahrhunderts bereit hat. 

Wie verträgt sich damit eine Politik, welche willens zu sein 
scheint, eine der Grundforderungen der Menschheit - das 
nationale Selbstbestimmungsrecht eines Volkes - preiszuge- 
ben? Wie erklärt es sich, daß grüne Parlamentarier mit den 
politischen Klassen in Bonn und Ostberlin Übereinstim- 
mung suchen, indem sie sich zu Verfechtern einer anti-na- 
tionalen Status-quo-Politik machen? 

Entweder, die GRÜNEN sind angetreten. Deutschland und 
Mitteleuropa in ihrem Sinne zu verändern - dann kann es 



in keiner Frage Zustimmung zum „Status quo“ geben; also 
auch nicht in der Deutschlandfragc. Oder die GRÜNEN 
sind eine Kompromißpartei alten Stils - dann brauchen sie 
weder von „Deutschland“ noch vom „Frieden“ zu reden. 

Wie soll der Friede jemals sicherer gemacht werden, wenn 
Deutschland auf ewig in einem Zustand der Teilung und der 
Nicht-Selbstbestimmung verbleibt? 

Wie sollen die Atomraketen jemals vom deutschen Boden 
entfernt werden, wenn nicht in beiden Teilen Deutschlands 
gleichzeitig? 

Wie soll ein Friedensvertrag jemals zustande kommen, 
wenn nicht mit beiden Teilen Deutschlands unter einem 
Dach? 

Wir sagen den GRÜNEN in aller Freundschaft und in allem 
Emst: 

Nichts geht in Europa, solange Deutschland 
geteilt und besetzt ist. 

Wir sagen ihnen weiter, daß der „Status quo“ nichts anderes 
als die Zementierung der Spaltung Deutschlands bedeutet, 
und daß er der Betonierung der Vernichtungswaffen in 
Deutschland dient. 

Wir erinnern diejenigen GRÜNEN, die ihre gesamtdeutsche 
Nationalität preisgeben wollen, an die Worte, die Friedrich 
Engels an die irische Freiheitsbewegung schrieb: 

„Wenn Mitglieder einer Siegernation die Besiegten er- 
mahnen wollen, ihre Nationalität zu vergessen, so ist 
das nicht Internationalismus, sondern nichts anderes 
als der Versuch, die Herrschaft des Siegers zu verewi- 
gen!“ 

Wir halten den GRÜNEN vor Augen, daß die Spaltung 
Deutschlands den Frieden nicht sicherer gemacht hat; ganz 
im Gegenteil. Der Friede, den wir alle wollen, er kann durch 
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nichts sicher gemacht werden als durch eine konstruktive 
Lösung der Deutschlandfrage. Wir stellen die Gleichung auf: 
Deutsche Teilung = latente Kriegsgefahr 
Deutsche Einheit = gesicherter Frieden. 

Gerade eine Bewegung, die der Zukunft zugewandt ist, soll- 
te sich an die Prophetie eines der Großen der Weltgeschich- 
te halten: 

„Geht mit den Ideen Eures Jahrhunderts! 

Sie halten Euch aufrecht, sie tragen Euch vorwärts.“ 

Die Ideen des Jahrhunderts aber sind die Menschenrechte 
der Individuen urld das Selbstbestimmungsrecht der Natio- 
nen. Sie zu verraten, bedeutet, die Fahne des Fortschritts 
aus der Hand zu legen, bedeutet, die Verheißung des Sieges 
zu verlieren. 

Für die Deutschen in West und Ost kann nur die Devise gel- 
ten: 

Friede und Freiheit - durch Einheit. 

Diese Devise muß zur fundamentalen Forderung einer brei- 
ten Bewegung in Deutschland werden, deren proklamiertes 



Ziel ein „Europa der Vaterländer“ ist, in dem ein ungeteil- 
tes Deutschland seinen Platz als gleichberechtigter Partner 
einnimmt.- 

Wir bitten sehr herzlich, unsere Worte zu bedenken. 

Wir fügen in der Anlage den Vorschlag für eine 
Konföderation Deutschland 

bei, den Wolfgang Venohr im April 1982 in dem Buch „Die 
deutsche Einheit kommt bestimmt“ veröffentlicht hat, um 
den Nachweis zu erbringen, daß eine friedliche Lösung der 
deutschen Frage jederzeit praktisch möglich ist. 

Dr. Harald Kindl. Archivar (Paderborn); Almute Runze, Re- 
dakteurin (München); Wolf Schenke. Publizist (Hamburg); 
Dr. Wolfgang Seiffert, Professor (Kiel); Dr. Michael Vogt, 
Redakteur (München); Dr. Wolfgang Venohr, Chefredak- 
teur (München) 



Wolfgang Venohr 

Zehn-Punkte-Plan für die Herstellung einer 
Konföderation Deutschland 



1 . Die beiden deutschen Regierungen in Bonn und Ostber- 
lin beschließen, daß sich ihre beiden Staaten, die „Bun- 
desrepublik Deutschland“ und die „Deutsche Demo- 
kratische Republik“, zu einer Konföderation Deutsch- 
land Zusammenschlüßen. Sie handeln darüber mitein- 
ander einen unauflöslichen Konföderationsvertrag aus. 
Bundestag und Bundesrat sowie Volkskammer und 
Staatsrat ratifizieren gleichzeitig den Konföderations- 
vertrag. 

2. Beide deutsche Regierungen erklären den vier Besat- 
zungsmächten, daß deren Mitspracherecht hinsichtlich 
Deutschland als Ganzes durch den Konföderationsver- 
trag nicht tangiert wird, daß der Gesprächspartner für 
gesamtdeutsche Fragen in Zukunft die Konföderation 
Deutschland ist, und daß sich beide deutsche Teilstaa- 
ten feierlich verpflichtet haben, eine nationalstaatliche 
Rekonstruktion Deutschlands niemals mit Gewalt 
durchzu führen. 

Ferner teilen sie mit, daß Grenz- und Gebietsfragen 
Deutschlands durch den Konföderationsvertrag mit- 
nichten berührt werden, sondern einer friedensvertrag- 
lichen Regelung Vorbehalten bleiben. 

Außerdem geben sie bekannt, daß sich an den beste- 
henden Vertragspflichten der beiden deutschen Teil- 
regierungen durch den Konföderationsvertrag nichts 
ändert. 

3. Zur Vorbereitung dieser nationalen Operation triit 
rechtzeitig eine paritätisch besetzte Konföderations- 
Kommission zusammen, die sich aus Vertretern des 
Bundestages und der Volkskammer zusammensetzt und 
deren Aufgabe es ist, in einer begrenzten Frist die prak- 
tischen Details für das Funktionieren der Konfödera- 
tion Deutschland zu erarbeiten. Diese Kommission tagt 
permanent im Deutschen Reichstag zu Berlin, der zu 
„exterritorialem Gebiet“ zwischen beiden deutschen 
Staaten erklärt wird. 

4. Als oberstes Organ der Konföderation Deutschland sta- 
tuiert sich die „Deutsche Nationalversammlung“, die 



ihren ständigen Sitz im Deutschen Reichstag zu Berlin 
hat. Diese Nationalversammlung umfaßt Abgeordnete 
aus der Bundesrepublik und West-Berlin, aus der DDR 
und Ost-Berlin, deren Wahl- oder Delegationsmodus 
von beiden Teilstaaten im Konföderationsvertrag ver- 
einbart worden ist. 

5. Die „Deutsche Nationalversammlung“ hat unbe- 
schränktes Rede- und Versammlungsrecht. Kommt sie 
zu einstimmigen Beschlüssen, so sind diese für beide 
deutsche Teilregierungen absolut verbindlich und müs- 
sen unverzüglich in die Tat umgesetzt bzw. auf dem Ge- 
setzesweg verabschiedet werden. 

(Nicht einstimmige Beschlüsse haben keinerlei Verbind- 
lichkeit.) 

6. Entstehende Behörden der Konföderation Deutschland 
werden ausnahmslos in West-Berlin etabliert, wo sie 
„exterritorial“ sind, während die Regierungssitze der 
beiden Teilstaaten wie bisher Bonn und Ost-Berlin blei- 
ben. 

7. Die deutsche Staatsangehörigkeit bezieht sich künftig 
auf die Konföderation Deutschland. Daneben regeln 
beide Teilstaaten die Inanspruchnahme ihrer Bürger wie 
bisher selbst. Für Reisen in das nichtdeutsche Ausland 
gelten nur die Pässe der beiden Teilrepubliken und de- 
ren einschlägige Reisebestimmungen. 

8. Beide Teilregierungen verpflichten sich im Konfödera- 
tionsvertrag zur Freizügigkeit sämtlicher Bewohner auf 
dem Gesamtterritorium des Konföderationsgebietes, 
wobei unverzüglich Sonderbestimmungen in Kraft tre- 
ten, die Fragen der Zuzugs- und Arbeitsgenehmigungen 
betreffen, um Erscheinungen wie „Abwerbung“, Mas- 
senflucht oder Wehrpflichtentzug von vornherein aus- 
zuschließen. Dadurch entfällt jegliche Veranlassung für 
die DDR, Mauer und Sperranlagen aufrechtzuerhalten. 
Auf beiden Seiten werden alle Grenzkontrollstellen eli- 
miniert und alle unterbrochenen Verbindungen wieder- 
hergestellt. 

9. Zur Erleichterung des freien Reiseverkehrs innerhalb 
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Deutschlands und zur besseren Abwicklung des gegen- 
seitigen Wirtschafts- und Handelsverkehrs wird neben 
den bestehenden beiden Währungen eine Konfödera- 
tions-Mark (K-Mark) geschaffen, deren Verrechnungs- 
satz zur D-Mark und zur DDR-Mark von der Konföde- 
rations-Kommission festgesetzt worden ist. (Diese Re- 
gelung kann an die bestehende Verrechnungseinheit im 
innerdeutschen Handel anknüpfen.) 

10. Nach Konstituierung teilt die Konföderation Deutsch- 
land allen Ländern und Völkern der Erde mit, daß sie 



ihr Entstehen vornehmlich dem Wunsche des gesamten 
deutschen Volkes verdankt, im Herzen Europas als ver- 
einte Nation eine besondere Friedenspflicht zu über- 
nehmen, und daß die Konföder3tionsakte, welche die 
beiden deutschen Regierungen unterzeichnet haben, 
unmittelbar nach dem Bekenntnis zur Einheit und Un- 
teilbarkeit der Deutschen Nation mit den beiden Ver- 
pflichtungen beginnt: 

„Von deutschem Boden darf kein Krieg ausgehen. Auf 
deutschem Boden darf kein Krieg stattfinden.“ 



Eckart Schiele 

Zweimal Nationalpädagogik 
in beiden deutschen Staaten 

Kritische Anmerkungen 

zur Behandlung der deutschen Frage 




Albrecht Dürer: Kain erschlägt Abel 



Von deutschem Nationalgefühl zu sprechen, ist seit Kriegs- 
ende mit erheblichen Belastungen verbunden. Chauvinis- 
mus, deutsche Überheblichkeit, Großmannssucht, imperia- 
les Geltungsstreben sowie (Un-)Geist und Untaten des deut- 
schen Faschismus/Nationalsozialismus haben dafür gesorgt, 
daß seit 1945 alles Nationale in ein verständliches, mittler- 
weile aber möglicherweise unzeitgemäßes Abseits gedrängt 
wurde. Zusätzlich zur historisch bedingten Zwiespältigkeit 
gegenüber „vaterländischen Gefühlen“ (Barzel) hat die deut- 
sche Teilung ein übriges getan, unsere nationale Identität 
noch mehr zu brechen. Nationalbewußtsein ließ sich im 
westlichen Deutschland gut durch Konsumbewußtsein er- 
setzen. Im Osten ist die Lage schon schwieriger. 

Wir befinden uns ohnehin in einer paradoxen Situation: 
Die Mehrheit der Bevölkerung der Bundesrepublik, die sich 
verfassungsgemäß flir die Einheit der Nation einsetzen soll 
und der dies aufgrund der politischen Verhältnisse auch oh- 
ne weiteres möglich wäre, macht keinen Gebrauch davon. 
Die DDR-Bevölkerung hingegen, bei der das Interesse an 



uns aus vielerlei Gründen offenbar umgekehrt proportional 
zu unserem Interesse an ihr ist. wird offiziell gehindert, sich 
mit der deutschen Frage zu beschäftigen, weil diese für die 
SED keine Frage mehr ist. Vielmehr habe sie sich durch den 
Verlauf der Nachkriegsgeschichte für die DDR ein für alle- 
mal gelöst. So einfach wie diese offizielle Verkündigung von 
der vorgeblich endgültigen Lösung der politischen und na- 
tionalen Situation Deutschlands ist die Lage in der DDR al- 
lerdings mitnichten. 

Ein kurzer historischer Überblick ergibt, daß das Werden 
einer Nation in der Regel einen revolutionären Akt bedeu- 
tet. Wenn einem Volk die nationale Einheit verwehrt oder 
gewaltsam genommen wurde, konnte es seinen Unterdrük- 
kern Schaden zufügen und häufig genug damit Erfolg erzie- 
len. Der Kampf der polnischen Nation gegen Rußland, 
Österreich und Preußen belegt anschaulich, wie machtvoll 
und revolutionär so etwas sein kann. Die Deutschen hatten 
es mit ihrer Nationwerdung sehr viel schwerer, wurden doch 
ihre diesbezüglichen Versuche von unten jeweils von oben 
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verhindert. Die französische Revolution war die Loslosung 
des Volkes vom monarchischen Absolutismus. Dieser Vor- 
gang schuf erst die nationale Souveränität. „Die Nation ist 
ein revolutionärer Begriff, er nimmt die Partei des Volkes 
gegen die Obrigkeit, des Werdens gegen das Sein, des Orga- 
nischen gegen das Institutioneile. Es ist ein Denken von un- 
ten her gegen das Denken von oben her.“ (Bonhoeffer 
1956, S. 39) 1 Preußen ist aus dieser Sicht geradezu das Mu- 
sterbeispiel des Gegenteils einer Nation. Preußen war der 
Staat, nicht jedoch die Nation. Dieser Staat schuf schließ- 
lich per Verordnung von oben den deutschen Nationalstaat, 
wobei die Betonung wohl auf .Staat 1 gelegt werden muß. 
1871 ist das Jahr der Reichsgründung, sicher noch lange 
nicht das der Schaffung einer einheitlichen deutschen Na- 
tion nicht nur, weil spezielle Interessen diese Gründung 
bewerkstelligt hatten, sondern auch, weil nicht alle Teile 
des deutschen Volkes diesem neuen Gebilde angehörten. 

Die besonderen Bedingungen, unter denen uns Deutschen 
die Selbstbestimmung zur Gestaltung des nationalen Seins 
nicht zugestanden wurde, sind nicht folgenlos geblieben. 
Revolutionär-demokratische Formen konnten nicht entwic- 
kelt werden, vielmehr bildeten sich obrigkeitlich orientierte 
politische Einstellungen und Werthaltungen heraus, die 
noch heute in beiden deutschen Staaten nachwirken. Dar- 
aufwird noch zu rückzukommen sein. 

I. Deutsche Demokratische Republik 

Die DDR führt ihre Geschichte zuruck auf eine lange Tradi- 
tion, aufgrund derer der Sozialismus auf deutschem Boden 
„aus dem 150-jährigen Kampf der deutschen Arbeiterklasse 
herausgewachsen ist.“ Wenn auch Nationalgeschichte sich 
der ganzen deutschen Geschichte stellen muß. ist mit die- 
sem Verständnis schon klargestellt, daß es eine Abgrenzung 
zur Bundesrepublik geben muß. Im übrigen wird auf die ge- 
samte deutsche Geschichte zurückgegriffen und erst dann 
der „Bruch mit der reaktionären Vergangenheit auf deut- 
schem Boden" als Sieg „der sozialen Revolution unter Füh- 
rung der Arbeiterklasse“ gepriesen. Es geht darum, über 
eine von den „Positionen des siegreichen Sozialismus auf 
deutschem Boden geschriebene Nationalgeschichte der 
DDR" die „Identifizierung der Bürger mit ihrer sozialisti- 
schen Nation", die „Bindung an ihr sozialistisches Vater- 
land" herzustellen (so der DDR-Ilistoriker Walter Schmidt). 

Entgegen allen diesbezüglichen Beteuerungen aus der DDR 
ist jedoch noch lange nicht ausgemacht, ob sich tatsächlich 
„in der DDR eine sozialistische Nation“ herausgebildet hat. 
gegenüber der die „kapitalistische Bundesrepublik" fortbe- 
stehc (Schmidt). Unbestritten ist, daß beide deutschen Staa- 
ten sozial, politisch, ökonomisch und historisch nach 1945 
unterschiedliche Entwicklungen durchgemacht haben. Die 
Erfahrungen, die die Bevölkerungen beider deutschen Teil- 
staaten hinter sich haben, sind folglich ebenfalls andere. 

Dennoch scheint es ein voreiliger Schluß zu sein, sozialen 
Wandel mit dem Einhergehen eines jeweils separaten Natio- 
nalbewußtseins in Einklang zu setzen, wie Schmidt dies tut. 
Politische und soziale Veränderungen werden unhinterfragt 
als so bewußtseinsverändernd und allgemein prägend ange- 
sehen, daß aus dem neuen Inhalt der Geschichte fiugs eine 
Eigenständigkeit von Gesellschaft, Staat und Nation für die 
DDR abgeleitet wird. „Die DDR besitzt bereits ihre eigene 
Nationalgeschichte“, schreibt Schmidt. Mit der fragwürdi- 
gen Behauptung vom Entstehen der DDR aus einer bedeu- 
tenden Volksbewegung, die von der demokratischen Initia- 
tive des ganzen Volkes getragen wurde und wird, hat man 
eine sozialistische Revolution herbeigezaubert und die Kon- 
stitution eines „eigenen Vaterlandes“ und der „sozialisti- 



schen Nation“ (E. Honecker) erklärt. „Die Deutsche Demo- 
kratische Republik ist ihre Heimstatt“, in der sich die Werk- 
tätigen „wahrhaft heimisch fühlen können“ (DDR-Histori- 
ker Meier). Die Nation setzt allerdings ein entsprechendes 
Bewußtsein, die Identifizierung mit Staat und Gesellschaft, 
die Geschichte gemacht haben, voraus. Wenn dieses Natio- 
nalgefühl in der DDR allgemein vorhanden ist, warum muß 
es dann allenthalben so überaus bemüht, so betont und pro- 
nonciert herbeigeredet und -geschrieben werden? Warum 
muß es in so eindringlicher Weise - nun schon in der drit- 
ten Generation - im Bildungs- und Erziehungswesen der 
DDR beschworen und Jugendlichen nahezu gewaltsam ein- 
gegeben werden? Ein tatsächlich vorhandenes DDR-Natio- 
nalempfinden müßte weder erst durch Bewußmachen aller 
historischen Erfahrungswerte „am meisten und tiefgreifend- 
sten die Entwicklung eines sozialistischen Nationalbewußt- 
seins fördern" (Schmidt), noch müßte unbedingt mit der 
negativ besetzten Bundesrepublik ein Gegenbild geschaffen 
werden, Wäre das beschworene Nationalgefühl generell vor- 
handen, würde es sich auch im Rahmen des Erziehungs- und 
Sozialisationsprozesses in ganz unverkrampfter Weise bei 
der jungen Generation durchsetzen. Die Einsicht, die Ent- 
wicklung des allenfalls in Rudimenten vorhandenen Natio- 
nalgefühls fördern zu müssen, schlägt sich denn auch in der 
Geschichtspropaganda, im Unterricht allgemein und in der 
Staatsbürgerkunde nieder. Den Kernbereich zur Schaffung 
des erwünschten Nationalgefühls bildet jedoch ganz eindeu- 
tig die Wehrerziehung in all ihren facettenreichen Ausfor- 
mungen. 

Meine Kritik an den Behauptungen über das vorgeblich vor- 
handene DDR-Nationalgefühl ist weder eine Einvernahme 
für reaktionär/revisionistische politische Zwecke, noch eine 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten der DDR, zu- 
mal das derzeitige Bestehen beider deutschen Staaten man- 
gels eines Friedensvertrages völkerrechtlich überhaupt nicht 
festgeschrieben ist. Der Kritik liegt die Feststellung zugrun- 
de. daß in beiden deutschen Staaten die Identifizierung ih- 
rer Bürger mit dem jeweiligen Staat und seiner Geschichte 
nicht so eindeutig und ungebrochen ist, wie dies das jeweili- 
ge Herrschaftsestablishment gerne hätte. 

Das - zu schaffende DDR-Nutionalempfinden wird im 
übrigen nicht ohne tiefere Absicht angekettet an die Frei- 
heitskämpfe von 1813 und an die politischen und militäri- 
schen Reformer. Die Wertschätzung Korners. Gneisenaus, 
Scharnhorsts und Clausewitz’ läßt sich zweckmäßig und 
zielgerichtet kanalisieren in Richtung auf eine sozialistische 
und demokratische Traditionspficge in der und durch die 
Nationale Volksarmee (NVA). Der NVA wird somit eine 
herausragende Rolle bei dem forciert betriebenen Unterfan- 
gen zur Schaffung eines eigenständigen DDR-Nationalge- 
fiihls zugewiesen. Sie versteht sich als der legitime Erbe al- 
ler progressiven militärischen Traditionen des deutschen 
Volkes (Einheit 1981, S. 156-162). „Unser Staat", sagt 
Honecker, „ist das Deutschland der großen revolutionären 
Traditionen.“ (Ebd.) Es wird Wert gelegt auf die Feststel- 
lung. daß für „angeblich kl assen neutrale zeitlose Werte 
deutschen Soldatentums", die tatsächlich in der Bundes- 
wehr kräftig gefördert werden (Vgl. Rommel, Udet, Rudel), 
„in der Traditionsauffassung der NVA kein Raum ist.“ 
(Ebd.. S. 157). Wenn die Armee aber derartig heroisiert 
wird, kann man sich leicht ausmalen, wie schlecht es um ge- 
genläufige Bemühungen, um eine allgemeine Freidensdis- 
kussion und eine Friedenserziehung bestellt sein muß. 

Um von vorneherein jeder Andersartigkeit des Denkens, je- 
dem Abweichen von der offiziell vorgeschriebenen Auffas- 
sung von Frieden. MiJitärpolitik und nationaler Frage zu 
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begegnen, setzt Wehrerziehung bereits im Kindergarten im 
zarten Alter von vier Jahren ein und wird in allen Variatio- 
nen konsequent bis zum Eintritt in die NVA und darüber 
hinaus bei der Berufsausbildung und auf den Universitäten 
und Hochschulen fortgesetzt. Die Wehrerziehung in all ih- 
ren Spielarten, ganz speziell aber im Kindergarten und in 
der Schule, erklärt sich somit als eine innere Notwendigkeit, 
die DDR-Staatlichkeit zu einer gefestigten Nationalität der 
Bürger zu machen. Mithilfe emotional verankerter und 
durch persönliche Bande geknüpfter Beziehungen zwischen 
Kindern, Jugendlichen und NVA- Angehörigen soll auf dem 
Umweg über militärisches Gedankengut die erwünschte was- 
serdichte DDR-ldentität der Bürger hergestellt werden. Es 
ist daher kein Selbstzweck, Kinder und Jugendliche mit mi- 
litärischen Tatsachen bekannt zu machen, sondern der pä- 
dagogisch-psychologische Anspruch geht dahin, über die 
Ebene der Verankerung im Unbewußten das Bewußtsein ge- 
genüber Staat und Gesellschaft positiv zu beeinflussen. Eine 
solche Persönlichkeitsformulierung zum Zwecke der Festi- 
gung der nationalen Identität bedeutet letztlich, den DDR- 
Nachwuchs so heranzubilden, daß der erwachsene Staats- 
bürger eine positive Einstellung zur Armee, und damit zum 
Staat und zur sozialistischen Gesellschaftsform, gewonnen 
hat, womit auch gleich jede gesamtdeutsche Einstellung aus- 
gemerzt werden soll. Die Sprache weist hier den Weg: Wehr- 
erziehung ist „patriotische Erziehung“, und Kriegsspielzeug 




. Der Friede muß bewaffnet sein!' 



- vom ferngelenkten Panzer bis zum Luftgewehr - wird zu 
„patriotischem Spielzeug“: der nationale Gesichtspunkt ist 
allgegenwärtig. Wehrerziehung bedeutet daher aber in letz- 
ter Konsequenz sozialistische und DDR-Staatserziehung. Es 
ist somit nicht so sehr etwa eine besondere Militär- und 
Kriegslüstemheit, die die Durchtränkung weiter Bereiche 
der Gesellschaft mit militärischen Inhalten besorgt, sondern 
die Lücke, die in der Einstellung und dem Bewußtsein der 
Bevölkerung gegenüber .ihrem' Staat klafft, muß national 
aufgefüllt werden. Mit der Wehrerziehung wird eine DDR- 
spezifische Nationalpädagogik betrieben, die nicht nur ver- 
hinderte Friedenserziehung bedeutet, sondern darüber hin- 
aus wegführen soll von gesamtdeutscher Orientierung und 
somit ausgerichtet sein muß auf die ,DDR-Nation'. 

Die nähere Betrachtung zeigt schließlich, daß es sich tat- 
sächlich viel weiniger um eine echte Nationalorientierung, 
als vielmehr um das für die DDR beträchtliche Problem der 



Anbindung ihrer Bürger an den Staat, also, wenn überhaupt, 
dann wenigstens um die Schaffung einer Staatsidentität der 
DDR-Bevölkerung. handelt. 

Die autoritär-hierarchische gesellschaftliche Gliederung der 
DDR und der übermächtige Einfluß der SED auf alle politi- 
schen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Bereiche bringen es mit sich, daß diese Staatserziehung 
nicht nach den Vorstellungen der Bürger — und somit ent- 
sprechend in einem gesamtdeutschen nationalen Sinne 
sondern nach den ideologischen und noch mehr den poli- 
tisch-aktuellen Leitlinien der Partei und der Rücksichtnah- 
me auf die Führungsmacht Sowjetunion durchgeführt wird. 
Ich möchte nicht mißverstanden werden: Die DDR betreibt 
sicher keinen Militarismus nach preußischem Vorbild, aber 
daß diese Art von Staatserziehung fricaensfreundlich und 
den nationalen deutschen Interessen dienlich sein könnte, 
möchte ich auf jeden Fall in Abrede stellen. Es wird der un- 
taugliche Versuch unternommen, die sozialistische Nation 
von oben zu verordnen. Dabei wird nicht gefragt, wie die 
mögliche (Neu-)Schaffung der Nation von unten zu Abrü- 
stung und Friedenssicherung beitragen könnte. 

2. Bundesrepublik Deutschland 

Eine Ächtung der westdeutschen Friedensbewegung, eine 
verstärkte militärpolitische Information, d.h. eine Aufwer- 
tung der Bundeswehr, eine „Friedenserziehung in der Schu- 
le“, in der der Begriff und das Problem der Wehrdienstver- 
weigerung nicht einmal erwähnt wird, machen die Bundes- 
wehr zum „Verteidigungsinstrument des ganzen Volkes“. 
Wenn es auch keine direkte Wehrkunde an den Schulen 
gibt, so doch offensichtlich einseitige Werbung für die Bun- 
deswehr - ,Bundcs-Wehr-Kunde‘ (Bastian/Dieck 1983). Der 
Entwurf der CDU/CSU-Kultusminister zur Friedenserzie- 
hung. mit Schulbeginn 1983/84 durch Kultusminister May- 
er-Vorfelder in Baden-Württemberg weitgehend eingeführt, 
sieht eine „umfassende Urteilsbildung der Schüler vor“, für 
die als Grundlage „eine sachgerechte Information erforder- 
lich ist.“ (Ebd.) Sachgerechte Information bedeutet nach 
diesem Verständnis eher unkritische Befürwortung der Bun- 
deswehr. Diese begrenzte Sicht muß zwangsläufig den Weg 
rückwärts zu einseitiger innerer Bezugnahme auf den bun- 
desdeutschen Staat bedeuten. Die Bundeswehr als Teil der 
NATO und die NVA als Teil des Warschauer Paktes symbo- 
lisieren auch den Gegensatz der Weltsysteme. Dieser Gegen- 
satz muß sich daher ebenso auf unser inneres Verhältnis zur 
DDR - als Teil des anderen Machtblocks — niederschJagen. 
Somit bekommt die besondere Wertschätzung der Bundes- 
wehr einen antinationalen Anstrich im Sinne des Gesamt- 
deutschen, sie wird .bundesdeutsch national' und steht 
praktisch und theoretisch in einem Widerspruch zur Forde- 
rung nach der Herstellung der Einheit der Nation durch die 
Präambel des Grundgesetzes. Bedenken müssen hier ange- 
meldet werden, da die bewußt geförderte positive Darstel- 
lung der Bundeswehr dazu angetan ist, eine Vertiefung der 
deutschen Teilung zu bewirken, statt sie zu mildern. Der 
hohe Stellenwert von Bundeswehr und NATO bewegt sich, 
auf zwar gemäßigtere Weise, in gleichem Maße auf solchen 
Ebenen, die die Wehr- und Staatserziehung in der DDR cha- 
rakterisieren: einseitige Orientierung auf den eigenen Staat 
und seine Armee hin. Das Bewußtsein bzw. die Bildung des 
Bewußtseins, ,wir sind ein deutsches Volk', .die Deutschen 
gehören zusammen und sollten wieder eine geeinte Nation 
bilden', wird nicht ermöglicht bzw. unterlaufen. Was der ba- 
den-württembergische Kultusminister im Herbst 1983 in 
Szene gesetzt hat, öffnet unseren Schülern nicht die Augen, 
sondern verengt die einheitlichen Interessen dienende Sicht- 
weise. Eine solche Informationspolitik macht eben nicht 
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nur die DDR als System zum politischen und militärischen 
Gegner, sondern automatisch auch unsere Landsleute, die in 
jener Gesellschaft leben. Damit werden sie unzulässigerwei- 
se mit dem System identifiziert betrachtet. Eine gesamt- 
deutsche Sicht wird zusätzlich erschwert, weil die allgemei- 
ne Information über die DDR entgegen dem Beschluß der 
Kultusministerkonferenz von 1978 geradezu beschämend 
dürftig ist, wenn nicht gar häufig ganz unterbleibt. Dieses 
Urteil über die Auswirkungen der Curricula an bundesdeut- 
schen Schulen erlaube ich mir deshalb, weil ich es seit ca. 
acht Jahren in der politisch/historischen Jugendbildung mit 
Schülern und Jugendlichen aller Schultypen und Ausbil- 
dungsgänge zu tun habe. 

Ein Weg gefährlicher Einseitigkeit ist beschritten, der nicht 
dazu führen kann, gesamtdeutsche Betrachtungsweisen zu 
fördern. Dabei hatten doch gerade die Kultusminister aus 
dem Wiedervereinigungsgebot des Grundgesetzes die Aufga- 
ben der Schulen abgeleitet, den Gedanken vom Weiterbeste- 
hen der Einheit der Nation wachzuhalten. Laut Verfassung 
haben die staatlichen Organe „alle Maßnahmen zu unterlas- 
sen. die die Wiedervereinigung hindern oder praktisch un- 
möglich machen ..." Die Tatsache, daß das deutsche Volk 
sich zusammensetzt aus der Bevölkerung der Bundesrepu- 
blik, Berlins und der DDR, stößt in der politischen Jugend- 
bildung weithin auf ungläubiges Staunen, wenn dies in der 
Diskussion näher erläutert wird. Daß dies überhaupt betont 
werden muß, zeugt einmal mehr davon, wie wenig gewöhn- 
lich über den Zustand Deutschlands bei der Bevölkerung 
seines bundesdeutschen Teils bekannt ist. Da wird nach 
außen kräftig die Werbetrommel für die Bundesrepublik 
und ihre Anliegen gerührt ( und große Empörung — wirk- 
lich? - kam auf in Bonn, als es die griechische Parlaments- 
abordnung am 9. November 1983 ablehnte, die Mauer in 
(West-)Bcrlin zu betrachten), aber nach innen ist in schuli- 
scher und außerschulischer politischer Bildungsarbeit ein 
Zustand sträflicher Nachlässigkeit (oder absichtlicher Des- 
information?) eingetreten. 

Man muß fragen, ob die unterlassenen Maßnahmen nicht 
ggf. als verfassungswidrig bezeichnet werden müssen, weil 
die Informationen über die „Lage der Nation“ ursächlich 
mit dem Wiedervereinigungsgebot der Verfassung verknüpft 
sind. Da Kenntnisvermittlung weitgehend unterbleibt, han- 
delt es sich um eine unterlassene Maßnahme, überdies lau- 
fen die verengte Sicht weise und die oben geschilderte in- 
haltliche Gestaltung der Friedenserziehung eindeutig dem 



,Wiedervereinigungsverhinderungsgebot‘ zuwider, weil eben 
gerade mit diesen Inhalten Impulse zum Engagement für 
eine Wiedervereinigung verhindert werden. 

Damit verfährt man in der Bundesrepublik nicht besser 
als in der DDR: Nationalitätserziehung beschränkt sich 
auf den eigenen Teilstaat. Gerade das aber ist natürlich 
genau im Sinne der DDR. die der Bundesrepublik eine 
eigenständige Nationalität zuspricht. Das steht jedoch 
in völligem Gegensatz zu einer Nationalpädagogik im 
gesamtdeutschen Sinne; in letzter Konsequenz liegt somit 
eine eklatante Verletzung des Grundgesetzes, eine Ver- 
fassungswidrigkeit vor, weil die Forderung nach Wieder- 
herstellung der Einheit der Nation Schülern auf diese 
Weise nicht nahezubringen ist und das Wachhalten vom 
Gedanken der Einheit der Nation nicht gelingen kann. 

Wie soll der Satz gedeutet werden: „Die Bundeswehr muß 
als Verteidigungsinstrument des ganzen Volkes verstanden 
werden”? Das „ganze deutsche Volk” ist klar und deutlich 
definiert, die Bevölkerungen der DDR, der Bundesrepublik 
und (Gesamt-)Berlins, also nicht etwa nur die Bundesdeut- 
schen. Es zeigt sich auch hier ein Keil, der in die Einheitsbe- 
strebungen getrieben wird; da bleibt kein Raum mehr für 
die Darstellung der besonderen Problematik der geteilten 
Nation, die möglicherweise im Konfliktfall gezwungen wird, 
gegeneinander zu den Waffen zu greifen. Nach dem Sinn des 
CDU-Entwurfs kann tatsächlich ernsthaft betriebene ge- 
samtdeutsche Nationalpädagogik nur ein Störfaktor sein. 
Eine Orientierung auf gesamtdeutsche Gemeinsamkeiten 
konnte schließlich zu einer Abkehr von militärpolitischen 
Einseitigkeiten führen. Die Beschäftigung mit den Zielvor- 
stellungen der DDR-Friedensbewegung birgt die Gefahr in 
sich, die bundesdeutsche Militär- und Rüstungspolitik kri- 
tisch zu durchleuchten, sich also wirklich auf gesamtdeut- 
sche Interessen zu konzentrieren. Der Wiedervereinigungs- 
gedanke ist auch ein Störfaktor im europäischen Status 
quo und für die europäische Integration. Niemand unserer 
Verbündeten kann eine Veränderung ernsthaft wollen, zu 
allerletzt die USA, jedenfalls zum gegenwärtigen Zeitpunkt. 
Der österreichische Ex-Bundeskanzler Kreisky hat den 
Nagel auf den Kopf getroffen, als er zur Andreotti-Äuße- 
rung vom September 1984, nach der zwei deutsche Staaten 
wünschenswert seien, kommentierte. Andreotti habe nur 
etwas deutlicher ausgesprochen, was alle anderen (unsere 
Nachbarn und Verbündeten) meinen. 
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Friedensarbeit und Friedenserziehung müssen sich auszeich- 
nen dadurch, daß sie abrücken von jeder einseitigen Bezug- 
nahme; damit wird der nationale Gedanke, eine Rückbesin- 
nung auf die Zusammengehörigkeit der Deutschen in Ost 
und West überhaupt erst wieder sinnvoll, und die National- 
pädagogik als Instrument zur Schaffung eines einheitlichen 
Nationalgefühls bei bundesdeutschen Kindern und Jugendli- 
chen erhält positive Inhalte. 

Wo liegen „manche Ärgernisse der Friedensbewegung“ (Jo- 
hann Baptist Gradl, Rede vor dem Kuratorium Unteilbares 
Deutschland im Juni 1983 im Berliner Reichstag)? Von ihr 
wird doch augenscheinlich und seit langem zum ersten Mal 
der Versuch gemacht, üer drohenden Vernichtung ganz 
Deutschlands entgegenzuwirken (Daß die Bewegung .mos- 
kaugesteuert' sei, behauptet nicht einmal der Verfassungs- 
schutz; vgl. Der Spiegel 38/1983). Wenn diese Bemühungen 
nicht nationalbewußt sind im besten Sinne - welche dann? 
Die jeweils einseitige und verblendete Hinwendung auf die 
Sowjetunion und die USA seitens der DDR und der Bundes- 
republik erinnert an Lemminge, die sich unerklärlicherweise 
in ihren eigenen Untergang begeben. Da kann man sich des 
Eindrucks nicht erwehren, daß unsere nationalen gesamt- 
deutschen Interessen längst in den Hintergrund getreten 
sind, daß sie nur noch verbal mit dem abgedroschenen Be- 
kenntnis zur Wiedervereinigung im Munde geführt werden. 
Die Situation in Mitteleuropa ist in der Tat so absurd, wie 
Gradl in der erwähnten Rede formuliert hat. Aber es hilft 
kein Wehklagen, wenn niemand sich bemüßigt fühlt, unter 
gesamtdeutschen Gesichtspunkten diese Absurditäten be- 
seitigen zu helfen. Weinerlichkeit über die traurige Lage 
Deutschlands ist so lange felil am Platze, wie wir in der Bun- 
desrepublik nicht dafür sorgen, daß etwas in Bewegung 
kommt, vorausgesetzt, daß eine Änderung überhaupt ge- 
wollt wird. Niemand darf erwarten, daß sich unsere west- 
europäischen Verbündeten und Partner in NATO und EG 
für uns verwenden. Da müssen die Deutschen schon selber 
tätig werden, unabhängig davon, wie weit die vier Sieger- 
mächte von 1945 uns dabei gewähren lassen. 

Im westliche Teil sollte klargestellt sein, daß die Bundes- 
republik laut Verfassung nicht Deutschland ist, auch und 
gerade weil sie diese Staatsbezeichnung führt. Der Anspruch 
auf die ganze Nation muß beinhalten, sich selbst nicht allein 
dafür zu halten. Unterrichtung des Deutschlandliedes ist zu 
befürworten, wenn dies unter Hinweis auf den anderen 
Teil Deutschlands geschieht, also mit konkreten Inhalten 
aufgefüllt wird. Geschieht dies nicht, entsteht daraus eine 
bundesdeutsche Provinzialisierung der politischen Kultur, 
die es gerade zu bekämpfen gilt und die eine geeinte Nation 
sicher nicht herzustellen imstande ist. 

Das Dilemma ist wohl auf bundesdeutscher Seite auch, daß 
die „westdeutsche Politische Kultur ... somit Einsprengsel“ 
zeigte, „die noch aus dem obrigkeitlichen Preußen-Deutsch- 
land des vorigen Jahrhunderts stammten“ (Greiffenhagen 
1981, S. 25). Daraus läßt sich unschwer der Schluß ziehen, 
daß die Deutschen es nicht verstehen, sich selbst zu bestim- 
men, und sich in ihrer Mehrheit keine Gedanken darüber 
machen, ob und wie sie sich aus sich selbst heraus national 
organisieren wollen oder können. 

Anmerkung 

1 Diesen Hinweis verdanke ich Roland Wehl. 
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Kurz vor der Premiere, im Juni, am Studententheater 
Leiozig wurde mein Stück „ Keine Tragödie“ abgesetzt. 
Den Vorgang schilderte die bundesdeutsche Presse mehr- 
fach. am ausfiihrlichsten die „taz“ vom 27.6. und die 
,. FAZ “ vom 18.8.1984. Bei der Inszenierung der Panto- 
mimengruppe / Leiter : Uli Hoch) handelte es sich nicht 
um klassische Pantomime, sondern um ein zeitgenössi- 
sches Stück, das sich verschiedener Elemente des moder- 
nen Theaters bedient. Die ursprüngliche Spielvorlage 
steht in meinem Buch ..Boden 411. Stücke zum Lesen 
und Texte zum Spielen" (Piper). Unter der Regie von Uli 
Hoch veränderten und erweiterten wir den Text erheb- 
lich (z.B. durch den ebenfalls im Piper-Buch gedruckten 
..Schlachthofmonolog zwei " als Prolog). 

Jetzt steht endgültig fest, daß „Keine Tragödie " in Leip- 
zig nicht mehr aufgeführt werden darf. Dies Verbot gilt 
praktisch für alle Bühnen der DDR. Uli Hoch wurde als 
Leiter der Gruppe abgelöst, die an der Inszenierung Be- 
teiligten verließen das Studententheater. Ich suche nun 
nach einer Möglichkeit, das Projekt „Keine Tragödie“ 
doch noch realisiert zu sehen. Außerhalb der DDR, da- 
mit die Arbeit nicht umsonst war. Da ich nicht in die 
Bundesrepublik fahren kann, dieser Weg, Interessenten 
zu finden. Eine Mitarbeit von Uli Hoch bei einer geplan- 
ten Inszenierung wäre auf Einladung vielleicht möglich. 
Er würde als Regisseur oder beratender Mitarbeiter oder 
Mitspieler an einem neuen Versuch gern teilnehmen. 

Dabei soll die Leipziger Fassung nicht einfach nachge- 
spielt werden, sie mag lediglich als Anregung einer eigen- 
ständigen Inszenierung dienen. Wer den Text /die Texte) 
im Buch „Boden 411" für sich geprüft und Interesse an 
dieser Sache hat. katm bei mir weitere Materialien (u.a. 
die neue Fassung von „Keine Tragödie“) unverbindlich 
anfordem. Er schreibe bitte an den Piper-Verlag, 
8000 München 40, Georgenstraße 4, für Lutz Rathenow. 

Lutz Rathenow 
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Sardinien — Italiens älteste und letzte Kolonie 



„Der unverhoffte Schlag aus dem fernen Sardinien“, so 
betitelte der Italienkorrespondent der Frankfurter Rund- 
schau, Horst Schütter, seinen Bericht am 2. Oktober 1984. 
Im Untertitel heißt es: „Regionalsten, Separatisten und 
Autonome erschrecken die Hauptstadt Italiens.“ 

Was ist es, das die Kolonialregierung in Rom so plötzlich (?) 
aufschreckt? Es ist der enorme Sieg der Sardischen Aktions- 
partei (Partito Sardo d’Azione, PSd’A) bei den letzten Re- 
gionalwahlen im Juni 1984. Nach den Christdemokraten 
(32,2 %) und den Kommunisten (28,6 %) sind sie mit 



13,7 7c und 12 Sitzen im Regionalparlament zur drittgröß- 
ten Partei geworden. In einigen Bezirken, z.B. in der zweit- 
größten Stadt der Insel, war das Ergebnis noch erheblich 
besser. Hier wurden bis zu 23,3 7c erreicht. 

Den meisten von uns ist Sardinien wahrscheinlich mehr als 
sonnige Mittelmeerinsel, als Touristenziel, bekannt. Daß 
Sardinien Italiens älteste und letzte Kolonie ist. wissen nur 
wenige. Um dies verständlich zu machen, will ich zunächst 
einemal ziemlich ausführlich über die Geschichte Sardiniens 
berichten. 
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Sardinien ist mit 24 100 m 2 und 1 365 000 Einwohnern 
(Stand: 1980) nach Sizilien (25 700 m 2 , 4 681 000 Ein- 
wohner) die zweitgrößte Mittelmeerinsel. Die Vorzeit der 
Sarden liegt relativ im Dunkeln. Die über die gesamte Insel 
verstreuten Steinbauten (Nuraghen) werden bis 1500 Jahre 
v. Chr. zurückdatiert. Die „Ureinwohner“ Sardiniens sind 
ebenfalls nicht genau bekannt. Wahrscheinlich war die Insel 
aufgrund ihrer zentralen Lage schon in der Antike das be- 
vorzugte Ziel fremder Eroberer. 

Mit dem 9. Jahrhundert beginnt die phönizisch-punische 
Herrschaft (wahrscheinlich kamen die ersten schon um 
1200 v. Chr.). Die Bergregionen konnten allerdings - wie 
auch später unter römischer Herrschaft - nicht unterwor- 
fen werden. Die Zeit der Römer dauerte von 238 v. Chr. bis 
zum Jahr 455. Danach kamen in der Zeit der Völkerwande- 
rung die Wandalen unter Geiserich nach Sardinien. Aber 
schon 534 wurde die Insel von den Byzantinern „zurück- 
erobert“ und wieder in das oströmische Reich eingegliedert. 

Das Ende der byzantinischen Herrschaft ist nicht genau be- 
stimmbar, wie auch vieles der folgenden Jahrhunderte im 
Dunkeln liegt. Tatsache ist jedoch, daß verschiedene Völ- 
ker - z.B. Langobarden und Araber - die Insel zu erobern 
versuchten, was eine ständige Plünderung der Küstenstädte 
zur Folge hatte. 

Zwischen 900 und dem Jahr 1000 entstanden die vier unab- 
hängigen Judikate Cagliari, Torres. Arborea und Gallura. Es 
ist dies die Zeit, in der man von einer sardischen Selbstän- 
digkeit sprechen kann. Noch heute sind deshalb die 
„Qualtro Mori“ (die vier Mohren) das Zeichen der Judikate, 
der Fahne Sardiniens. 

Im Jahre 1015 eroberten die Araber Cagliari und große Tei- 
le der Insel. Die Genueser und Pisaner halfen den Sarden, 
leider nicht selbstlos, noch im selben Jahr, die Araber wie- 
der zu vertreiben. Sie setzten sich selbst auf der Insel fest. 

1323 begann die aragonisch-spanischc Herrschaft, wahr- 
scheinlich das übelste aller Kolonialregime in der sardischen 
Geschichte. Man nahm den Sarden alles, verdrängte sie fast 
vollständig aus dem öffentlichen Leben. Alghero. eine Stadt 
im Nordwesten Sardinien, durften Sarden, nachdem sie 
1354 bei einem Aufstand die gesamte spanische Besatzung 
getötet hatten, nur noch tagsüber zum Arbeiten betreten. 
Die Stadt wurde total von Sarden „gesäubert" und mit Ka- 
talanen besiedelt, die sich übrigens bis heute als homogene 
Volksgruppe erhalten haben. Als Folge des Spanischen Erb- 
folgekrieges kam Sardinien 1720 an das Herrscherhaus Sa- 
voyen-Piemont. Die Piemonteser mußten aber den verblie- 
benen spanischen Feudalherren ihre Privilegien garantieren. 
Alle auf der Insel geltenden Rechte und Gesetze waren zu 
respektieren. 

Erst 1836 gelang es, das Feudalsystem zu beseitigen. Als 
„Entschädigung“ mußten ungeheure Summen an die spani- 
schen Schmarotzer gezahlt werden - ein Akt, der sich über 
Jahre hinzog und den Staatssäckel aufs Äußerste strapazier- 
te. Abgepreßt wurde das Geld natürlich dem Volk. 

Kein Wunder also, daß die Sarden nach dieser wechselvollen 
Geschichte der Kolonialherrschaft nichts abgewinnen konn- 
ten. Überall in Sardinien kennt man das Sprichwort: „Furat 
chie venit da’e su mare“ (.Wer über das Meer kommt, will 
uns bestehlen 1 )- Nichts einmal Fischer gibts viele, und man- 
cherorts stehen die Bänke mit dem Rücken zum Meer. Die 
Menschen schauen lieber ins Land. 

Einzigartig ist, wie die Sarden - trotz der jahrhundertelan- 
gen Fremdherrschaft - ihre Eigenart, Kultur und uraltes ar- 
chaisches Brauchtum bewahren konnten. Selbst die in der 




Mussoliniära vorwiegend in den Küstenregionen angesiedel- 
ten, aus dem Veneto. der Lombardei oder der Emilia Ro- 
rnagna stammenden Bauern haben sich schon in der zweiten 
oder dritten Generation angepaßt. Noch heute ist für ca. 
80 % der Sarden Sardisch die Muttersprache. Italienisch ist 
Pflichtamtssprache und muß in der Schule künstlich erlernt 
werden. 

Die Sarden sind aus geschichtlichen und geographischen 
Gründen keine homogene Volksgruppe; auch ihre Sprache 
wird von Linguisten in vier Hauptgruppen unterteilt. Eine 
einheitliche Schriftsprache und eine verbindliche Recht- 
schreibung existieren bis jetzt noch nicht. Es sind aber seit 
ein paar Jahren Bestrebungen in dieser Richtung im Gange. 
Ein bescheidenes Angebot an sardischer Literatur gibt es be- 
reits. Von dem Erfolg, eine einheitliche Schriftsprache zu 
vereinbaren, wird vielleicht das Überleben der Sarden als 
eigenständiges Volk abhängen. Denn der ltalienisierungs- 
druck ist groß. Sardisch, von den Herren in Rom als primi- 
tiv abqualifiziert, darf in der Schule nicht gelehrt werden — 
nicht einmal als Wahl- oder Zweitfach: ein Hohn auf Art. 6 
der italienischen Verfassung, der den Schutz von Sprach- 
minderheiten garantiert! 

Auch die Dauerberieselung durch das italienische Fernsehen 
- wie die italienischen Medien überhaupt - darf nicht un- 
terschätzt werden. Besonders bei Jugendlichen bleibt diese 
Art Gehirnwäsche nicht immer ohne Wirkung. Hinzu 
kommt in den letzten Jahren der Einfluß des Tourismus, 
der hauptsächlich am Meer schon tiefe Veränderungen ver- 
ursacht hat. Über dieses Thema wird noch einiges zu sagen 
sein. Am besten gefeit sind immer noch die Menschen in der 
zentralen Berggegend der Monti di Gennargentu. Hier haben 
sich sardische Kultur und Sprache am besten erhalten. Es ist 
genau die Gegend, der die Römer den Namen „Barbagia“ 
(, Barbarei*) gaben, weil sie - trotz gelegentlicher Strafexpe- 
ditionen - diesen Teil der Insel nie vollständig unterwerfen 
konnten. 

Nochmals zurück in die sardische Geschichte.- Nach der 
Übernahme der Insel durch die Piemonteser wurde die 
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Landwirtschaft recht einseitig gefördert. Dies verschärfte 
natürlich den schon bestehenden Konflikt zwischen Bauern 
und Hirten enorm. Im Jahre 1820 wurde eine Reform des 
Bodenrechts vorgenommen. Es erging ein Erlaß der Einfrie- 
dung. Jeder konnte nun das von ihm bewirtschaftete Gebiet 
mit Zäunen, Hecken oder aufgeschichteten Steinen eingren- 
zen. Das hatte verheerende Folgen. Die Großgrundbesitzer 
heuerten Tagelöhner an und „grenzten ein“, was das Zeug 
hielt. Sie hielten sich dabei auch nicht an die Vorschrift, 
kein Weideland, keine Wege, Quellen oder Viehtränken ein- 
zuzäunen. Im Gegenteil, sie ließen sich nachträglich diese il- 
legalen Akte noch von den unter ihrer Kontrolle stehenden 
Gemeindeverwaltungen absegnen. Vorher war das Gemein- 
deweideland jährlich nach einem bestimmten Schlüssel un- 
ter die Bauern neu aufgeteilt worden. Jetzt mußten die Bau- 
ern und Hirten für die Benutzung von Weideland, Viehträn- 
ken usw. Gebühren an die neuen Besitzer entrichten. Dieser 
Tatbestand dürfte bis heute die Hauptursache für die ständi- 
gen Weidekriege mit Viehdiebstahl und Mord, für die Ver- 
nichtung von Ackerflächen durch „Uberweiden“ sein. 

Die ursprünglich auf Naturalien tausch eingestellte Landwirt- 
schaft geriet immer mehr in die Fänge der piemontesischen 
Finanzbürokratie, so daß 1843 eine starke Auswanderungs- 
welle aus dem ohnehin schwach bevölkerten Sardinien ein- 
setzte. 

Im Jahre 1847 kam es zum staatsrechtlichen Zusammen- 
schluß mit Piemont. Damit war der erste Schritt zur „Eini- 
gung“ Italiens vollzogen. Die Sarden profitierten nicht da- 
von; vielmehr bürdete man ihnen die Hauptlast der Steuern 
auf. Mit diesem Geld sollten die Österreicher endgültig von 
italienischem Gebiet vertrieben werden. Am 17. März 1861 
tauschte Vittorio Emanuele den Titel „König von Sardi- 
nien“ mit dem des Königs von Italien. Nun lernten auch an- 
dere Regionen des jungen Italien das piemontesische Vor- 
machtsstreben kennen. Unter dem Deckmantel eines libera- 
len Parlamentarismus verschafften sich die Nordprovinzen 
mit Steuergesetzen, Schutzzöllen und Protektionismus ein- 
seitige Vorteile auf Kosten des Südens und der Inseln. Mit 
dieser Form der Kapitalakkumulation wurde in Norditalien 
die Industrie aufgebaut. Hierin ist einer der wichtigsten 
Gründe für das bis auf den heutigen Tag ungelöste Problem 
des Nord-Süd -Gefälles zu sehen. 

Die Sarden traf es wieder einmal am schlimmsten. Das Pro- 
Kopf-Einkommen war das niedrigste ganz Italiens, doch der 
Zentralstaat dachte nicht im geringsten daran, den Sarden 
die hohe Steuerlast auch nur ein wenig nachzulassen. Die 
Bodenschätze wurden hemmungslos ausgebeutet, große Ge- 
biete an Spekulanten verschleudert, welche aus sardischen 
Wäldern Holzkohle machten. Riesige Gewinne wurden ein- 
gestrichen und aufs Festland transferiert, das Land zerstört 
hinterlassen. Es kam zwischen 1885 und 1897 zu genauso- 
vielen Zwangsvollstreckungen wie in ganz Italien zusam- 
men! 

Sardinien betrat das 20. Jahrhundert mit einem erdrücken- 
den Paket wirtschaftlicher und sozialer Probleme, deren Lö- 
sung noch durch die Überlagerung des kapitalistischen Wirt- 
schaftssystems erschwert wurde. Hinzu kamen Naturkata- 
strophen, Dürren, Heuschreckenplagen und Epidemien. 
Eine neue Auswanderungswelle setzte ein. Zwischen 1904 
und 1910 verließen ca. 12 000 Arbeiter die Insel. 1904 kam 
es in dem kleinen sardischen Bergbaustädtchen Buggerru 
auch zum ersten Generalstreik des italienischen Staates. Die 
Kolonialmacht schickte Militär und die Flotte. Zurück blie- 
ben drei Tote und mehrere Verletzte. 

Im Ersten Weltkrieg wurden, bei einer Gesamtbevölkerung 
von 859 000 Einwohnern, 100 000 (!) Männer an die Front 



geschickt. Ungefähr die Hälfte von ihnen verblutete auf den 
Schlachtfeldern des Imperialismus. Aber die, die zurückka- 
men, kamen mit einem gestärkten Nationalbewußtsein zu- 
rück. Sie hatten gelernt, daß sie anders waren als die Italie- 
ner. Sie hatten tapfer gekämpft - für ein fremdes Land, für 
falsche, leere Versprechungen. Die legendären Kämpfer der 
„Brigata Sassari“ und andere sardische Truppeneinheiten 
gründeten die Sardische Aktionspartei, deren Programm die 
Forderung nach Autonomie und Befreiung von Ausbeutung 
durch die norditalienischen Monopole enthielt. 

Kurz darauf erfolgte in Italien die Machtübernahme durch 
Mussolini. Auch der Faschismus war für die Sarden ein „im- 
portiertes“, ein koloniales Phänomen, das mit den sardi- 
schen Verhältnissen nicht das geringste zu tun hatte. So 
blieb die „Sardische Frage“ weiterhin ungelöst. Mehr noch, 
es durfte nicht einmal angedeutet werden, daß es sie über- 
haupt gab. Die Faschisten verboten sofort und rigoros alle 
sardischen Aktivitäten; sardisch durfte, bei Androhung von 
Strafe, nicht gesprochen werden. 

Gefördert wurden einige Großprojekte von mehr als frag- 
würdigem Nutzen. Im Namen der „Patria Italiana" wurde 
Sardinien mehr kolonisiert als je zuvor. Ein gewaltiger Po- 
lizeiapparat wurde installiert. Dennoch gelang es den Fa- 
schisten, den sardischen Kampfgeist für ihre niederträchti- 
gen Zwecke zu nutzen. Tausende wurden zunächst im Kolo- 
nialkrieg in Abessinien, später auf den Schlachtfeldern des 
Zweiten Weltkrieges als Kanonenfutter geopfert. Am 
Kriegsende zeigte sich eine erschreckende Bilanz: das Land 
weitgehend entvölkert, die Hauptstadt durch sinnlose Bom- 
bardements der Alliierten eine einzige Ruine. 

Mit einer völlig unzureichenden Infrastruktur (das Straßen- 
netz z.B. befand sich auf dem Stand der Jahrhundertwende, 
die Analphabetenrate war noch immer erschreckende hoch) 
bildete Sardinien das Schlußlicht unter den Regionen der 
1946 durch Volksentscheid (neu-)konstituierten Republik 
Italien. Zwei Jahre später wurde endlich die langersehnte 
Selbstverwaltung in der italienischen Verfassung verankert. 
1950 wurde die „Cassa per il Mezzogiorno“ gegründet, ein 
staatlicher Hilfsfonds, mit dem die Unterentwicklung des 
Südens beseitigt werden sollte. Noch im selben Jahr gelang 
es endlich mit Geldern der Rockefeller-Stiftung, Sumpf- 
gebiete tio-kenzulegen und mit DDT-Einsatz die jahrhun- 
dertealte Geißel der Malaria zu besiegen. 

Im Jahr 1962 kam endlich der bereits im Statut von 1948 
versprochene „Piano di Rinascitä“ (,Plan der Wiederge- 
burt'). Der auf 400 Mrd., später auf 1 Bio. Lire angesetzte 
Zwölfjahresplan entpuppte sich bald als Plan zur Förderung 
der norditalienischen Industrie. Ausländische Unternehmen 
z.B. der Petrochemie errichteten gewaltige Industrieanlagen 
„wie Kathedralen in der Wüste'“. Diese hochmodernen An- 
lagen benötigen nur wenig (Fach-)Personal, und dieses 
können die Sarden nicht stellen, weil es an der entspre- 
chenden Qualifikation fehlt. Die Einsicht, daß die Insel 
aufgrund ihrer geographischen Gegebenheiten ohne Einbe- 
zug der Hirten und Kleinbauern gänzlich unproduktiv blei- 
ben muß, kommt zu spät. 

Auf der Suche nach Arbeit verließen viele Sarden ihr Land 
- in 30 Jahren „Autonomie“ 700 000 Menschen bei einer 
Gesamtbevölkerung von nur 1 500 000! Teilweise nahmen 
sie ihre Schafherden gleich mit, z.B. in die Toskana. 

1972 setze man der fassungslosen Bevölkerung das dritte 
petrochemische Riesenwerk in Ottana vor die Haustür. Sar- 
dinien beherbergt inzwischen ein Drittel der italienischen 
Gesamtproduktion dieses Industriezweiges. Allerdings ist 
das Ende des Komplexes schon vorprogrammiert, denn das 
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Rohöl muß über eine riesige Pipeline ins Landesinnere ge- 
pumpt werden. Nach neuesten Berichten produziert Ottana 
bereits nicht mehr. Die Verluste lassen sich die Kapitalisten 
aus Steuergeldern ersetzen; man kennt hierzulande ja ähnli- 
che Methoden (Zonenrandförderung, Berlinhilfe). Eine 
kleine und mittelständische, der Umwelt besser angepaßte 
Industrie wurde nicht aufgebaut. 

Im Jahr 1963 kaufte Karim Aga Khan die Costa Smeralda, 
die er bei einer seiner Kreuzfahrten mit seiner Luxusyacht 
„zufällig“ entdeckt hatte, buchstäblich für „einen Appel 
und ein Ei“, nachdem er zuvor die Hirten und Bauern der 
Gemeinde Arzachena mit falschen Versprechungen gelockt 
und hinterher übertölpelt hatte. Damit begann für Sardinien 
ein neuer Abschnitt in seiner unheilvollen Geschichte. Denn 
die Smaragdküste war bloß der Anfang. Inzwischen sind die 
schönsten sardischen Küstenstriche mit Villen und Touri- 
stendörfern verbaut, ln den einheimischen Alimentari be- 
kommt man kaum noch - wie früher - einheimische Pro- 
dukte. Das Angebot hat sich komplett verändert. Es gibt 
jetzt vorwiegend die Artikel der internationalen Lebensmit- 
telmultis: von der Maggisuppe bis zu Chappi! Diese Form 
des Tourismus schert sich einen Dreck um den Stolz und 
die Würde der Menschen des Gastlandes. Es genügt nicht, 
das Leben an der Küste ruiniert zu haben, nein, die Schicke- 
natypen mit der Superkamera ziehen weiter.Sie lassen sich 
im vollklimatisierten Luxusbus in das „Banditennest" Orgo- 
solo kutschieren, wo sie vor Ort einmal so richtige Banditen 
erleben wollen. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die militärische Bedro- 
hung. War Sardinien schon während des Zweiten Weltkrie- 
ges der Flugzeugträger Italiens, so sind heute auf der Insel 
21 000 ha militärisches Gelände. Auf La Maddalena, einer 
kleinen vorgelagerten Insel im Nordwesten Sardiniens, liegt 
ein Teil der 6. US-Flotte (Atom-U-Boote) mit 7 000 Mann. 
Im Südwesten liegt die große NATO-Luftwaffenbasis Deci- 
momannu, wo vorwiegend Amerikaner und die Bundesluft- 
waffe (!) mit ihren Tiefflügen und dem Zielschießen die Be- 
völkerung nerven. Außerdem liegen, nicht weit davon, in 
unterirdischen Abschußrampen jede Menge Raketen. 

Noch einmal zurück zu den sardischen „Banditen“. Zu Be- 
ginn der wirtschaftlichen Krise, Anfang der 60er Jahre, gab 
es wieder eine Zunahme des Banditentums. Eine Welle von 
Entführungen und Morden setzte ein, deren Opfer fast aus- 
schließlich Großgrundbesitzer und Unternehmer waren. Et- 
wa gleichzeitig entstanden Pläne, auf dem traditionellen 
Weidegebiet der Orgolesen, dem Pratobello, ein riesiges mili- 
tärisches Übungsgelände einzurichten. Dieses Vorhaben 
scheiterte aber am kollektiven Widerstand der Orgolesen 
und an der Hilfe einiger zugereister italienischer Linken. 
Die Kolonialmacht entsandte entschlossen 8 000 „Baschi 
Blu“ und andere Spezialeinheiten. Es wurde die berühmte 
„Caccia Grossa“ (.Große Jagd‘) eingeleitet, die „Endlö- 
sung“ des „Banditenproblems“ angesagt. Ein Carabinieri- 
General hatte allen Ernstes vorgeschlagen, den Ort inklusive 
Frauen und Kinder in Schutt und Asche zu bombardieren. 
Andere waren da etwas bescheidener, sie wollten sich mit 
Maschinengewehren und Flammenwerfern zufriedengeben. 
In den Murales (Wandmalereien) von Orgosolo sind diese 
Ereignisse - neben vielen internationalen - festgehalten. 

Erst 1972 kam eine parlamentarische Untersuchungskom- 
mission zu dem Ergebnis, daß die Wurzeln des sardischen 
„Banditentums“ in den wirtschaftlichen und sozialen .Ver- 
hältnissen zu suchen sind. Nur etwa 40 % des gesamten Wei- 
delandes gehört den Hirten; 3,1 % der Bevölkerung, die 
Großgrundbesitzer, verfugen noch immer über mehr als die 
Hälfte des Bodens. 



Was also will der PSd’A? 

Als erstes definieren sich seine Vertreter klar und unmiß- 
verständlich als Sarden, als eigenes Volk, eigene Nation. Sie 
fordern die volle Autonomie vom italienischen Zentral- 
staat. 

An konkreten Forderungen will ich hier die nach meiner 
Einschätzung bedeutendsten heraussuchen. Sie entstam- 
men dem politischen Programm und einigen anderen poli- 
tischen Schriften des PSd’A. 

Der PSd'A fordert die Besetzung aller öffentlichen Stellen 
ausschließlich mit Sarden. Sardisch muß offizielle und allei- 
nige Amtssprache werden (als Übergangslösung gleichbe- 
rechtigt mit italienisch). Volle Kulturhoheit. Lehre der sar- 
dischen Sprache und Kultur im Schulunterricht. Kontrolle 
der Banken und Kreditinstitute. Eigene Zuständigkeit auf 
dem Gebiet des Zollwesens; Schaffung einer Freihandels- 
zone. 

Im militärischen Sektor wird, als Übergang bis zur endgülti- 
gen Befriedung, der Abbau der quantitativen und qualita- 
tiven Präsenz auf der Insel gefordert, also hauptsächlich die 
Auflösung der NATO-Großbasen. 

Im übrigen ist man sich sehr bewußt, daß es eine ganze Rei- 
he von Völkern mit ähnlichen Problemen gibt (z.B. Basken, 
Korsen. Iren, Bretonen u.a.) Deshalb tritt der PSd’A für ein 
„von unten“, durch die Völker geeintes Europa auf födera- 
tiver Basis und nach ethnischen Gesichtspunkten. Die gesell- 
schaftliche Frage wird ebenfalls, unter dem Hinblick auf die 
künftige Gesellschaftsform, diskutiert. Ein „sardischer“ So- 
zialismus soll es sein - aber einer, der imstande ist, die 
westliche und die östliche Supermacht wegen ihrer imperia- 
listischen Politik anzuklagen. 

Wie es am Schluß des Vorwortes zum Programm des PSd’A 
heißt: 

Uns bleibt nur ein einziger Weg: unsere Partei muß so 
stark werden, daß sie die Mehrheit der Sarden hinter sich 
bringt, die den unerschütterlichen Willen haben, mit dem 
betrügerischen und kolonialistischen italienischen Staat 
restlos zu brechen und mit den eigenen Kräften den Weg 
zur Loslösung aufzuzeigen. Nur so führt der Weg zur Un- 
abhängigkeit und zur Sardischen Republik. 

Alles andere ist Verharren, Illusion und Geschwätz, über 
das sich die verschiedenen italienischen Regierungen 
bloß ins Fäustchen lachen!" 

Literatur 
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Nanna Claudia Nenzel: Sardinien kennen und lieben 
„Merian“-Heft Sardinien 
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Sieghard Pohl: „Ge- 
nosse, was hast du 
mit der roten Fahne 
gemacht?“ 



Sieghard Pohl 

Beitrag zur Geschichte der unterdrückten Kunst 
in der DDR 1980-84 



Nachdenken über zwei angesehene Obertanen 

So hatte er sich den Besuch nicht vorgestellt. So nicht. Die 
Genossen des Staatssicherheitsdienstes hatten ihn an den 
Beinen vom Gerüst gezogen, um ihn dann vorläufig festzu- 
nehmen: zur Klärung eines Sachverhaltes, wie es so schön 
stereotyp heißt. Wo er doch nur mal reinschauen wollte, 
mal sehen, wie der Maler Werner Tübke mit seinem großen 
Rundumbild in Frankenhausen auf dem Berg fertig würde. 



Ralf Kerbach. der junge Dresdner Maler, und sein Freund, 
der Schriftsteller Sascha Anderson, durchstreiften damals, 
im Sommer 1982, die DDR. Sic waren sozusagen auf einem 
alternativen Reisetrip: allerdings ohne die nötige Ehrfurcht 
vor großen Künstlernamen. Sie waren schlicht neugierig. 
Schließlich hatten die Zeitungen, der Rundfunk, das Fern- 
sehen genügend über Tübkes Vorhaben berichtet, ein 123 m 
langes und 14.5 m hohes Bild zum Ruhme der revolutionä- 



44 





Geräte und Methoden werden entwickelt und eingesetzt, 
um den Entwurf millimetergenau auf die Riesenleinwand 
einzupassen. Die Vorzeichnung ist vollbracht. Die Leinwand 
wurde in der Sowjetunion in einem Stück gewebt, grundiert 
und nach Thüringen geschafft. 1 1/2 t Gewicht mußten 
hochgespannt, eine Statik extra errechnet werden. Tonnen 
von Gewichten spannen das Tuch, das sich leicht wölbt. Das 
birgt eine gefährliche Kraft in sich. Die Genossen vom Stasi 
müssen Sabotage verhindern, nicht nur Tübkes Ruhe schüt- 
zen. Ein Bösewicht, ein Spitzbube, der dort mal eben mit 
seinem Taschenmesser reinstechen könnte, löste eine Kata- 
strophe aus. Die Leinwand würde durch die Spannungskräf- 
te förmlich explodieren. 

Auf die Leinwand werden ca. 3 t Farbe vermalt werden, ca. 
20-25 Theatermaler. Restauratoren müssen das vollbrin- 
gen. Jahre wird man brauchen. Die angeheuerten Künstler 
üben schon fleißig auf einem Gerüst mit fünf unterschiedli- 
chen Ebenen. Werden sie es durchhalten, die Klausur ertra- 
gen? Das ..Technische“, das ..Gigantische“ wird wohl am 
Ende siegen. Die DDR und Tübke werden Michelangelo in 
den Schatten stellen. Kann man besser als Dürer sein? 



Werner Tübke (DDR): ..Pano- 
ramabild für Frankenhausen“ 
(Entwurf), 139 cm x 1290 cm, 
„Die frühbürgerlichc Revolu- 
tion in Deutschland“ (Aus- 
schnitt), 1979/81, Mischtech- 
nik 



ren Schlacht bei Frankenhausen zu malen, die im Jahre 
1525 den Untergang des Bauernheeres einleitcte und mit 
einer Massenschlächterei der gefangenen „Paurcn“ endete. 
Der Thomas Müntzer wurde von den siegreichen Adligen ge- 
schlachtet. 

Die DDR fühlt sich dem Vermächtnis der Aufständischen, 
dem Führer des Bauernheeres verbunden und gab den Auf- 
trag, ein solches Bild zu malen. 

Der Rundbau, der das größte je auf eine Leinwand gemalte 
Bild aufnehmen soll, ist vollendet. Ein Tempel ist das nicht 
geworden, bestenfalls ein Kunstgasometer der Form nach. 
Er, Tübke, liebe diesen Bau auch nicht besonders, ließ er 
wissen. Nun muß er malen. 18 000 qm sind zu füllen. Alles 
ist gigantisch. Dutzende Maler sollen unter seiner Leitung 
und Anleitung über Jahre in Klausur das Werk mitvollen- 
den. Eine Fassung 1:10 ist erstellt. Man bedenke, zentime- 
tergroße Figuren im Entwurf müssen z.T. auf doppelte Le- 
bensgröße hochgemalt werden. Da werden die Stoffalten, 
die viele Tausende Figuren umwehen, schon Probleme ma- 
chen. Es sei, wie es werden muß. Die Technik muß helfen. 
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Ähnliche Aufträge hat es bereits im 19. Jahrhundert gege- 
ben. Kaiser und Könige mit imperialem Gehabe fanden 
Künstler, die zu ihrem und des Landes Ruhm tätig wurden. 
Ähnliches geschah auch im 3. Reich oder wurde geplant. 
Wir wissen um die Dinosaurier-Architektur, die Speer im 
Auftrag des Führers plante und teilweise fertigstellte. In nur 
9 Monaten wurde die neue Reichskanzlei hochgezogen. 
Alles vom Besten! Die damals mit Staatsaufträgen bedach- 
ten Künstler im Reiche bildeten auch so eine Art ..Vierer- 
bande", so da waren Breker. Thorak, Ziegler und Peiner. 
Gerade die künstlerischen Arbeiten Werner Peiners haben 
mich überrascht. Er sollte die Marmorgalerie der Reichs- 
kanzlei mit riesigen Gobelins zieren. Diese Webteppiche 
sollten jeder 10 m lang sein und eine Höhe von 5,40 m er- 
reichen; also ebenfalls ein monumentales Ensemble. Peiner 
gestaltete im Sinne des Nationalsozialismus Marksteine der 
deutschen Geschichte. Das waren 8 heroische Schlachten, 
von der im Teutoburger Walde bis hin zur Panzerschlacht 
von Cambrai im 1. Weltkrieg. Peiner, ein hervorragender 
Maler und Techniker, hat in seinen Entwürfen künstlerisch 
Bedeutendes geleistet. Gleiches ist von Tübke als Maler und 
Techniker zu sagen. Beide weiden das "kulturelle Erbe" in 
Malweise. Kostümen. Technik und Bildzitaten aus. Tübke 
pflegt von sich zu sagen, daß er 300 Jahre zu spät geboren 



sei. - Beide. Peiner und Tübke. sind außergewöhnliche Ma- 
nieristen. Beide Künstler beherrschen mit Perfektion ihr Me- 
tier. gestalteten und gestalten Staatsaufträge, hochgelobt. 

Die Ähnlichkeit in ihrer künstlerischen Auffassung ist für 
mich frappierend. Es ergibt sich die Frage: Sind Künstler, 
die sich imperialen Systemen andienen, austauschbar? 
Was treibt sie. bedenkenlos ihr Können in den Dienst 
solcher Obrigkeiten zu stellen? Politische Uneinsichtigkeit. 
ideologische Kurzatmigkeit, Opportunismus, grenzenlose 
Besessenheit von der eigenen Arbeit, die kulturelle Überle- 
genheit der favorisierten Weltanschauung? Beide Künstler 
bewegen sich im Rahmen jeweils zugewiesener Parteilich- 
keit. der Sicht damaliger und heutiger, wenn auch diame- 
tral gegensätzlicher Obrigkeiten. Kunst zum Ruhme der 
Ideologie eines Staates, künstlerisch virtuos eingebracht, 
bei Peiner mit dem bitteren Geschmack der Heroisierung 
des Krieges im Sinne der Naziideologie, bei Tübke im Sin- 
ne der heiligen Revolution marxistisch-leninistischer Ge- 
schichtssicht. 

Sascha Anderson, unser anfänglich schon erwähnter junger 
Dichter aus Dresden, schreibt unbefangen, aber mit deutli- 
chem Gespür für Vergangenheit, über das „größte Ölbild der 
Welt" u.a.: ich stehe vor dem entwurf des malers zu 




Werner Peiner: Entwürfe für Gobe- 
lins in der Neuen Reichskanzlei in 
Berlin. „Die Belagerung der Marien- 
burg“ (Ausschnitt), 1940, gemalter 
Karton für Gobelin, 10 m lang, 
5,40 m hoch 
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diesem größten der größten bilder und denke, dilettanti- 
schen kopien des malers il parmigianino zu begegnen, erfüllt 
hier der professor die erste sinnfigur des manierismus: das 
unglaubliche? tritt ein in den berg, steig in ihm hinauf in 
das bild. die fünfte forderung peregrinis: anspielung! zielt 
Tübke auf speer, hitlers leibarchitekt.“ 

Diese Schlachtenbilder des Werner Peiner hatten aber eine 
direkte Einwirkung auf einen anderen Spitzenmaler der 
DDR: Willi Sitte. Auch er wird später Schlachten- und Hi- 
storienbilder malen - eine seltene Gattung in der gegenwär- 
tigen Malerei. 

1940 studierte er an der Hermann Göring-Meisterschule für 
Malerei in Kronenburg/Eifel unter Werner Peiner. 

Eben, auf Grund einer Gelbsucht, als Soldat vom siegrei- 
chen Feldzug der Jahre 1941/42 aus der Sowjetunion heim- 
gekehrt, übernimmt er den Auftrag, zwei große Wandbilder 
in einer Küstriner Kaserne zu malen (was der DDR-Kunst- 
wissenschaftler Hütt als Behelfsunterkünfte umschreibt). Im 
Jahre 1941 feiert man im Hitlerdeutschland die 700-jährige 
Wiederkehr der „Schlacht bei Liegnitz 1241“. Damals war 
die Abwehr des Mongolcnsturmes (so die volkstümliche Na- 
zi-Bezeichnung) gescheitert; das Heer des Deutschritter- 
ordens und seine polnischen und böhmischen Verbündeten 
waren geschlagen worden. Für den 1941 erfolgten Überfall 
auf die Sowjetunion hatte das Gedenken an den Opfertod 
des Deutschritterheeres nahezu Symbolcharakter: Kampf 
gegen die sowjetischen Untermenschen. „Der deutsche Sol- 
dat kämpft und stirbt siegreich für das westliche Europa ge- 
gen einen neuen sowjetischen Mongolensturm“, so hieß es. 



Nicht daß der junge Sitte irgendwelche Wandbilder 1942 
malt, sondern was er sich anschickt zu vollbringen, macht 
stutzig, zumal ihm die DDR-Kunstwissenschaft ja eine lu- 
penreine kommunistische Gesinnung bescheinigt.- Hier sei 
ausdrücklich vermerkt, ein junger Künstler darf irren; nur, 
man sollte sich später dazu bekennen.- Dieses von Willi 
Sitte damals ausgeführte Wandbild ist durch Thema und Ge- 
staltung antisowjetisch und ganz im Sinne der Nazis. 

Wenn der DDR-Kunstwissenschaftler Wolfgang Hütt 1972 
Sittes „Mongolensturm“ zu einem antifaschistischen Kunst- 
werk umfunktionieren will und sogar lobt, ist das, gelinde 
geschrieben, bedauerlich. Zitieren wir Hütt: „Der Einsatz 
an künstlerischer Kraft lohnte deshalb nur insofern, als daß 
er sein Darstellungsvermögen an großen Flächen erproben 
konnte. In dem einen Falle malte Sitte mit öl auf eine dafür 
präparierte Wand eine sechs Meter breite Darstellung der 
Schlacht bei Liegnitz, in der am 9. April 1241 die in Polen 
eingefallenen Mongolen über ein schlesisch-polnisches Heer 
siegten. Sitte sali zwischen dem Heereszug der Mongolen 
unter Batu-Khan und dem faschistischen Einfall in die So- 
wjetunion eine Parallelität, die mit dem Rückzug und dem 
Zerfall der auf Waffenherrschaft gegründeten Macht ende- 
te.“ 2 

Hütt vermeidet leider auch, genauere Angaben über Sittes 
zweites Wandbild zu machen. Keine Fotos zu dieser Arbeit. 
Verschwiegen werden Thema und Inhalt. Böse Spekulatio- 
nen können entstehen. Wären sie dem antifaschistischen 
Image des jungen Sitte abträglich? 




Willi Sitte: „Schlacht bei Liegnitz“ (Mongolensturm). Wandbild in einer Küstriner Kaserne, 1942, Öl auf präparierte Wand, 
6 m breit 



47 




Schließlich, die Naziherrschaft steckte im Dreck. 1945 de- 
sertierte der Soldat zu den italienischen Partisanen. Jetzt 
entstehen antifaschistische Zeichnungen. Die zeitweiligen 
Irrungen hatten ihr Ende gefunden. 

Heute ist Sitte ein glühender sozialistischer Patriot. Als Ver- 
bandsvorsitzender des VBK der DDR in höchster Funktion. 
Allerdings wird er für die zeitweilig inhaftierte Malerin Bär- 
bel Bohley und den ebenfalls zeitweilig einsitzenden Künst- 
ler Frank Rub keinen Finger rühren. Beide sind in der unab- 
hängigen Friedensbewegung der DDR engagiert. Hier sind 
andere Kompetenzträger im Einsatz. 

Dieter Schmidt, ein unabhängiger Kunstwissenschaftler, 
stand in gutem Ruf bei vielen DDR-Künstlern. Man wußte 
von ihm, daß er gewissen Herren nicht zu Munde redete. So 
eröffnete er im letzten Jahr Ausstellungen der unabhängi- 
gen Friedensbewegung in kircheneigenen Räumen. Er ge- 
hörte zu den wenigen Kunstwissenschaftlern in der DDR, 
die an dem geschönten Lebenslauf und den frühen Nazi bil- 
dern des Herrn Sitte Anstoß nahmen. Nicht die Irrtümer des 
Herrn Sitte standen zur Debatte, sondern der schlechte Um- 
gang mit der Wahrheit. Mit den „Platzhirschen“, den soge- 
nannten Vorzeigekünstlern der DDR, hatte er nicht viel im 
Sinn. Es war bekannt, daß er bei geeigneten Anlässen dies 
offen auszusprechen pflegte. Die Genossen fürchteten seine 
drastische Ausdrucksweise. 

Dieter Schmidt wurde zum Problemfall für die Kulturfunk- 
tionäre. Vor einigen Monaten wurde er vom Stasi wegen 
staatsfeindlicher Hetze und Propaganda verhaftet. Es sollen 
sich einige namhafte Verbandsmitglieder wie Fritz Cremer 
für seine Freilassung eingesetzt haben. Die bewährte Metho- 
de, wieder einen Kritiker loszuwerden, wird angewendet. 
Dieter Schmidt wurde vor einigen Monaten in die Bundes- 
republik abgeschoben. 

„Vom Klettern in den Bäumen“ (Brecht) 

Der Verband 

Es war ein Geben und Nehmen, der arge Weg, die Tücken 
der Hierarchie zu durchklimmen, ein Klettern im Dornge- 
strüpp verschiedener Parteirichtlinien, mit dem Talente, 
zielstrebig zu wuchern, um Wohlwollen zu erheischen. Vor 
den Altar des Ruhmes zu treten, hat seinen Preis in dieser 
festgefügten realsozialistischen Wirklichkeit; immer die 
Wahl zwischen Sturz und Macht, dazu der Zweifel, nur 
einen Mittelplatz mit halben Privilegien erreichen zu kön- 
nen. sanft künstlerisch zu sterben. 

Der Verband Bildender Künstler der DDR (VBK-DDR), er 
ist ein wichtiges Ziehkind der Partei mit festgefügten Richt- 
linien. Dieser Verband kann für einen autonomen Künstler 
zum Prokustesbett werden, denn das strikte Einhalten der 
Statuten ist Pflicht. Und doch strebt die übergroße Mehr- 
heit aller bildenden Künstler danach, in diesen Verband auf- 
genommen zu werden. Erst als Mitglied hat ein Maler das 
Recht, in der DDR freischaffend zu arbeiten; erst als Mit- 
glied kann er der gestaffelten Privilegien teilhaftig werden, 
die der VBK auch gewäluen kann, wie Aufträge durch den 
gesellschaftlichen Träger auf allen Ebenen, bis hin zu Regie- 
rungsprojekten. Auf solch hoher Ebene allerdings, z.B. bei 
Gestaltung sogenannter Protokollstrecken, können andere 
Gremien entscheidenden Einfluß nehmen. 

Wer kann hier ermessen, welche Schwierigkeiten einem 
DDR-Künstler entstehen, wenn er außerhalb des VBK-DDR 
versucht, sein Geld als Maler zu verdienen? Die staatlichen 
Stellen haben bisher in solchen Fällen selten die zeitlich be- 
grenzten Steuernummern ausgegeben. Was da ohne staatli- 



che Aufsicht an künstlerischen Produkten unter das Volk 
kommen könnte, ist den Funktionären suspekt. Schnell 
können solche „Auchkünstler“ als arbeitsscheue Elemente 
- in der DDR herrscht Arbeitspflicht! - in Konfliktsitua- 
tionen kommen; entsprechende Gesetze, solche Elemente 
zu disziplinieren - in sogenannten Lagern zur Arbeitserzie- 
hung auf unbegrenzte Zeit — existieren ja längst. Kunst im 
Untergrund? Das wird offiziell bestritten, man verweist da 
gerne aufs künstlerische Laienschaffen in staatlich geleiteten 
Zirkeln unter der Leitung bewährter Berufskünstler. Dort 
könne man sich als Werktätiger nützlich machen, und bei 
echter Begabung ist ein Studium möglich oder sogar die 
Aufnahme in den Verband. Doch was sich staatliche Stellen 
so schön ausdenken; die Realität entwickelt sich oft anders. 
Immer mehr junge Künstler wollen sich den Strukturen 
eines staatlich gelenkten Verbandes entziehen. Ein solches 
Korsett wollen sich einige nicht mehr anlegcn. 

Wer aber in den VBK-DDR aufgenommen werden will, muß 
einige Hürden nehmen. Leichter hatten es bisher Absolven- 
ten entsprechender Hochschulen, doch auch die müssen wie 
jeder andere Bewerber bei Aufnahme zwei als Künstler an- 
erkannte Persönlichkeiten als Fürsprecher, „Bürgen“ bei- 
bringen. Vor einer Verbandskommission wird sodann über 
das künstlerische Werk und die Person entschieden. Eine 
dem Sozialismus positive künstlerische Haltung muß sicht- 
bar sein, wenigstens keine abträgliche, sonst hat man keine 
Aussicht, aufgenommen zu werden. Die Bürgen werden sich 
natürlich vorher entsprechend absichern. Wie eine solche ab- 
lehnende Begründung lauten kann, will ich an einem 
authentischen Beispiel belegen. Dem avantgardistischen 
Künstler Georges Gnüchtel aus Leipzig wurde beschieden: 
„Die Arbeiten zeigen eine starke Abseitigkeit des Denkens 
und Unverbindlichkeit. Als wesentlich wurde erkannt, daß 
sich hier eine vordergründige Dekorativität mit Dilettantis- 
mus verbindet. Eine Aufnahme wird einstimmig abge- 
lehnt.“ 3 

Wird ein Künstler aufgenommen, so hat das erst vorläufigen 
Charakter. Er wird als Kandidat geführt (mindestens zwei 
Jahre), ehe er nach weiteren Überprüfungen als Vollmitglied 
aufgenommen wird. Auch dann unterliegt er gewissen Aus- 
wahlkriterien; werden diese später nicht mehr erfüllt oder 
verstößt er gegen Statuten, kann er ausgeschlossen werden. 
Im letzten Rechenschaftsbericht des IX. Kongresses des 
VBK-DDR im Jahre 1983 werden (auf S. 125) 243 Strei- 
chungen bestätigt und der Austritt von 24 anderen Ver- 
bandsmitgliedern. Das alles geschalt im Zeitraum der Jahre 
1978 bis 1983. Weder werden die Streichungen, Ausschlüsse 
und Austritte in diesem Bericht begründet, noch die Proble- 
me erwähnt. Dagegen werden sämtliche Orden, Preise und 
Auszeichnungen, die Künstler in den letzten fünf Jahren er- 
hielten. penibel aufgeführt. 

1983 hatte der Verband mit allen Sektionen - also Maler, 
Grafiker, Bildhauer, Kunstwissenschaftler, Formgestalter, 
Restauratoren usw. - 5 465 Mitglieder. Davon waren 1 940 
als Maler, Grafiker und Bildhauer registriert. 75 wurden aus- 
geschlossen. Das sind ca. 4 % der Mitglieder, über das „Wat- 
um“ schweigt man sich aus. Im Augenblick sind die Ver- 
bandsfunktionäre bei der Arbeit, aus Ökonomischen wie 
kunstpolitischen Gründen die Mitgliederzahl zu reduzieren; 
nur die Qualität und Leistungen sollen ausschlaggebend 
sein. Über die jeweilige Qualität und die politische Haltung 
bestimmen die Verbandsfunktionäre. Für den Teil der Aus- 
geschlossenen und Nichtaufgenommenen wird kein Äquiva- 
lent für eine selbständige Arbeit außerhalb des VBK gebo- 
ten. Solche Überlegungen wurden von einigen klugen Funk- 
tionären angestellt - manche Fürsprecher hatten Hoffnung, 
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die Partei hat das vom Tisch gefegt: Sie will den elitären 
Verband ohne Nebenbuhler! 

Auch die abgehenden Hochschulabsolventen wird das tref- 
fen. Die beliebten Förderungsaufträge des VBK (verbunden 
mit einem monatlichen Salär) zu erhaschen, wird schwieri- 
ger werden. Über den Verband kommt man auch an die 
durch Importe gesicherten und subventionierten Malmate- 
rialien heran. Die Spitzenmaler sind liier natürlich gleicher 
(Ateliers oder Autos werden an sie verschenkt, wie erst 
kürzlich in Leipzig geschehen). 

Mit dem Verkauf und den Ausstellungen, dem Bilderver- 
trieb wird es für die Geschaßten und Nichtaufgenommenen 
schwierig werden; denn alle wichtigen Ausstellungen im In- 
und Ausland werden ihnen verschlossen bleiben, da solche 
nur der Verband ausrichtet oder genehmigt. Wer also ohne 
Verbandsgenehmigung etwa in Frankreich ausstellt, ver- 
stößt gegen das Statut. Private Galerien, die es früher noch 
gab. sind inzwischen fast verschwunden. Da sind die Kir- 
chengemeinden mit ihren Gemeindesälen eingesprungen, 
aber auch viele private Wohnungen öffnen sich für sponta- 
ne, nicht offiziell angemeldete Ausstellungen. Eine solche 
inoffizielle Ausstellungsstruktur gibt es seit langem, sie wur- 
de von solchen Künstlern erschlossen, die bewußt dem 
VBK-DDR fernblieben, die von jeher ihren eigenen Weg ge- 
hen wollten. Davon später. 

Das Statut des Verbandes ist in den Jahren seines Bestehens 
mehrfach geändert und somit dem jeweiligen gesellschaftli- 
chen Entwicklungsstand der DDR angepaßt worden. Der 
Verband hatte stets das parteiliche Programm der SED auf 
dem Sektor der bildenden Kunst einzubringen und durch- 
zudrücken, in all den Jahren- des Stalinismus bis hin zur Ge- 
genwart eines real existierenden Sozialismus. Kein Mittel 
war ihm schlecht und recht genug, unbotmäßige Künstler in 
ihren Parcours zu zwingen. Demütigungen, Verleumdungen, 
sogenannte brüderliche Aussprachen, Erpressungen, Verhaf- 
tungen. Vertreibungen, Totschweigen und Ausschluß waren 
und sind das Repertoire der Disziplinierung. 

Ende 1945, nachdem das Kulturleben in der damaligen SBZ 
so verheißungsvoll begonnen hatte, stürzten die Dogmatiker 
der Macht schon frühzeitig viele ihrer gerade aus KZ und 
Emigration heimkehrenden Genossen Maler und Bildhauer 
mit ihrer berüchtigten Formalismus/Realismus-Debatte in 
eine tiefe Krise, die über den unbegehbaren „Bitterfelder 
Weg“ der späten fünfziger Jahre weit in die Ära Ulbricht bis 
1971 reichte, lllustre Namen, auf die die DDR-Kunstge- 
schichte heute so stolz verweist, sind aufzuzählen: Mark 
Stam. Horst Strempel. Hans Grundig, John Heartfield. Wil- 
helm Lachnit, Max Schwimmer, Hermann Glöckner u.v.a. 
In den letzten Monaten bemüht man sich, in der DDR- 
Kunstgeschichtsschreibung dieses dunkle Kapitel nicht nur, 
wie bisher, mit einigen unverbindlichen Floskeln totzu- 
schweigen. sondern es aufzuarbeiten und auch den damals 
angerichteten Schaden zu registrieren. Von den vielen ehe- 
mals geschätzten Kunstelaboraten will man nun nichts mehr 
wissen. Es bestehen überfüllte Lagerräume für zur Zeit nicht 
verwendbare Auftragskunst! 

Leider verschweigen uns diese Vergangenheitsbewältiger die 
neuen, gegenwärtigen Leiden, die einige Maler. Bildhauer 
und Grafiker mit den alten, neuen Dogmatikern durchzuste- 
hen haben. Dieser gegenwärtige ..Klassenkampf*, wie die 
Genossen meinen, wird jetzt differenzierter vor einer „Welt- 
öffentlichkeit" ausgetragen, aber, wenn nötig, unter Zuhil- 
fenahme der harten Bandagen des Staatssicherheitsdien- 
stes. 

Ja, so werden wieder die Enkel, wenns ansteht, diese gegen- 
wärtige Kunstszene im real existierenden Sozialismus auf- 



arbeiten müssen, den geschaßten, ausgewanderten Künstlern 
Gerechtigkeit widerfahren lassen. So ist das wohl: die En- 
kel. die Enkel! 

Diese bewußt kritisch eingestellten Künstler, die nach wie 
vor eine wenn auch wachsende Minderheit darstcllen, haben 
auch ihre Vorteile, nicht im Verband zu sein. Sie entgehen 
dem Leistungshickhack, der auf Rechenschaftsausstellungen 
in den Bezirken verlangt wird. Sitte spricht das in seinem 
Rechenschaftsbericht zum IX. Kongreß des VBK aus: 
„ ... Haben wir nicht allzuviel Mittelmaß in den bildenden 
und angewandten Künsten? Und was bedeutet das. wenn 
manche Kollegen oft jahrelang in keiner Ausstellung, nicht 
einmal Rcchenschaftsausstellungen, vertreten sind, aber an- 
sonsten alle Rechte der Verbandsmitgliedschaft in An- 
spruch nehmen?“ Weiter: „ ... ob uns nicht oft der Mut 
fehlt, uns von Mitgliedern, die keine Leistungen bringen, 
aber alle Rechte ausnutzen, zu trennen!“ 

Da ist sie wieder, die allzeit bewährte Drohung! Die for- 
dernden Pllichten sind für ein Verbandsmitglied immer grö- 
ßer als die attraktiven Rechte. 

Oberstes Credo des VBK-DDR: durch Erschließung der 
kunstschöpferischen Reserven die künstlerische Gestaltung 
der Arbeiterklasse und ihrer Ziele den realen Sozialismus in 
der DDR voranzutreiben und zu festigen. Kunst im Dienste 
und zum Schutze des Friedens (was immer die Partei dar- 
unter versteht). Die Parole „Kunst ist Waffe“ hat einen ho- 
hen Stellenwert im Kampf gegen den Imperialismus. Gefor- 
dert sind Freundschaft und Solidarität mit der Sowjet- 
union, den anderen sozialistischen Völkern, den Befrei- 
ungskräften in der Dritten Welt. Für gerechte Kriege! Des- 
halb die aktive Forderung von künstlerischen Arbeiten zum 
Thema NVA (Nationale Volksarmee), denn Kunst hat einen 
wichtigen Anteil an der Formung des Bildes der Werktäti- 
gen vom Ehrendienst in der NVA. Stasi und Armee haben 
ihre Hauskünstler! 

Ein wichtiges Privileg des Verbandes ist, die Genehmigun- 
gen von Reisen und Ausstellungen in das nichtsozialistische 
Ausland zu befürworten. Eine Zeitlang wurden solche Stu- 
dienreisen großzügiger an Mitglieder vergeben, allerdings 
blieben nahe Familienangehörige in der DDR zurück. Jetzt 
hat man dieses Verfahren wesentlich geändert. Nur noch 
die privilegierten, gefestigten Künstler genießen jetzt die- 
sen Vorzug. Sie können Einladungen aus dem westlichen 
Ausland folgen, da sie durch Verkäufe ihrer Bilder durch 
den staatlichen Kunsthandel der DDR Devisen einbringen, 
somit von großem ökonomischen Nutzen sind. Auf eine ab- 
sonderliche Preisliste, die Honorarordnung und die obsku- 
ren Finanzgebaren des staatlichen Kunsthandels bei der Be- 
zahlung der Künstler, wenn bei ihren Bildverkäufen Westde- 
visen eingenommen werden, sei kurz hingewiesen. 85 % der 
fälligen Summe werden in DDR-Mark bezahlt. Die restli- 
chen 15 % des Betrages, von denen allerdings noch Steuern 
einbehalten werden, erhalten die Maler in Gutscheinen für 
Intershops mit begrenzter Laufzeit. Außerdem haben diese 
Künstler durch ihr parteiliches Auftreten dem Staat interna- 
tionales Ansehen verschafft. Einige Künstler, die sich da 
nicht so einspannen ließen, mußten eine verdeckte Ver- 
bandsschelte einstecken, weil sie nicht den erhofften partei- 
lichen Nutzen brachten. Die sozialistischen Länder für Stu- 
dienreisen aufzusuchen, steht allen frei; doch auch hier wer- 
den Einschränkungen verfugt, wenn die politischen Verhält- 
nisse, wie etwa in Polen während der Solidarnos£-Ereignisse, 
die Macht der Partei in Frage stellen. Da werden die Gren- 
zen gesperrt, da gibt es keine brüderliche Solidarität mit 
dem kürzlich verbotenen polnischen Künstlerverband. 
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Ulrich Eisenfeld: „Polen 13.12.1981 



Seit dem VIII. Parteitag der SED 1972. nach Honeckers 
Grundsatzreferat über „Weite und Vielfalt in der Kunst", 
sind alle Verdikte der SED gegen formalistische, westliche 
Dekadenz in der Gestaltungsweise hinfällig geworden. Heu- 
te gibt es vorerst keine formalen Tabus mehr, obgleich das 
Prinzip „der realistischen Sicht“ weiterhin favorisiert wird. 
Abstraktes. Konstruktives. Experimentelles hat in Ausstel- 
lungen durchaus seinen Platz. Neue westliche Stilrichtun- 
gen, wie sie hier unter dem Namen „Junge Wilde“ Furore 
machen, werden als Vorbilder abgelehnt und als modische 
Manipulationen des westlichen Kunstmarktes abgetan (was 
teilweise durchaus als berechtigt erscheint). Beuys und seine 
Schüler haben bei den Genossen vorerst keine Chancen, 
positiv beachtet zu werden. Man erstrebt Eigenes, um eine 
sozialistische Werthaltigkeit - so das neue DDR-Modewort 
— zu beweisen. 

Seit ca. 1975 läuft die Kulturoffensive, zumindest auf dem 
Sektor Bildende Kunst, einseitig in Richtung Bundesrepu- 
blik und westliches Ausland, und sie ist recht erfolgreich, 
weil man potente Westmäzene als Freunde hat. die oft we- 
nig von DDR-Kunst verstehen, doch um so mehr von Geld. 
Der Verkauf offizieller DDR-Kunst zum gegenseitigen Nut- 
zen läuft gut. Hier ist der sonst so verschmähte westliche 
Kunsthandel im Zusammenspiel mit dem staatlichen Kunst- 
handel sehr effektiv. 5- bis 6-stellige Summen sind keine 
Ausnahmen. Ein Kulturabkommen mit der BRD gibt es 
noch nicht. Mit Stolz kann man berichten: „Die Planung 
und Realisierung von Ausstellungen in der BRD und Berlin 
(West) wurden ausschließlich im Rahmen der Parteibezie- 
hungen mit der DKP bzw. SEW durchgeführt." 4 

Bei Zusammenstellungen solcher Ausstellungen im Westen 
nimmt man geschickt Rücksicht auf die Sehgewohnheiten 
und Erwartungshaltungen der Besucher. So werden hier 
manchmal Bilder gezeigt, die auf Ausstellungen in der DDR 
nicht zum Zuge kamen. Auf einer größeren Ausstellung im 



Künstlerhaus Bethanien (Wes'berlin) Anfang der 80er Jahre 
stellte man eine Reihe Bilder zusammen, die sich mit dem 
DDR-Alltag gemäßigt kritisch auseinandersetzten. Das führ- 
te beim uninformierten Westpublikum zu positiven Schluß- 
folgerungen hinsichtlich des offiziellen DDR-Bilds, und das 
sollte ja auch erreicht werden. Positive Kritik an unguten 
Zuständen und Erscheinungen in der DDR ist sogar von der 
Partei erwünscht, wenn nicht die Machtfrage gestellt wird. 
Die Partei befindet, daß falsche Verhaltensweisen als Erb- 
übel bürgerlicher Erziehung den Aufbau des Sozialismus be- 
hindern: so muß z.B. die fortschreitende Umweltzerstörung 
auch in der DDR bekämpft werden. Und doch, was da in 
den letzten Jahren in erheblicher Anzahl auf DDR-Ausstel- 
lungen gezeigt wurde, konnte die Partei mit ihren sozialisti- 
schen Forderungen langfristig nicht mehr zufriedenstellen. 
Viele Künstler, so bemängelte man. hätten eine zu starke 
Ich-Haltung eingenommen, wären mit ihren Themen ins 
Private geflüchtet, ihre Arbeiten erschienen den Ausstel- 
lungsbesuchern zu sehr verschlüsselt, wären ambivalent aus- 
deutbar, teilweise sogar unverständlich. Die eingestanzten 
Sehgewohnheiten der Besucher wurden nicht mehr „im po- 
sitiven Sinne“ erfüllt. Einige Künstler hätten ihren Hang 
zum Malerisch-Avantgardistischen zu sehr gepflegt, und es 
wurde von Bildern für eine gewisse Kunstelite gesprochen. 
In einem proletarischen Staat eigentlich ein schrecklicher 
Vorwurf. 

Endlich scheint man im Verband langsam zu erkennen, daß 
man sich in einer Periode der künstlerischen Stagnation be- 
findet. Zu viele neue Heisigs. Mattheuers, Tübkes bedienen 
sich des bewährten Stils ihrer Lehrer, um auch an die Fut- 
terkrippen zu gelangen. Nichts mehr so richtig los! Der 
Selbstbedienungsladen „Kulturelles Erbe“ ist ausgeschlach- 
tet! Inzwischen hat eine öffentliche Grundsatzdiskussion 
eingesetzt. Man will endlich wieder stärker die sozialistische 
Komponente in der Kunst durchsetzen. Die einen setzen 
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auf Altes. Bewährtes, das man zu Unrecht aufgegeben habe, 
wie manch junge und alte Dogmatiker meinen. Da wettert 
die Hallenser Kunstwissenschaftlerin Ingrid Schulze in 
einem Artikel in der „Bildenden Kunst“ 1/1983 ..über ge- 
krösehafte Malweisen bei einigen Künstlern“ und verwirft 
die Übernahme surrealistischer Malweisen durch DDR- 
Künstler, weil diese reaktionäre Denkweisen transportier- 
ten. Sie bemängelt ..alpdruckhafte Katastrophenstim- 
mung“. den Hang zum Unverständlichen, das Gefühl der 
Angst. 

Andere Diskutanten widersprechen einer solchen Betrach- 
tungsweise; sie plädieren weiter für „Weite und Vielfalt“. 

„Da hängen dann meine Sachen neben dem Scheiß der 
Parteikünstler — da mache ich nicht mit!“ 

Die Aussteiger und Verweigerer 

Wir sollten dieses DDR-offizielle Diskussionsforum verlas- 
sen, denn es hat vorläufig keinerlei, aber auch keinerlei Aus- 
wirkungen auf solche Künstler, die keine Möglichkeiten ha- 
ben, ihre Bilder öffentlich in der DDR zu zeigen. Uber diese 
andere Kulturebene soll jetzt geschrieben werden. 

Vorweg, dem VBK-DDR und seinem Verbandsvorsitzenden 
Sitte ist es bisher erfolgreich gelungen, sich die Problematik 
zu ersparen, die den Schriftstellerverband der DDR mit sei- 
nen spektakulären Austritten, Ausschlüssen, Ausreisen so 
arg erschüttert hat. Mit den oppositionellen Künstlern geht 
man nicht etwa sanfter um. nur klüger! Die „Schere im 
Kopf* hat jeder DDR-Mensch, ob Künstler oder nicht Er 
weiß, was er sagen oder malen darf, um sich keine Schwie- 
rigkeiten aufzuhalsen. 

Willi Sitte. Vorsitzender des „Verbandes Bildender Künst- 
ler" der DDR, hielt am 22. November 1978 auf dem 
8. Kongreß des Verbandes das Eröffnungsreferat. Daraus 
folgendes Zitat; „Wir brauchen sozialistische Kritik - im 
Leben, also auch in der Kunst. Wer sich nicht sicher ist, was 
wir damit meinen, braucht nur das vom IX. Parteitag der 
SED beschlossene Programm und Statut genau zu lesen. Do- 
kumente. die mit Konsequenz die Auseinandersetzung mit 
Verhaltensweisen und Auffassungen fordern, die dem So- 
zialismus fremd sind, gegen die wir auch in unserer Kunst 
Stellung nehmen. Selbstverständlich haben wir immer sehr 
genau unterschieden zwischen einer konstruktiven Kritik, 
die uns voranhilft, und einet Kritik, die sich gegen die 
Grundlagen der sozialistischen Gesellschaft richtet. Auf die- 
se Weise ist klargestellt, daß die Zulässigkeit der Kritik nicht 
an ihrer Schärfe gemessen wird, wohl aber an der Position, 
von der sie ausgeübt wird, und an der Richtung, in die sie 
wirkt.“ 

Welche Kritik ist einem Künstler verwehrt? Mit welchen 
Themen macht er sich strafbar, setzt er seine Existenz aufs 
Spiel? Dann, wenn der Künstler Kritik an den Praktiken 
(z.B. Einmarsch in die CSSR 1968), den militärischen 
Strukturen der Volksarmee und anderer bewaffneter Orga- 
ne üben will. Der bildende Künstler der DDR. hat er pazifi- 
stische Neigungen, darf nicht die vormilitärische Ausbildung 
in den Schulen in Frage stellen, er hat auch kein Mißfallen 
an der Produktion militärischen Spielzeugs für DDR-Kinder- 
gärten und Schulen zu äußern, noch an den kürzlich aufge- 
stellten Atomraketen in der DDR. Selbst auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes gibt es eine entscheidende Einengung: 
keine Kritik am Bau von Atomkraftwerken! Ebenso ist es 
für den Künstler unmöglich, sich mit den Praktiken des 
DDR-Strafvollzugs kritisch auseinanderzusetzen oder gar 
die Methoden des Staatssicherheitsdienstes abzulehnen. 
Keine Kritik an der Parteilichkeit der DDR-Justiz! Keine 



Kritik am Regierungsstil der DDR-Führung und an den Pri- 
vilegien der Politoberen! Welcher Maler konnte bisher in 
einem Bild, einer Grafik öffentlich das weitverbreitete Miß- 
fallen der Bevölkerung gegenüber den Intershop-Läden dar- 
stellen? Völlig illusorisch wäre irgendeine unversteckte Kri- 
tik an der Außenpolitik der DDR und an den Brudervöl- 
kern. mit der UdSSR an der Spitze. Themen böten sich an: 
Prag 1968. Kampf gegen die Befreiungsfront Eritreas, in 
jüngster Zeit Vietnams Überfall auf Kambodscha (das al- 
lerdings vom Pol-Pot- Regime terrorisiert worden war), 

1979 der Überfall auf Afghanistan und nicht zuletzt die Er- 
eignisse in Polen. Bilder, die sich nicht auf die DDR-Heimat 
beschränken und die Bundesrepublik als Teil Deutschlands 
darstellen, sind in der DDR unerwünscht. Westdeutsche 
Städte und Landschaften, die ein Zugehörigkeitsgefühl er- 
wecken konnten, wird man auf DDR-Ausstellungen vergeb- 
lich suchen. Dagegen sind Darstellungen von Städten und 
Landschaften der sozialistischen Bruderländer und der 
„fortschrittlichen“ Dritten Welt hochwillkommen. Mit be- 
sonderer Heftigkeit wird jede Kritik an den DDR-Grenzbe- 
festigungen, am „antifaschistischen Schutzwall“, von den 
Kulturbehörden und von der Staatssicherheit verfolgt. Soll- 
ten solche Arbeiten vorhanden sein, so wären sie nur gut für 
die Schublade. Der Kommunist und Maler Hans Grundig 
hatte während der Nazi-Barbarei genügend Verstecke aus- 
findig gemacht, damit seine Bilder überleben konnten. Viel- 
leicht haben manche junge Künstler der DDR auch das von 
ihm gelernt. 

Seit 1980 haben, soweit ich darüber informiert bin, 16 Ma- 
ler. Grafiker und Bildhauer die DDR verlassen. Zehn dieser 
Künstler waren Mitglieder des VBK-DDR. 

1980 verließ die Malerin Helga Weidenbach illegal die DDR. 
als sie anläßlich einer genehmigten Studienreise nach Wien 
nicht mehr zurückkehrte. Ihr Übertritt geschah aus rein 
privaten Gründen. 1977-79 war sie Meisterschülerin an der 
Akademie der Künste in der DDR und Mitglied des VBK. 
Sie galt in der DDR als erfolgreiche Malerin. Trotzdem birgt 
ein solcher, wenn auch völlig privat motivierter Schritt, die 
DDR zu verlassen, harte politische Konsequenzen in sich. 
Den Staat illegal zu verlassen, gilt als Verrat. Die „Betroffe- 
ne“ macht sich wegen Republikflucht strafbar. Sie verliert 
ihr Atelier und sämtliche Bilder. Daß die Behörden rigoros 
über beschlagnahmte Bilder verfügen, zeigt der Fall des Ber- 
liner Malers Brosch. Auch er kehrte nach einer genehmigten 
Frankreichreise nicht zurück. Daraufhin wurden sein Atelier 
gerichtlich versiegelt, seine künstlerischen Arbeiten später 
zwangsversteigert. Über den Erlös verfügte der Staat. Zu er- 
wähnen ist, daß der Verband in solchen Fällen keinerlei Hil- 
fen für seine Mitglieder gibt, sondern sie ausschließt. 

1983 — während einer Rumänienreise — nutzte der bekann- 
te Maler Werner Petzold eine Lücke im Grenzbefestigungs- 
system. um über Jugoslawien die Bundesrepublik zu errei- 
chen. Wie mir Werner Petzold berichtete, hatte er einen sol- 
chen Schritt nie geplant, sondern er entsprang einer beson- 
deren Augenblickssituation. Sein Atelier und seine zurück- 
gelassenen Arbeiten wurden vom Stasi inzwischen versie- 
gelt. Der Verlust seiner Arbeiten trifft ihn schwer. Befragt, 
welche Erklärung er für den folgenschweren Entschluß ge- 
ben könne, meinte er nachdenklich, ihm sei bewußt gewor- 
den. wie die nächsten 20 Jahre seines Lebens in der DDR 
verlaufen würden, und diese Gewißheit über den Gleichlauf 
seines zukünftigen Lebens sei für ihn bestürzend gewesen. 
Petzold. 44 Jahre, Heisigschüler, Lehrbeauftragter an einer 
Fachkunstschule, war ein erfolgreiches Verbandsmitglied. 
Beteiligt an wichtigen zentralen Ausstellungen, übernahm er 
bei gutem Verdienst baugebundene Wandgestaltungen in 
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der DDR. Trotzdem gehörte er nicht zum Reisekader für 
Westreisen. Er sagte, es gebe im Verband einige Maler, die 
sich in eine Superposition gebracht haben und über alle Pri- 
vilegien verfugen. Er sprach von einer „gewissen Mafia“ im 
Verbandsgefüge. Ihm widerstrebte es, sich einem Überpru- 
fungsritual zu unterziehen, um Studienreisen ins nicht-so- 
zialistische Ausland genehmigt zu bekommen. Er spürte 
auch, daß der krasse Unterschied zwischen Privilegierten 
und Arbeitern eines sozialistischen Staates unwürdig ist. Ein 
ehemals anerkannter Maler ist ausgestiegen, und doch fühlt 
er sich in der Bundesrepublik fremd und verlassen. 

Helmut Diehl, 52, Maler, Meisterschüler der Akademie der 
Künste, Mitglied bis 1980 in der Sektionsleitung des VBK- 
DDR Berlin, vertreten auf zahlreichen Ausstellungen in 
Ost und West, Mitglied der SED, hatte die Möglichkeit, 
Studienreisen nach Westeuropa anzutreten - auch er ist ein 
Aussteiger unter den staatlich geförderten Künstlern. Dieser 
reale Sozialismus ist für ihn inzwischen bis zur Unkenntlich- 
keit verkommen. Helmut Diehl wollte nicht mehr länger 
Mitglied in der Kaste der Etablierten sein. Er verließ die Par- 
tei. Auch er empfand den angemaßten Machtanspruch der 
Funktionäre gegenüber der Basis als bedrückend. Wer will 
schon dauernd Tabus beachten oder wichtige Arbeiten für 
die Schublade malen? Der beschwerliche Weg der Erkennt- 
nis führte 1980 zur Ausreise. Seine Frau Gunna, Bildhaue- 
rin, und seine zwei Kinder begleiteten ihn. 

Ähnliche Überlegungen führten zu gleichen Konsequenzen 
auch bei Künstlern der Generation der 50-jährigen. 

Gil Schlesinger. 53, ist ein Künstler mit einem besonderen 
Lebenslauf, der uns an die Schrecken unserer jüngsten Ver- 
gangenheit erinnert. Als Jude überlebte er, 14-jährig, den 
Holocaust der Nazis. Von 1948 bis 1955 lebte er in Israel 
und siedelte von dort in die DDR über. Gil Schlesinger be- 
gann dort seine künstlerische Laufbahn als Theatermaler 
und wurde später Mitglied des VBK. Seine erste Ausstellung 
(zusammen mit Hans-Dieter Hund) wurde bereits nach zehn 
Tagen geschlossen. Die Porträts entsprachen nicht dem so- 
zialistischen Menschenbild. Daß Gil mit seinen künstleri- 
schen Arbeiten außerhalb des „Territoriums realistischer 
Gestaltung“ stand, bereitete den Kulturoberen mehr 
Schwierigkeiten, als sie ertragen konnten. Mitte der 70-cr 
Jahre erhielt er den einzigen staatlichen Auftrag, der an ihn 
vergeben wurde: eine Wandapplikation für einen Kindergar- 
ten zu gestalten. Nach vielen Querelen mit staatlichen Stel- 
len stellte er schließlich einen Antrag auf Übersiedlung in 
die Bundesrepublik. Auch er wurde ein arg enttäuschter So- 
zialist, angewidert vom wiedererstandenen Militarismus 
DDR-spezifischer Art. 

In einer kürzlich erschienenen Publikation schreibt Gil 
Schlesinger: „Ich fühlte mich durch mein Schweigen schul- 
dig werden, womit ich letztendlich diesen Staat noch un- 
terstützen würde.“ An anderer Stelle: „Bestürzt machte 
mich auch die große Anzahl der Künstler, die staatliche 
Aufträge entgegennahmen. aber sonst schwiegen oder heim- 
lich schimpften. Nur wenige lehnten sich gegen die Kunst- 
diktatur auf." 5 

Endlich, nach dreieinhalb Jahren Wartens, konnte Gil Schle- 
singer 1980 mit seiner Frau ausreisen. Es wurde eine An- 
kunft in einem fremden Land, mit allen möglichen Boshei- 
ten und Verkennungen, doch auch mit Hoffnungen und 
Großzügigkeiten. 

Noch andere Künstler dieser Generation haben bis in die 
jüngste Gegenwart die DDR resigniert verlassen. Der Dresd- 
ner Maler Ulrich Eisenfeld und der Dresdner Bildhauer 



Hartmut Bonk kamen 1981 nach Westberlin. Am 21. Ja- 
nuar 1984 konnte Peter Herrmann, ebenfalls aus Dresden, 
nach Hamburg ausreisen, und am 1. März 1984 der Maler 
Norbert Benk aus Wittenburg/Mecklenburg. Alle haben ent- 
scheidende Jahre ihres künstlerischen Wirkens in der DDR 
verbracht, haben mit oder ohne viel Anerkennung Spannun- 
gen ertragen, hatten mit dem Anspruch, künstlerisch et- 
was bewirken zu wollen, die Ideale eines menschlichen So- 
zialismus verteidigt und sind am Ende doch ausgestiegen. 
Nun sind sie hier angekommen, in einem Alter, wo ein Neu- 
beginn so unendlich schwerfällt, in einer anderen Republik, 
wo der moralische Anspruch nicht so viel zählt, doch Public 
relations und Selbstbespiegelung um so mehr! 

Zu der Gruppe der Mittvierziger müssen noch solche Künst- 
ler gezählt werden, die jahrelang bewußt außerhalb des Ver- 
bandes arbeiteten, halblegal geduldet waren, oft mit aller 
Härte bekämpft wurden. 1980 wurde der Erfurter Karikatu- 
rist Alois Kuhn, nachdem er wegen „öffentlicher Herabwür- 
digung“ zu anderthalb Jahren Gefängnis verurteilt worden 
war, in die Bundesrepublik abgeschoben. Kuhn konnte eine 
Zeitlang bei über 20 DDR-Zeitungen seine Karikaturen un- 
terbringen und in einem kleinen selbstgemietcten Laden- 
atelicr kritische Zeichnungen ausstellen. Die Genossen im 
Verband reagierten ungehalten. Der Vorsitzende des VBK- 
DDR Sektion Karikaturen und Pressezeichnungen, Harald 
Kretschmar, Berlin, verfügte, daß A. Kuhns Arbeiten nicht 
länger in Presseorganen abzudrucken seien, was dann auch 
weitgehend eingehalten wurde. 1979 wurde ihm offiziell 
untersagt, in seinem Ladenatelier eigene Zeichnungen zu 
zeigen, sowie Arbeiten an Zeitungen oder Privatpersonen zu 
verschicken oder zu verkaufen, was einem Benifsverbot 
gleichkam. Sogar das Zusammenspiel des Staatssicherheits- 
dienstes mit dem VBK des Bezirks Erfurt lief perfekt. Eben 
jener Vorsitzende des Bezirksvorstandes des VBK erbat sich 
nach einem Gespräch mit Kuhn, unter dem Vorwand „akti- 
ver Förderung“, einige Karikaturen von ihm aus. Später, so 
sagte mir Kuhn, „fand ich mit einigem Erstaunen diese 
Zeichnungen bei meinem Vernehmungsoffizier wieder vor. 
sie gehörten unter anderem zu jenem Konvolut von Arbei- 
ten. die schließlich zu meiner Verurteilung führten.“ Hier- 
zu eine erhellende Information: lm Verband gibt es Sicher- 
heitsbeauftragte. Ein solcher ist Horst Schneider (Nicht- 
künstler) als Angestellter im Zentralvorstand des VBK- 
DDR. 

Wie schwer es auch den DDR-Kulturfunktionären fällt, sich 
angemessen mit avantgardistischen Künstlern auseinander- 
zusetzen. zeigt der Fall A.R. Penck (Ralf Winkler). Einige 
verantwortungsvolle Kulturwissenschaftler kamen nicht um- 
hin, ihn manchmal in ihren Publikationen zu erwähnen, die- 
se Unperson der DDR-Kunst außerhalb des Verbandes. In 
Westeuropa hatte es A.R. Penck zu internationalem Anse- 
hen gebracht. Doch in Dresden? Seine Malerkollegen Peter 
Graf, Peter Herrmann, Eberhard Göschei versuchten oft, 
seine Arbeiten in Verbandsausstellungen zu plazieren, 
manchmal waren sie sogar erfolgreich. Einmal fungierte so- 
gar das Politbüromitglied Kurt Hager als Schiedsrichter - er 
pfiff die Widerständler zurück: „Wenn Penck nicht gegen 
die DDR malt, soll er doch ausstellen!“ Dann aber konnte 
man's doch nicht ertragen, daß anläßlich einer Ausstellung 
von DDR-Kunstneuerwerbungen der Sammlung Ludwig in 
Aachen die eingeladenen DDR-Kiinstler mit einem jüngst 
von Ludwig erworbenen Penckbild konfrontiert würden. 
Man verlangte die zeitweise Entfernung dieses Bildes; Lud- 
wig tat’s. Die Dauerbelästigungen nahmen ihren Fortgang. 
Der Zoll bescldagnahmte Leinwände Pencks in Dresden. Die 
Staatsorgane baten um Gespräche. Man lehnte ab, sagte zu, 
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hielt hin. Der Kölner Galerist erhielt Besuchssperre. 1980 
verließ A.R. Penck innerhalb von 24 Stunden, das letzte 
Stück zu Fuß, „seine“ Republik. Der Kölner Galerist hat 
ihn nun in seinem goldenen Stall. Ich glaube, Ralf ist 
manchmal traurig hier. 

Ein anderer Mittvierziger, der 1983 die Republik im Dissens 
verließ, ist der Publizist und Maler naiver Bilder Ulrich 
Pietzsch. 

Die Jungen — keinen Bock, Hofmaler zu werden 

Eine neue Generation von Malern und Grafikern ist inzwi- 
schen hcrangewachsen - unverfälschte DDR-Produkte, ge- 
boren in der Gründungsphase ihres Staates. Die harte stalini- 
stische Periode, daran können sie sich nicht mehr erinnern. 
Der „Bitterfelder Weg“ war keine Richtschnur für sie. Ge- 
prägt hat sie die Periode der ..Weite und Vielfalt“. Ihre Leh- 
rer, selbst im künstlerischen Umbruch, waren kompetenter 
als je zuvor in der DDR. Diese Lehrer - die Mattheuer, Hei- 
sig, Tübke, Sitte - wurden in ihrer Tätigkeit nicht gegän- 
gelt; sie konnten souveräner sein. Sie waren der Partei, ih- 
rem Staat verbunden, die Genossen haben wiederum ihnen 
vertraut; diese Gegenseitigkeit tat gut. Ihr alten, ihr antifa- 
schistischen Künstler der ersten Stunde, damals, ihr wart 
ärmer dran! Euch hatte die Partei nicht vertraut! 

Die jungen Künstler viele eingebunden in den Erfolgsweg 
ihrer Vorbilder - sind in Stilfragen ihren Lehrern verpflich- 
tet, doch einige haben die sogenannten Erfolgspläde verlas- 
sen. In Dresden haben Penck und Graf mit ihrer kompro- 
mißlosen Kunst ihre Eleven gefunden. 

In einigen Ausstellungen und Publikationen dieser jungen 
Künstler ist das festzustellen. Bei Penck wurden in seine 
Zeichnungen skriptorale Sätze eingeflochten, die man auch 
inhaltlich verstehen sollte, wie z.B.: „Die Qualität war ein 
Mittel zur Unterdrückung“, „Die Tragödie des Intellektuel- 
len oder die Unfähigkeit der Theoretiker“, „Die Provinz er- 
wacht“. „Untergrund“. Bei P. Graf wird eine Staatsparole 
„Alles zum Wohle des Volkes“ selbst zum Bildtitel. Eine 
solche Persiflage auf eine Staatslosung konnte bei einer Aus- 
stellung 1982 im Leonhardi-Museum nicht geduldet wer- 
den. Das Bild mußte wegen seiner unverschlüsselten Direkt- 
heit verschwinden, Solcher Mut, phrasenhafte „Harmonien“ 
zu entschleiern, wird von jungen Dresdner Künstlern aufge- 
nommen und künstlerisch eigenwillig in der Bildsprache der 
Pencks und Grafs weitergetragen. Hans J. Scheib tut sich 
mit dem jungen Schriftsteller Uwe Kolbe zusammen. Zu 
neun Gedichten werden neun Radierungen gedruckt. Salo- 
monisch heißt die entstandene Mappe „Die neunte Stun- 
de“. Die erste Strophe des letzten Gedichtes lautet: 

Abends gerinnt das gewisse Geschwafel 
vor unseren Ohren. 

Der Krämerkommunismus koaguliert. 

Dann verlieren sich die Vorschriften 
des Widerstands. 

Alle Freunde sind jenseits 
und wachsen bereits. 

Schamvoll geb ich noch eine Losung: 

Leben ist außerhalb der staatlichen Sprachen 

Hans J. Scheib radiert eine abgelegte, hingeworfene rote 
Fahne dazu. 

Solche Mappenwerke werden selbst gedruckt. Ein offizieller 
DDR-Verlag findet sich nicht. 

Der Dresdner Maler und Grafiker Ralf Kerbach, Jahrgang 
1956, seit 1982 in Westberlin lebend, hat noch mit seinem 
Freund und Dichterkollegen Sascha Anderson, jetzt Ost- 



Berlin, eine Reise durch die DDR unternommen. War es ein 
Abschied von der Heimat? Das Reiseerlebnis liegt jetzt nur 
nur im Westen vor; Titel des Buches: „Totenreklame. Eine 
Reise“. 6 Sozialistische Heimatliebe kommt da nicht auf. 
Auch hier wird eine Zeichensprache in den Grundmustern 
von Penck und Graf entwickelt, die dem jungen Grafiker in 
seiner persönlichen Sicht entgegenkommt. 

Überall in der Republik gründen sich solch kreative Künst- 
lergruppen. sei es in Leipzig, Jena, Rathenow oder Ost-Ber- 
lin. Über solche Freundeskreise hinaus bestehen keine Ver- 
bindungen. Man weiß nichts Genaues voneinander, wird 
aber getragen von ähnlichen Vorstellungen und Sehnsüch- 
ten. Gerade in der Einschätzung zur Friedenserhaltung steht 
man im krassen Gegensatz zur staatlich gelenkten Militari- 
sierung für den Frieden. Da gab es die Künstler aus dem Je- 
naer Kreis wie Michael Blumhagen und Lutz Leibner. für 
die die Einhaltung der Menschenrechte auch etwas mit dem 
angestrebten Frieden zu tun haben. Gegen ihre bildkünstle- 
rischen Arbeiten schritt der Stasi ein. Blumhagcns Grabpla- 
stik für seinen Freund Domaschk - der war bei einer Stasi- 
unternehmung zu Tode gekommen - wurde von einem Si- 
cherheitskommando geraubt. Wahrend seiner Haft als Re- 
servewehrdienstverweigerer wurde sein Atelier mit den Pla- 
stiken in staatlichem Auftrag zerschlagen. Beide Künstler le- 
ben seit 1981 bzw. 1982 in West-Berlin. 

Weiterhin in Jena leben und malen will das Malerehepaar 
Eve und Frank Rub - letzterer war eine Zeitlang in Haft. 
Die Funktionäre des Verbandes rühren keinen Finger für 
sie, außerhalb dieser Einrichtung scheint es für sie keine 
Kollegen zu geben. Folgerichtig hat das Ehepaar keine offi- 
ziellen Ausstellungsmöglichkeiten, wenn nicht Kirchenge- 
meinden ihnen solche zeitweilig verschaffen würden. 

Die teilweise großformatigen Bilder des Frank Rub sind mit 
heftiger Gebärde gemalt, zeigen Variationen von Verhaf- 
tungsszenen. Siclierheitstypen wippen provozierend mit ih- 
ren Knüppeln, Könige und eindeutig behelmte Armeegcne- 
rale fassen sich mit obszöner Gebärde zwischen die Beine, 
Staatsjubler mit blauen Halstüchern winken in Hurrapose. 
Auch in Eve Rubs Bildern ist der Optimismus abhanden ge- 
kommen. Sie atmen Bedrohung, Menschenpaare umarmen 
sich und beschützen ihre Kinder, Menschen fliegen über 
Mauern. Solche Bildwirklichkeiten werden als staatsfeind- 
lich eingestuft. Nur eine breite internationale Öffentlich- 
keit schützt die beiden Künstler im Augenblick. 

Auch in Leipzig und im Ostberliner Bezirk Prenzlauer Berg 
wirken solche Künstlergemeinschaften. Private Wohnungen 
werden zeitweise zu Ausstellungsgalerien umfunktioniert. 
Rentner ohne Furcht, weil ohnehin nicht mehr erpreßbar. 
stellen ihre Wohnungen jungen Leuten zur Verfügung. Es 
sind eroberte Freiräume außerhalb staatlicher Observanz. 
Künstler aller Altersgruppen finden sich zu kleinen experi- 
mentellen Ausstellungen zusammen. Einige organisieren 
das, alles weitere läuft über Mundpropaganda, manchmal 
sind es Happenings, Aktionen, Performancen, die dort auf- 
geführt werden. 

Anzufügen ist; Spontane Aktionen, Happenings haben ihre 
eigene Dynamik. Man kann ihren Ablauf vorher nicht über- 
prüfen, sie können somit gefährliche, unerwünschte Haltun- 
gen vermitteln. Deshalb befinden Verbandsfunktionäre, so- 
was habe mit Bildender Kunst nichts zu tun: hat nicht statt- 
zufinden. 

1981 verließ der junge Ostberliner Aktionskünstler Stefan 
Kayser die DDR. 

Der junge Kunststudent Oliver Schwarz, jetzt West-Berlin, 
sagte mir. daß geräumte, zum Abriß bestimmte Häuser eine 



53 





Zeitlang solche Ausstellungen beherbergen. Wird geräumt, 
weil die Behörden solche ungeprüften Aktivitäten beenden 
wollen (wenn möglich ohne Aufsehen), zieht man weiter. 
Andere Häuser finden sich in den unübersichtlichen Stadt- 
landschaften. Manche Künstler des Verbandes beteiligen 
sich auch an diesen Ausstellungen — es sind die vielen stil- 
len, unauffälligen Mitglieder. 

Eine andere Form von Öffentlichkeitsarbeit außerhalb des 
staatlichen Zulassungsmonopols hatten Künstler im Bezirk 
Brandenburg erfolgreich erprobt. Anläßlich der Friedens- 
werkstatt in der Berliner Erlöserkirche 1983 erarbeiteten 
der Bildhauer und Maler Steffen Mertens aus Rathenow. 
Jahrgang 1943, und der Liedermacher Jürgen Herrmann, 
Berlin, ein Bildtheater. Sie verstehen darunter ein Zusam- 
menspiel von Musik (Lieder. Gitarrenstücke), Plastik- und 
Bildmontagen (Malereien, Terrakottaarbeiten) und Rezita- 
tionen (Gedichte, Prosa). Einem solchen Bildtheater mit pa- 
zifistischer Zielsetzung gaben sie den Titel „Graukasten“. 



Sieghard Pohl: „Blick 
in ein befreites Land“ 

Steffen Mertens berichtet selbst: Auf tönernen Säulen, be- 
stehend aus zerschlagenen Teilen von Töpferwaren, abge- 
formten Händen und Stiefeln, wird ein zusammenklappba- 
rer Flügelaltar aufgestellt. Auf diesen wird mit Farben ein 
Bild gemalt. Die Flügel des jetzt bemalten Altars klappen 
zu. es entsteht ein Kasten, der das Gemalte einschließt. Ein 
Deckel wird aufgesetzt und das Viereck grau angestrichen 
und verschnürt. Jetzt wird ein Lied zur Gitarre vorgetra- 
gen: 

„Grau hat längst das Rot verdrängt . 

Lila hat sich aufgehängt ... “ 

Aus Ton gebrannte Helme werden auf den Kasten gestellt, 
es entsteht eine Marschkolonne. Ein Helm bricht auf, aus 
ihm wächst ein Zwiebelschößling. Ein zweiter Helm ver- 
schwindet. und an seiner Stelle wird ein Gesicht aus wei- 
chem Ton modelliert; jetzt dringen Farben durch die Rit- 
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zen des Kastens, gleich einer zaghaften Spur. „Macht, 
macht, macht“, schreit der Sänger, „macht alle Türen auf 
und laßt den Frühling rein!“ 

Der Helm sitzt jetzt umgestülpt und bepflanzt auf dem mo- 
dellierten Kopf. Am Ende wird dieser Graukasten von den 
Zuschauern geplündert. 

Die Künstler führten dieses Bildtheater in einer Kirchenrui- 
ne auf; auch an anderen Orten fanden spontane Aufführun- 
gen statt. Die Akteure, zu denen später auch Schauspieler 
zalüten. bekamen Schwierigkeiten mit den Behörden. Pazi- 
fismus ist in der DDR nicht gefragt. Der Liedermacher Jür- 
gen Herrmann lebt jetzt seit einem halben Jahr in Hanno- 
ver. Steffen Mertens soll, nachdem er aus der SED ausgetre- 
ten ist. vor dem Verbandsausschluß stehen. 
Außergewöhnliche, beeindruckende Plastiken wurden 1982 
anläßlich einer Vcrbandsausstcllung „Plastik und Blumen“ 
im Treptower Park von drei jungen Künstlern, A. Erdmann, 
S. Reichmann. II. J. Scheib, unterhalb des bombastischen 
sowjetischen Ehrenmals aus der Stalinzeit ausgelegt. Men- 
schenteile aus dem militärischen Schlachthaus im Kontrast 
zum siegreichen Heldensoldaten lagen da! Die Besucher 
wurden durch ein Pappschild: „Achtung Bodenplastik!“ 
mehr gewarnt, als um künstlerische Aufmerksamkeit gebe- 
ten. 

Im Katalog waren diese Arbeiten leider nicht verzeichnet, 
und der eigentliche Titel „Schützenkette“, den die Künstler 
vorschlugen, wurde nicht zugelassen. Man eignete sich auf 
„Ohne Titel“. Dennoch, die Jury, die diese pazifistischen 
Plastiken zuließ, hatte Mut bewiesen. Neben einigen Ver- 
handskollegen. die verantwortungsvoll handeln und Risiko 
tragen, gibt es auch Kunstwissenschaftler, die sich für die 
kritische Kunst junger Maler engagieren. Eine solche Hal- 
tung einzunehmen, nicht immer die staatlich abgesegneten 
Wege zu gehen, endet oft mit der Entfernung aus der ver- 
antwortlichen Position oder anderen schwerwiegenden Fol- 
gen. 1981 wurde, um nur ein Beispiel unter vielen anzufüh- 
ren, der Leiter der Ostberliner Galerie Arkade, Dr. Werner, 
entlassen. Seine gezielte Förderung junger Talente fand das 
Mißfallen der Funktionäre. 

Mutmaßungen über ... 

Das Ende meines Seitenkontingents vor Augen, habe ich 
meine Berichte abzuschließen. Aus vielen Gesprächen mit 
Betroffenen ergaben sich folgende Mutmaßungen: 

Diese besondere Kulturebene, abgekoppelt vom staatlichen 
Kunstwesen, entspricht der „wurstigen“ Haltung von Teilen 
dieser jungen Künstlergeneration, die so wenig realsozialisti- 
sches feeling entwickelt hat. Die Großväter und Vater der 
ersten Stunden hatten ihren Enkeln verkündet: Im entwik- 
kelten Sozialismus werdet ihr die wahre Freiheit genießen! 
Nun wird diesen Enkeln wieder zugemutet, ihrerseits ihren 
Kindern und Enkeln realsozialistisches Heil für ferne Zeiten 
anzusagen. Sie glauben nicht mehr daran. Die Mächtigen, 
nun zu Runzelstilleben verkommen, hatten bisher nur 
Sprechblasen produziert. Anspruch und Wirklichkeit sind 
erkennbar desolat. Die Jungen fühlen sich nicht verantwort- 
lich dafür, was man sich so für sie ausgedacht hat. Sie hän- 
gen nicht mehr an den Lippen ihrer Märchenerzähler. Für 
sie gilt: das Leben jetzt und hier, und es muß anders sein. 
Sie fühlen, nicht nur die anderen sind schuld: mit dem Lie- 
ben und Hassen ist es halt schwierig geworden. 

Die geschäftstüchtigen Vereinfacher 

Einige bundesrepublikanischen Kunstbeschreiber der DDR- 
Kunstszene haben in ihren Veröffentlichungen bisher nur 



DDR-offizielle Wiederholungsarbeit geleistet. DDR-eigene 
Publikationen (z.B. von Lothar Lang. Henry Schumann) in- 
formieren oft besser. 




Frank Rub: „Hausbesuch“ (1980) 



Wer weiter einreisen und mit den hohen DDR-Verbands- 
funktionären small talk pflegen will, darf und kann den Un- 
tergrund nicht besichtigen. Also faselt man. Kunstbewer- 
tungen nur vom Selbstverständnis der DDR aus anstellcn zu 
müssen - und schließlich gehts um Qualität, und die findet 
sich nun mal bei den Tübkes, Hcisigs, Sittcs. Stelzmanns, 
Hachullas und und. Alerte Kunstmagazine, Vereine, Gale- 
rien verfassen große Anzeigen, um uns davon zu überzeu- 
gen. Business as usual! 

Was man von den Abtrünnigen unter den Künstlern zu hal- 
ten hat. das flüstern einem schon die DDR-Bevollmächtig- 
ten: „Die sind schlecht!“ Die geschäftstüchtigen Kopheten 
hier übernehmen es. Es ist nicht so leicht, dem wirkungsvol- 
len langen Arm zu entkommen. 

Aber es geht! 

Die DDR-Oberen denken sich neue Schikanen aus 

ln einer gelungenen konzertierten Aktion gelang cs den Kul- 
turbehorden des Rates der Stadt Schwedt, des Rates des Be- 
zirkes Frankfurt/Oder. Abt. Kultur, und - last not least - 
dem Ministerium für Kultur der DDR. 155 eigene künstleri- 
sche Arbeiten des Malers Eberhard Hückstädt auf kaltem 
Wege zu enteignen. 

Was war geschehen? Das Malerehepaar Gina und Eberhard 
Hückstädt aus Schwedt. Bezirk Frankfurt/Oder, hatte für 
sich und seine drei Kinder einen Ausreiseantrag gestellt, 
dem schließlich am 13. Januar 1984 stattgegeben wurde. 
Die Kulturgenossen sannen auf späte Rache und erklärten 
plötzlich 155 Arbeiten des Malers Hückstädt zum geschütz- 
ten Kulturgut der DDR von nationaler Bedeutung und er- 
teilten keine Ausfuhrgenehmigung. Nicht nur, daß keine 
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Entschädigung gezahlt wurde, man verlangte noch für den 
Restbestand seiner Bilder inklusive einiger sogenannter 
Edelmetalle, drei Porzellanstücke und einen Schreibsekretär 
eine Staatsakzise von 12 147,43 Mark - für das Ehepaar 
Hückstädt eine horrende Summe, die vier Tage vor dem 
Ausreisetermin aufgebracht werden mußte.- Solchermaßen 
gefleddert, durften die Hückstädts dann ziehen. 

Sinn hat diese neue harte Linie der Partei schon - Humanis- 
mus hin, Rache her. Die abtrünnigen Künstler sollen so ge- 
demütigt und ruiniert, ihr Start in der Bundesrepublik be- 
hindert werden. Der so beraubte Maler hat noch in der 
DDR gegen diese bisher einmalige Maßnahme protestiert. 
Ausführliche Schreiben gingen u.a. an 

1 . den Minister für Kultur; 

2. den Präsidenten des VBK der DDR, Willi Sitte; 

3. den 1. Sekretär der SED, Bezirk Frankfurt/Oder, Jochen 
Hertwig. 

Die Herren haben bisher geschwiegen. Zwei Wege gibt es, 
damit der Maler Hückstädt sein Eigentum zurückerhält: 
Entweder die DDR revidiert ihren Ukas gegen den Künstler 
und gibt die Bilder sofort zurück, oder der DDR-Staats- 
kunstsammler, unser Schokoladenludwig mit seinen guten 
DDR-Beziehungen, wird aktiv, kauft die Arbeiten auf - ge- 
gen harte Devisen, versteht sich; Sitte hin, Hückstädt her - 
und gibt sie dann dem Maler im Westen wieder zurück. Das 
wäre Ludwigs bisher größte kulturelle Tat. 
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UMWELTSCHUTZ-INFORMATIONEN 



Verstärktes Waldsterben in der Umgebung von 
Uranbergwerken und uranerzhaltigen Gruben 

Der BUND fordert die staatliche Forschungsförderung nun 
eindringlich auf, dem Zusammenhang von Waldsterben und 
Radioaktivität endlich entschlossen nachzugehen. 

Die Fakten liegen jetzt auf dem Tisch: Die nähere Umge- 
bung von uranerzhaltigen Gruben, Uranbergwerken und da- 
zugehörigen Halden im Schwarzwald, nämlich bei Wittichen 
(Alpirsbach), bei Müllenbach (Baden-Baden) und im Krun- 
kelbachtal bei Menzenschwand, weisen signifikant höhere 
Waldschäden auf als weiterab. Professor Dr. Günther Rei- 
chelt, einer der führenden Erforscher des Waldsterbens und 
stellvertretender Landesvorsitzender des BUND in Baden- 
Württemberg hat dies mit systematischen Waldschadenskar- 
tierungen festgestellt und in der wissenschaftlichen Fach- 
zeitschrift „Allgemeinen Forst- + Jagdzeitschrift“ jetzt pu- 
bliziert. 

Im Fall von Wittichen ist die sehr beachtliche „Schadens- 
insel“ bereits durch Infrarotmessungen vom Flugzeug aus 
bestätigt worden. Hier begann das Waldsterben bereits zu 
Anfang der 60er Jahre. Damals tippte man wohl fälschlich 
auf Trockenheit als Ursache, heute ist das Gebiet von Alt- 
beständen entblößt, der Jungbestand stärker geschädigt. In- 
dustrie vor Ort kommt als Ursache nicht in Frage. 

Bei Menzenschwand tritt im 1-km-Bereich des Explorations- 
bergwerkes im Kunkelbachtal im Mittel die Waldschadstufe 
2,6, in weiterer Entfernung im Mittel 2,34 auf. Entspre- 
chendes ist für Müllenbach festzustellen. 

Die Befunde legen die Vermutung nahe, daß ein gewisser 
Zusammenhang zwischen Radioaktivität und den Waldschä- 
den besteht. Man hat liier v.a. mit Alphastrahlung aus dem 
Radium- und Radonzcrfall sowie mit Gammastrahlung zu 
rechnen. 

Tatsächlich sind im Fall Wittichen bereits sehr hohe Radon- 
Konzentrationen (radon ist ein radioaktives Edelgas, das 
insbesondere aus Uranbergwerken und Uranhalden ent- 
weicht) gemessen und veröffentlicht worden. Diese zugehö- 
rigen Radioaktivitätswerte sind z.T. sehr viel höher als dieje- 
nigen, die nach Berichten indischer Atomforscher nötig 
sind, um mit Hilfe eben dieser erhöhten Radioaktivität kon- 
ventionelle Schadstoffe wie SO^ (Schwefeldioxid) und NO x 
(Stickoxide) umzubilden in schädlichere Formen. 

Der gegenwärtige Stand der Erklärung ist daher: gegenüber 
der Wirkung von z.B. SO^ allein tritt durch ein Mitwirken 
erhöhter Radioaktivität eine bedeutend bis sich dramatisch 
verschärfende pflanzenschädliche Konstellation ein, die viel- 
fach zu noch signifikanter Schadenserhöhung fuhrt. 

Nachdenklich stimmt auch, daß die Radioaktivitätsangabe 
von uranhaltigen Halden, etwa bei den ehemaligen Silber- 
und Kobaltwerken oder gar von Atommüllwiederaufberei- 
tungsanlagen. 

Bei Atomkraftwerken sind 1984 ebenfalls verstärkte Wald- 
schäden kartiert, so bei Obrigheim/Neckar, Würgassen/We- 
ser, Beznau, Gösgen, Mühleberg (jeweils Schweiz), Bugey 
(Frankreich) und anderen, desgleichen im Bereich der 
schweizerischen Uhrenindustrie bei La-Chaux-de-Fonds. 

Der BUND weist mit Entschiedenheit darauf hin, daß 
Atomkraftwerke kein Hilfsmittel gegen Waldsterben sind, 
sondern im Gegenteil: Die staatliche Bagatellisierung der 
Kernenergiegefahren hat sich als gefährlicher Bumerang er- 
wiesen! 




WAS IST 
KRIMINELL? 



ATOMKRAFT- OPER SIE 
I WERKE BAUEN? VERHINDERN? 



L ANGEKIAGT SIND WENIGE' 

GEMEINT SIND ALLC ! 

SETZEN WIR DEN WIDERSTAND 
GEGEN DIE 

ATOMKRAFTWERKE FORT, 

FÜR DEN SIE BESTRAFT WERDEN- SOLLEN' 



BUND kritisiert Verschleppung der Einführung 
abgasarmer Autos 
BUND fordert: 

Tempo 100 auf Autobahnen, Tempo 80 auf Landstraßen! 

Mit Unverständnis nimmt der Bund für Umwelt und Natur- 
schutz Deutschland (BUND) den gemeinsamen Kurs der 
Bonner Regierungskoalition zur Einführung des Katalysa- 
tor-Autos zur kenntnis. Die verbindliche Einführung in Stu- 
fen erst 1988 und 1989 stellt keine wirkungsvolle Maßnah- 
me gegen das rasant fortsclueitende Waldsterben dar! Die 
umweltpolitische Glaubwürdigkeit der Regierung wird er- 
neut stark erschüttert! 

In Anbetracht der jüngsten Verlautbarungen des Bonner 
Landwirtschaftsministeriums, daß die Waldschäden 1984 
trotz günstiger Witterung weiter zugenommen haben und 
auch die Schäden bei den Laubbäumen immer bedrohlicher 
werden, muß nun endlich allen politisch Verantwortlichen 
klar werden, daß nur sofort wirksame Maßnahmen dem 
Wald noch helfen können. 

Nach neuesten Berechnungen, die auf Messungen des Rhei- 
nisch-Westfälischen TÜV basieren, beträgt der Gesamtaus- 
stoß an Stickoxiden auf Autobahnen und Landstraßen jähr- 
lich ca. 830 000 t. Durch eine Geschwindigkeitsbegrenzung 
100/80 würden jährlich 270 000 t - immerhin 33 % — 
Stickoxide weniger emittiert. Bis Anfang 1989 bewirkt ein 
Tempolimit also insgesamt einen Ausstoß von über 1 Mio. t 
weniger Stickoxiden! Dagegen vermag die abgestufte Ein- 
führung von Katalysatoren bis 1989 nur relativ unbedeuten- 
de Mengen an Stickoxiden zu vermeiden. 

Nach Ansicht des BUND besteht der einzige Weg einer so- 
fort wirksamen Schadstoffreduzierung der Autoabgase in 
einem Tempolimit von 100 km/h auf Autobahnen und 
80 km/h auf den sonstigen Außerortsstraßen. 
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Interview mit Frank Baier 

Lieder von unten — gegen Schlotbarone und Dallas 




4 




Frank Baier. geh. 12.2.1943, unter Bergarbeiterkindern in Essen-Frohnhausen aufgewachsen, Lehre in der Krupp- 
Gießerei. danach Studium an der Fachhochschule Krefeld, Ingenieur. Seit 1968 Vertonungen von Texten von Thomas 
Rother und eigene Lieder. Von 1970 bis 1973 Mitglied der Gruppe „Kattong“ („Lieder vor und hinter Gittern“), 1973 
bis 1976 Duo „ Baier- Westrupp ", vertonte alte Lieder von Heinrich Kämpchen und anderen Arbeiterdichtern; schreibt 
Lieder und Texte. Er ist im kulturellen Bereich nicht mir als Liedermacher tätig: er ist zugleich Mitorganisator der 
„ Ruhr-Revue " (Oberhausen 1978), der Veranstaltungsreihe „Kleiner Mann, was tun?!“ (Duisburg 1979, 1981 und 
1983) und ist Mitherausgeber des fundierten Buchs über „Arbeiterlieder aus dem Ruhrgebiet “ (Fischer TB 2962). 



wir selbst: Die Wiederentdeckung regionaler Kulturgüter, 
nicht zuletzt die des regionalen Liedgutes, die ja über 
Jahrzehnte fast systematisch als unzeitgemäß abgetan 
wurden, hat in den letzten Jahren im Zuge der verstärk- 
ten Hinwendung auf tiberschaubare Lebensräume als 
Mittel gegen die zunehmende Entfremdung sehr an Be- 
deutung gewonnen. In vielen Regionen hat sich die Wieder- 
entdeckung regionaler Kulturfonnen bereits durchgesetzt. 
Betrachtet man das Ruhrgebiet, so scheint es fast, als gäbe 
cs in dieser Region derartige Formen gar nicht. Ist das 
Ruhrgebiet regionalkulturell betrachtet ein weißer Fleck? 

Frank Baier: Auf keinen Fall. Eher ganz das Gegenteil. 
Richtig ist sicherlich, daß bis vor wenigen Jahren vieles 
von dem, was in den Aufbaujahren des Ruhrgebiets bis 
etwa 1930 das kulturelle Leben der Zechen- und Berg- 
arbeiter ausmachte, und das ist zweifellos insbesondere 
ihr Liedgut, gänzlich verschollen war. Beschäftigt man sich 
aber mit dieser Region, ihren Menschen, ihrer Lebens- 
und Arbeitsform so findet man recht schnell eine Fülle 
von regionalen Liedern und Texten, die wiederzuentdek- 
ken wichtig wäre. 

wir selbst: Du selbst hast Dich ja sehr intensiv um die 
Wiederentdeckung der Arbeiterlieder des Ruhrgebietes 
bemüht. Vielleicht kannst Du darüber einfach mal be- 
richten? 

Frank Baier; Natürlich. Angefangen damit habe ich 
etwa Mitte der 70er Jahre. Erstaunlich war damals für 
mich, daß es kaum Literatur gab, die man hätte benutzen 
können. So hat sich auch die Art meiner Recherchen 
zum Arbeiterlied des Ruhrgebietes schnell geändert. Ich 
habe es aufgegeben, die Bücher zu durchforsten und habe 
vielmehr versucht mit den Menschen hier im Ruhrgebiet 
selber ins Gespräch zu kommen. Ich hatte dann auch 
tatsächlich das Glück, Arbeitersänger zu treffen. Sogar 
einen Liedermacher wie Johannes Leschinski, der 1920 
selber als 17jähriger über die Märzkämpfe der Rotgardisten 
Lieder gemacht hat. 

Ich bin also hin zu den Leuten, hab meine Quetsche mit- 
gebracht, ’ne Flasche Korn auf den Küchentisch, Wachs- 
tuch drunter Dann habe ich ihnen vorgesungen, z. B. 
'Von der Maloche direkt nach Haus’ und dann ging das 
los. Er singt einen, ich sing und frag ihn nach dem Lied 
’Es zog ein Rotgardist hinaus’ und da meint Lesclünski 
plötzlich ’halt’. 'So stimmt das nicht, das Lied habe ich 
selber 1920 geschrieben und das geht ganz anders! Hör 
mal gut zu, jetzt sing ich!' 

So kam ich also nach und nach zu Liedern mit ihren Ori- 
ginaltexten. 

wir selbst: Man kann also sagen, daß Du nicht ‘nur’ ein 
Interpret der Arbeiterlieder aus dem Ruhrgebict bist, 
sondern daß Du in diesem Fall auch als Liederforscher 
regionales Liedgut aus dem Ruhrgebiet wiederentdeckt 
hast? 

Frank Baier: Die nennen mich 'Liederforscher', weil ich 
gegraben habe. Weißt Du, für mich ist es plötzlich sehr 
interessant geworden, mit den Leuten selbst zu sprechen 



und zu arbeiten. Sie haben die alten Lieder gesungen 
und mir gezeigt, wie man sie musikalisch begleitet, oder 
gar nicht begleitet, sondern einfach nur singt - a capella. 
Johannes Leschinski. Franz Matschy, Heinrich Axning. 
Dabei kam so viel unbekanntes an die Oberfläche. Also 
Ruhrgebiet ist kein kulturelles Niemandsland. 

wir selbst: Woher kommt aber dann der Ansatz, dem 
Ruhrgebiet eine eigene und eigenständige Kultur abspre- 
chen zu wollen. Richtig daran ist doch wohl, daß das 
regionale Arbeiterliedgut des Ruhrgebietes über lange 
Jahre vollkommen unbekannt war? 

Frank Baier: 'Unbekannt' ist zu vornehm. Der Grund 
dafür ist mir erst im Gespräch mit den Leuten richtig 
klargeworden. Durch den Faschismus ist dieses Liedgut 
liier bei uns im Kohlenpott so kaputt gemacht worden, daß 
es ja auch fast keiner mehr wagte, diese Lieder zu singen. 
Und Lieder, die nicht gesungen werden, sind bekanntlich 
schnell vergessen. Und dieses Loch ist dann im Grunde 
bis in unsere Zeit geblieben. Allerdings begann mal während 
des Streiks der Stahlkocher in den Jahren 1978/79 das 
Liedgut wieder aufzuleben. Die Fähigkeit der Arbeiter 
an Rhein und Ruhr, ihre eigene Situation durch Lieder 
zu beleuchten lebte in diesen Streiks wieder auf. Also 
da gibt es doch wieder ein unmittelbares Anknüpfen an 
die alte Tradition, vor allem weil die Lieder ihren alten 
wichtigen Wert wiederbekommen. 

wir selbst: Du sprachst vorhin von Johannes Leschinski, 
der als 17jähriger bei den Märzkämpfen von 1920 selbst 
Lieder schrieb. Das Liedgut des Ruhrgebiets beschränkt 
sich aber doch nicht allein auf tagespolitische Lieder wie 
etwa Leschinskis Lied vom Rotgardisten? 

Frank Baier: Nein. nein. Da gibt es eine große Bandbreite 
von Themen, die im Lied behandelt werden. Da gibt es Fuß- 
ballieder der einzelnen Vereine, z. B. ‘Borsigplatz’ über 
Borussia. Arbeitersportlerlieder, Lieder, die über die Ar- 
beits- und Lebensbedingungen des einfachen Menschen im 
Ruhrgebiet erzählen, lustige Sachen wie 'Schmidt seine 
Hippe is weg’. Aber eben auch eine Reihe von tagespoli- 
tischen Liedern. 

wir selbst: Alles in allem also 'Lieder von unten’? 

Frank Baier: Ganz genau. Kultur von 'unten’ im wahrsten 
Sinne des Wortes. Diese Lieder sind ja auch von den Ar- 
beitern selbst zum Beispiel in den Bandonion-Orchestern 
gespielt worden. Die Schlotbarone und Zechenbesitzer 
haben diese Lieder mit Sicherheit nicht gesungen. 

Und weißt Du, da sind sehr schöne Sachen dabei. Ich denk 
da an das Lied 'Wir Arbeitersportler', in dem es heißt: 
'Ihr Arbeitermädl in Stadt und in Land, reicht ihr einem 
Burschen fürs Leben die Hand, keinem andern darfst Du 
traun, wenn Dich mal ein Bursche küsst, mußt Du auch 
immer darauf schaun. daß er ein Arbeitersportler ist’. 

Da tühli man. daß die Lieder damals nichts Fremdes waren, 
die von außen her den Menschen aufgezwungen wurden, 
um daran zu verdienen, sondern sie waren direkte Ergeb- 
nisse ihrer Arbeit, ihres Zusammenlebens, voll Wärme 
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und Lebensgefühl. Die Menschen fanden sich in den Lie- 
dern wieder, das war ihre Identität. Natürlich wurde auch 
der Traum von einem besseren Leben und einer gerechteren 
Gesellschaft immer wieder im Lied ausgedrückt. 

wir selbst: Neben der Aufdeckung einer fast schon verges- 
senen regionalen Liedgutkultur also doch auch Du 
sprachst von den neuen Liedern in den Streikjahren 1978/ 
79 - so etwas wie eine 'geschlossene' Traditionslinie? 

Frank Baier: Das ist problematisch. Weißt Du, was damals 
gelaufen ist. diese Lieder, diese Leute, das ist in dieser 
Form nicht zu wiederholen. Die Leute damals waren 
bewußt und haben auch dazu gestanden, woher sie kom- 
men und wer sie sind. Die sind heute aber fast alle gestor- 
ben. Die Menschen damals haben versucht, die Traditionen 
der Bergleute und das, was in den Liedern zum Ausdruck 
kam, am Leben zu erhalten. Heute singen die Arbeiter 
doch kaum und schon gar keine Arbeiterlieder, die schämen 
sich fast dafür. Die glotzen doch Dallas! 

Es ist zwar sehr erfreulich, daß es heute im Ruhrgebiet 
wieder eine eigene Liederszene gibt, die den Konsum- 
terror nicht mitmacht und wieder den Menschen und das 
Leben in dieser Region thematisiert, aber man darf den- 
noch nicht vergessen, daß sich die Menschen selbst und 
auch das Leben hier im Ruhrgebiet gerade in den letzten 
20 Jahren stark verändert hat. Das Zechensterben und die 
Krise der Stahlindustrie sind ja nicht spurlos vorüber- 
gegangen. Aber immer wenn es ihnen richtig dreckig ging, 
fingen sie wieder an zu singen. 1966 - 1969 z. B. Lieder 
über das Zechensterben, wie 'Lied der Bergarbeiter’ 1967 
(E. Wigger) oder ‘Mein Mann war Bergmann'(Fasia). 

Ich mußte gerade zu Anfang meiner Arbeit an diesem The- 
ma oft erfahren, daß vor allem die Jüngeren hier mit dieser 
Tradition kaum mehr umgehen konnten und wollten. Die 
Alten haben sofort gewußt, wovon ich gesungen habe, 
aber die Generation nach ihnen hatte oft erhebliche Schwie- 
rigkeiten. mit den Liedern und ihren Inhalten umzugehen. 



wir selbst: Aber Du hast ja nicht bloß die Lieder gesammelt, 
sondern Du bist ja los. hast gesungen und gespielt sei es 
in Jugendzentren, bei regionalen Bürgerinitiativen, auf 
Werksfeiern, bei den Streikenden usw. Wie kamen diese 
Lieder an bei den Menschen vor denen Du gespielt hast? 

Frank Baier: Da gab cs zunächst tatsächlich diese Schwie- 
rigkeiten. von denen ich schon sprach. Ich wollte ja. daß 
gerade die jungen Leute die vergessene Kohlenpottkultur 
wieder kennenlernen und ich habe dann versucht, zwi- 
schen den Generationen zu vermitteln. 

Den Alten habe ich also zunächst die alten Lieder vorge- 
sungen .Mein Vater war ein Bergmann' oder was ähnliches 
und das kannten die ja alle, mit meiner Quetsche, und dann 
ran, da haben die alle kräftig mitgesungen. Und irgendwann 
habe ich dann die neuen Lieder reingeschoben, die jetzt 
entstanden sind. ,Rehinpreußen-Lied‘ oder .Bruckhausen- 
Walzer“. Da gab es große Augen, und dann merkten sie, da 
gibt es ja auch noch was ganz anderes, auch Arbeiterlieder, 
aber doch andere als ihre. Bei den jungen Leuten lief es ge- 
nau umgekehrt. Ich sang erst .Uber unseren Kohlenpott“ 
oder .Radio-Hochlied“, und dann kam da irgendwann Hein- 
rich Kämpchens .Auf der schwarzen Liste“ von 1889. und 
dann merkten die auf einmal, verdammt, das war genau das, 
was Opa ihnen immer erzählen wollte, wo sie aber nie zuge- 
hört haben. Da wurde einigen auch klar, was im Geschichts- 
unterricht an der Schule geschlabbert worden ist, nämlich 
.ihre“ Geschichte! Das waren für viele politische Lieder in 
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einer Sprache, die sie auch verstanden, und da wurde plötz- 
lich der Opa zur geschichtlichen Person. 

Und auch ich selbst habe durch meine Arbeit mit dem Ar- 
beiterlied eine andere Einstellung zu unserer Geschichte 
bekommen. 

wir selbst: Diese Lieder waren also nicht museale Über- 
bleibsel, sondern sie gaben Dir die Möglichkeit Geschich- 
te, in diesem Fall die der Bergleute und Zechenarbeiter 
des Ruhrgebiets zumindest bis etwa 1930 zu verdeut- 
lichen? 

Frank Baier: Eigentlich war es noch mehr. Hier wird ja 
nicht nur Geschichte rückblickend erklärt, sondern hier 
wird ja ein bestimmtes politisches Wollen lebendig. Das 
heißt, die jüngeren können über die Lieder begreifen, daß 
politisches Handeln beispielsweise bei ihren Großvätern 
viel selbstverständlicher und auch viel mutiger war. Da ist 
kein falscher Pathos in den Liedern, die sind fast alle ganz 
unmittelbar und direkt, getragen von echter Sorge und der 
Notwendigkeit zum Handeln. Das überträgt sich dann 
unter Umständen auch auf die Zuhörer. 

wir selbst: Inwieweit hat Dich selbst denn nun die Beschäf- 
tigung mit den Liedern des Ruhrgebiets verändert? 

Frank Baier: Die alte Frage also, verändern Lieder etwas? 
Ich denke ja. Weißt Du. wenn man bestimmte Dinge singt, 
wenn man sich mit einer Sache beschäftigt, wenn man mit 
den alten Leuten spricht, die einem kurz bevor sie sterben, 
irgendwelche Sachen mitgeben, dann hat man etwas 
Wichtiges mit auf den Weg bekommen. 

Die Leute haben mir ja etwas erzählt, weil sie glauben, daß 
sonst etwas von Mut, von Ausdauer, von politischem Selbst- 
vertrauen, aber auch von Individualität bei den jungen Leu- 
ten von heute nicht mehr da ist. Da sie selber nicht mehr 
die Kraft dazu haben, hoffen Sie, daß ich mit meinen 
Liedern etwas von diesen Inhalten weitergebe. 



Für mich selbst ist dabei der Spielraum, in dem ich mich 
bewegen konnte, immer enger geworden; verstehst Du, der 
Spielraum zwischen dem was ich singe und dem, was ich 
selbst tue. Ich habe versucht, die Diskrepanz zwischen Sa- 
gen, Singen, Denken und Handeln so weit abzubauen, daß 
kein Bruch da ist. Und in dem Augenblick, wo du das, was 
Du singst, den Leuten auch glaubwürdig vermitteln kannst, 
weil Du es auch lebst, da kannst Du (wenn auch nur in 
kleinen Ansätzen) auch bei den Leuten etwas bewirken. 

Insofern geht es also, um auf Deine Anfangsfrage zuriick- 
zukommen, tatsächlich nicht nur um irgendeine wieder- 
zuentdeckende Ruhrgebietskultur, sondern darüber hinaus 
um neue Ansätze von Kunst und Politik, von Text und Mu- 
sik. und Anfangspunkte einer neuen Kultur, die gerade 
heute wieder besonders wichtig sein können. 

Gerade bei dieser wachsenden Bedrohung durch die Kon- 
zerne und Automation, durch die Großmächte und ihre 
wahnsinnige Raketenpolitik, angesichts der wachsenden 
Umweltzerstörung, der menschenfeindlichen Wohnsilo- 
politik, des Abrisses unserer alten gewachsenen Bergmanns- 
siedlungen, in denen Nachbarschaften und menschliches 
Miteinander noch intakt waren, kann ein Liedgut, wie 
unseres hier im Ruhrgebiet, in dem die einfachen Leute 
ihre Sorgen und Wünsche vortragen und wiederfinden, 
manchen Anstoß geben, den wir heute bitter nötig haben. 

wir selbst: Vielen Dank für das Gespräch. 




Duisburger Indusirieansicht. Linolschnitt von Stefan Lichtrautcr, ehemaliger 
Bergmann aus Duisburg- Homberg. 
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Yilmaz Güney 



Abidin Sönmez 

Yilmaz Güney und seine Kunst 

Er machte eine Kunst gegen Unmenschlichkeit, gegen Un- 
terdrückung und gegen die Verletzung menschlicher Würde. 
Seine Kunst ist ohne ihre Zielsetzung nicht zu verstehen. 
Der Künstler opferte seine Existenz als Kurde auch nicht für 
eine Karriere, wie es z.B. - leider! - Yajar Kemal und viele 
andere Künstler taten, die sich als Türken bezeichnten. 

Als im Februar 1983 in Paris erstmals in der Welt ein kurdi- 
sches Institut gegründet würde, trug Güney als Mitbegründer 
in seiner Eröffnungsrede vor: „Das Kurdenproblem besieht 
nicht nur in einer kulturellen Unterdrückung, das Kurden- 
problem ist nicht ein kurdisch-türkischer, kurdisch-arabi- 
scher, kurdisch-persischer Streit. Das Kurdenproblem ist 
ein Problem der Unabhängigkeit und Freiheit... ". 



Der kurdische Regisseur, Schauspieler und Schriftsteller Yil- 
maz Güney ist am Sonntag, den 9. September 1984, im Al- 
ter von 47 Jahren in Paris gestorben. Ihn haben wir wäh- 
rend seines produktivsten Lebensalters verloren, denn erst 
in den letzten Jahren, nachdem er das Völkergefängnis Tür- 
kei verlassen konnte, hatte er die Möglichkeit, sich ohne 
Zensur als Künstler zu betätigen, sich hauptsächlich mit den 
Problemen seines ignorierten, ohne Besitz der menschlichen 
Elementarrechte dahinlebenden Volkes, den Kurden, zu be- 
schäftigen. 

Er war ein Künstler, der nicht nur im Mittelosten bekannt 
geworden ist. Er verdiente auch Respekt außerhalb der 
Grenzen, die Kurdistan künstlich seit 1922 geteilt haben. Es 
ist keineswegs übertrieben, ihn einen der erfolgreichsten 
Filmemacher des Jahrhunderts zu nennen. 

Güney ist im Jahre 1937 als Kind einer armen kurdischen 
Bauernfamilie in Adana geboren. Seine Familie wurde in 
der Folge der kolonialistischen Unterentwicklung und der 
kcmalistischen Zwangsumsiedlungspolitik aus Türkisch-Kur- 
distan dorthin umgesiedelt worden. Da jede Art von Betrei- 
bung, Entwicklung, ja bloße Erwähnung der eigenständigen 
kurdischen Kultur — gleich, ob es sich um sprachliche, fol- 
kloristische, literarische oder sonstige künstlerische Angele- 
genheiten handelt - in der Türkei strafrechtlich und auf 
unmenschliche Art und Weise verfolgt wird, haben die kur- 
dischen Künstler kaum Möglichkeiten, sich als kurdische 
Filmemacher, Literaten, Schauspieler usw. darzustellen. Die 
Möglichkeit, sich zu behaupten, bekannt zu werden, Karrie- 
re zu machen, haben sie nur, wenn ihr Bestreben sich inner- 
halb des Türkentums bewegt. Jede Existenz einer nicht-tür- 
kischen Kultur in der Türkei ist tabuisiert und wird geleug- 
net. Jeder, der das Tabu durchbricht, ist ein Verräter, ein 
Feind des türkischen Vaterlandes, ein Separatist - ein So- 
wjet- oder US-Agent, je nachdem. Daher war Güney zuerst 
als türkischer Künstler bekannt geworden. 



Im April 1984 beantwortete Güney während eines Inter- 
views eine Frage des im schwedischen Exil lebenden kurdi- 
schen Journalisten und Schriftstellers Mahmut Bak$i: „Ich 
bin ein Mitbegründer des Institutes. Ich fiihle es als einen 
Teil des Auftrages, den mir mein Volk gegeben hat. Ich als 
Künstler muß die mir anfallenden Ansprüche erfüllen. Dar- 
über habe ich auch politische Arbeiten... “. 

Kurz nach der Zypern-Invasion durch das türkische Militär 
Mitte der siebziger Jahre besuchte der bekannte amerikani- 
sche Regisseur und Romancier Eila Kazan Güney in einem 
Istanbuler Gefängnis und führte mit ihm ein Gespräch. Ein 
kleiner Auszug aus dem Gespräch zeigt das politische En- 
gagement des großen Künstlers, den auch jahrelange Kerker- 
strafen nicht brechen konnten, zeigt, daß Güney zu den we- 
nigen Persönlichkeiten gehörte, die die Schizophrenie der 
türkischen Politik festzustellen, zu benennen und öffentlich 
zu brandmarken fähig waren: 

Kazan: „Glauben Sie, daß die türkische Invasion in Zy- 
pern richtig war? War der Krieg nötig?" 

Güney: „Das war kein Krieg. Ein Krieg ist, wenn zwei 
bewaffnete Mächte sich auf gleichem Boden 
treffen. Dies aber war eine Aggression gegen ein 
unbewaffnetes Volk. “ 

Kazan: „Sogar die Liberalen meinen, daß die Invasion 
gerechtfertigt war. " 

Güney: „Das weiß ich. Aber Zypern sollte weder von 
den Griechen noch von den Türken kontrolliert 
werden Es sollte unabhängig sein. Neutral!" 

Kazan: „ Wie ist es mit den Kurden?" 

Güney: ., Wenn wir die Rechte der türkischen Minder- 
heit auf Zypern verteidigen, müssen wir ebenso 
auf die Rechte der Minderheiten in unserem 
eigenen Land Rücksicht nehmen. “ 

Güney hat während seiner Künstlertätigkeit für sein Volk 
Partei ergriffen, und so mußte er 25 türkische Gefängnisse 
kennenlernen. Schon als Student der Rechts- und später der 
Wirtschaftswissenschaft schrieb er Prosa und Gedichte. 



Yilmaz Güney ist einer der sehr wenigen Künstler, die schon 1955 wurde er wegen seiner kritischen Kurzgeschichten und 
in jungen Jahren, wie begrenzt auch immer, ihre Herkunft Gedichte, die er in einer Zeitschrift veröffentlichte, festge- 

nicht verleugneten und sich als Kurden bekannten. Nur be- nommen und ins Gefängnis geworfen. Wegen seiner Schrif- 



gnügte er sich damit nicht, sondern suchte die Probleme 
und Leiden seines kolonisierten kurdischen Volkes filmisch 
zum Ausdruck zu bringen. Er war ein Mensch der Tat, ein 
praktizierender Patriot, der all seine Ideen und Vorhaben 
auf seine eigene Weise zu realisieren versuchte. L ’art pour 
I art, Kunst um ihrer selbst willen, war ihm immer fremd. 



ten wurde ihm zu Unrecht vorgeworfen, marxistische Pro- 
paganda betrieben zu haben. Er mußte zwei Jahre hinter 
Gittern verbringen. 

Als Drehbuchautor war er ins Filmmilieu gekommen und 
versuchte sich 1962 als Schauspieler. Die ersten Kenntnisse 
hatte er in der Schulzeit als Gehilfe eines Provinzverleihers 
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mit Dorfkinovorführungen erworben. Seine wichtigsten 
Vorbilder waren de Sicas „Fahrraddiebe“ und Elia Kazans 
„Viva Zapata!". 

Im „Spiegel" vom 29.11.1982 hieß es: „Auf der Hohe die- 
ses Ruhms hat Yilmaz Güney, von seinen Fans liebevoll , der 
häßliche König' genannt, in 27 Filmen gespielt, natürlich 
immer die Hauptrolle, und Jur wenigstens 4 davon hat er 
auch das Drehbuch geschrieben. Er wurde durch 100 Firne 
bekannt. Im Jahre 1968 drehte er selbst seinen ersten, wich- 
tigsten Film .Seyyit Han'. “ 

Yilmaz Güney machte als Künstler große Fortschritte, seine 
Kunst wurde mit der Zeit immer realistischer. In den gro- 
ßen Filmen verurteilte er die patriarchalischen und feudalen 
Verhältnisse, das bürokratische System ebenso wie die Blut- 
rache. 

Im Jahre 1971 hat Güney, als Agent für Feinde des Türken- 
tums durch die türkischen Machthaber verurteilt und ver- 
folgt, acht eigene Filme in die Kinos gebracht. Er wurde 
/.um Störfaktor der Mllitärputschisten der Türkei im glei- 
chen Jahr, weil seine Filme allmählich die Aufmerksamkeit 
des Auslands auf sich zogen und bei Festivals Interesse fan- 
den; an den Filmfestspielen in Cannes z.B. nahm er mit dem 
Film „L'espoir“ teil. 

Ein Jahr später wurde Güney. an ti türkischer Umtriebe und 
der Unterstützung separatistischer Kurden beschuldigt, zu 
7 1/2 Jahren Gefängnis verurteilt. Erst im Mai 1974. nach- 
dem sich viele internationale Persönlichkeiten aus Politik 
und Kunst für ihn eingesetzt hatten, wurde er durch eine 
Amnestie auf freien Fuß gesetzt. Anschließend drehte er 
einen seiner wichtigsten Filme. ,,Arkada§“ (.Der Freund*), 
in dem er auch die Hauptrolle spielte. 

Der Cineast Güney ließ sich weiter nicht einschüchtern. 
1974 begann er die Dreharbeiten zu einem neuen Film, der 
von armen Baumwollpflückem, ihren Zwängen, ihren Pro- 
blemen und den Konflikten mit der modernen Technik han- 
deln sollte. Wieder einmal schritt die Staatsmacht ein. Wäh- 
rend der Dreharbeiten wurde der Künstler im Ort Yumurta- 
lik verhaftet. Ihm wurde der Mord an einem rechtsextremi- 
stischen Richter zur Last gelegt. Ohne konkrete Beweise 
wurde er schuldig gesprochen und zu 18 Jahren Zuchthaus 
verurteilt. „Der Prozeß war wohl eine manipulierte Farce. 
Immerhin war Güney einer der wenigen internationalen 
Filmkünstler, der mit seinen Arbeiten den Ihdtlikumsge- 
schmack wie auch den sozialen und polirischen Anforde- 
rungen an zeitgenössisches Kino vollkommen entsprach. 
Yilmaz Güney ist ein trauriges Beispiel dafür, wie es Künst- 
lern unter autoritären Systemen gehen kann, die die persön- 
liche Freiheit eines Menschen für nichts erachten", heißt es 
in einer Würdigung nach Güneys Tod durch Heiko R. Blum 
In der Düsseldorfer „Rheinischen Post" vom 10. Septem- 
ber 1984. 

Wegen weiterer Schriften, die er während seiner Haft in der 
Türkei verfaßte, wurde gegen ihn Anklage erhoben. Indem 
er zu weiteren 9 Jahren Gefängnis verurteilte, mußte er ins- 
gesamt 27 Jahre verbüßen. Die Drehbücher für seine zwei 
bekanntesten Filme „Sürü“ (.Die Herde*) und „YoP* (.Der 
Weg*), die ihm internationale Anerkennung, ja Weltruhm 
einbrachten, hat er in der Gefangenschaft geschrieben. 
Zwei Filme wurden zwar durch seine Freunde Zeki Öktcn 
und §erif Gören inszeniert, doch hat Güney die Mitarbeiter 
selbst ausgewählt. Anweisungen gegeben und die Dreharbei- 
ten im Hintergrund kontrollieren können. 

Im Oktober 1981 gelang ihm die Flucht aus der Türkei. Die- 
se Entscheidung traf er. weil sein Leben dort nicht mehr si- 



cher war. Zuerst lebte er für kurze Zeit in Griechenland, 
dann in der Schweiz, endlich in Frankreich. Selbstverständ- 
lich brachte das politische Exil gewisse Wahrheiten mit sich. 
Er war nicht mehr eingesperrt, mußte keine Zensur mehr 
dulden und konnte so viel mehr Umsetzern drei Drehbücher 
schreiben, sich kritisch äußern. Doch sicher fühlte er sich 
nicht. Im Gegenteil, er fühlte sich von der türkischen Ge- 
heimpolizei gejagt, wurde von politischen Gegnern durch 
Auslieferungsanträge, Entfiihrungs- und Attentatsversuche 
drangsaliert und konnte, durfte keinen festen Aufenthalts- 
ort haben. Nachdem er den Aufforderungen der türkischen 
Regierung, in die Türkei zurückzukehren, nicht nachkam, 
wurde ihm im Januar 1983 die türkische Staatsbürgerschaft, 
auf die er so wenig Wert legte, aberkannt. 

Güney nahm im Exil an den Festspielen in Cannes teil und 
erhielt für „Yol“ die Goldene Palme. Sein letztes Werk. „Le 
mur“ (.Die Mauer*), mußte er im Ausland vollenden. Durch 
diesen Film hat er in ergreifender Weise das Leben in türki- 
schen Gefängnissen dargesiellt. Hier hat Güney auf eigene 
Erfahrungen bauen können. Die Handlungen beruhen auf 
Tatsachen, Erlebnissen und Aussagen von Zeugen. Im Jahre 
1976 hatte der Regisseur selbst mit dem Gefängnis der 
Filmhandlung Bekanntschaft machen müssen. Nach meinen 
Beobachtungen sind die türkischen Zustände durchaus rea- 
listisch und keineswegs übertrieben geschildert, ja sogar im 
Vergleich zu Gefängnissen in Türkisch-Kurdistan, etwa in 
Diyarbakir. eher harmlos. 

So hat uns Yilmaz Güney in der Frühe jenes 9. Septembers 
1984 nach einer langen Krankheit verlassen. Er litt an bös- 
artigen Magentumoren, die sich durch die Verfolgung, 
durch Ablehnung und Ignoranz, durch die langjährigen Kcr- 
keraufenthalte in der Türkei entwickelt und in der Emigra- 
tion verbtreitet und vergrößert halten. Er verstarb in einer 
Pariser Klinik. 

Selbst nach seinem Tode haben ihn die Regierenden in der 
Türkei nicht in Ruhe gelassen. Verratsschreie, hysterische 
Verleumdungen, aus der Luft gegriffene Beschuldigungen ... 

Yilmaz Güney fand am 12. September 1984 nachmittags 
auf dem Friedhof Pf re Lachaise seine letzte Ruhe. An der 
Trauerfeier in Paris, die vom kurdischen Institut organisiert 
war. nahmen mehr als 5 000 Menschen teil. Es wurde be- 
richtet. daß die Frau des französischen Staatspräsidenten 
Mitterand und Kulturminister Jac Long persönlich im kur- 
dischen Institut Beileidsbekundungen zum Ausdruck brach- 
ten. An den Trauerfeierlichkeiten nahmen viele internatio- 
nale Persönlichkeiten aus Politik, Film und Literatur teil. 

Presse und Massenmedien haben den furchtlosen, aufrech- 
ten und realistischen Künstler Güney nicht hinreichend ge- 
würdigt. 

Ich trauere um Yilmaz Güney. 
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Leserforum 

Eike Hennig: 

„Darf s ein bißchen mehr sein?“ — 
„Ja bitte, das ganze Deutschland!“ 



Vorweg (m)ein .Credo*: 

,In der Bundesrepublik gibt es vielleicht eine sozial-kulturel- 
le Revolution (ein Träger ist gegenwärtig also nicht in 
Sicht); es gibt aber keine nationale Revolution. Die nationa- 
le Frage muß in der sozialen Frage aufgehoben werden. 1 
Politisch-soziale und politisch-kulturelle Freiheit sollten als 
Leitmotive politischer Aktion gelten; ein .Programm zur na- 
tionalen und sozialen Befreiung* und eine .nationale Ein- 
heitsfront - waren bereits zu viel. ‘ 

Von dieser zugegebenermaßen weiter erklärungsbedürftigen 
Position ausgehend, kann ich die Einschränkungen, die Pe- 
ter Dudek dem Abdruck seiner Auseinandersetzung mit 
Henning Eichberg voranstellt (in: wir selbst. Dez./Jan. 
1983/84, S. 31), nur unterstreichen. Allerdings: Die Offen- 
heit von „wir selbst" im Bemühen, Lösungsvorschläge für 
die gegenwärtig zahlreichen und tiefgreifenden Krisen (wie: 
Kriegsgefahr, Umwelt, Arbeitslosigkeit, Sinnfrage, „Dritte 
Welt") zu erarbeiten und kontrovers zu diskutieren, stimmt 
sympathisch. Vor allem die deutliche Suche, lesend-arbei- 
tend Lösungstraditionen wiederzuentdecken und in der Nä- 
he zu Grünen & Friedensbewegten auf Gegenwartsfragen 
anzuwenden, veranlaßt mich zu diesem Brief. (Wohlge- 
merkt, dies ist kein Artikel; manches Argument wird des- 
halb nicht genügend abgesichert und bleibt eine .Meinungs- 
äußerung*.) 

Dieser Brief sollte so verstanden werden, daß ich das na- 
tionalrevolutionäre Bemühen von „wir selbst“ für beach- 
tenswert und somit für kritikwürdig halte. Gerade Professo- 
renäußerungen, die Ansprache von Grünen und Friedens- 
bewegten und/oder der neueste Versuch, selbst Neonazis 
auf einen .dritten Weg* zu ziehen (so verstehe ich Roland 
Wehls Bemerkungen über „Nationale Frage und Antifa- 
schismus“ in: „wir selbst“. Aug./Sept. 1984, S. 37f.), mo- 
tivieren mich zu diesem Brief. 

Die in „wir selbst“ faktisch demonstrierte Große Koalition 
der Professoren Diwald und Klönne zeigt an, daß (wofür 
auch die jüngste Professoreninflation in „Mut“ und „Nation 
Europa“ steht) die .denkende Rechte* gegenwärtig bemüht 
ist, den Marsch aus dem Ghetto von Alt-Nazis und Neo-Na- 
zismus („Legalisierung der NSDAP“) anzutreten. Die Ab- 
kehr von der „narional-freyheitlichen“ Rechten spielt dabei 
ebenfalls eine Rolle, geht es doch darum, „neue“ Themen 
(wie: Umwelt, Abrüstung/Frieden, (inter)nationale Solidari- 
tät) und neue Adressatengruppen zu erschließen (dJi. nicht 
nur instrumentell auszubeuten, was, wie die fehlgeschlagene 
Begründung der NPD zeigt, scheitert). Mit dem Einschluß 
von .Linken* bzw. von Autoren .linker Herkunft* (wie: Am- 
mon, Bahro, Klönne) spekuliert der national revolutionäre 
Diskurs, den „wir selbst“ repräsentiert, auf solche Publi- 
kumsgruppen. Schlichter: Diese Integration liefert der Zeit- 
schrift „wir selbst“ das anregende Image eines kontroversen 
Diskussionsforums. Die Attraktivität des Votums für „na- 
tionale Identität" dürfte dadurch anwachsen. Denn diesen 



kräftig ,grün* garnierten und mit dem Salz historischer 
Blickausweitungen gewürzten - Generalnenner „Nation“ 
bejahen alle Beiträger. Auch Arno Klönne hat sich bei all 
seiner Nationalismus-Kritik und bei aller kritischen Distanz 
zur Geschichte nationalrevolutionärer Ideen (vgl.: Zurück 
zur Nation?, Köln 1984) nicht direkt zum Abdruck seiner 
Beiträge in „wir selbst“ geäußert. Nachdem in „wir selbst“ 
3/1984. S. 38, eine redaktionelle Verwertungsstrategie of- 
fen vorgetragen worden ist, steht m.E. eine direkte Äuße- 
rung Arno Klönnes aus. 

Ich befürchte, daß Teile der „Grünen“ (und gemeint sind 
nicht nur die „Öko-Rechten“, von denen die SINUS-Studie 
spricht) .anfällig* sind für nationalrevolutionäre Töne. Diese 
Furcht gründet sich auf die „grüne“ Hausphilosophin Ma- 
non Maren-Grisebach (Philosophie der Grünen, München/ 
Wien 1982). Maren-Grisebach schildert die „Grünen“ als na- 
turfühlig-irrationale , Vernetzungsdogmatiker*, die mit den 
Attributen Jutetasche und Sandalen die „Sachenwelt“ ver- 
achten und die sich in einem subjektivistischen und femini- 
stischen Besinnungsritual von „sinnentleertem Leben“ ab- 
wenden: „So rücken wir zusammen in Wohngemeinschaf- 
ten, abends in kleinen Gruppen, erdhockend oder im Gras, 
sind gern still miteinander.“ - Sind das die Anfänge des von 
Eichberg beschworenen „Bundes deutscher Volksrepubli- 
ken“? 

Spaß (und Zorn!) beiseite: Ich denke, daß es unter „Grü- 
nen“ solche „geschichtsrettenden“ Gläubige gibt wie Ma- 
ren-Grisebach, die „die von Urzeiten herangeschwemmte 
Naturnähe“ in sich fühlen. Solche „Grünen“ mit Nähe zur 
Lebensphilosophie und reaktionärer Kulturkritik 3 , mit ih- 
ren .diktaturträchtig-linksgestrickten* Anklängen an Jungs 
„Herrschaft der Minderwertigen" (Spenglers „Untergang 
des Abendlandes“ soll wohl durch einen kräftigen Schluck 
aus der Flasche .Legitimität kontra Legalität* verhindert 
werden?) möchte ich den nationalrevolutionären Kritik- 
ansatz an der „Verherrlichung des Naturhaften“ (so wie sie 
mit ihrem Faible für biologistisch begründete Ungleichheit, 
für Lorenz und Eysenck für die „neue“ und „alte“ Rechte 
charakteristisch ist) fast schon zur Lektüre empfehlen. An- 
gesichts des politisch-sozialen Profils der „grünen“ Bewe- 
gung 4 darf man vermuten, daß „Grüne“ eher überdurch- 
schnittlich lesen; angesichts entsprechender Ausschlußver- 
fahren und sogar einer Kommission „Rechtsextreme Unter- 
wanderung der GRÜNEN und nahestehender Vereinigun- 
gen“ nehme ich an, daß einige „Grüne“ auch „wir selbst“ 
lesen. Warum auch nicht? Friedensbewegte ökologisten 
sind von den inhaltlichen Schwerpunktsetzungen her si- 
cherlich eine Zielgruppe von „wir selbst“. Welche .Verwir- 
rungen - aber kann eine solche Lektüre zur Folge haben? 
Kann die heterogene, eher moralisch-emotional denn ana- 
lytisch vorgetragenen Organisationen- und Institutionen- 
Kritik von „Grünen“ in die Befürwortung von „politischer 
Kultur und nationaler Identität“ einmünden? (Welche poli- 
tische Kritik ist an das nationalrevolutionäre Schlüsselwort 
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„nationale Identität“ zu richten?) Um diese Fragen wenig- 
stens annäherungsweise bearbeiten zu können (an eine Be- 
antwortung denke ich hier nicht), möchte ich das Profil der 
„Grünen“ etwas näher betrachten. Die Aufwärtsbewegung 
der „Grünen“ (als „veritable Linkspartei“, so Fromme am 
2.10.1984 in der FAZ, aus dem Nichts in den Bundestag 
und das Europaparlament, wer hätte das 1980 noch ge- 
dacht?) zeigt an, wie sehr in der Bundesrepublik die links- 
rechts-Einordnung im Fluß ist. 5 Grundlegende Probleme, 
wie Stabilisierung der Ökonomie, Schutz der Umwelt und 
des Friedens, lösen den Grundkonsens auf und verwischen 
die Grenzen im Parteiensystem und selbst im Konservatis- 
mus, wo zwischen „Macht-“ und „Wertkonservatismus“ un- 
terschieden wird (jedenfalls - wenngleich zu weitgehend - 
von Erhard Eppler und Iring Fetscher). Problemstellungen 
aber mögen .objektiv* noch so gewichtig sein - Fetscher re- 
det von „Überlcbensbedingungen“ — , aus sich selbst heraus 
bilden sie keine .klaren* politischen Frontstellungen und 
kein .problemadäquates* Bewußtsein. Die „Grünen“ sind 
der augenscheinlichste Ausdruck einer an sich in der Bun- 
desrepublik aufkommenden wertorientierten Polarisierung. 
Dieser Protest an sich tendiert zu einer zwischen „rechts“ 
und „links“ oszillierenden populistischen Haltung des Rück- 
zugs auf .kleine Leute 1 , .kleine Gruppen 1 , .kleine Regionen* 
und .einfache Strukturen*. Einen Beleg liefert eine haus- 
haltsrepräsentative Meinungsbefragung vom Februar/Mai 
1982 (Allbus. ZA Nr. 1 160). derzufolge 67,4 % der Befrag- 
ten (n = 2 991) dem Statement zustimmen: „Die meisten 
Politiker interessieren sich in Wirklichkeit gar nicht für die 
Probleme der einfachen Leute.“ (24,4 % sind anderer Mei- 
nung; 8,2 % haben nicht geantwortet oder keine Meinung.) 
Demzufolge sieht nahezu jeder Zweite einen Konflikt zwi- 
schen Politikern und kleinen Leuten als gegeben an. nur je- 
der Zehnte sieht hier gar keinen Konflikt. Mehr aber beja- 
hen die klassischen Konflikte von Kapital und Arbeit. Ar- 
beitgebern und Arbeitnehmern oder Arm und Reich, wäh- 
rend der ebenfalls traditionelle Kulturkampf zwischen Staat 
und Kirche, ebenso wie der dominante Privatkonflikt von 
Mann und Frau nur für jeden Fünften eine Rolle spielt. Der 
Generationenkonfiikt wird vergleichsweise ebenso stark be- 
jahr wie abgelehnt, obwohl nur 6,6 % der Ansicht sind, daß 
es diesen Konflikt gar nicht gebe. (Daß 3 von 4 Befragten 
einen rechts-links-Konflikt sehen, besagt nichts, weil bei der 
Frage beiden Begriffen keine Inhalte zugeordnet worden 
sind. Die hohe Zustimmung - ebenso wie die nahezu voll- 
ständige Einordnung der Befragten auf einer links-rechts- 
Skala zeigt nur an. daß die Richtungsbegriffe als solche 
immer noch sehr geläufig und weitverbreitet sind.) 



Interessenkonflikte in der Bundesrepublik ( 1982) 6 : 
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zwischen Links und Rechts 


75.8 


16,2 


zwischen Kapitalisten und 
Arbeiterklasse 


64,8 


23.2 


zwischen Arm und Reich 


62,7 


33,1 


zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern 


61,8 


33,2 


zwischen Jung und Alt 


51,6 


45,6 


zwischen Politikern und 
einfachen Bürgern 


48,8 


44,3 


zwischen Kirche und Staat 


21,5 


71,7 


zwischen Männern und Frauen 


21.9 


73.3 



Zusammen mit der offensichtlich anwachsenden Tendenz, 
sich an Wahlen nicht zu beteiligen (ob das schon heißt, dem 
derzeitigen politischen und Parteien-System wird die Betei- 
ligung verweigert, das ist noch unklar 7 ), mögen diese Daten 
andeuten, daß gegenwärtig in der Bundesrepublik neue poli- 
tische Frontstellungen durchscheinen (auch wenn 1982 mit 
50,4 % die meisten Befragten noch flir das autoritäre Haupt- 
ziel „Ruhe und Ordnung“ plädieren). Als populistische In- 
dikatoren können die abnehmende Wahlbeteiligung 
(= Skepsis gegenüber etablierten Parteien, großen Organisa- 
tionen und abstrakt-institutionellen Politikprozessen), der 
Glaube an das Desinteresse gegenüber Interessen und Äng- 
sten kleiner Leute und der anti-institutionelle Affekt gelten. 
Letzterer verbindet diese Protesthaltung ebenso wie die 
Skepsis gegenüber Repräsentativorganen und verselbständig- 
ten Großorganisationen und -apparaten mit wertorientier- 
ten post-materiellen Fragestellungen. Inglehart (Anm. 5, S. 
164) schätzt die Größenordnung des post-materiellen La- 
gers 1982 auf 12 % der Bevölkerung, wobei aber entschei- 
dend ist, daß der Anteil der reinen Materialisten (1970 = 
43 %, 1982 = 34 %) schneller abnimmt, als der Post-Mate- 
rialismus zunimmt (1970 = 1 0 %, 1982 = 12 %). Post-ma- 
terielle Fragestellungen (Umwelt, „Uberwachungsstaat“/ 
„Neue Medien“, Frieden, Intemationalismus/Entwicklungs- 
hilfe) vertreten insbesondere die „Grünen**. Die „Grünen“ 
verdoppeln die unklaren politischen Frontstellungen bzw. 
die diffuse Aufbruchshaltung zu neuen politischen Einstel- 
lungen und Verhaltensweisen dergestalt, daß sie die Inter- 
essen- und Klassengebundenheit dieser Wertorientierungen 
nicht zum Ausgangs- und Ansatzpunkt des politischen Pro- 
zesses machen, daß sie vielmehr stärker an den subjektiven 
Befindlichkeiten gegenüber post-materiellen Themenstellun- 
gen, am „Lebensgefühl der Grünen“ (Maren-Grisebach) an- 
knüpfen und in entsprechenden Widersprüchen steckenblei- 
ben. Zwar öffnet dies die „Grünen“ für die eher traditionell 
an „Blut und Boden*'-Idcologemen orientierte „Öko-Rech- 
te“ (SINUS-Studie) sowie auch für einen Teil des zwischen 
„links“ und „rechts“ schwankenden populistischen Pro- 
testpublikums, dennoch kann dieser Verzicht auf Politik- 
analyse auch das mögliche Einfallstor einer nationalisti- 
schen .Dritte-Wcg-Ilaltung‘, zwischen den .Supermächten* 
und zwischen .Kapitalismus* und .realem Sozialismus*, also 
eines Votums für eine „dritte Universal theorie“ der „neuen 
Demokratie“ (M. al-Kadhafi) sein (wobei wegen der über- 
großen Bedeutung der Legitimität angesichts der drängen- 
den Überlcbensfragen am Rand der „Grünen“ auch Konzep- 
te einer ..Ökodiktatur“ - W. Harich - vorgetragen werden). 
„Nationale Identität" kann als Schlüsselwort auch auf „Grü- 
ne“ ausstrahlen: wenig überzeugend verlautbart die Kom- 
mission zur Klärung rechtsextremer „Unterwanderung“ von 
„Grünen“ in der Broschüre „Rechte Grüne?“ (Stuttgart 
1982, S. 7): „Mit diesem Kuddelmuddel rechts- und links- 
liberaler Ideologie umzugehen, ist schwierig ...“ Derartige 
Unklarheit ergibt sich — wie ich meine — aus dem objekti- 
ven Profil der „Grünen“, die sich 1980 zunehmend stärker 
selbst rekrutieren, und die somit eine in sich geschlossene 
Stammwählerschaft herausbilden (was allerdings auch die 
negativen Komponenten der von Maren-Grisebach beschrie- 
benen diffus-erdhockenden Zusammenballung von Unzu- 
friedenheit und eines emotionalen Schulterschlusses für 
„Frieden“ und „Natur“ potenzieren dürfte). „Grüne“ sind 
junge Heranwachsende mit (formal) hohem Bildungsniveau, 
vielfach befinden sie sich als Schüler oder Studenten noch 
in Ausbildung (ein Status, der der kritischen Entdeckung 
des .Realitätsgesetzes* nicht forderlich ist); „Grüne“ sind 
vor allem unzufrieden und .betroffen*; ihre Haltung ist we- 
niger programmatisch-politisch, sondern mehr anti-institu- 
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tionell und reserviert gegenüber Organisationen; .Bewegung 1 
ist an sich gegenüber den festgefahrenen Politikstrukturen 
und Parteien schon Trumpf. Das Bild ,der‘ „Grünen“ ist das 
einer vielfältigen Protestbewegung ohne eine analytisch ab- 
geklärte programmatische organisatorische Ausformung. 
Dieses Erscheinungsbild stimmt skeptisch. Zusammen mit 
der auch unter .Linken' wachsenden Tendenz, wieder die 
.nationale Frage' zu stellen, fordert diese Einschätzung zur 
Kritik der nationalrevolutionären Positionen und Begriffe 
heraus. 

Wenn von Neo-Nationalismus (egal welcher Couleur) die 
Rede ist, dann muß eine neo-konservative Maxime milbe- 
dacht werden. G. Rohrmoser formulierte sie 1978 schon an- 
läßlich einer Faschismustagung, die Bossle in Würzburg ver- 
anstaltete (auf der u.a. auch F.J. Strauß redete); „die ent- 
scheidende Schicksalsfrage für die Freiheit in diesem Lande 
wird sein, daß die Auseinandersetzung im Faschismus als 
Schimpfvokabel aus dem Verkehr gezogen wird.*' 8 Dies ist 
der radikale Angriff auf die nicht-nazistischen Tabus der 
Nachkriegszeit. Und: wer vom Nationalismus ohne Kritik 
seiner Eigendynamik (zumal in deutscher Politiktradition) 
redet, der beteiligt sich (wissentlich oder unwissentlich) am 
intellektuellen Kampf gegen die nicht-nationalsozialistische 
Hegemonie, der partizipiert an einem .agcnda-sctting'-Pro- 
zeß, der den Nationalsozialismus in ein .normales' Politi- 
kum - gewissermaßen: u.a. - verwandelt. Die Qualität 
einer politischen Scheidemünze schwindet, so daß den 
Grenzlinien zwischen Konservatismus, (.linkem' wie .rech- 
tem 1 ) Autoritarismus und Nationalismus keine politisch- 
kulturelle und -moralische Trennkraft mehr anhaftet. 9 Be- 
sonders Möhlers zeitgeschichtliche Arbeiten verleihen die- 
ser .Normalisierung des Faschismus 1 Ausdruck 10 (was m.E. 
aber auch für Beiträge von Diwald und Willms gilt). Das 
z.B. von Adorno immer wieder als Bezugspunkt aller politi- 
schen Strategien nach 1945 beschworene Auschwitz als die 
Kernkonsequenz des deutschen Faschismus an der Macht 
verblaßt und verliert seine prägende Kraft; die Hegemonie 
des Beziehens auf eine Politik .nach Auschwitz 1 ist durch- 
brochen. nicht nur durch die neonazistische Agitation gegen 
die „Auschwitzlüge“, durch den historischen Revisionismus 
besonders von David Irving und David Hoggan. sondern 
auch durch konservative Hinweise auf das Ende der Nach- 
kriegszeit (z.B. Erhard. Strauß. Dregger) oder auf den Auf- 
stieg einer jüngeren Generation, die glaubt, die .schlechte' 
Geschichte abstreifen zu können (Kohl). 

Unter diesen Umständen erscheint mir die Kritik des Schlüs- 
selwortes „nationale Identität“ geboten. Die Kritik einer 
neuerlichen „nationalen Einheitsfront“ ist notwendig und 
muß an die wenigen Nationalrevolutionäre, vor allem aber 
an viele „Grüne“ und Friedensbewegte gerichtet werden. Es 
stimmt bedenklich (und veranschaulicht Instrumentalisie- 
nmg und Eigendynamik .des' Nationalismus), wenn ameri- 
kanische Neokonservative (wie N. Pohoretz, I. Krislol) ihre 
„Bewegung“ eigentlich als „Neo-Nationalismus“ begreifen 
möchten. In der Bundesrepublik insbesondere muß es hell- 
hörig machen, daß nationale Töne (um Strauß und Dreg- 
ger) vom Schlage eines .Wir sind wieder wer! 1 bzw. eines 
Hinweises auf den Widerspruch vom .Wirtschaftsriesen 1 und 
.Politikzwerg 1 mit dem Ende der Nachkriegszeit und mit der 
Warnung vor dem von .Linken 1 praktizierten ideologischen 
Mißbrauch der Nazi-Zeit verbunden werden. Solche natio- 
nalen Töne läuten ein, daß die .Last der Vergangenheit 1 ab- 
gelegt wird, daß die Tabus einer besonderen Verpflichtung 
angesichts des Nationalsozialismus abbröckeln. Auch der 
Aufstieg jugendgeprägter neonazistischer Kleingruppen 
zeigt auf seine Art, daß die Wirkung der nicht-faschistischen 



Grundeinstimmung von 1945ff. rapid nachläßt. Gründe ge- 
nug, um solche .links'-klingenden Einfallstore für eine in 
der Realität eher alldeutsch-westliche als „entkolonialisie- 
rend“-souveränitätsstiftende Politik durch Schlagworte wie 
„Abkopplung von den Supermächten“ oder „politische 
Kultur und nationale Identität in Deutschland“ entschieden 
zurückzuweisen. 

Politische Schlüssel worte (und als solches setzen National- 
revolutionäre den Begriff „nationale Identität" ein) haben 
ihr Eigengewicht. Sie können sich von iltren Propagandisten 
absetzen; insbesondere dann, wenn sie Bestandteil des herr- 
schenden Politik- und Geschichtsverständnisses werden, 
streifen sie die wohlmeinenden Intentionen ihrer Autoren 
ab. Gegenüber alt-rechten und konservativen Aufladungen 
und Konnotationen des Nationalbegriffes erscheint mir die 
reale Definitionsmacht von Nationalrevolutionären ver- 
gleichsweise minimal. Die fatale Funktion, das Schlüssel- 
wort „nationale Identität“ zu propagieren, könnte darin 
bestehen, daß nationalrevolutionäre Argumente die Hege- 
monie eines tendenziell nationalistisch besetzten Nationen- 
begriffs dadurch erleichtern, daß sie gegen ihren erklärten 
Willen zur Erosion der „Linken“, vor allem aber der „Grü- 
nen“ beitragen. 

Die von der Redaktion mit viel Sympathie zur Diskussion 
gestellten Thesen Henning Eichbergs (in: „wir selbst“, 
Mai/Juni 1983, S. 24-26) propagieren „voikliche Befrei- 
ung" und „volklichcn Nationalismus“ als Mittel gegen „Ent- 
fremdung“. für „Identität“ in „kleineren Einheiten“. Ohne 
auch nur einen Blick aul weltpolitische Machtfragen und in- 
nergcsellschaftliche Herrschaftsverhältnisse zu werfen 
(schon ein einziger Seitenblick würde es verbieten, „Ent- 
fremdung“ nur kulturell zu begreifen, „Entkolonialisie- 
rung“ und „kleinere Einheiten“ ohne eine politisch-ökono- 
mische Analyse schlicht als Allheilmittel gegen „Industria- 
lismus“, „Faschismus“, „Großreiche“ bzw. „Supermächte“ 
einzuführen), entwirft Eichberg die Groteske eines „Bundes 
deutscher Volksrepubliken“. In der lächerlichen Aufzäh- 
lung („unabhängiges Friesland“, „sozialistisches Sachsen“. 
„Republik Tirol“ u.a.m.) fehlt .natürlich' jeder Hinweis, 
welche „kleinere Einheit“ die Rolle der .Ordnungszelle 1 
übernimmt. 

Ein ganzes „wir selbst“-Hcft (Dez./Jan. 1983/84) ist Eich- 
bergs Zauberformel: „Die deutsche Frage als Entkoloniali- 
sierung“ gewidmet, ohne aber weiter aufklären zu können. 
Der Glaube an eine zweite Bandung-Konferenz, an der 
„Deutschland“ (welches?) teilnehmen möge, klärt die Pro- 
bleme ebensowenig, wie „Libyen mit seinem bcduinischen 
Sozialismus“ als „Zeichen" zur Bewältigung bundesrepubli- 
kanischer Probleme taugt. „Blockfrei und nationalrevolutio- 
när“ möchte Eichberg die Welt, ohne aber jenseits seiner 
kulturkritischen Sprachhülsen sagen zu können, was das 
heißt, und wie es dazu kommen soll. 

Bei aller Belesenheit versagt „wir selbst“ an diesem Punkt 
demjenigen Leser, der nicht schon gläubiger Nationalrevo- 
lutionär ist, eine Erklärung oder ein analytisches Diskus- 
sionsangebot. Es ist kein analytischer Diskurs, sondern eine 
Glaubensfrage (und damit eine intellektuelle Zumutung), 
wenn z.B. H. Diwald (mehrfacher Autor in eher alt-rechten 
Zeitschriften) Völker ..zweifellos" als Individualitäten be- 
greift und für Völker wie Individuen Identität schlicht als 
„selbstverständliches Bemühen“ um Einheit und Einklang 
mit sich selbst herstellt (in: „wir selbst". 1/1984, S. 14. 
19). An der Klärung dieser vermeintlichen Selbstverständ- 
lichkeiten. mit denen tatsäcltlich aber ganze Forschungs- 
programme ubergangen werden, scheint „wir selbst" nicht 
interessiert, ebenso wie die Gefahren nationaler Politiktöne 
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für die Bundesrepublik heruntergespielt werden. Mir 
scheint, beide Aussparungen sind charakteristisch für die na- 
tionalrevolutionären Positionen und Begriffe im Kampf ge- 
gen die „Unmoralität des deutschen Teilungszustands“, 
gegen BRD und DDR als „Musterschüler der imperialisti- 
schen Blockführungsmächte“, gegen die „Blockkonfronta- 
tion der raketenstarrenden Supermächte“ und schließlich 
gegen den drohenden „atomaren Holocaust“ (um die Nega- 
tivbezugspunkte aus dem Editorial zu „wir selbst“, Dez./ 
Jan. 1983/84, S. 3, zu zitieren). 

Die Ausklammerung der Frage nach der nationalistischen 
Verwertbarkeit des (aus der Sicht sozialwissenschaftlicher 
Analyse) plakativ eingeführten Schlüsselworts „nationale 
Identität“ entwertet objektiv letztlich die nationalrevolu- 
tionäre Absichtserklärung, sich daran zu beteiligen, „daß 
reaktionäre Kräfte (erwähnt werden aber nur Neo-Nazis, 
DKP und KB!; E.H.) nicht weiterhin mit Lügen. Pseudo- Al- 
ternativen und Schein-Perspektiven junge Menschen ködern 
und für ihre negativen Ziele einspannen können" (so Werner 
Olles in: „wir selbst“, 3/1984, S. 47).— Es besteht für mich 
kein Zweifel, daß diese Positionserklärung ernst gemeint ist, 
objektiv wird sie sich aber - wie angedeutet werden sollte 
- angesichts der analytischen Ausblendungcn und der pro- 
blematischen Situation bei der Suche nach einer alternati- 
ven Politik in der Bundesrepublik nicht verwirklichen las- 
sen. 

Angesichts dieser Ausblendungen und angesichts der natio- 
nal belassenen .nationalen Frage* (also: des Nichtvollzugs 
der .sozialen* Aufhebung dieser Frage) kann ich es mir nicht 
verkneifen, im Schlüsselwort „nationale Identität“ auch die 
Möglichkeit einer national-sozialistischen Verkürzung von 
Menschen- und Bürgerrechten mitschwingen zu hören. 11 
Dies bedarf ganz sicher weiterer Klärung. 



Anmerkungen 

* Bemerkenswert sind noch immer Otto Bauers Arbeiten 
wie: Nationalitätenfrage und Sozialdemokratie. 1907, 
und: Nationaler Kampf oder Klassenkampf?. 1911. bei- 
de abgedr. in: Otto Bauer, Werkausgabe, Bd. 1, Wien 
1975; vgl.a. Hans-Ulrich Wehler. Sozialdemokratie und 
Nationalstaat, Göttingen 1971. 

“ Als „nationale Einheitsfront” bezeichnete sich die 
NSDAP (RT-Plakat 1 932/1).— Ein „Programm zur na- 
tionalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes“ 
hatte die KPD am 24.8.1930 verabschiedet; zu erwähnen 
sind ferner das KPD-Bauernhilfsprogramm („ein histori- 
sches Dokument im Dienst der Volksrevolution“!) vom 
22.5.1931 und der Aufruf „Gegen die Tributsklaverei 
des deutschen Volkes. Gegen Versailles und Young / Für 
die soziale und nationale Befreiung durch die Diktatur 
des Proletariats" vom 12.3.1932. Vom Materialreichtum 
vgl. dazu Lothar Berthold, Das Programm der KPD zur 
nationalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes 
vom August 1930. Berlin 1956; zum O-Ton vgl. z.B. 
Emst Thälmann, Volksrevolution über Deutschland, 
Berlin 1931 ; Kamt)!' um die Scholle. Das Bauernhilfspro- 
gramm der KPD, Berlin 1931.- Jedenfalls: dieser .Natio- 
nalbolschewismus* hat der „nationalen Einheitsfront“ 
nicht den Rang abgelaufen; offensichtlich galt die Ma- 
xime: wenn schon .Deutschland', dann aber kein „Rate- 
Deutschland“. das noch im Dezember 1933 gefordert 
wird (vgl. Wilhelm Pieck, Wir kämpfen für eine Räte- 
deutschland, Moskau- Leningrad 1934). 

^ Weiterführende Hinweise und Kontroversen Finden sich 
in folgenden Aufsätzen: Johann Baptist Müller, „Konver- 
genz und Distanz zwischen New Conservatism und Nou- 
veile Droitc“, in: Politische Vierteljahresschrift (PVS), 



22 (1981 ). S. 69-90: Thomas Kluge. „Noch ein Unter- 
gang des Abendlandes?“, in: PVS. 24 (1983). S. 428- 
445; dazu die Repliken von Otto Ullrich ebd., S. 445— 
449, und Kurt Lenk in: PVS, 25 (1984), S. 120-125; 
vgl.a. Jürgen Habermas, „Neoconservative Culture Criti- 
cism in the United States and West Gennany: An Intel- 
lect Movement m Two Political Cultures“, in: Telos, No. 
56, Summer 1983, S. 75-89; John McMurtry, „Fascism 
and Neo-Conservatism - is there a Difference?“, in: Pra- 
xis International, 4 (1984), S. 86-102; vgl. in einem 
weiteren Sinn auch Wolf Schäfer (Hg.), Neue soziale Be- 
wegungen: Konservativer Aufbruch im bunten Gewand?, 
Frankfurt/M. 1983; Iring Fctscher (Hg.), Neokonservati- 
ve und Neue Rechte. München 1983; Eike Hcnnig, Ri- 
chard Saage (Hgg.), Konservatismus — eine Gefahr für 
die Freiheit?, Mümchen 1983. 

^ Vgl. z.B. den Datenüberblick durch Hans-Joachim Veen, 
„Wer wählt grün?“, in: Aus Politik und Zeitgeschichte. 
Beilage zur Wochenzeitung „Das Parlament“, B 35-36/ 
84 v. 1.9.1984. S. 3-17. 

5 Vgl. die Kontroverse über den Gehalt der politischen 
Richtungsbegriffe „links" und „rechts“ in: PVS, 22 
1981). S. 398-414: PVS. 23 (1982), S. 214-224, 
39—345, mit Beiträgen u.a. von joachim Raschke und 
Hans-Dieter Klingemann. Vgl.a. den Überblick über die 
„Postmaterialismusdiskussion“ durch Ferdinand Müller- 
Rommel in: PVS, 24 ( 1983), S. 218-228; vgl. ebd. (S. 
139-165) Ronald lnglehart, „Traditionelle politische 
Trennungslinien und uie Entwicklung der neuen Politik 
in westlichen Gesellschaften“. 

^ Quelle: Zcntralarchiv für empirische Sozialforschung, 
Univ. zu Köln, Allbus 1982, ZA-Nr. 1 160. S. 63-69. Die 
Befragung fand Anfang 1982 statt; die vollständige Frage 
lautete: „Es wird oft gesagt, daß es lnteressenkonfliktc 
zwischen verschiedenen Gruppen in der Bundesrepublik 
gibt, zum Beispiel zwischen politischen Gruppen, zwi- 
schen Männern und Frauen usw. Die Konflikte sind aber 
nicht alle gleich stark. Ich will Ihnen nur einige solcher 
Gruppen nennen. Sagen Sie mir bitte, ob diese Konflikte 
Ihrer Meinung nach sehr stark, ziemlich stark, eher 
schwach sind, oder ob es da gar keine Konflikte gibt.'* 
(S. 63) 

7 Bemerkenswert ist, daß die Kommunalwahl in NRW 
ebenso wie die Europa-Wahl zeigen, daß diese geringe 
Wahlbeteiligung mit hohen Erfolgen der „Grünen“ cin- 
hergeht. Die Nicht-Wähler-.Partei* rekrutiert sich so eher 
aus dem Parteienestablishment und illustriert so eine 
wachsende populistische Einstellung. 

^ Sozialwissenschaftliche Kritik am Begriff und an der Er- 
scheinungsweise des Faschismus, Würzburg 1979, S. 33. 

^ Vgl. meien Beitrag in dem Sammelband: Konservatismus 
- eine Gefahr für die Freiheit?, a.a.O. (Anm. 3). 

’^Vgl. zuletzt Möhlers Leserbrief in: FAZ Nr. 164 v. 
2 7?7.1984. S. 6; u.a. plädiert Möhler für eine „vorurteils- 
freie (...) Forschung* 1 , die die „deutschen Untaten (...) 
auf ihr historisches Maß“ zurückführt und die sie mit den 
„Untaten der anderen“ vergleicht. Ferner: „Der Streit 
um die Fehler von gestern trübt den Blick für die Gefah- 
ren von heute.“ 

1 1 Zur Erinnerung: Es war die Rede von „Hitler ist 
Deutschland!“, und es tönte der Aufruf: „Für ein neues, 
stolzes, starkes, glückliches Deutschland! Es lebe die Na- 
tion! Es lebe unser Führer Adolf Hitler!“- Small is 
beautifül. Deshalb zwei Lokalstudien als Quellennach- 
weis: Albert Großhans, Das nationalsozialistische Re- 
gime und seine Auswirkungen auf Heilbronn, Heilbronn 
1982. S. 48; Neumünster im Zeichen des Hakenkreuzes, 
Neumünster 1983, S. 70. 
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Henning Eichberg 

Wie groß ist die Definitionsmacht der anderen? 



SoU die Linke über die nationale Identität nachdenken? - 
Dagegen gibt es einen beherrschenden Einwand, den Eike 
Hennigs Nicht-Artikel in erfreulicher Deutlichkeit zum 
Ausdruck bringt. Beherrschend nenne ich den Einwand, 
weil fast alle Diskutanten von Richard Stöss über Peter Du- 
dek und Hans-Gerd Jaschke bis zu Amo Klönne ihm folgen. 

Der Einwand besagt (so Eike Hennig): Der linke (oder na- 
tionalrevolutionäre) Diskurs über die nationale Identität 
wäre inhaltlich vielversprechend, eigentlich notwendig. 
Aber bei genauerer Betrachtung des gesellschaftlichen Kon- 
texts dürfen wir uns nicht auf ihn einlassen. Denn: Politi- 
sche Schlüsselbegriffe haben ihr Eigengewicht. Sie werden 
real vom herrschenden Politikverständnis definiert. Die al- 
ternativen Definitionsversuche sind dagegen hilflos. Gegen 
üiren Willen und unabhängig von ihren Inhalten tragen sie 
zur Stärkung herrschender Politik bei. 

Daraus folgt mit zwingender Logik: auf inhaltliche Einwän- 
de zu verzichten. (Nebenbei werden sie allerdings zumeist 
dann doch versucht.) Das Inhaltliche unterliegt stattdessen 
dem Funktionellen, Strategischen. 

Aus dem Diskurs über die deutsche Identität, über die deut- 
sche Kolonisierung und Selbstkolonisierung, über die Spal- 
tung der deutschen Arbeiterklasse entlang einer Zonengren- 
ze des Kalten Kriegs etc. wird damit etwas anderes: ein Dis- 
kurs über den Bürgerblock und dessen Strategien, über 
Franz Josef Strauß, über die Sozialdemokratie von 1914 
etc. 

Die Logik stimmt. Nur verfährt die Linke selbst nicht da- 
nach. Zu unser aller Glück. 

Zum Beispiel gilt dieselbe Logik selbstverständlich auch für 
die soziale Frage, auf die Eike Hennig die nationale Frage 
verschieben möchte. Wenn das herrschende Politikverständ- 
nis durchgehend dominiert, wie können wir dann noch von 
Sozialismus sprechen? „Sozialismus“ - das ist doch „be- 
setzt“ durch den National-„Sozialismus“ (so sagen etwa 
Strauß und Stoiber). „Sozialismus“ ist besetzt durch den 
Stalinismus als ein seit einem halben Jahrhundert erprob- 
tes weltweites Muster der Fremd- und Selbstunterwerfung. 
„Sozialismus“ - als „demokratischer“ - ist ferner definiert 
durch eine konservative Sozialdemokratie, die sich durch 
Atomfabriken, durch den Berufsverbotestaat und durch 
NATO-Raketen markiert hat. „Sozialismus“ ist gemäß herr- 
schender Definitionsmacht die fatale Geschichte von einer 
Volksbewegung über die preußische Sozialdemokratie hin 
zur letzten Reserve des produktivistischen Arbeitsstaates 
(in der Epoche der Arbeitslosigkeit). 

Zum Glück, zu unser aller Glück, fügt sich die Linke dieser 
herrschenden Definitionsmacht nicht. Denn die Geschichte 
ist zugleich etwas anderes. Sie ist zugleich das Archaische, 
Subversive und Genossenschaftliche gegen die Zwänge des 
„Staatssozialismus“. Vom Sozialismus darf daher, ja, soll 
und muß gesprochen werden. 

Das hat weitere geschichtsphilosopiiische Konsequenzen. 
Die herrschende Definitionsmacht ist nämlich, wie die herr- 
schende Macht überhaupt, nur die eine Seite (und trotz der 
Inspiration meiner eigenen Arbeit durch Michel Foucaults 
Mikrophysik der Macht muß ich eben unterstreichen: nur 
die eine Seite). Die andere ist, daß die Geschichte dennoch 
Bewegung und Veränderung ist, dennoch Aufruhr und Sub- 
version. Geschichte ist immer auch die Geschichte des An- 
deren, der ganz anderen Möglichkeiten. 



Ohne das Vertrauen in dieses andere - in das „Volk“, lie- 
ber Eike Hennig — ist die Linke ebenso aufgeschmissen wie 
jedes andere politische Denken oder Handeln gegen den 
Strich. 

Machen wir uns doch nichts vor: Vereinnahmbar - gegen 
unsere Inhalte - sind unsere Begriffe doch alle. Verein- 
nahmbar ist die Naturromantik (durch den Tourismus), 
aber eben auch die Kritik der Naturfuhligkcit (die heute ge- 
gen die Grünen gewandt wird und in der sich diejenigen wie- 
dererkennen, die gegenwärtig die Wälder hinrichten). Ver- 
einnahmbar ist der Populismus (soeben durch Reagan), aber 
doch auch die Populismuskritik (durch die, die lieber ohne 
das Volk, populus, auskommen wollen). Vereinnahmbar ist 
der Regionalismus (durch konservative Kirchturmpolitiker), 
aber gerade auch der Anti-Regionalismus (z.B. durch das 
herrschende zentralistische Politikverständnis, dem die Vor- 
stellung als „grotesk“ erscheint, die Franken oder Friesen 
könnten sich selbst regieren). Vereinnahmbar, definierbar 
und umdefinierbar unabhängig von den konkreten In- 
halten ist alles. Das war die Tragik vorheriger Generatio- 
nen, und das wird auch die Tragik unserer Generation sein. 

Und dennoch handeln wir - auch durch Nicht-Handeln, 
auch durch die Tabuisierung von Diskursen. Und dennoch 
verfährt auch die Linke, zu unser aller Glück, nicht nur 
nach dem Vermeidungsprinzip, sondern äußert sich in akti- 
ven Diskursen. (Darum braucht man ja den Überwachungs- 
staat gegen sie.) Nur an einzelnen Stellen, so beim Gespräch 
über die nationale Identität, reagieren Teile der Linken mit 
Angst. 

Die Angst vor der Definitionsmacht des herrschenden Poli- 
tikverständnisses ist, wie gesagt, verständlich. Aber ihr nach- 
zugeben. würde bedeuten, die herrschende Definitions- 
macht nun erst richtig effektiv abzusichern, auf den alterna- 
tiven Diskurs also zu verzichten. 

Und. genau besehen, steckst Du, Eike Hennig, nicht selbst 
schon mitten drin im Diskurs? 

WIR SELBST - QUO VADIS ? 

Offener Brief an die Redaktion von "wir selbst” 

Liebe Freunde. 

man braucht mit Euch keineswegs immer einer Meinung zu 
sein, um Eure Zeitschrift als eine markante und beachtens- 
werte Stimme innerhalb des nonkonformistischen Blätter- 
waldes zu schätzen. In den nunmehr fünf Jahren Eures Er- 
scheinens wart Ihr Forum für zahlreiche fundierte und an- 
regende Beiträge, habt Ihr die Diskussion um die nationale 
Frage und die Identität der Deutschen an exponierter 
Stelle mitgeprägt und mit Henning Eichberg, Stefan Fa- 
dinger, Werner Olles, Herbert Ammon und vielen anderen 
einer ganzen Reihe unbequemer, aber gerade darum lesens- 
werter Autoren Raum gegeben. Umso erstaunlicher waren 
nun für mich und gewiß auch nicht wenige andere Leser 
verschiedene Passagen in der Nr. 3/84 der WIR SELBST. 

So wird bereits im Editorial in unkritischer Weise auf das 
doch recht umstrittene Theoriengebäude von Klaus Thewe- 
leits „Männerphantasien” Bezug genommen und gegen 
„pessimistischen Irrationalismus” und „die Verherrlichung 
des Naturhaften” in einer Art vom Leder gezogen, daß 
Altvater Adorno seine helle Freude daran gehabt hätte. 
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Untersuchen wir zunächst einmal das in diesem Zusammen- 
hang von Euch angeführte Bild der „festgefügt marschieren- 
den SA-Kolonnen”: marschierte denn seiner Zeit nur die 
SA? Marschierte nicht auch der „Rote Frontkämpfer- 
Bund"? Doch bei dieser Gegenüberstellung stehen zu blei- 
ben hieße, auf die Leimrute der neuerdings regierungs- 
amtlich wieder aufgewärmten Totalitarismus-Theorie 
(„Rechts gleich Links gleich Feinde der Demokratie”) zu 
gehen, denn es marschierten auch noch andere: das 
„Reichsbanner Schwarz- Rot-Gold” der SPD zum Beispiel 
oder der „Jungdeutsche Orden” (dessen Führer zeitweise 
gemeinsam mit dem späteren Bundespräsidenten Theodor 
fleuß zu den Repräsentanten der „Deutschen Staatspartei” 
gehörten). Aber auch das sagt noch nicht alles, denn man 
könnte auf die Idee kommen, es hier mit einem spezifisch 
deutschen Problem zu tun zu haben, mit einem Ausdruck 
allgemeiner teutonischer Marschierfreudigkeit, eben des 
Militarismus der Deutschen. Doch auch in Moskau wurde 
marschiert, die Aufmärsche der französischen Kommuni- 
sten glichen denen der deutschen und russischen aufs Haar, 
in Italien marschierten die Schwarz-, in Spanien und Irland 
die Blauhemden, in der Schweiz die „Frontisten”, usw. 
Marschiert, in „festgefügten Kolonnen“, wurde in ganz 
Europa und zwar keinesfalls nur in den Ländern, die durch 
die Teilnahme am Ersten Weltkrieg eine „Schützengräben- 
generation" hatten, sondern auch in jenen, die 1914- 1918 
neutral waren: der paramilitärische Kampfverband war eine 
gesamteuropäische und ideologienubergreifende Erschei- 
nung der Zeit von 1918 - 1945, was sich mithin weder aus 
..Männerphantasien”, noch aus „Totalitarismus”, noch gar 
aus „deutschem Kommiß-Denken” erklären läßt. 

Woraus denn’ Der Grund, die Ursache liegt in den sozialen 
Umbrüchen und Verwerfungen, die Europa in jener Zeit 
und vor allem im Gefolge der Weltwirtschaftskrise von 1929 
erfassten und die zur militanten Formierung der unter- 
schiedlichen. aufeinanderprallenden sozialen Interessen 
führten. Die Klasseninteressen (keine Angst vor diesem in 
jüngster Zeit etwas aus der Mode gedrängten Wort!) der 
Herrschenden, des kapitalistischen Bürgertums, wurden 
dabei von den Faschisten vertreten, daß dabei auch an 
reale Entwurzelung und Haltlosigkeit angeknüpft werden 
konnte, sei durchaus unbestritten. 

In rein psychologisierendcr Weise (und mit erhobenem Zei- 
gefinger) aber eine allgemeine Marschierlust der Deutschen 
zu konstatieren und dabei von den sozialen Hintergründen 
zu abstrahieren, zeigt gerade den Faschismus nicht als das, 
was er tatsächlich, aller nationalen Besonderheiten (Anti- 
semitismus, Rassenideologie, usw.) entkleidet, im Kern ist: 
eine unter mehreren Herrschaftsformen der bürgerlichen 
Klasse, wenngleich auch die brutalste dieser Formen. 
Das psyehologisierende Anknüpfen an Theweleit führt zu 
einer Dämonisierung des Phänomens „Faschismus“, die von 
seinem sozioökonomischen Hintergrund ablenkt und ge- 
rade dadurch neuen, subtileren Formen faschistischer 
Herrschaft ungewollt Tür und Tor öffnet - wer vom Ka- 
pitalismus nicht reden will, soll vom Faschismus schweigen. 

Faschismus dann auch noch mit „Naturhaftem” und 
„Irrationalismus” zu assoziieren verkennt völlig, daß 
faschistische Herrschaft nur in der Phrase auf „Natur”, 
in der Realität aber auf Entfesselung von Technik und 
Industrialismus setzte ( die 12 Jahre von 1933 bis 1945 
brachten Deutschland einen gewaltigen Modernisierungs- 
schub und die keinesfalls nur kriegsbedingte umfassende 
Zerstörung überlieferter sozialer und kultureller Struk- 
turen). daß sie zwar an „irrationale” Bedürfnisse appel- 
liert, aber zugleich die rationalste, kälteste, inhumanste 



und in Krisenzeiten gerade deswegen effektivste Form bür- 
gerlicher Herrschaft ist. 

Schließlich fordert das Verhältnis von Faschismus und 
Wandervogel bzw. hündischer Jugend tatsächlich zum 
Differenzieren heraus, das entgegen Eurer Meinung keines- 
falls „krankhaft" ist, sondern gerade in die neuere histori- 
sche Literatur zu diesem Thema immer stärkeren Eingang 
findet: so weist selbst in der vorliegenden WS-Nummer 
Arno Klönne dankenswerterweise auf den hündischen 
Widerstand gegen Hitler Irin und spricht davon, daß die 
HJ zwar an die „Formenwelt der Jugendbewegung“ an- 
knüpfen konnte (oder besser: mußte), es aber 1933 sofort 
zu Verbot und Auflösung der unabhängigen Bünde kam. 
Noch deutlicher ist Michael Jovy, einer der wohl besten 
Kenner der hündischen Ideenwelt, wenn er in seinem 
Buch „Jugendbewegung und Nationalsozialismus” die 
bemerkenswerte Feststellung macht: 

„Hier standen sich zwei Welten gegenüber, deren eine die 
nationale Erneuerung von innen her, von den einzelnen , 
auf der Grundlage der ideellen und kulturellen Werte der 
Nation vollziehen wollte, während die andere durch Or- 

f uiisation von außen durch brutale Durchsetzung der 
goisnien einer angeblichen Herrenrasse auf biologischer 
Grundlage und Züchtung, die Herrschaft über 'andere 
Völker aufzurichten begann. 

Zu der im Editorial auftauchenden psychologisierenden Fa- 
schismus-Interpretation und der Mäkelei an Wandervogel 
und Jugendbewegung passen dann auch einige Sätze am En- 
de des (im übrigen sehr interessanten) Interviews mit Karl- 
Ernst Naske, die in einer Zeitschrift, die sich seit ihrem Be- 
stehen immer als „nationalrevolutionär" definierte, doch 
recht neu anmuten. So heißt es bezüglich der Weimarer NR- 
Strömung und der von ihr angesichts der heutigen deut- 
schen Misere wieder verstärkt ausgehenden politischen Fas- 
zination: „Wir selbst haben diese Faszination gespürt und 
wissen auch, welche Gefahren von ihr ausgehen.“ 

„Haben ... gespürt“ ist diese Phase für Euch abgeschlos- 
sen? Es scheint so. wenn Ihr von „eher krampfhaften Versu- 
chen der Nachkriegszeit, den ideologisch und praktisch ge- 
scheiterten Ziehvätern von ehedem eine nachträgliche Be- 
deutung zu geben“ sprecht und eine kritische Sichtung der 
Weimarer NR-Tradition, mit dem Ziel einer Übernahme von 
Obcrnehmbarem und Entwicklungsfähigem (denn nichts an- 
deres hieße „selektive Traditionspfiege“, wobei Traditions- 
pflege im positiven, im nichtdogmatischen Sinne immer kri- 
tisch und selektiv sein muß), eher negativ seht. Daß Ihr in 
dem genannten Interview-Nachtrag methodisch fehlgeht, in- 
dem Ihr Nationalrevolutionäre und „konservative Revolu- 
tionäre“ synonym verwendet (obwohl die Weimarer NR be- 
kanntlich nur ein - dazu noch sehr sperriger und wider- 
spenstiger - Teil der sehr viel breiteren „Konservativen Re- 
volution“ waren), sei nur am Rande erwähnt. 

Selbstverständlich kann es nicht darum gehen, eine Nie- 
kisch- oder Scheringer-Orthodoxie. die Hochstilisierung von 
Paetcl zum unangreifbaren „Klassiker“ oder ähnliches zu 
betreiben. Das wäre ein Weiterspielen der schlimmsten 
K-Gruppen-Exzesse 3US den siebziger Jahren, nur mit ande- 
ren Namen. Niemand kann das ernsthaft wollen. Doch die 
Herausarbeitung einer Traditionslinie in der deutschen Ge- 
schichte, die sich theoretisch und praktisch um eine Verbin- 
dung von nationaler und sozialer Befreiung bemühte, das al- 
lerdings ist eine Aufgabe, um die sich eine Zeitschrift, die 
für „nationale Identität und internationale Solidarität“ ein- 
tritt, nicht entziehen kann, ganz gleich, ob man das Attri- 
but „nationalrevolutionär“ weiterhin für sich in Anspruch 
nehmen will, oder nicht (wobei man in letzterem Fall aller- 
dings Gefahr läuft, es den Neonazis zu überlassen). 
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Eine solche Traditionslinie beginnt natürlich schon lange 
vor 1918, und sie geht nach 1933, auch nach 1945, weiter. 
Die Weimarer NR sind nur ein Teil von ihr. Sie haben aber, 
aufgrund ihrer sowohl von (auch gegnerischen) Zeitgenos- 
sen als auch von Historikern immer wieder konzedierten 
Stringenz und Klarheit ihrer theoretischen Ausarbeitungen, 
einen ganz besonderen Stellenwert und eine überragende 
Bedeutung in dieser Traditionslinie, die auch ihre heute wie- 
der aufglimmende neue Faszination begründet. Das verlangt 
eine kritische, aber würdige und ehrliche Auseinanderset- 
zung, die sich, ehe sie sich zu vorschnellen Schlüssen verlei- 
ten läßt, zwei Tatsachen vergegenwärtigen sollte: 

Erstens ist das schriftliche Material der Weimarer NR-Strö- 
mung im weiteren Sinne in der Jetztzeit nur zu einem win- 
zigen Bruchteil neu rezipiert worden: in einem gewissen 
Umfang gelesen wurden die Gebrüder Jünger, Ernst von Sa- 
lomon, in den letzten Jahren auch wieder Emst Niekisch 
und neuerdings, nach dem Erscheinen seiner Autobiogra- 
phie im J all re 1982, schließlich noch Paetel. Nimmt man 
noch Richard Scheringers autobiographisches Werk „Das 
große Los“ hinzu, so hat man auch schon fast alles erfaßt, 
was über kleine und kleinste Zirkel hinaus an Autoren und 
Texten bekannt und greifbar ist. Zahlreiche andere Autoren 
und ganze Zeitschriften sind dagegen (allein schon aus 
Gründen der schwierigen archivarischen Zugänglichkeit) 
kaum bekannt; zu nennen wären in diesem Zusammenhang 
u.a. die Hamburger Nationalkommunisten Laufenberg und 
Wolffheim, Zeitschriften wie der „Umsturz“, der „An- 
marsch“ und die „Sozialistische Nation“, Autoren wie 
Fritz Kloppe, Heinz Gollong und Hartmut Plaas usw., die 
selbst vielen der sich heute auf die Weimarer NR Berufen- 
den allenfalls dem Namen nach bekannt sind. Eines der be- 
deutendsten Dokumente dieser Strömung, Paetels Bilanz 
ziehendes und neue Perspektiven andeutendes „National- 
bolschewistisches Manifest“ vom Januar 1933 war z.B. bis 
Ende der siebziger Jahre nur als Kopie aus den USA (mit 
entsprechenden Kosten) zu besorgen und zirkuliert heute in 
nur wenigen dutzend Exemplaren in der BRD. Das heißt, 
daß zunächst einmal eine umfassende Sichtung des damali- 
gen Schriftmaterials und die Neuherausgabe einer ganzen 
Reihe von Texten notwendig ist. 

Zweitens läßt sich allerdings auch anhand des bereits be- 
kannten und zugänglichen Materials feststellen, daß die Wei- 
marer NR keine homogene Strömung waren, sondern sich 
mehrfach unterteilen lassen. Die offensichtlichste Eintei- 
lung ist die zeitliche: unmittelbar nach dem 1. Weltkrieg se- 
hen wir einerseits den Hamburger Nationalkommunismus 
und andererseits die v.a. literarisch dokumentierte Frei- 
korps- und Frontideologie. Später folgen Nickischs altsozia- 
listische Phase und parallel - der „Neue Nationalismus“ 
(Jünger, Schauwecker usw.) sowie nationalrevolutionäre 
Ansätze in Teilen der hündischen Jugend. Etwa ab 1930 las- 
sen sich bedeutende Teile der Weimarer NR-Strömung als 
„nationalbolschewistisch“ klassifizieren, ohne daß es jedoch 
zu einer einheitlichen Programmatik kam: zwischen Schul- 
ze-Boysen. Scheringer, Paetel usw. gab es bei allen Gemein- 
samkeiten eine Fülle von Differenzen weltanschaulicher, po- 
litisch-programmatischer, strategischer und taktischer Na- 
tur, Gerade diese - zudem bei weitem noch nicht vollstän- 
dig erforschte, geschweige denn ins Bewußtsein der poli- 
tisch interessierten Offen tlichkcit gedrungene — Vielschich- 
tigkeit läßt negative Pauschalurteile wie in der letzten WIR 
SELBST („totalitäre Staatsvergottung“ usw.) genausowenig 
wie eine bedingungslose Identifizierung zu. Sie (und mit ihr 
der zeitliche Abstand von rund 60 Jahren) schreit vielmehr 
geradezu nach Differenzierung und „selektiver Traditions- 
pfiege“, die bewahrt und pflegt, was sinnvollerweise noch 
zu bewahren uud zu pflegen ist. 



Die letzte WIR SELBST dagegen vermittelte anstelle dieses 
differenzierten und historisch ehrlichen Herangehens eher 
den Eindruck des ,. Absehens“, gar des „Davonstehlens“ von 
der bisher für positiv erachteten Tradition. Dazu passen 
auch andere, kleinere Ungereimtheiten, die an sich nicht der 
Rede wert wären, würden sie nicht ein ganz bestimmtes 
Bild komplettieren: So fehlt die früher in der Zeitschrift an- 
zutreffende Rubrik mit der stichwortartigen Benennung 
Eurer Ziele („Ethnopluralismus“, „Ökologische Lebensge- 
staltung“ usw.), und im Bericht über das Tübinger Festival 
wird der Auftritt von Vertretern einer anderen national- 
revolutionären Gruppe (um die Zeitschrift AUFBRUCH), 
die an einer Podiumsdiskussion teilnahinen und damit für 
Schlagzeilen in der gesamten regionalen und in Teilen der 
überregionalen Presse sorgten, schlichtweg unterschlagen. 



Abrücken von bisheriger Tradition. Abrücken von bisheri- 
gen Zielpunkten, keine Erwähnung praktisch agierender Na- 
tionalrevolutionäre in Eurer Berichterstattung - dies alles 



ist zunächst einmal nüchtern zu konstatieren. Doch stellt 
sich dann für mich die Frage; wo wollt Ihr hin? Wird WIR 
SELBST, wenn es sich den bisherigen Boden unter den Fü- 
ßen wegzieht, nicht überflüssig? Seht Ihr nicht die Gefahr, 
als Zeitschrift Profil und unverwechselbaren Charakter ein- 
zubüßen? Es ist zu hoffen, daß Ihr nicht gleich das Kind mit 
dem Bade ausschüttet, wie z.B. die französischen Linken 
um Glucksmann, die sich von Supermaoisten über eine ab- 
strakte Menschenrechtsdebatte zu Superreaganisten verwan- 
delten. Es wäre sonst schade für die nationale Linke in 

Deutschland - Peter Bahn, Mainz 



Traditionspflege ?! 

Mir scheint die Problematik in Eurer Aufforderung zur Dis- 
kussion der früheren nationalrevolutionären Bestrebungen 
nicht so bedeutend, wie Ihr sie einschätzt. Im Gegenteil hal- 
te ich es für unverzichtbar, an diese Tradition anzuknüpfen, 
allein auch, um den Versuch zu unternehmen, dieser Bewe- 
gung in der historischen Beurteilung gerecht zu werden. Wer 
sonst hätte ein Interesse an einer angemessenen Einord- 
nung 9 Daß Traditionspfiege „selektiv“ betrieben wird, birgt 
für mich kein Problem, ich halte das eher für natürlich - ge- 
nauso natürlich wie die Tatsache, daß die Nationalrevolutio- 
näre damals zu anderen Gedanken und Schlußfolgerungen 
gekommen sind, als wir heute in einer anderen Situation. 
Wer z.B. an die Freiheitskriege 1813-15 anknüpfen möch- 
te. vertritt damit ja auch nicht automatisch das Meinungs- 
konglomerat sämtlicher Beteiligter. 

Der Post-Nationalsozialismus ist eine geistig dermaßen pri- 
vilegierte Stellung (aber auch nur geistig), daß wir ihn nicht 
zu nachträglichen Aburteilungen ausüben sollten („prä- 
faschistisch"). Damit würden wir nur in das Getriebe der 
„Vergangenheitsbewältigung“ geraten, die eine moralisch 
schillernde Idee mit handfestem politischen Interessen- 
hintergrund darstellt. Hier wird eben das Problem der natio- 
nalen Identität berührt, das mir ohne Identifizierung mit 
der Geschichte (d.h. nicht Generalabsolution) nicht lös- 
bar erscheint. Andere Nationen. z.B. das „glorreiche“ 
Frankreich, machen es sich da einfacher. Seine Geschichte 
kennt kaum Schatten, Paris wurde selbstverständlich von 
Franzosen befreit, die Ehre der Nation wurde gerettet usw. 
Wer denkt da noch an 1940, das einen Hinweis auf den 
wahren Zustand des französischen Volkes darstellt?- Wir 
Deutschen sind da anders; daß sich die national eingeimpfte 
übertriebene Selbstkritik jetzt auch noch bei den National- 
revolutionären bemerkbar macht, finde ich bedauerlich. 
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Selbstverständlich lassen sich heute bestimmte Gedanken 
von damals nicht mehr vertreten, die Geschichte hat sie ein- 
fach überholt. So kommt für uns eine Fortsetzung der „Ra- 
pallo-Idee“ nach dem „Erlebnis des Ostens“ (Möhler) wohl 
kaum noch in Frage. Gleichzeitig ist die Situation für uns 
noch schwieriger, weil die Deutschen nach zwei „von ihnen 
verursachten“ Kriegen heute wesentlich weniger politischen 
Kredit genießen als noch in der Zwischenkriegszeit. Die en- 
gen Grenzen deutscher Politik werden uns so selten deut- 
lich, weil so selten das Wagnis begangen wird, sie zu berüh- 
ren. Fazit: Seien wir heute demokratisch, und denken wir 
an diejenigen, denen wir diese Einsicht zu verdanken haben! 

Michael Großheim , Kiel 



Knackpunkt ist das Selbstbestimmungsrecht der Völker 

ßerr.: „wir selbst“ 4/1984, Interview mit A. Haußleiter 

Sicher, die AUD war eine wichtige Vorläuferin der grünen 
Partei, und August Haußleiter neben Rudolf Bahro die viel- 
leicht bedeutendste Integrationsfigur in ihrer Aufbauphase. 
Aber sagt selbst: Fragt man einen solcherart bewährten po- 
litisch-strategischen Vorarbeiter angesichts der bisher span- 
nendsten Strategiedebatte, angesichts des sprunghaft wach- 
senden politischen Einflusses der Grünen nur nach seiner 
Vergangenheit aus? (Na schön, Ihr hängt noch drei Fragen 
nach grünen Gemeinplätzen an, aber da ist A.H.’s Vorge- 
schichte doch noch interessanter.) Insoweit habt Ihr mich 
allerdings nur journalistisch enttäuscht; Eure letzte Frage 
aber ist politisch peinlich! Ich zitiere die entscheidenden 
Passagen : 

„Für unsere Zeitschrift sind Einheit, Freiheit und Unab- 
hängigkeit des deutschen Volkes vorrangige Ziele; die 
(...) Kriegsgefahr ist fiir uns das Ergebnis der deutschen 
Spaltung, und ihre Beseitigung (...) Voraussetzung einer 
gesellschaftlichen Neuordnung (...). Leider können wir 
nicht sehen, daß diese Grundvorstellungen (...) in ihrer 
Gesamtheit von den Grünen übernommen wurden. “ 

Na Gott sei Dank! 

Denn erstens ist natürlich umgekehrt die Teilung Deutsch- 
lands ein Ergebnis der ab 1946 bestehenden Gefahr eines 
Krieges um die Beherrschung Europas, oder etwas genauer: 
Der Versuch der USA, eine ökonomisch-politische Hegemo- 
nie über ganz Europa zu errichten, scheiterte an der militä- 
rischen Besetzung eines weitläufigen .Vorfeldes* durch die 
UdSSR. Darin besteht im Grunde noch immer die Teilung 
Europas und Deutschlands in Machtsphären der beiden 
Großmächte. 

Zum zweiten können die ökologischen und sozialen Proble- 
me, die ja untrennbar mit der bestehenden (Welt-)Wirt- 
schaftsordnung verknüpft sind, prinzipiell nur weltweit ge- 
löst werden. Entscheidend dabei ist die politische Entwick- 
lung in den Zentren der wirtschaftlichen Entscheidungspro- 
zesse, u.a. auch in der BRD. Die deutsche Teilung ist in die- 
sem (!) Zusammenhang ein Randproblem. 

Vor allem aber: Um die .Einheit* — als staatliche Einheit 
der heutigen BRD. der DDR und evtl. Österreichs verstan- 
den - kann es primär überhaupt nicht gehen, den Grünen 
nicht und. wenn ich Euch nicht völlig mißverstanden habe, 
auch der nationalrevolutionären Tendenz nicht. Die politi- 
sche Organisation in Sprachräumen ist deshalb am ehesten 
demokratiefähig, weil jede Dolmetscher-Demokratie eine 



Sache von Herrschaftseliten ist. Aber der Sprachraum ist so- 
mit die territoriale Ober- und nicht die Untergrenze der De- 
mokratie. Natürlich ist es praktisch, Verkehrs- oder Kom- 
munikationssysteme etc. teilweise großräumig zu planen, 
ich würde also für die .Einheit* stimmen. Aber das ist doch 
kein .vorrangiges Ziel*. 

Der wirkliche Knackpunkt ist doch das Selbstbestimmungs- 
recht der Völker, und das ist allerdings ein linkes und demo- 
kratisches Essential. Eine Linke, die dies im Fall des eigenen 
Volkes aufgibt, macht sich nach innen und außen unglaub- 
würdig. Was wäre das allerdings für eine .Selbstbestimmung*, 
der eine ihrer Alternativen, nämlich die .Einheit*, als .vor- 
rangig* übergeordnet würde. 

Hans-Peter Geisen, Koblenz 

Afghanistan 

Zur Manipulation der öffentlichen Meinung 

I. Im Dezember 1979 sind sowjetische Truppen durch 
ihren Einmarsch dem "großen Plan” der Amerikaner 
zuvorgekommen. 

II. Es gibt keinen Mehrheitsbeschluß der Vereinten Natio- 
nen, der "die Invasion sowjetischer Truppen in Afghani- 
stan" "verurteilt” hat. 

Die Neue Zürcher Zeitung Nr. 10 vom Montag 14. Januar 
1980. Seite 3 (Fernausgabe vom Dinstag, 15. Januar 1980) 
veröffentlichte folgenden Bericht ihres eigenen Korrespon- 
denten Ug. aus Peschawar (Pakistan) vom 13. Januar 80: 
", Sowohl die UdSSR als auch Afghanistan haben Pakistan 
verschiedentlich vor weiterer Unterstützung der vor allem 
in der Nordwestprovinz Unterschlupf findenden Auf- 
ständischen gewarnt. Die Existenz von Trainingslagern 
ist wohl nicht mehr ernsthaft zu bezweifeln, denn nicht 
nur kommunistische Quellen sprechen von ihnen. Die 
Aufständischen selber verweisen stolz auf amerikanische, 
chinesische und islamische Finanz-, Ausbildungs- und 
Waffenhilfe. Der große Plan aber scheint zumindest vor- 
erst wegen der sowjetischen Einmischung undurchführ- 
bar geworden zu sein: über Kabul und anderen Städten, 
die noch als Stützpunkte der Regierung dienten, hätten 
im Lauf des Januars oder Februars mit Fallschirmen eine 
große Zahl von Rebellen abspringen sollen und dem ver- 
haßten kommunistischen Regime endgültig den Garaus 
machen sollen. 

Woher die dazu benötigten Flugzeuge hätten kommen 
sollen, darüber schweigt man sich allerdings geflissentlich 
aus. " 

Der Beschluß des Sicherheitsrats der Vereinigten Nationen 
vom 14 . Januar 1980 "beklagt zutiefst die jüngst bewaffne- 
te Intervention in Afghanistan Es ist also in diesem welt- 
weit verbreiteten UNO-Sicherheitsrats- Beschluß vom 14. 1. 
weder die Rede von einer "sowjetischen Invasion " — die 
völkerrechtlich unzulässig gewesen wäre - noch von einer 
"Verurteilung". Die Mehrheit der UNO-Abgeordneten 
sprach ihr "tiefstes Bedauern" über die "militärische 
Intervention" - einem völkerrechtlich anerkannten Vor- 
gehen, das auch westliche Staaten z.B. in Afrika durch- 
führen - aus! 

Redaktion DARMSTÄDTER BLÄTTER 
gez. Dr. Günther Schwarz 
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AG für Berlin- und Deutschlandpolitik 

in der AL Berlin Berlin-West. 1.1 1.84 

Betrifft: Nr. 3/1984. Abdruck des Artikels .. . Nürnberger 
Gesetze' für Deutsche? Thesen der AL Berlin zur 
deu t sehen Staatsbürgerschaft “ 

Unsere AG nimmt mit Empörung zur Kenntnis, daß - ohne 
unser Wissen hier ein Teil unserer „25 Thesen zur 
Deutschlandpolitik“ in einer Weise abgedruckt wird, der un- 
serer politischen Aussage vollkommen widerspricht. 

Hierzu folgende Anmerkungen: 

1. Es handelt sieh hier nicht um Thesen der Alternativen 
Liste Berlin, sondern um einen erklärenden Teil zu den o.g. 
25 Thesen einer AG der AL Berlin. Die Gesamt-AL hat die- 
se Thesen nie verabschiedet. 

2. Es fehlt jeglicher Hinweis darauf, daß es sich hier um 
einen Anhang zu den „25 Thesen" handelt, der erklärenden 
( haraktcr hat bzw. zusätzliche Materialien liefern soll. Die- 
sei Anhang stellt sich nicht die Aulgabe, eine umfassende 
Stellungnahme zum Problem ..Staatsbürgerschaft" zu for- 
mulieren. 

l)io Überschrift .. .Nürnberger Gesetze' für Deutsche?" 
verfälscht grob die inhaltliche Aussage dieses Artikels. Die- 
ser Begrill taucht lediglich einmal in einer historischen Dar- 
stellung der Entwicklung des Themas auf („Das alliierte 
Kontrollratsgesetz Nr. I hob nach dem Krieg die Gesetze 
vom 14.7. 1933 ... und die Nürnberger Gesetze wieder 
auf."). Da Ihr die Nürnberger Gesetze auch im Faksimile ab- 
druckt. müssen wir davon ausgehen, daß Euch an diesem 
selbsterfundenen Titel wesentlich gelegen ist. Da auch bei 
gutwilligster Interpretation kein Zusammenhang zu unse- 
rem Artikel gefunden werden kann, müssen wir von einer 
bewußten Verfälschung unserer Aussage ausgehen. 

Abschließend mochten wir Euch bitten, die Autoren der 
Artikel, die Ihr abdruckt, vorher zu kontaktieren. 

Antwort der Redaktion: 

Eure Empörung in allen Ehren, aber so ganz verstehen kön- 
nen wir Eure Aufregung nicht. Ihr selbst habt die „25 The- 
sen zur Deutschlandpolitik” als Diskussionsgrundlage an 
verschiedene Zeitschriften geschickt, um sie einem breiteren 
Kreis zugänglich zu machen. Bereits in unserer Nr. 1/84 ver- 
öffentlichten wir den ersten Teil Eurer Thesen mit dem Zu- 
satz, den Anhang "Thesen zur DDR-Staatsburgerschaft" in 
einer spateren Ausgabe abzudrucken. Diese Nummer ging 
Euch auch zu. Die Empörung ließ dann allerdings bis 
November auf sich warten. Wir möchten Euch auch gerne 
bei dieser Gelegenheit daran erinnern, daß uns frühere AL- 
Dokumente von Euch mit der Bitte um Veröffentlichung 
zugesandt wurden. Warum jetzt dieser Aufstand? Und: Wer 
autorisiert eigentlich wen im Genehmigungsverfahren be- 
treffs Veröffentlichung alternativer Gedankengänge? 

Grundsätzlich: Wir sehen es als unsere Aufgabe an. inter- 
essante und diskussionswürdige Texte zur Deutschland- 
politik aus dem alternativen Lager zu veröffentlichen, 
d.h. wir hätten diese Thesen auch ohne Erlaubnis und. 
wenn es sein müßte, auch gegen Euren Willen veröffentlicht. 
Allerdings hatten wir. hierin liegt unser Fehler, den Text als 
Dokumentation kennzeichnen sollen. Sollten dadurch Miß- 
verständnisse aufgekommen sein, bitten wir um Entschuldi- 
gung. 

Zu der von uns gewählten Überschrift, mit der wir den Be- 
zug der Ausgrenzung der DDR-Deutschen aus der ge- 



meinsamen deutschen Staatsbürgerschaft zu der Aber- 
kennung der deutschen Staatsbürgerschaft jüdischer Mit- 
bürger im Dritten Reich hergestellt haben: Sicherlich ist 
dies eine Kommentierung, die wir vielleicht hätten lassen 
sollen. Daß wir allerdings die inhaltliche Aussage Eures 
Artikels grob verfälscht haben sollen, nehmen wir mit Ver- 
wunderung und Interesse zur Kenntnis. Bedauern können 
wir unsere Kommentierung nun erst recht nicht. Politisch 
bleibt die Empörung auf unserer Seite. 



Was sind denn ..Wilde Cliquen"? 

Die autonomen Gruppen der verbotenen Hündischen Ju- 
gend wurden in dem Lagebericht des Jugendrichters Pastor 
in Köln, den dieser am 15. Marz 1943 an das Reichssicher- 
heitshauptamt sandte, als „die gefährlichsten politisch-op- 
positionellen Gegnergruppen" bezeichnet. Nach außen hin 
wurden diese Gruppen von der Gestapo, der NSDAP und 
der I IJ sowie von heutigen .Historikern' als „Wilde Cli- 
quen". „Edelweißpiraten“. ...Meuten“ und „asoziale Ban- 
den" bezeichnet. 

Die Bundische Jugend, ihr antinazistischcr Widerstand, wur- 
de für die rechte und für die linke Widerstandslegende, wie 
sie im Zusammenhang mit der Konstituierung von BRD und 
DDR entworfen wurde, nicht benötigt. Die rechte Wider- 
standslcgende diente der Abkopplung der bürgerlichen Ge- 
sellschaft vom Faschismus; die linke Widerstandslegcnde 
sollte einen Schleier über die katastrophale Fehleinschät- 
zung des Faschismus und das beschämende Versagen der 
Sozialdemokraten und der Kommunistischen Partei wie 
auch ihrer „Kampf-Verbände“ breiten. Für die parteiischen 
Verfasser der Widcrstandslegenden war der parteipolitisch 
unabhängige Widerstand der autonomen Bundisclicn Grup- 
pen eher irritierend. Nur Teile davon ließen sich für ihre 
..Sinnstiftung“ verwerten; die illegale Hündische Bewegung, 
deren Strukturen sich über das ganze Reichsgebiet ausdehn- 
ten. ließ sich insgesamt nicht in die Schemata der LegcnJen- 
bildncr einfiigen. 

Diese illegale, antifaschistische Bündischc Jugend wollte zu- 
dem ein anderes, ein freies und geeintes Deutschland: nicht 
die BRD!, nicht die DDR! Für diese, hätten sie sich als Staa- 
ten, wie sic auf der Teilung Deutschlands basierend - real 
existieren, voraussehen lassen, lohnte der Widerstand mit al- 
len seinen vielen - heute vergessenen und unerwähnten 
Opfern nicht; er wäre völlig sinnlos erschienen. Zwei deut- 
sche Staaten der Herren Genscher. Barzel. Kohl, Schmidt 
und Honecker - waren aber unvorstellbar. Und sie sind ein 
Verrat am Widerstand, der ein neues und anderes Deutsch- 
land sali! 

Von linker Seite wurde der Jugendbewegung der Vorwurf 
gemacht, sie sei ..präfaschistisch“. Wohl weil diese Men- 
schen nicht in die zeitmodischen .Sinnstifter-Schablonerf 
passen, hört man nichts davon, daß auch Martin Buber. Gu- 
stav Landauer. Manes Sperber, Max Levin ... Jugendbewegte 
waren und jeder von ihnen für ein Denkmodell .besserer 
Welf steht. 

Man sagt uns. daß die Jugendbewegung gesellschaftlich, po- 
litisch, kulturell, künstlerisch und pädagogisch ohne große 
Wirkung blieb bzw. überhaupt nicht Wirkung zeigte. Man 
verschweigt, daß die überwiegende Mehrheit der nach 1920 
bedeutenden und zu Ruhm und Ehren gekommenen Wis- 
senschaftler. Pädagogen. Künstler und sogar mancher Politi- 
ker der Jugendbewegung entstammte. Und sie alle beton- 
ten. daß sie ohne Jugendbewegung nicht die geworden wä- 
ren, die sie wurden. Ich nenne Heidegger, Benn Martin Lu- 
serke. Carlo Sch, nid. paulus buscher 
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Jugendbanden im Dritten Reich 
Kriminelle oder Widerständler? 

Nach diversen Beiträgen in „wir selbst“ sehe ich mich 
nunmehr veranlaßt, der abgehobenen Diskussion um die 
Bünde, den Nazismus und diverse Jugendphänomene einen 
empirisch angereicherten Leserbrief zu senden. Ich bin so 
frei, meinen Bemerkungen übergeordnete Passagen bei- 
zufügen. 

In fast allen größeren Städten Deutschlands begannen sich 
gegen Kriegsende - etwa ab Frühjahr 1943 - Gruppen von 
Jugendlichen zu bilden, die sich durch ihr Verhalten außer- 
halb der Gesetze der Zeit stellten. Waren diese jungen Leute 
nun Widerständler, die durch politische Untergrundtätig- 
keit den sich deutlich abzeichnenden Untergang beschleu- 
nigen wollten, oder waren es Kriminelle, die auf dem 
Schwarzen Markt ihre Geschäfte tätigten bzw. die Ver- 
dunkelung zu Diebstählen und Raubüberfallen nutzten? 
Oder waren diese Gruppenbildungen bloß ein Ventil, den 
Druck seitens der Machthaber erträglicher zu machen? 
Könnte es bloßer Übermut gewesen sein? 

D.Verf. - damals selbst Jugendlicher - hatte Gelegenheit, 
in seiner Heimatstadt - damals von etwa 75 000 Menschen 
bewohnt - die Bildung einer solchen Gruppe beobachten 
zu können, ohne ihr allerdings anzugehören. Die Entste- 
hung der etwa 25 Mitglieder umfassenden Gruppe war spon- 
tan. Es gab weder,, Verschworene” noch „Gesetze” inner- 
halb der Gruppe; Ziele waren keine gesteckt (politische 
schon gar keine!). Einen „Bandenführer”, dem sich alle hät- 
ten unterordnen müssen, gab es ebensowenig. Die Jugendli- 
chen waren 15 bis 18 Jahre alt: Wer älter war, stand ohne- 
hin an der Front. Fast alle waren Mitglieder der HJ. einige 
gar HJ-Führer (allerdings unteren Ranges). 

Aus welchen Gründen wurden derlei Gruppen ins Leben ge- 
rufen? 

Das zu beantworten, muß die Situation der Jugendlichen im 
dritten Kriegsjahr illustriert werden. Die Väter waren meist 
an der Front; viele waren gefallen oder als Krüppel heimge- 
kehrt. Die Mütter lebten in der ständigen Sorge, die Fami- 
lie mit immer knapper werdenden Rationen ernähren zu 
müssen (obwohl, immerhin, der Zusammenbruch erst nach 
Kriegsende erfolgte). Der Einfluß des Elternhauses, von 
den Nazis ohnehin nur geduldet, schwand dahin ... Die 
Kriegsfolgen dagegen waren spürbar. 

Die propagierte (und meist befolgte) Verdunklung, die 
ständigen Fliegeralarme, die beginnenden Bombardierungen 
der Städte, die gegen Kriegsende nur die Zivilbevölkerung 
betraf, — all diese Dinge ließen ein „normales“, was immer 
das sei, Leben innerhalb der Gemeinschaft nicht länger zu. 
Die Folge war eine mehr oder minder bemerkbare Verwahr- 
losung der Sitten. So ist zu verstehen, daß der Heranwach- 
sende mit den kraß veränderten Umständen des Lebens 
nicht fertig wurde und sich innerhalb von Gruppen Gleich- 
altriger formierte. 

Welche Aktivitäten übten diese „Banden” aus? Waren sie 
kriminell oder politisch tätig? 

D.Verf. ist (im Falle der beschriebenen Gruppe) weder 
eine politische Betätigung noch Kriminellses bekanntgewoe- 
den. Die Vergehen der „Allah“-Bande, wie sich die Gruppe 
-aus welchen Gründen auch immer - nannte, gipfelten in 
provizierten Schlägereien mit der Polizei und der Strei- 
fen-HJ (einige der Jugendlichen hatten zeitweilig selbst der 
HJ-Streifen angehört!). Es galt als Ruhmeszeichen, den 
Tschako eines Polizisten als „Kriegsbeute“ heimzuführen, 
ln einem Fall wurde ein Polizist zu einem kalten Bad in 



der Mosel gezwungen. Auch gelegentliche Prügeleien mit 
Fronturlaubern gehörten zum Arsenal der Bande. Lediglich 
der Überfall auf eine nach Dienstschluß heimkehrende Kell- 
nerin und der Raub ihrer Tageseinnalunen könnte krimi- 
nell genannt werden. Soweit d.Verf. bekannt, wurden die 
Jugendlichen verurteilt — nach Gesetz, nicht aber nach 
Recht ... 

Zweifelsohne hätten die Gruppenmitglieder wegen der be- 
gangenen Delikte vor ein Jugendgericht gehört. Warum in- 
dessen fiel die Verfolgung der Straftaten in die Zuständig- 
keit der Geheimen Staatspolizei? 

Die Jugendlichen wurden tagelang im Keller der GeStaPo 
festgehalten. In einigen Fällen waren die Eltern von der 
Festnalune in der Schule oder auf dem Arbeitsplatz nicht 
einmal informiert worden! Mit Schlägen, Nahrungsentzug, 
stundenlangem Strammstehen, Wecken in der Nacht (mit 
anschließendem Verhör) sollten die Delinquenten Dinge ge- 
stehen, die frei erfunden waren. Immer wieder wurde 
gefragt, welcher Geheimdienst die Gruppe gelenkt habe. 
Jedenfalls war die Angst der Mächtigen groß genug, in - 
mehr oder weniger - harmlosen Jugendbanden Wider- 
standskreise zu vermuten. Erst durch Aktivitäten der GeSta- 
Po wurde der bis heute nachhallende Effekt erwirkt, über- 
mütige Jugendliche hätten politischen Widerstand gelei- 
stet. 

Genau dies scheint mir im Fall der Stadt K. unmöglich. 

Die Jungen wurden später - offenbar hatte man die Un- 
haltbarkeit des Vorwurfs politischen Widerstands erkannt! 
- zu hohen Jugendstrafen verurteilt. Diese mußten auf 
Burg Stahleck verbüßt werden. Die Justiz hat, wie es 
scheint, es als strafverschärfend angesehen, daß die „Ver- 
brechen“ - fast ausnahmslos! - unter Ausnutzung der 
beinahe totalen Verdunklung begangen wurden. 

Die älteren Mitglieder der Gruppe wurden übrigens noch vor 
Kriegsende einbenifen; einige mußten dabei auch ihr Leben 
* asscn - ***) (Name d. Red. bekannt) 
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Buchbesprechungen 

Liederblätter Deutscher Jugend 

Heft 26, "Lieder der Bündischen Hunde”. Südmarkver- 
lag Fritsch KG, Heidenheim a.d. Brenz, Herbst 1983 

„Der Reichsfiihrer SS und Chef der Deutschen Poli- 
zei hat ... das Verbot der Bündischen Jugend neu ge- 
faßt. Hiernach ist die Fortführung und Neubildung 
von Vereinigungen der Bündischen Jugend unter- 
sagt (Deutsche Freischar. Freischar junger Nation. 
Großdeutscher Bund. dj. 1.11. Deutsche Jungen- 
trucht, Österreichisches Jungenkorps. Christliche Pfad- 
finderschaft, Graues Corps, Nerother Bund. Reichs- 
schaft Deutscher Pfadfinder. Deutscher Pfadfinder- 
bund, Österreichischer Pfadfinderbund, Deutsche Pfad- 
finderschaft St. Georg, Quickbom-Jungenschaft, 
Stromkreis, Freischar Schill und Eidgenossen. Grauer 
Orden, Bündischer Selbstschutz, NavajoJ. Wer es unter- 
nimmt, den organisatorischen Zusammenhalt einer 
früheren bündischen Vereinigung aufrecht zu erhalten 
oder eine neue hündische Vereinigung zu bilden, 
insbesondere, wer auf andere Personen durch Weiter- 
gabe von bündischen Schrifttum, Liederbüchern und 
dergleichen einwirkt oder wer hündische Bestrebungen 
in anderer Weise unterstützt, wird gemäß § 4 der Ver- 
ordnung des Reichspräsidenten zum Schutze von Volk 
und Staat vom 28. 2. 1933 bestraft. " 

Diese Meldung ging kurz vor Ausbruch des II. Weltkrieges 
durch die deutsche Presse und wurde im Oktober 1944 
durch ein vertrauliches Rundschreiben des Reichsführer 
SS und Chef der Deutschen Polizei ergänzt, indem als 
wesentliches Kennzeichen dieser vom NS-Staat als „jugend- 
liche Cliquen”, „wilde Cliquen”, „Edelweißpiraten”' und 
„kriminellen Banden" verleumdeten illegalen bündischen 
Gruppen die ..Pflege der Tradition bündischer Gruppen 
und ihres Liedgutes “ herausgestellt wurde. 

Erstmalig im Herbst 1983 wurde ein Liederheft veröffent- 
licht. das sich ausschließlich den Protestliedem der Süd- 
legion, dj. 1.11., dem Bund Neudeutschland. Nerother 
Wandervogel u.ä. Gruppen widmet. Die kleine Auswahl 
von neunundzwanzig Liedern ist verschiedenen Publika- 
tionen und Liederbüchern entnommen, die noch in der 
Anfangsphase des III. Reiches veröffentlicht werden konn- 
ten. Besonders sei hier der Verlag Günther Wolff zu Plauen 
erwähnt, in dem die "Lieder der Sudlegion”, „Lieder der 
Eisbrechermannschaft” und "Soldatenchöre der Eisbrecher- 
mannschaft” erschienen. Einige dieser Liederbücher gibt 
es inzwischen in Neuauflagen im Südmarkverlag. 

Die von Arno Klönne mitausgewählten, um ein Vorwort 
erweiterten und kommentierten Lieder, wurden von Dieter 
Mcul mit originellen Graphiken versehen, die manchmal 
jedoch ein etwas falsches Bild dieser Gruppen vermitteln. 
Die illegalen Bündischen waren - trotz aller Verfolgun- 
gen - optimistisch und lebensfroh, während manche 
düstere Kerkerzeichnung ein Bild der Traurig- und Hoff- 
nungslosigkeit vermittelt. 

Viele dieser Lieder wurden mit verschiedenen Texten ge- 
sungen. So findet man z.B. in Manfred Hausmann’s "Mond 
hinter Wolken” (Ausgabe Oktober 1938) die Zeilen 

„Der Nebel zieht in Schwaden / es riecht so süß nach 
Heit / Ihr lieben Kameraden / wir bleiben uns getreu. " 
Im vorliegenden Liederheft dagegen 

„Sie haben uns verraten, / die mit uns wollten sein, / 
Ihr lieben Kameraden / Wir sind nun ganz allein. " 



In handgeschriebenen Originalliederbüchern finden wir 
so die unterschiedlichsten Fassungen, aber auch noch einige 
Dutzend anderer Lieder. 

Die Legende unter den einzelnen Liedern hätte ausführ- 
licher geschehen können. Die "Lieder der Bündischen 
Hunde" ist auf jeden Fall ein Grundstein für weitere Samm- 
lungen. die darauf aufbauen müßten. Die "Lieder der 
Bündischen Hunde" ist jedem Liederbuchsammler, Bün- 
dischen und Zeithistoriker zu empfehlen. 

Gerhard Quast 



Bernd Engelmann 

'"Gleichschritt marsch Wie wir die Nazizeit erlebten 
1933-1939, Goldmann-Taschenbuch Nr. 6727, 346 Seiten 

Die schon bei Kiepenheuer & Witsch 1982 erschienene 
Darstellung Engelmanns berichtet über das Vergessen der 
Menschen. Die Grausamkeiten, welche wohl jeder in der 
damaligen Zeit miterlebt hat, wichen den schönen Er- 
innerungen an die aufregende, erlebnisreiche Jugendzeit. 
Oberflächlichkeit in den Redezitaten der Menschen, aber 
auch seichter, fast langweiliger Sprachstil des Autors. 
Statt Bekenntnis zu ihrer Mitschuld, die diese Generation 
unbestreitbar hat, finden wir oft nur Frohsinn und Ge- 
schäftigkeit. Viele waren schon zufrieden, daß sie nicht 
das heimatliche Land verlassen mußten oder verfolgt 
wurden. Während einzelne den jüdischen Mitbürgern bei 
ihrer Flucht ins rettende Ausland geholfen haben, andere 
Menschen in den Konzentrationslagern verschwanden und 
den Tod erwarteten, war es der großen Mehrheit wichtig, 
daß sie nicht ausgestoßen wurden aus dem Verband der 
sog. "Volksgemeinschaft". 

Einige interessante Einzelheiten zum kulturellen Leben 
der 30er Jahre weckten Neugierde, doch mehrheitlich 
sind cs Randnotizen und Gesprächsfetzen über ihre „herr- 
liche, wunderbar unbeschwerte Jugend", wie Engelmann 
eine alte Jugendfreundin zitiert. Engelmanns persönliches 
Geschichtsbuch für 1933-1945 ist im wahrsten Sinne des 
Wortes „im Gleichschritt marsch“ durch zwölf bedeutende 
Jahre deutscher Geschichte und enthält zu wenig für über 
300 Seiten. Es ist eine populäre AJJtagsstory - fast ohne 
literarischem Höhepunkt. Ähnliches liegt weit besser 
schon längst in verschiedenen Ausgaben vor. 



Zeugen des Widerstandes 

Eine Dokumentation über die Opfer des Nationalsozialis- 
mus in Nord-, Ost- und Südtirol von 1938 bis 1945 Tyro- 
lia-Verlag, Innsbruck-Wien-München 1977, 109 Seiten 

„Was verbindet die Taten derer, die unter Einsatz ihres 
Lebens ^ dem Nationalsozialismus Widerstand geleistet 
haben? fragt Anton Pelinka im Vorwort und beantwor- 
tet diese Frage mit dem Dagegensein „gegen die Unter- 
drückung jeder politischen Freiheitsregung, gegen die 
Unterdrückung politischer und religiöser Freiheit, gegen 
die Ausschaltung Andersdenkender, gegen die Liquidierung 
(angeblich) Andersartiger.” Er spricht vom „Bekenntnis 
zu gewissen demokratischen Grundrechten” und vom 
„Bekenntnis zur österreichischen Selbstständigkeit”. Aber 
sind denn alle in diesem Buch genannten Frauen und 
Männer wirklich Widerstandskämpfer oder handelt es sich 
bei dieser Aufstellung von knapp 150 Personen nicht 
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eher um Opfer des Nationalsozialismus, wie es im Unter- 
titel zu lesen ist? Die Vermutung liegt nahe, daß wieder 
einmal der Begriff des 'Widerstandes’ inflationär gebraucht 
wurde und bestätigt sich schon auf den ersten Seiten. 
Der Sache des wirklichen Widerstandes ist nicht gedient, 
wenn Opfer des Nationalsozialismus, die für Diebstahl 
u.ä. Delikte verurteilt und in Konzentrationslager ver- 
schleppt wurden, nachträglich in eine Traditionslinie mit 
Michael Gaismayr und Andreas Hofer gestellt und zu 
„Helden der Jahre zwischen 1938 und 1945” gemacht 
werden, obwohl aus den einzelnen Lebensläufen keine 
Hinweise auf „aktives Eintreten gegen die Fremdbestim- 
mung" ihres Landes zu finden sind. 

Es handelt sich aber nicht nur um Opfer, sondern auch 
um einige Widerstandskämpfer, die in den letzten Jahren 
vor dem Zusammenbruch mit einer Waffe für die Freiheit 
gekämpft haben. Aber auch hier zeigt sich wieder eine 
Schwäche des Buches, denn an vielen Stellen wird von 
der „Freiheit Österreich”, einer „katholisch-monarchisti- 
schen Widerstandsorganisation”, einer „österreichischen 
Freiheitsbewegung", der Gruppe „Roby” (gemeint ist der 
deutsche Kommunist Robert Uhrig), einer „Widerstands- 
bewegung", der Kampfgruppe „Tirol”, der „Mair-Grüne- 
wald-Gruppe” (Verbindung zur "Weißen Rose”) und einer 
„katholisch-legitimistischen Widerstandsgruppe” gespro- 
chen. Was aber fehlt, sind Einzelheiten zu ihren Aktivitäten 
und gesellschaftlichen Vorstellungen. Auch ein Literatur- 
verzeichnis schien den Autoren fehl am Platze. Der Leser 
wird feststellen, daß sich die Verfasser bei der Suche nach 
Informationen viel Arbeit gemacht haben, eine geschicht- 
liche Darstellung des österreichischen bzw. tiroler Wider- 
standes ist es aber nicht. Diese müßte erst noch mit etwas 
mehr Sorgfalt geschrieben werden. 

Hans Leininger 




Der Nürnberger Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher vor 
dem internationalen Militärgerichtshof - Studienausgabe 
Unveränderter Nachdruck der 23-bändigen Originalausgabe 
in 13 Bdn.. München: Delphin, 1984, 15 444 S„ brosch 
Schmuckkassette, DM 198,— (später DM 248,—). 

Nach dem Zusammenbruch bildeten die Siegermächte im 
August 1945 einen .Internationalen MilitargerichtshoP , der 
vom 14. November 1945 bis zum 1. Oktober 1946 den 
Prozeß gegen 22 führende Männder des III. Reichs führte. 
Zu Prozeßende sprach das Gericht gegen 12 der Angeklag- 
ten das Todesurteil. Bis dahin waren 16 000 Seiten Sit- 
zungsprotokolle gefüllt, 2 360 Beweisdokumente von der 



Anklage und 2 700 von der Verteidigung vorgelegt, 240 
Zeugen vernommen und 300 000 eidesstattliche Erklärun- 
gen geprüft worden. 

Was der Delphin-Verlag nunmehr in einer Art .Volksausga- 
be' vorlegt, ist der unveränderte Nachdruck der Verhörpro- 
tokolle (in denen das gesamte Beweismaterial zitiert wird), 
eingeschlossen des Registers - ergänzt durch einen 128 Sei- 
ten starken Band mit Bildern und Dokumenten. 

Jüngere Diskussionen über den ,Jahrhundertprozeß' (Brad- 
ley F. Smith) offenbaren seine juristische Umstrittenheit. 
Werner Maser nannte ihn schlicht das , Tribunal der Sieger*. 
Angesichts der ungesühnten Verbrechen der Nachkriegszeit 
zog der US-Völkerrechtler Possony gar das Fazit, daß „die 
große Hoffnung, der Nürnberger Prozeß werde für die Zu- 
kunft richtungsweisend sein und zur Befriedung der Welt 
beitragen, enttäuscht wurde.”- Ungeachtet der strittigen 
Meinungen sind die Prozeßunterlagen für den historisch In- 
teressierten eine unersetzliche Fundgrube zur Durchdrin- 
gung der NS-Geschichtc. Die vorliegende Edition ist, gemes- 
sen auch am Preis, von einzigartiger Qualität. 

Karl Höflkes 



Faschismus. Ursachen und Politik des deutschen Faschis- 
mus. Der antifaschistische Widerstand von 1933 bis 1945, 
Brigitte Dottke, Theorie und Praxis Verlag, Hamburg, 5,- 

Eigentlich wollte die Verfasserin der Broschüre „klare 
Vorstellungen über den Charakter des Faschismus, seine 
politisch-ökonomischen Grundlagen und die entscheiden- 
den Merkmale seiner Politik” und im zweiten, umfang- 
reicheren Teil den „Widerstand in Hamburg” darstellen. 
Wer die über 60 Seiten durchgearbeitet hat. der wird aber 
ein Gefühl von Unzufriedenheit haben, denn weder der 
erste Teil über das Aufkommen noch der zweite über den 
regionalen Widerstand in Hamburg wurde gcwissenvoll be- 
arbeitet. Nicht allein, daß zuviel Auszüge aus anderen 
Büchern verwendet wurden, Oberflächlichkeit und Pau- 
schalurteile vorherrschend sind, auch die quantitative Be- 
rücksichtigung des Widerstandes läßt zu wünschen übrig. 
Gerade solche Sätze wie „Sie (die "Weiße Rose” in Ham- 
burg, d.R.) umfaßte einen Kreis von etwa 50 Personen, 
von denen ein Großteil itn Herbst 1943 verhaftet wurde” 
und "Sie (die "Schulze-Boysen/Harnack-Gruppe”, d.R.) 
war eine der wichtigsten Widerstandszentren während der 
ersten Jahre des zweiten Weltkrieges. Sie wurde 1942/43 
zum großen Teil zerschlagen.” machen deutlich, daß hier 
auf wichtige Einzelheiten verzichtet wird. Sie zeigen aber 
auch, daß damit das Bedürfnis nach einer knappen Form 
eines Überblicks über den deutschen Faschismus nicht 
Genüge getan ist. Was bleibt, ist das Interesse an den Ham- 
burger Verhältnissen, die sich der Rezensent eigentlich 
durch diese Broschüre beantwortet gewünscht hätte. 

Siegfried Seuß 

Morgenrot und Panzerfaust. Dokumente und Gedanken zur 
NS-Zeit im Kreis Neustadt-Mellrichstadt, edition k, weg- 
furter beitrage zur geschichte des ganz normalen lebens. 
Kolumbus-Verlag, Briickenstr.4, 8743 Bischofsheim/Rhön, 
1983 

In letzter Zeit ist stellenweise von einer Geschichtsfor- 
schung "von unten" die Rede, die sich in ihrer Forschung 
auf eine Lebensregion beschränkt, das Alltägliche und Ge- 
wöhnliche in den Vordergrund stellt und das Leben unter- 
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drückter, leidender Menschen in besonderer Weise berück- 
sichtigt. Schon vor einigen Jahren versuchten Jugendliche 
im Main-Tauber-Kreis, sich auf die Spuren des Bauern- 
krieges zu begeben und wurden dafür mit einem Preis der 
Siemens-Stiftung unterstützt. Der Bund Deutscher Pfad- 
finder (BDP) gräbt in seinen Stützpunkten die eigene Ver- 
gangenheit aus und in vielen Regionen bilden sich Ge- 
schichtswerkstätten. die sich zur Aufgabe machen, die 
positiven und negativen Bezüge zur Geschichte ihrer Pro- 
vinz und Stadt auszugraben. 

Die vorliegende Arbeit wurde im Autorenverlag für doku- 
mentarische Arbeiten veröffentlicht und soll als erster 
Beitrag in diese Richtung verstanden werden. Es ist eine 
Dokumentation aus einer vergessenen Grenzprovinz, dem 
unterfränkischen Kreis Neustadt-Mellrichstadt. 

„Auf den Spuren des täglichen “ganz normalen Wahn- 
sinns" lassen sich vielleicht Quellen von Unmenschlich- 
keit - in diesem Fall faschistischen Terrors - eher ent- 
decken, als durch eine Geschichtsschreibung, die Einzel- 
heiten nur dann erwähnenswert findet, wenn sie unmittel- 
bar auffällig werden und politisch wirken. Die Gewöhn- 
lichkeiten der Herrschenden wie der Beherrschten er- 
scheinen ansonsten als vernachlässigbares Beiwerk, als 
Randerscheinung des Geschichtsprozesses. " 

Für den Verfasser heißt Forschen zuallererst: ins Dickicht 
von Gesprächen mit Zeitzeugen eintauchen, zuhören, 
fragen, nachfragen, Zungen lösen, von formalen über ver- 
klärte zu intimen Gesprächen Vordringen. Formen der 
Alltagsbewältigung endecken. Energiequellen, Leitbilder, 
Rechtfertigungen, Gewohnheiten, Zufriedenheiten, Vor- 
urteile, Irrtümer, Ängste, Wut, Haß und Mut. Freude. 
Lust und Hoffnung. Forschen heißt für ihn auch: Erfah- 
rungen vergleichen, Dokumente hinzuziehen, Briefe. Foto- 
grafien, Tagebücher. Behördenpost, Zeitungen. Und er 
beginnt für diese Region eine erste Reise („von unter”) 
in die Vergangenheit. 

Seuß dokumentiert die Bilanz eines Rhön-Bauern aus dem 
Jahre 1933, schildert die wirtschaftliche und politische 
Situation in seiner Region und die Veränderung durch die 
Übergabe der Macht an die Nazis. Eine große Anzahl von 
privaten und Bchördenschreiben beschäftigen sich mit dem 
Entzug der Legitimationskartc zur Ausübung eines Gewer- 
bes, mit Schutzhaft, Einweisung in Zuchthäuser und De- 
nunziation. Daß dieses nicht unproblematisch ist - zumal 
aul dem Land, wo jeder auch ohne Namensnennung den 
Vorgang und die Personen kennt -, merkte Seuß schon an 
den Reaktionen auf eine Teilveröffentlichung. ”Es war ja 
eigentlich ein guter Mensch” hört er über einen NSD.AP- 
Funktionär. 

- Der krasseste (aber beileibe kein Einzel-) Fall dieser 
staatstragenden Eigenschaft (die Trennung der Privats- 
phäre vom politischen Alltag, d.R.): der im Rahmen seiner 
Pflicht mordende KZ-Aufseher, nebenberuflich treusorgen- 
der. tierliebender Familienvater mit einer Schwäche für 
klassische Musik. "(Seuß) 

Seuß verfolgt u.a. den Lebensweg eines Jungen, der wegen 
seines Widerspruchs gegen die NSDAP-Parteileitung von der 
höheren Schule entlassen und zum Arbeitsdienst geschickt 
wurde, denn man wollte nicht - wie es in einem Schreiben 
hieß - den „Gegner von Partei und Staat auf den höheren 
Lehranstalten das Rüstzeug für eine spätere, zersetzende 
Tätigkeit ” liefern. 

Der Verfasser hat hoffentlich einige der Betroffenen aus 
seiner Heimat aufgerüttelt oder berührt, damit sie vielleicht 
doch noch aus der Geschichte lernen. 

Vor einigen Jahren "leistete” unser Volk einen in seinen 
Konsequenzen wohl größten und systematischsten Beitrag 



zur Geschichte der Unmenschlichkeit. Diesem Kapitel, das 
sich mit Folter, Krieg und Unterdrückung "schmückt", 
sind wohl in der Menschheitsgeschichte die meisten Seiten 
gewidmet. 

Oder, um mit Bertolt Brecht zu reden, „der Mensch lernt 
aus der Geschichte, daß der Mensch aus der Geschichte 
nichts gelernt hat. “ _ . , _ 

(»erhard Quast 



Harald Steffahn: „Die Deutschen. Eine Skizze ihrer elfhun- 
dertjährigen Geschichte", Gießen: DAMALS-Verlag, 1984. 
384 S„ zahlr. Abb., Karten u. Tafeln, geb., DM 29,90. 

Komprimierte, sachlich fundierte Nachschlagewerke und 
Gesamtdarstellungen erleben derzeit auf dem internationa- 
len Büchermarkt in vielfältiger Form eine Renaissance. Es 
scheint, als verlange der Leser angesichts der wachsenden 
Spezialisierung der Wissenschaften und der edierten Detail- 
untersuchungen nach Lesealternativen, die bei aller wissen- 
schaftlichen Sachlichkeit eine Gesamtschau der Ereignisse 
ermöglichen. 

Wenn ein Autor das Wagnis eingeht, auf knapp 400 Seiten, 
die zudem noch eine Fülle guter, bislang relativ unbekann- 
ter Bilder enthalten, die elfhundertjährige Geschichte der 
Deutschen zu schreiben, so ist von vornherein klar, was 
nicht geboten werden kann. Auslassungen und Raffungen 
sind einfach notwendig; Ereignisse können als solche darge- 
stellt werden, ihre Ursachen, d.h. die politischen oder wirt- 
schaftlichen Absichten, die sic ermöglichen, bleiben dage- 
gen unerwähnt. 

Der Autor weiß um diese Schwierigkeiten und bekennt sich 
zu dem. was unter diesen Umständen möglich ist. Seine 
Veröffentlichung trägt daher den realistischen Untertitel: 
„Eine Skizze". 

Was bietet Steffahn also seinen Lesern? 

Zweifellos einen gut lesbaren Leitfaden unserer Geschichte, 
von der Zeit des Frankenreiches bis in die Gegenwart. Die 
gewählte Form des lebendigen Erzählens verhindert das Ab- 
gleiten in einen trockenen lexikalischen Abriß, ohne indes- 
sen gegen die Forderung nach wissenschaftlicher Genauig- 
keit zu verstoßen. 

In seiner Darstellung von mehr als tausend Jahren deut- 
scher Geschichte entwickelt Steffahn in einem aus vielen 
Mosaiksteinchen zusammengesetzten Gesamtbild ein 
Deutschland, für das Teilung und Partikularinteressen die 
Regel, Einheit und nationale Selbständigkeit die Ausnahme 
waren (und sind). 

Daß dabei manche Darstellung anders bewertet werden 
könnte, als es der Autor tut, muß nicht verwundern. Wich- 
tiger ist. ob es ihm gelingt, über die Darstellung selbst hin- 
auszugehen und eine Perspektive für die Zukunft zu entwik- 
keln. Daß dies glücklich gelungen ist, macht das Buch erst 
wirklich lesenswert. 

So heißt es etwa: „Derzeit ist Europa von den beiden Mäch- 
ten gelenkt, in denen Tocquevilie 1835 die künftigen Ober- 
herren über je ,eine halbe Erde* vorauserkannte. Beiden liegt 
nicht an einem ganzen Deutschland ... Darin muß nicht ein 
letztinstanzliches Urteil liegen. Europa und seine vormund- 
artigen , Söhne 1 werden absehbar nicht mehr Herren ihrer 
autonomen Machtspiele sein. Mutmaßlich ist der gesamte 
Ost-West-Konflikt mit seinem aufgeregten Prestige-Gebaren 
schon ein Nachhutgefecht der Geschichte, die ja immer 
schon das Neue vorbereitet, während das Überlebte noch 
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lautstark die Szene beherrscht.“ Wohl mit Blick auf die ato- 
mare Bedrohung und in der Einsicht, daß zwischen der Lo- 
sung der deutschen Frage und der Friedenssicherung in 
Europa ein untrennbarer Zusammenhang besteht, endet das 
Buch mit einer Sentenz, die die Richtung angibt: „Aufge- 
zwungene Umorientierungen könnten die Einsicht fördern, 
daß diesem alten Europa, um die Herausforderungen ganz 
neuer Dimensionen zu bestehen, die Wiederbegriindung sei- 
ner Mitte am Ende doch nützt.“ Dem ist nichts hmzuzufü- 

& n Karl Höffkes 



A. Paul Weber: „Narrenwelt“, Großformat 27 x 21 cm. 
S37 Abb. auf 208 S., kart., DM 44,-. 

A. Paul Weber: „Krieg und Frieden", Großformat 27 x 21 
cm, 176 Abb. auf 128 S., kart., DM 28,-. 
beide: Galerie am Abend, München, 1984. 



Über den Menschen und Künstler A. Paul Weber, dessen 
Werke wiederholt auch in „wir selbst“ abgebildet wurden, 
braucht man an dieser Stelle nicht viele Worte zu verlie- 
ren.- 1893 in Amstadt/Thüringen geboren, begann 1928 
seine enge Zusammenarbeit mit Ernst Niekisch und dessen 
Widerstandskreis, ln den Jahren 1929 bis 1934 schuf er die 
berühmt gewordenen Illustrationen für die Zeitschrift „Wi- 
derstand“ und die Bücher des gleichnamigen Verlages, u.a. 
sein bekanntestes Werk „Verhängnis“ zu Niekischs Schrift 
„Hitler - ein deutsches Verhängnis“. 1937 KZ- und Gesta- 
po-Haft in Hamburg-Fuhlsbüttel, Berlin und Nürnberg; 
schließlich Entlassung ohne Prozeß. 1938 Aufenthalt in den 
Vereinigten Staaten; das Angebot, dort zu bleiben, lehnte er 
ab, um 1939 nach Deutschland zurückzukehren.- Während 
der ersten Kriegsjahre entstand (neben vielen anderen Wer- 
ken) der Zyklus „Reichtum aus Tränen“ (der später von 
den Nazis unter dem Titel „Britische Bilder“ mit tendenziö- 
sen Texten veröffentlicht wurde).- In der Nachkriegszeit 
fertigte der Künstler von 1954 bis 1967 Zeichnungen und 
Lithographien für die satirische Zeitschrift „Simplizissi- 
mus", später auch für die Zeitschrift „Erasmus“.- Am 
9. November 1980 verstarb A. Paul Weber - ausgezeichnet 
mit vielen Kunstpreisen, dem Bundesverdienstkreuz und 
dem Professorentitel - in Groß-Schretstaken 

Die Münchner „Galerie am Abend“, die sich seit langen Jah- 
ren dem Gesamtwerk des Künstlers A. Paul Weber verbun- 
den fühlt, bietet nun in zwei Katalogen die bislang umfang- 
reichste Publikation seines Schaffens an. „Krieg und Frie- 
den - Lithographien, Zeichnungen und Illustrationen wider 
den Rüstungswahn“ und „Narrenwelt“ bieten mit ihren 
mehr als 700 Abbildungen (numeriert, mit Titelangabe, in- 
formativen Texten, einem alphabetischen Index und - so- 
weit möglich - mit genauem Entstehungsdatum versehen) 
einen bisher unbekannten Einblick in das Gesamtwerk. 

Beide Kataloge sind außerordentlich ansprechend und sorg- 
fältig gestaltet; alle Abbildungen — viele davon halb- oder 
ganzseitig abgedruckt - sind hervorragend reproduziert. 

Den Katalogen beigelegt sind die jeweils neuesten Preis- 
listen der zum Verkauf anstehenden Zeichnungen und Li- 
thographien, welche ebenfalls über die „Galerie am Abend“ 
vertrieben werden. 



Für die zahlreichen Liebhaber des Werkes A. Paul Webers 
liegt so endlich ein übersichtlich gestaltetes, umfangreiches 
Katalogwerk vor, das mit Gewißheit viele Freunde finden 
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Victor Zaslavsky: In geschlossener Gesellschaft. Gleichge- 
wicht und Widerspruch im sowjetischen Alltag, Westberlin: 
Wagenbach, 1982, 177 S„ DM 28,-. 

Was wissen wir schon über den Alltag in der Sowjetunion? 
Wir wissen mehr, seit ein gelehrter Autor die überarbeiteten 
Fassungen einiger in den USA veröffentlichten Zeitschrif- 
tenaufsätze in deutscher Sprache zusammengestellt hat. 

Zaslavsky räumt mit vielen Vorurteilen auf, und er räumt 
gut auf. Aufschlußreich schon das erste Kapitel: „Die Wie- 
dergeburt des Stalinkultes in der Sowjetunion", in wel- 
chem, statt die Willkürherrschaft einer abstrakten Bürokra- 
tie zu dokumentieren, ein tiefes Bedürfnis eines Großteils 
der Bevölkerung und gerade auch der Arbeiterklasse nach 
geordneten Verhältnissen bescheinigt wird - ein Einstel- 
lungsmuster, das mit anderem Inhalt dem deutschen Leser 
nur allzu bekannt Vorkommen dürfte! Der Mythos vom gu- 
ten Zaren, der von allem nichts gewußt hat, er hat die Ok- 
toberrevolution überlebt; ein trauriger Beitrag zur Diskus- 
sion um Kontinuität oder Diskontinuität. Wie viele Beob- 
achter meinen, steht der Höhepunkt der Stalinrcnaissance 
erst noch bevor, wenn die Sowjetpresse 1985 daran erin- 
nern wird, wer eigentlich den Oberbefeld über die Rote Ar- 
mee führte! 

Desillusionierender noch das Kapitel: „Politische Sozialisa- 
tion: Die sowjetischen Arbeiter und der Einmarsch in die 
Tschechoslowakei“. Hier handelt es sich um die Auswer- 
tung einer Erhebung unter Bohrarbeitern von fünf Betrie- 
ben in drei Regionen, die - man mag cs bedauern - zu dem 
Ergebnis kommt, „daß die sowjetische Propaganda der 
Wirklichkeit weit näher kam, als wir erwartet hatten: 
76,1 % aller Befragten gaben der Entscheidung zum Ein- 
marsch ihre Zustimmung, 14,6 % opponierten und 9,3 % 
waren unentschieden.“ (31) Einer irgendwie gearteten Kol- 
lektivschuld wird hier nicht das Wort geredet, wohl aber 
wird die - durchaus nicht so triviale - Einsicht darein ver- 
mittelt. daß es keine Herrschaft ohne soziale Basis gibt. Das 
Ergebnis wird abgesichert, indem methodische Schwierig- 
keiten breit diskutiert werden, wie es sich für einen verant- 
wortungsbewußten Sozialforscher gehört; und methoden- 
kritische Einwände gegen geheime Umfragen unter einer so 
mißtrauischen, ja eingeschüchterten Bevölkerung wie der 
sowjetischen liegen ja auch auf der Hand! 

Recht distanziert wird auch „Die ethnische Frage in der So- 
wjetunion“ behandelt. Differenziert werden da Themen- 
kreise wie „Freiwillige und erzwungene .Russifizierung' “ 
oder „Mechanismen der sprachlichen .Russifizierung' “ dis- 
kutiert. Einer gesonderten Betrachtung werden die balti- 
schen Republiken, die zentralasiatischen Republiken und 
die Krimtataren unterzogen. Für Illusionen bleibt da nicht 
mehr viel Raum. Eine nüchterne Sicht bewirkt auf die Di- 
stanz eben mehr als verbales Lospoltern. 

Was den Rezensenten indessen mehr noch fasziniert hat als 
der - fast durchweg - schockierende Inhalt, ist die Form 
des Vortrags. Hier verbinden sich intime Kenntnisse heimi- 
scher Verhältnisse aufs Glücklichste mit dem methodischen 
Niveau der nordamerikanischen Political Science und einer 
großartigen Belesenheit. Hier wird mit Veblen, Max Weber, 
Saussure und Tocqueville so selbstverständlich umgegangen, 
daß trotz aller sowjetischen Betroffenheit des Autors doch 
nie das Bewußtsein des wissenschaftlichen „Gens una 
sumus“ verlorengeht. 

In dem Band ist auf verhältnismäßig wenigen Seiten enorm 
viel nachgedacht worden. Kein Zweifel, hier ist fröhlich am 
Markt vorbeiproduziert worden! H F W 



77 




Ein Abo kommt 
überall hin ! 



Bestellschein: 



wir selbst 

Hiermit bestelle ich WIR SELBST. 
WIR SELBST erscheint sechsmal im 
Jahr. Ein Jahresabonnement kostet 
DM 27,- (6 Hefte a DM 4,- + DM 3,- 
Portokosten). Schüler (mit Bescheini- 
gung der Schule) erhalten sechs Num- 
mern für DM 18,-. 

Sollte ich WIR SELBST nicht mehr le- 
sen wollen, kann ich drei Monate vor 
Ablauf eines Kalenderjahres kündigen. 

Vertrauensgarantie: Mir ist bekannt, 
daß ich diese Vereinbarung innerhalb 
einer Woche (Poststempel entscheidet) 
schriftlich widerrufen kann 

Name 



Sollte ich WIR SELBST nicht mehr le- 
sen wollen, kann ich drei Monate vor 
Ablauf eines Kalenderjahres kündigen. 
Vertrauensgarantie: Mir ist bekannt, 
daß ich diese Vereinbarung innerhalb 
einer Woche (Poststempel entscheidet) 
schriftlich widerrufen kann bei: 

Verlag Bublies & Höffkes, Weißen- 
burgstraße 6, 6200 Wiesbaden 

Gewünschte Zahlungsweise für WIR 
SELBST (bitte ankreuzen): 

- bequem und bargeldlos durch Bank- 
einzug 

Bankleitzahl 

Kontonummer 

Geldinstitut 



Vorname 

Straße/Nr 

PLZ/Wohnort 

Datum/Unterschrift 



- gegen Rechnung 

- liegt als Scheck bei 
Datum/Unterschrift 



X 



pogrom 




Chaliand, Vanly, Kendal. Ghasscmlou u.a. 



Kurdistan und die Kurden 



..Das imernaiionalc Standardwerk über Geschichte. Ökonomie. Soztalstruktur. gegen- 
wärtige Situation und die Befreiungsbewegungen der Kurden in Irak. Iran. Syrien. Tür- 
kei" (Le Monde) 

endlich auch in deutscher Sprache von kurdischen Wissenschaftlern verfaßt 



Ich bestelle: 

O Kurdistan und die Kurden. Band I. 

480 Seiten. 200 Fotos und Karten. 
DM 9.80 

O Kurdistan und die Kurden. Rand 2. 

ca. 250 Seiten, mit Fotos und Kar- 
len (erscheint Frühjahr 1985). ca. 
10.- DM 

O Kurdistan ohne Menschenrechte - 
Befreiung ohne Publizität. Kurden- 
herichlcrstattung der Gesellschaft 
für bedrohte Völker 1970-1980. 
Großformat, ca. 100 Seilen 
(erscheint Ende 1984). ca. 12.- DM 
O Die Ye/idi. Religiös Verfolgte aus 
Türk »eh- Kurdistan. 150 Seiten. 
DM 10.- 



Kurdistan 

und die Kurden 



hernusgugabnn 

von 

Gerard 

Chaliand 



mit Beitragen von 
Kendal, Nazdoi. 
□haaaeuilou. Vanly 
Rooaevell tun. 



Gesellschaft für bedrohte Völker 

gemeinnütziger Verein 
Postfach 2024. 5400 Göttingcn 
Tel 0551-55822/23 
Postscheck Hamburg 297795-207 



I I 'pogrom' informiert über die Situation 
■ diskriminierter und verfolgter ethnischer 
■ Minderheiten (Mehrheiten) In aller Well 



Ulrich Delius 

Tahiti/Französisch Polynesien 
Südseeparadies unter dem 



Iböls.vpar.Kjks 



Seil 15 Jahron te Atompilz 

siel Franktelch In 
soinor Kolonie Po 
lyneBien 1 Tahiti 
Alombomben, die 
das Leben im pazi 
lischen Baum Be 
drohen. Polyne 
siens Unabhängig 
koltsbewegung be 
kampll die Alom 
versuche. 

Vorwort von Ro- 
ben Jungk, Gemems herausgog von 
Gesellschall lür bedrohte Volker. 
Gteenpeace. Aktion Suhnezeichen, 
BBU. 

Reihe pogtom Nr. 93/94, Oktober 1982. 
176 S. mit 38 Photos. 14 Graphiken und 
7 Karlen, DM 7,80 

John Mercoi 

Die Haratin — Mauretaniens 

Mauretaniens Rkinimn 

100.000 Sklaven Skla,en 

die Haratin, kamp r.T ,, 
len um ihre Bel.e, 
ung unter ihrer 
Bürgerrechtsbewe vs ft» 

gung EL HÖR. Die JÜ / ” 

britische Anti-Sla- 
very-Sociely legte , 

diesen Bericht den J 

Vereinten Nalio *AjS : 'w 

nen' vor Maureta 

gierung hat die Existenz der Sklaverei 
nicht bestritten. 

Reihe pogrom Nr. 9t, September 1982. 
112 S„ DM 6.80 

Einzel- und Abo-Bestellungen bei: 

Gesellschaft für bedrohte Völker 

Menschenrechtso'ganisation für Minderheiten 
Gemeinnütziger Verein 
Postfach 159 3400 Gottmgen 

Tel pogrom Versand 0551/55822 
Redaktion 55823 
Postscheck Hamburg 29779^207 



Vielvölkerstaat Afghanistan 

Der bewaffnete Wi- Okkupation 
derstand der alg und Widerstand 
hamschen Stam- 
mesvolkei der Ha- 
zara. Nuristams 
Paschtunen, Bra 
hui. Turkmenen. 

Tadschiken. Usbe 
ken, Almaq, u.a 
gegen die sowieh 
sehe Okkupation 
wird von der deut- 
schen Rechten zur i i 

antikommunislischen Propaganda mi8 
braucht, von der dogmatischen Linken 
diffamiert Die Gesellschaft lür bedroh 
le Volker legi eine umlassende Darslel 
lung der Situation der afghanischen Wi- 
derstandsbewegung vor und fordert zur 
Solidarität aut. 

Vorwort von Freimut Duve 

pogrom Nr 87. Febr /Marz 1982. 80S.. 

DM 4.80 

Nordamerikas Indianer 

Letzter Angriff aul unser Land 

Beitrage zur Frage 

Indianischer Land . . , 

rechte in den USA pO^OfTl 

und Kanada mii Ar — 

tikeln von und über — - 'ySA 

die Lakola. We S9K 

Stern Shoshone I’ ' k‘ 

Pit River Inuit (Es (^ 

Kl rOI _ flfll 

View mil Leonard . ro1[r 

Peilier: AbschluB ^ 

resolution der Ar- — — — 

beilsgruppen der 2 

NGO-Konlerenz Uber die Eingeborenen- 
Völker und Ihr Land/Genl 1981; Frauen 
und weibliche Splritualltai; Rohstoll 
ausbeulung der kanadischen Arktis: 
Botschaften desTraditionai Eiders Circ- 
le. der Hopi und der Lakola Nation, 
u.v.m. 

Vorwort von Claus Biegert 
pogrom Nr. 89/90 Juni/Juli 1982. 120 S 
mit vielen Photos, Karten. Graphiken 
und Literaturliste. DM 5.80 



i«gg. m i. 

tarn •* Und 




Kinisairisäan\\toiningtT 

Predigt für 

Ronald Reagan 

Der Ptüsident 
widdieApokdypsc 



120 S.. brosch.. UM 8.80 
ISBN 3-88458-074-4 



Ein Pro-Reagan-Buch? 
Ein Anti-Reagan-Buch? 



Ein Buch 

gegen den Wahnsinn der Rüstung! 



Reagan prophezeit 

die Apokalypse für unsere Generation 
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Auch wenn die sogenannnten Amtskirchen 
anscheinend das Beten verlernt haben. 

Gott sei’s geklagt. 



Schauen Sie doch mal nach, ob Sie 
dieses Buch im Buchhandel finden. 



ERB VERLAG 

Benderstraße 89 
4000 Düsseldorf 12 





